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159. Sitzung 

Bonn, den 13. März 1968 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 14.32 Uhr 

Vizepräsident Scheel: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die 
Tagesordnung möchte ich Ihnen folgendes mitteilen. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
Tagesordnung uni die in der Ihnen vorliegenden 
Liste bezeichneten Vorlagen erweitert werden. Er-
hebt sich dagegen Widerspruch? — Das ist nicht der 
Fall. Das Haus ist einverstanden. Die Erweiterung 
der Tagesordnung um diese Punkte ist somit be-
schlossen. 

Es liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen der Bun-
desregierung vor, die keiner Beschlußfassung be-
dürfen und die nach § 76 Abs. 2 der Geschäftsord-
nung den zuständigen Ausschüssen überwiesen 
werden sollen: 

Vorlage des Bundesministers für Familie und Jugend 

Betr.: Bericht der Bundesregierung über die Lage der 
Familien in der Bundesrepublik Deutschland 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vorn 23. Juni 
1965 

— Drucksache V/2532 
zuständig: Ausschuß für Familien- und Jugendfragen 

Vorlage des Präsidenten der Versammlung der Westeuro-
päischen Union 
Betr.: Empfehlungen der Versammlung der Westeuro-

päischen Union während der Sitzungsperiode vom 
4. bis 7. Dezember 1967 

— Drucksache V/2633 
Empfehlung 160 zuständig: Verteidigungsausschuß 
Empfehlung 164 zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Erhebt sich gegen die beabsichtigte Überweisung 
Widerspruch? — Ich stelle fest, daß das nicht der 
Fall ist. Damit sind diese Vorlagen den zuständigen 
Ausschüssen überwiesen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen 
mitteilen, daß als Nachfolgerin für den durch Ver-
zicht ausgeschiedenen Abgeordneten Dr. Effertz 
Frau Dr. Heuser am 11. März 1968 die Mitglied-
schaft im Deutschen Bundestag erworben hat. Ich 
begrüße Frau Dr. Heuser, die heute nicht hier sein 
kann, weil sie sich noch in einem Genesungsurlaub 
befindet. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für das Post- und 
Fernmeldewesen hat am 23. Februar 1968 unter Bezugnahme auf 
§ 17 Abs. 5 des Postverwaltungsgesetzes den Voranschlag der 
Deutschen Bundespost für das Rechnungsjahr 1968 zur Kenntnis 
übersandt. Er liegt im Archiv zur Einsichtnahme aus. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat am 5. Februar 1968 mitgeteilt, daß seitens 
des federführenden Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sowie des mitberatenden Ausschusses für Wirt-
schaft und Mittelstandsfragen gegen die nachstehend angeführten 
EWG-Verordnungen keine Bedenken erhoben wurden: 

Verordnung Nr. 1018/67/EWG des Rates vom 19. Dezember 
1967 zur Ergänzung der Verordnung Nr. 365/67/EWG über 
die Regeln für die vorherige Festsetzung der Abschöpfungen 
für Reis und Bruchreis 

Verordnung Nr. 1019/67/EWG des Rates vom 19. Dezember 
1967 zur Ergänzung der Verordnung Nr. 366/67/EWG über 
die Grundregeln für die Gewährung von Erstattungen bei 
der Ausfuhr von Reis und über die Kriterien für die Fest-
setzung der Erstattungsbeträge 

Verordnung Nr. 1028/67/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1967 zur Änderung der Verordnungen Nr. 111/64/EWG und 
Nr. 68/67/EWG hinsichtlich der Berechnung der Abschöpfungs-
beträge für bestimmte Käsesorten 

Verordnung Nr. 1039/67/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1967 zur Änderung der in Frankreich während des Milch-
wirtschaftsjahres 1967/1968 geltenden Schwellenpreise für be-
stimmte Milcherzeugnisse 

Verordnung Nr. 1042/67/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1967 zur Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnungen 
Nr. 214/67/EWG und Nr. 407/67/EWG 

Zu der in der Fragestunde der 158. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 11. März 1968 gestellten 
Frage des Abgeordneten Dichgans, Drucksache 
V/2636 Nr. 3 s), ist inzwischen die schriftliche Ant-
wort des Bundesministers Dr. Dr. Heinemann vom 
12. März 1968 eingegangen. Sie lautet: 

Ausweislich der vom Statistischen Bundesamt in Wiesbaden 
herausgegebenen Strafverfolgungsstatistik für die Jahre 1961 
bis 1965 (die Zahlen für das Jahr 1966 liegen noch nicht vor) 
wurden in der Bundesrepublik Deutschland wegen einfacher und 
schwerer passiver Bestechung rechtskräftig abgeurteilt: 

Wie sich aus der Ubersicht ersehen läßt, sind die Verurtei-
lungen wegen Bestechung in den letzten Jahren stark zurück-
gegangen. Insgesamt ergibt sich ein erfreuliches Gesamtbild von 
der Integrität der deutschen Beamtenschaft. 

Zu der in der Fragestunde der 158. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 11. März 1968 gestell- 

*) Siehe 158. Sitzung, Seite 8158 C 

einfache passive 
Bestechung (§ 331 StGB) 

schwere passive 
Bestechung (§ 332 StGB) 

Jahr Abge- darunter Abge- darunter 
urteilte Ver- urteilte Ver- 

insgesamt urteilte insgesamt urteilte 

1961 221 186 98 65 

1962 143 109 91 60 

1963 57 34 73 48 

1964 43 23 	53 40 

1965 21 20 	47 28 
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Vizepräsident Scheel 

ten Frage des Abgeordneten Cramer, Drucksache 
V/2636 Nr. 4 *), ist inzwischen die schriftliche Ant-
wort des Bundesministers Frau Strobel vom 12. März 
1968 eingegangen. Sie lautet: 

Das Bundesgesundheitsamt hat mich auf Grund eigener Arbei-
ten und der vorliegenden wissenschaftlichen Veröffentlichungen 
darauf hingewiesen, daß es auf dem Markt Ozon erzeugende 
Geräte für Wohn- und Schlafräume gibt, welche Konzentrationen 
erzeugen können, die über den fur die menschliche Gesundheit 
zuträglichen Werten liegen. Auch Bürger haben sich bereits am 
mich gewandt, die bei Gebrauch eines solchen Gerätes Gesund-
heitsstörungen bemerkt haben. Die Ozonkonzentration in einem 
Raum hängt nicht nur von der erzeugten Ozonmenge ab, son-
dern ebenso von der Konzentration oxydierbarer Substanzen in 
der Raumluft, der Raumgröße und der Luftwechselzahl. Dei 
Käufer eines solchen Gerätes ist weder in der Lage, die Kon-
zentration oxydierbarer Substanzen in der Zimmerluft noch die 
zu deren Oxydation erforderliche Ozonmenge festzustellen. 

Ein wesentlicher Grund, der mich zu meiner Warnung veran-
laßt hat, war, deß diese Geräte auch noch unter Anpreisung 
gesundheitlicher Vorteile angeboten werden. 

Daneben gibt es Geräte, die so minimale Ozonmengen er-
zeugen, daß eine Gesundheitsschädigung nicht zu befürchten ist. 
Bei diesen sind aber um so mehr die in der Werbung behaupte-
ten vielfältigen Wirkungen nicht zu erwarten. 

In der Schweiz hat die Interkantonale Kontrollstelle für Heil-
mittel zwar die Raumozonierung als nützlich empfohlen. Dein 
sind Fachwissenschaftler des Instituts für Hygiene und Arbeits-
physiologie der Eidgenössischen Technischen Hochschule Zürich 
mit dem Wunsch entgegengetreten, die Kontrollstelle möge 
diesen auf falschen Überlegungen beruhenden Entscheid über-
prüfen und die schweizerische Öffentlichkeit vor gesundheits-
schädigenden Apparaturen schützen. 

In den USA sind die Behörden zu dem Schluß gekommen, daß 
es prinzipiell falsch sei, so toxische Substanzen wie Ozon in 
Räumen, die von Menschen für längere Zeit benutzt werden, zu 
produzieren. 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt halte ich den Hinweis an die 
Bevölkerung auf die Bedenklichkeit der unkontrollierten An-
wendung Ozon erzeugender Geräte in Wohn- und Schlafräumen 
für ausreichend. Sollte sich herausstellen, daß das nicht genügt, 
werde ich prüfen, wie auf andere Weise die Auswüchse unter-
bunden werden können. 

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

(Drucksachen V/2636, zu V/2636, V/2658, V/2673) 

Hier haben wir zunächst eine Frage aus dem Be-
reich des Bundesministers für Wirtschaft, zu dessen 
Geschäftsbereich auch dringliche Mündliche Anfra-
gen vorliegen. Ich nehme aber die normale Anfrage 
vorweg, die denselben Stoff betrifft wie die Dring-
lichen Anfragen, nämlich die Anfrage 175 des Herrn 
Abgeordneten Müller (München) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorgänge um die 
Auftragsvergabe für den Tarbela-Staudamm in Pakistan? 

Das Wort zur Beantwortung hat der Herr Staats-
sekretär im Wirtschaftsministerium. Bitte, Herr 
Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Dr. Mül-
ler, die Bundesregierung hat mit Bedauern davon 
Kenntnis genommen, daß der Auftrag zum Bau des 
Tarbela-Staudammes in Pakistan nicht an das 
deutsch-schweizerische Konsortium vergeben wor-
den ist. Sie hat sich von der Durchführung dieses 
Projekts eine Festigung der freundschaftlichen Be-
ziehungen zu Pakistan versprochen. Das Bauvorha-
ben war Gegenstand der Gespräche des Bundeskanz-
lers mit dem pakistanischen Staatspräsidenten im 
November 1967 in Pakistan. Der Staudamm ist zen-
traler Faktor des für dieses Land lebenswichtigen 
land- und wasserwirtschaftlichen Entwicklungspro- 

*) Siehe 158. Sitzung, Seite 8158 C 

gramms für das Industriegebiet. Für die deutsche 
Bauindustrie bedeutete er die Chance für einen Lei-
stungsbeweis bei derartigen Dimensionen. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Müller. Bitte! 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, wird die Bundesregierung irgendwelche Schritte 
bei der Weltbank unternehmen, da nach Auffassung 
des deutsch-schweizerischen Konsortiums von dieser 
Seite die Ausschreibungsbedingungen eingehalten 
worden sind, aber die Weltbank mit der Begrün-
dung, sie seien nicht eingehalten worden, die Zu-
stimmung versagt hat? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Es ist nichts 
Derartiges beabsichtigt. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage des Herrn Kollegen Dr. Müller. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, wird sich das Bundeswirtschaftsministerium in 
Verhandlungen einschalten, die eventuell zu einer 
Zusammenarbeit von Firmen des deutsch-schweize-
rischen und des französisch-italienischen Konsor-
tiums führen, da sich offensichtlich zeigt, daß die 
französisch-italienische Seite an einer solchen Mit-
arbeit auch aus finanziellen Gründen interessiert ist? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Der Herr Bun-
deswirtschaftsminister würde es vorziehen, wenn 
sich die beiden Konsortien, falls notwendig und 
wünschenswert, selbst zusammenfänden. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Kollegen Strohmayr. 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmt 
es, daß die französisch-italienische Gruppe eine 
Äußerung von sich gegeben hat, daß sie nicht in der 
Lage sei, allein dieses Projekt durchzuführen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das kann noch 
nicht gesagt werden. Uns sind Berichte zugänglich 
gemacht worden, daß die französische Regierung 
ihren Anteil erhöhen will. Aber darüber wissen wir 
noch nichts Definitives, Herr Kollege Strohmayr. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage des Herrn Kollegen Strohmayr. 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmt 
es, daß die französisch-italienische Firmengruppe 
bereits Verbindung mit der deutsch-schweizerischen 
Gruppe aufgenommen hat, um unter Umständen ge-
meinsam dieses Projekt durchzuführen? 
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Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das ist durchaus 
möglich. Das habe ich dem Herrn Kollegen Dr. 
Müller vorhin auch bestätigt. Die Frage ist nur, ob 
sich die  Bundesregierung in diese Verhandlungen 
einschalten soll. 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen jetzt zur 
Beantwortung der Dringlichen Mündlichen Anfragen 
des Abgeordneten Schlager — Drucksache V/2658 —: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den pakistanischen Zu-
schlag für das Entwicklungshilfeprojekt Tarbela-Staudamm an 
das französisch-italienische Konsortium, statt an das im Preis 
günstiger liegende deutsch-schweizerische Konsortium? 

Gibt es bindende Zusagen der Bundesregierung in Pakistan, 
sich selbst dann mit der Hälfte der vorgesehenen 400 Millionen 
DM Finanzierungshilfe zu beteiligen, wenn der Zuschlag nicht 
an ein Konsortium mit deutscher Beteiligung vergeben würde? 

Ist es dem deutschen Steuerzahler gegenwärtig — angesichts 
der noch nicht überwundenen konjunkturellen Talwanderung - 
zumutbar, daß sich die Bundesregierung an einem Entwicklungs-
hilfeprojekt von der Größenordnung des Tarbela-Staudamms 
finanziell beteiligt, aus dem keine Aufträge an die deutsche 
Wirtschaft fließen? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort zur Be-
antwortung. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Ich darf viel-
leicht die Fragen 2 und 3 zusammen beantworten. 
Die Frage 1 ist ja praktisch schon erledigt, Herr 
Kollege Schlager. 

Auf einer Tagung der Weltbank am 20. und 
21. Juli 1967 hat die Bundesregierung in Washington 
für den Fall, daß deutsche Firmen den Auftrag zum 
Bau des Tarbela-Staudamms nicht erhalten, einen 
an deutsche Lieferungen gebundenen Finanzierungs-
beitrag bis zur Höhe von 200 Millionen DM unter 
dem Vorbehalt einer endgültigen Entscheidung des 
Bundeskabinetts und der Zustimmung des Haus-
halts- und des Entwicklungshilfeausschusses des 
Deutschen Bundestages in Aussicht gestellt. Eine 
bindende Zusage wurde damit nicht gegeben. 

Da ein eventueller Finanzierungsbeitrag der Bun-
desregierung somit an deutsche Lieferungen und 
Leistungen gebunden wäre, würde der bereitge-
stellte Kredit in diesem Falle in voller Höhe der 
deutschen Wirtschaft in Form von Aufträgen zugute 
kommen. Ich möchte jedoch in diesem Zusammen-
hang darauf hinweisen, daß die Mittel der Entwick-
lungshilfe nicht nur der Exportförderung dienen. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Kollegen Schlager. 

Schlager (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
habe zunächst die Frage, welche Kreditzusagen die 
Länder Frankreich und Italien an Pakistan für den 
Fall gegeben haben, der jetzt eingetreten ist, daß 
dieser Auftrag an das italienisch-französische Kon-
sortium vergeben wird. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Die genauen 
Daten sind mir nicht bekannt. Ich bin aber gern be-
reit, sie Ihnen schriftlich zur Verfügung zu stellen. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage des Herrn Kollegen Schlager. 

Schlager (CDU/CSU) : Kann man aus dem, was 
Sie vielleicht gehört haben, entnehmen, daß gegen-
wärtig noch eine Finanzierungslücke besteht, in die 
nun möglicherweise, vielleicht auch nach Absprache 
mit den Ländern Italien und Frankreich, die Bun-
desrepublik eintreten könnte? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundseminister für Wirtschaft: Eine derartige 
Lücke soll durchaus bestehen, Herr Kollege Schla-
ger; aber die Bundesregierung wird sich eine Ent-
scheidung über diese Frage vorbehalten. 

Vizepräsident Scheel: Noch eine Zusatzfrage. 

Schlager (CDU/CSU) : Ich habe drei Fragen. 

Vizepräsident Scheel: Insgesamt sechs Zusatz-
fragen. Wollen Sie gleich alle sechs anmelden? 

Schlager (CDU/CSU) : Es wird wohl das beste 
sein. 

Vizepräsident Scheel: Bitte sehr, Sie können 
sie hintereinander stellen. 

Schlager (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie uns sagen, welchen Schuldenstand das Land 
Pakistan aus der deutschen Entwicklungshilfe hat, 
insbesondere im Hinblick auf eine Mitteilung des 
Herrn Bundesministers Wischnewski, der festge-
stellt hat, daß — in absoluten Zahlen gemessen --
neben den Ländern Indien und der Türkei Pakistan 
zur Spitzengruppe unserer Schuldnerländer gehört? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Ja, der Betrag 
beläuft sich auf etwa 1,5 Milliarden DM. Aber Pa-
kistan hat einen multilateralen Zahlungsbilanzaus-
gleich. Die Zahlungsfähigkeit des Landes ist von 
der Weltbank geprüft worden. Die Kosten des Stau-
damms würden die pakistanische Zahlungsbilanz 
zusätzlich etwa in Höhe von 4 %  der Exporterlöse 
in den kommenden Jahren belasten. Bei einer 
gegenwärtigen Verschuldung Pakistans in Höhe von 
etwa 13% der Exporte wären das 17%. Die Welt-
bank, die an sich als ein sehr kritisches Institut gilt, 
hielt das gerade noch für tragbar. 

Schlager (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hätte 
man angesichts dieses sehr hohen Schuldenstandes 
nicht eigentlich vom Land Pakistan erwarten können 
und dürfen, daß es auch aus politischer Sicht diesen 
Auftrag an das deutsch-schweizerische Konsortium 
vergehen hätte, zumal dieses Konsortium ja nun 
auch preislich mit seinem Angebot unter allen ande-
ren Angeboten der Konkurrenten gelegen ist? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Ich bin sicher, 
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Herr Kollege Schlager, daß über diese Fragen noch 
gesprochen werden muß. Vieles ist tatsächlich noch 
unklar. An sich ist Pakistan in keiner Weise gehal-
ten, dem billigsten Anbieter den Zuschlag zu geben. 
Bei den vielen Rechtsgutachten, die hin und her ge-
wechselt worden sind und wohl auch noch gewechselt 
werden, wird das sicherlich eine große Rolle spielen. 

Schlager (CDU/CSU) : Wie glaubt aber dann das 
Land Pakistan diesen hohen Schuldenstand gegen-
über der Bundesrepublik abbauen zu können, wenn 
es ein Projekt von dieser Größenordnung uns ver-
weigert hat? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Ich glaube, 
Pakistan kann seine Schulden uns gegenüber nur 
durch eine höhere Exportfähigkeit abbauen. Einen 
anderen Weg sehe ich auf die Dauer eigentlich nicht. 

Schlager (CDU/CSU) : Welche Möglichkeiten hat 
eigentlich Pakistan gegenwärtig überhaupt, durch 
eine Steigerung seiner Exporte diesen hohen Schul-
denstand abzubauen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Pakistan führt 
Textilien und Naturprodukte aus. Herr Kollege 
Schlager, mit diesem Land verhält es sich wie mit 
jedem anderen Entwicklungsland. Hierbei ist immer 
ein Blick in unsere eigene historische Vergangenheit 
angebracht, die vor 150 oder 200 Jahren in vieler 
Beziehung nicht viel anders gewesen ist, als das 
heute in den Entwicklungsländern der Fall ist. 

Vizepräsident Scheel: Sie haben noch eine 
Zusatzfrage, Herr Schlager. 

Schlager (CDU/CSU) : Danke schön, die letzte. 
— Herr Staatssekretär, ich möchte jetzt nicht an das 
Gespräch vom Montag anknüpfen im Hinblick auf 
die Möglichkeit Pakistans, Textilexporte durchzufüh-
ren, sondern in Anlehnung an die Fragen des Herrn 
Kollegen Müller auf die Ausführungen des Herrn 
Ministers Wischnewski verweisen, der in einem 
Rundfunkinterview gesagt hat, die Zusammenarbeit 
zwischen Frankreich und der Bundesrepublik in Fra-
gen der Entwicklungshilfe sei auch auf Ressortebene 
besonders intensiv. Wäre es nicht doch sinnvoll und 
angesichts des hohen Schuldenstandes Pakistans so-
gar geboten, auf offizieller Ebene mit Frankreich 
Kontakt aufzunehmen mit dem Ziel, die deutsche 
Industrie zumindest durch Vergebung von Unter-
aufträgen an diesem Tarbela-Staudamm-Projekt zu 
beteiligen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Schlager, in diesem Fall gilt, daß wir ja ursprüng-
lich einen Finanzierungsbeitrag von 200 Millionen 
DM für deutsche Lieferungen ohne jede weitere 
Kondition in Aussicht gestellt haben. Selbstverständ-
lich wird auch über diesen Punkt noch gesprochen 
werden. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Dr. Mül-
ler, eine Zusatzfrage. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, Sie sprachen davon, daß Pakistan bzw. die zu-
ständige Behörde Pakistans nicht verpflichtet war, 
das billigste Angebot zu nehmen. Glauben Sie, daß 
politische Gründe dafür maßgebend waren, daß es zu 
dieser Entscheidung kam? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Ich habe gesagt, 
das ist in keiner Weise klar; ich halte es nicht 
für wahrscheinlich. Welche Gründe nun aber im ein-
zelnen maßgebend waren, das muß erst noch heraus-
gefunden werden. 

Vizepräsident Scheel: Noch eine Frage. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, gab es Einwirkungen ausländischer Regierungen 
auf die Bundesregierung in dieser Frage? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das ist mir 
nicht bekannt. Bekannt ist nur, daß die pakistani-
schen Bieter über die nachträgliche Korrektur des 
Preises, die ja als Preiserhöhung empfunden wurde, 
verärgert waren. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, finden Sie 
es angesichts Ihrer vorigen Äußerung, daß die Welt-
bank diese Projekte kritisch beurteile, nicht doch 
sonderbar, daß trotz dieser kritischen Beurteilung 
durch die Weltbank ein höheres Angebot angenom-
men und bezahlt wird gegenüber dem niedrigeren 
Angebot von seiten des deutsch-schweizerischen 
Konsortiums? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Ott, auch das italienisch-französische Angebot liegt 
noch im Rahmen der ursprünglichen Kostenschät-
zungen der Weltbank für dieses Projekt. Selbst-
verständlich gibt die Weltbank nur eine Finanzie-
rungszusage, wenn die Rentabilität gesichert und 
die Sicherheit des ganzen Vorhabens gegeben ist. 
Das scheint aber auch bei der französischitalieni-
schen Gruppe der Fall zu sein. 

Vizepräsident Scheel: Noch eine Frage, Herr 
Kollege Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wollen Sie 
damit zum Ausdruck bringen, daß trotz der nach-
träglichen Erhöhung des Angebots durch das 
deutsch-schweizerische Konsortium der Preis nicht 
noch niedriger ist als der einmalig endgültig ge-
nannte Preis der Franzosen und Italiener? 
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Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Nein, das 
wollte ich in keiner Weise zum Ausdruck bringen. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Staats-
sekretär, würden Sie mir zustimmen, wenn ich sage, 
daß die Feststellung des Bundeskanzlers vorgestern, 
daß im deutschen Volk noch viel aufgeklärt werden 
muß über die Entwicklungshilfe und die Probleme, 
die damit zusammenhängen, auch zum Inhalt hat, 
daß Aufklärung in dieser Frage ohne Zweifel auch 
in diesem Hohen Hause notwendig ist? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Selbstver-
ständlich wird dem zuständigen Ausschuß auch über 
viel weitergehende Details dieses diffizilen Pro-
blems Kenntnis gegeben werden. Aber zunächst ist 
ja die Bundesregierung selbst noch in einem Sta-
dium, in dem sie sich mit den Gründen der Ent-
scheidung vertraut macht. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Staats-
sekretär, ist Ihnen entgangen, daß ich damit auf den 
Widerspruch hinweisen wollte, der zwischen dieser 
Frage, gestellt von einem Kollegen aus der Regie-
rungskoalition, und den Feststellungen, die der 
Herr Bundeskanzler an diesem Pult getroffen hat, 
besteht? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das ist mir 
entgangen. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Stroh-
mayr! 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie sag-
ten doch vorhin, daß die 200 Millionen DM ur-
sprünglich bedingungslos gegeben worden wären, 
wenn ... Ich frage Sie: Werden nun diese 200 Mil

-

lionen DM unter Umständen unter bestimmten Be-
dingungen gegeben werden? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Diese Ent-
scheidung muß noch vom Bundeskabinett gefällt 
werden, Herr Kollege Strohmayr. Es ist ganz sicher, 
daß eine entsprechende Beteiligung, ein entspre-
chendes deutschen Engagement dafür erwartet wird. 

Vizepräsident Scheel: Noch eine Frage, Herr 
Kollege Strohmayr. 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, ich 
möchte Sie nur so ganz am Rande fragen: Hat die 
Reise des Herrn Ministerpräsidenten Goppel, des 

Herrn Wirtschaftsministers Schedl und des Herrn 
Kultusministers Huber, der Herren aus dem baye-
rischen Kabinett, irgend etwas mit der Vergabe der 
Arbeiten für den Staudamm zu tun gehabt? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das ist mir 
nicht bekannt, Herr Kollege Strohmayr; das sagt 
aber nicht, daß es auszuschließen ist. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Stiller. — Hat verzichtet! — Dann bitte Herr 
Kollege Ott. 

 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, muß man 
nicht zu der Auffassung kommen, daß, falls die 
Bundesregierung an ihrem Kreditangebot in Höhe 
von 200 Millionen DM festhält, die Gefahr besteht, 
daß die Hälfte dieses Kredits, nämlich 100 Millionen 
DM, nur dazu dienen wird, den höheren Preis der 
französisch-italienischen Gruppe zu finanzieren? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Ott, es 
sind ursprünglich für den Fall deutscher Bauausfüh-
rung 400 Millionen DM für das Tarbela-Staudamm-
Projekt zur Verfügung gestellt worden, und zwar 
ohne jede Kondition. Ich kann nur wiederholen, die 

1 Bundesregierung wird sich die Entscheidung dar-
über vorbehalten, was jetzt in bezug auf dieses Pro-
jekt zu geschehen hat, und selbstverständlich wer-
den der Haushaltsausschuß und der Ausschuß für 
Entwicklungshilfe vorher zu Rate gezogen werden. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich Ihre vor-
hergehende Antwort auf die Frage des Kollegen 
Strohmayr bezüglich der Aufgabe der bayerischen 
Regierungsdelegation unter Führung des Herrn 
Ministerpräsidenten so verstehen, daß diese Reise 
nicht mit der Bundesregierung abgestimmt war? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Nein, das dür-
fen Sie in keiner Weise. Das war tatsächlich so auf-
zufassen, wie ich es gesagt hatte: Mir ist das nicht 
bekannt. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Ertl (FDP) : Daraus ist zu entnehmen, daß diese 
Reise abgestimmt war. Warum hat sich die Bundes-
regierung diese Kontaktnahme nicht zunutze ge-
macht? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Es hat ja auch 
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einen Kontakt auf der von mir vorhin skizzierten 
Ebene Bundeskanzler — pakistanischer Staatspräsi-
dent gegeben. 

(Abg. Ertl: War das schon zu spät?) 

— Das kann ich nicht beurteilen. Ich glaube das 
nicht. 

Vizepräsident Scheel: Damit sind die Dring-
lichen Anfragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Wirtschaft erledigt. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Präsident, 
wäre es möglich, die Fragen 104 bis 108 anzuschlie-
ßen? 

Vizepräsident Scheel: Nein, Herr Staatssekre-
tär, leider nicht. 

Wir kommen zu den Dringlichen Mündlichen An-
fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundeskanz-
lers. Fragesteller ist der Abgeordnete Dr. Mühlhan: 

Hat das Bundespresse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung über die Deutsche Wochenschau GmbH (UFA) in den 
Jahren 1966/67 insgesamt ca. 10 000 m Archivfilmmaterial über 
die militärische und politische Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland nach 1949 an die ostzonale DEFA verkauft? 

Das Wort zur Beantwortung hat Herr Staatssekre-
tär Diehl. 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, das Presse- und Informationsamt hat 
zu keinem Zeitpunkt Archivmaterial über die Deut-
sche Wochenschau GmbH an die DEFA verkauft. 
Der Sachverhalt ist vielmehr folgender. Die Deut-
sche Wochenschau hat am 5. Juli 1954 einen vom 
Bundesminister für Wirtschaft im gleichen Jahr, 
nämlich am 2. November, genehmigten Filmaus-
tauschvertrag mit der DEFA abgeschlossen, der dem 
regelmäßigen Austausch von aktuellem Filmmaterial 
und Archivmaterial dient. Es ist dies eine der weni-
gen noch funktionierenden Verbindungen auf kultu-
rellem Gebiet zwischen der Bundesrepublik und dem 
anderen Teil Deutschlands. Dieser Austausch hat in 
dem gesamten Zeitraum 81 000 m erfaßt, die von der 
anderen Seite an die Deutsche Wochenschau gegan-
gen sind, während 70 000 m an die DEFA gegangen 
sind. 

Was nun Material in dem in Ihrer Frage genann-
ten Zusammenhang angeht, darf ich folgendes sagen. 
Die Deutsche Wochenschau verwaltet auch ein 
Archiv, das uns seinerzeit von der United States 
Information Agency übergeben worden ist und 
das den Zeitraum von 1945 bis 1952 abdeckt. Von 
1966 bis zum August 1967 sind aus diesem alten 
Archivbestand im Rahmen jenes Gesamtabkom-
mens, dessen Volumen ich beschrieben habe, rund 
9000 m Filmmaterial übergeben worden, von dem 
vermutlich etwa 8 bis 10 0/0 ausgewertet worden 
sind. 

Die von Ihnen genannte Sendereihe — —

(Abg. Mühlhan: Das ist meine zweite Frage!) 

Vizepräsident Scheel: Augenblick! Der Herr 
Staatssekretär hat das Recht, die Fragen zu verbin-
den, wenn er das will. Sie haben dann das Recht, 
Herr Abgeordneter, so viele Zusatzfragen zu stel-
len, wie Ihnen nach der Anzahl der Fragen zustehen. 

(Abg. Mühlhan: Bislang ist immer gefragt 
worden, ob die Fragen verbunden werden 

dürfen!) 

— Herr Abgeordneter, die Regeln bestimmt der Prä-
sident. Wenn der Staatssekretär die Fragen verbin-
den will, kann er sie verbinden, wenn er sie nicht 
verbinden will, braucht er sie nicht zu verbinden. 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Wie der 
Herr Abgeordnete es wünscht. 

Vizepräsident Scheel: Also werden sie nicht 
verbunden. Sie haben eine Zusatzfrage. 

Dr. Mühlhan (FDP) : Ist dem Bundespresseamt 
bekannt, daß das in Hamburg lagernde Filmmate-
rial, das aus den beiden amerikanischen Wochen-
schauen „Welt im Bild", „Welt im Film" der 
UFA-Wochenschau übergeführt ist, keinem Aus-
tauschabkommen unterliegt, im Gegensatz zu den 
laufenden Kopien der Wochenschaugesellschaften? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef : Herr 
Abgeordneter, der Austauschvertrag aus dem Jahre 
1954, den ich erwähnte, schließt ausdrücklich sowohl 
den Austausch von aktuellem Material als auch von 
Archivmaterial ein. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Mühlhan (FDP) : Darf ich fragen, was hat die 
DEFA im Austausch abgegeben, und wer hat das 
DEFA-Material erhalten? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, das Gesamtvolumen — ich sagte es 
— der Lieferung von der anderen Seite an die Deut-
sche Wochenschau beträgt 81 000 m. 70 000 m sind 
von der Deutschen Wochenschau an die DEFA ge-
liefert worden. Es besteht also ein leichtes Über-
gewicht der Lieferungen aus dem anderen Teil 
Deutschlands an die Deutsche Wochenschau. 

Vizepräsident Scheel: Herr Abgeordneter, ich 
würde Ihnen die Möglichkeit geben, diese Frage zu 
wiederholen, weil sie nicht beantwortet worden ist. 

Dr. Mühlhan (FDP) : Ich möchte mich auf diese 
10 000 m beziehen und ich möchte wissen, was die 
DEFA für die oben erwähnten 10 000 Filmmeter ab-
gegeben und wer dieses DEFA-Material erhalten 
hat. Es besteht nämlich ein Unterschied zwischen 
dem Archivmaterial des Bundespresseamtes und 
dem Archivmaterial der UFA-Wochenschau. 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef : Das 
Archivmaterial, das Sie ansprechen, Herr Abgeord- 
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peter, stammt aus USIA-Beständen und deckt, wie 
ich sagte, den Zeitraum von etwa 1945 bis 1952 ab. 
Aus diesem Material sind etwa 9000 m im Rahmen 
dieses Gesamtaustausches an die DEFA gegangen. 
Es war keine spezielle Gegenleistung der anderen 
Seite vorhanden. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage dazu, 
Herr Abgeordneter Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, mein Kollege 
Mühlhan fragt Sie, ob Archivmaterial über militä-
rische und politische Entwicklungen übergeben wor-
den ist. Das trifft offensichtlich zu. Ich frage Sie, ist 
uns gleichlaufend von drüben auch über die poli-
tische und militärische Entwicklung Filmmaterial zur 
Verfügung gestellt worden? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef : Herr 
Abgeordneter, die Formulierung, daß Material über 
die militärische oder politische Entwicklung über-
geben worden ist, läßt vielleicht den Schluß zu, es 
handle sich hier um Material, das nicht offen sei. 
Es handelt sich aber um Wochenschaumaterial, das 
sowieso im Umlauf ist. Das Material, das von der 
anderen Seite geliefert wird, deckt auch alle Aktivi-
täten im anderen Teil Deutschlands ab. 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen zur Beant-
wortung der nächsten Frage des Herrn Abgeord-
neten Mühlhan: 

Weiß die Bundesregierung, daß dieses Material zu einer 
gegen die Bundesrepublik Deutschland gerichteten Fernsehsende-
reihe „Kämpfer und Sieger" benutzt wurde? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, die Bundesregierung kennt eine 
Fernsehserie mit dem Titel „Kämpfer und Sieger", 
die drüben ausgestrahlt wird. Diese Serie hat 15 Fol-
gen und ist ein breit angelegter Versuch, die deut-
sche Geschichte seit 1848 his zur Gegenwart nach den 
Lehren des Marxismus-Leninismus darzustellen. Wir 
haben die neueren Teile, also von 1943 an, auf 
Ampex aufgenommen. Sie befinden sich im Ministe-
rium für gesamtdeutsche Fragen und können dort 
auch eingesehen werden. Material, das aus dem 
Austausch stammt, darin zu identifizieren, ist sehr 
schwierig. Wir schätzen, daß vielleicht insgesamt 
800 m in diese Sendung Aufnahme gefunden haben. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Mühlhan. 

Dr. Mühlhan (FDP) : Ist das Bundespresseamt 
nicht gehalten, bei der Auswahl von Archivmate-
rial für die DDR besonders sorgfältig zu verfahren, 
weil original gedrehte Filme vom unmittelbaren 
Geschehen psychologisch eine weitaus tiefere und 
eindrucksvollere Wirkung haben als von Zeitungen 
und Bildschirmen abgenommene Aufnahmen, die 
das akute politische Ereignis darstellen sollen, vor 
allem dann, wenn diese Originalfilmausschnitte in 
propagandistischer Absicht in größeren Zusammen- 

hängen politischer Demagogie verwandt werden 
können? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, die Deutsche Wochenschau ist an sich 
der Vertragspartner der DEFA, nicht das Bundes-
presseamt. Die Deutsche Wochenschau ist, was diese 
alten Archivbestände angeht, gehalten, sich mit dem 
Bundespresseamt abzustimmen. Wir sind der Mei-
nung, daß es wichtiger ist, eine der wenigen Ver-
bindungen, die noch bestehen und die uns erlauben, 
Originalmaterial aus dem anderen Teil Deutschlands 
zu bekommen, zu halten, wie ich eingangs sagte. 
Wir haben auch die Zuversicht, daß selbst bei einer 
nicht auszuschließenden propagandistischen Ver-
wendung von Material, das aus der Bundesrepublik 
stammt, dessen Aussagekraft so ist, daß es für die 
Zuschauer drüben einen Informationswert hat. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Mühlhan (FDP) : Inwiefern besteht ein 
Unterschied zwischen der UFA-Wochenschau und 
dem Bundespresseamt, da doch 92% der Anteile 
der UFA-Wochenschau in Händen des Bundespresse-
amtes sind, der Aufsichtsratsvorsitzende Ministerial-
dirigent Breme aus dem Bundesschatzministerium 
und der Filmreferent Herr Betz aus dem Bundes-
presseamt ist? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, der Unterschied ist der, daß das Bun-
despresseamt eine oberste Bundesbehörde ist, die 
Deutsche Wochenschau eine Firma, an der der Bund 
92 % der Anteile hat. 

Vizepräsident Scheel: Ich rufe die dritte Frage 
des Herrn Abgeordneten Mühlhan auf: 

Trifft es zu, daß der DEFA besonders günstige Verkaufs-
konditionen eingeräumt wurden? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Die 
Antwort darauf ist kurz, Herr Abgeordneter: Nein, 
es trifft nicht zu, daß besonders günstige Verkaufs-
bedingungen eingeräumt worden sind. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Mühlhan. 

Dr. Mühlhan (FDP) : Die normalen Lizenzgebüh-
ren bei der Abgabe von Filmstreifen betragen pro 
Meter 25 bis 40 DM. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Mühlhan, 
es sind nur Fragen erlaubt, Erklärungen und Er-
läuterungen dagegen nicht. 

Dr. Mühlhan (FDP) : Unterliegt dieser Austausch 
den normalen Lizenzgebühren, die andere Länder 
zahlen müssen? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef : Herr 
Abgeordneter, das Material, das uns seinerzeit von 
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der United States Information Agency übergeben 
worden ist, ist mit der Auflage übergeben worden, 
daß Lizenzgebühren nicht berechnet werden dürfen. 
Es werden die normalen Bearbeitungskosten in 
Rechnung gestellt. Für alles andere Material, das im 
Gesamtvolumen ausgetauscht wird, gelten die nor-
malen Geschäftsbedingungen. Es werden also der 
DEFA keine besonderen Vergünstigungen gewährt. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Mühlhan. 

Dr. Mühlhan (FDP) : Sind Sie bereit, mir die 
Geschäftsbedingungen für den Austausch dieser 
Filme schriftlich mitzuteilen? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Ich kann 
es Ihnen sogar hier sagen, Herr Abgeordneter. Die 
Deutsche Wochenschau fordert von den Benutzern 
des Archivmaterials Bearbeitungsgebühren von 
25 DM pro verwendeten Filmmeter. Bei Abnahme 
einer größeren Menge reduziert sich jedoch dieser 
Meterpreis auf 18 bis 20 DM. Die vertragliche Rege-
lung in dem vorliegenden Fall, nämlich der Bezie-
hung Deutsche Wochenschau — DEFA, entspricht 
diesen Bedingungen. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Prochazka. 

Prochazka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wä-
ren Sie mit mir der Meinung, daß das Deutsche 
Fernsehen, wenn es seinem Namen Ehre machen 
will, eigentlich die Aufgabe hätte, gegenüber der 
laufenden verzerrten Darstellung der deutschen Ge-
schichte durch das Zonenfernsehen eine der Wahr-
heit entsprechende richtige Darstellung der deut-
schen Geschichte seit 1848 zu geben? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Das ist 
eine Anregung, die über die Rundfunkräte an die 
Anstalten gegeben werden könnte, Herr Abgeord-
neter. 

Vizepräsident Scheel: Damit sind die Dring-
lichkeitsfragen des Herrn Kollegen Dr. Mühlhan 
beantwortet. 

Wir kommen jetzt zu den Mündlichen Anfragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung. Ich rufe die Fragen 22, 
23 und 24 des Herrn Abgeordneten Hilbert auf: 

Wieviel Atomkraftwerke sind auf der deutschen Rheinseite 
von Waldshut bis Basel geplant? 

Liegen schon Termine fest, wann mit dem Baubeginn dieser 
in Frage 22 erwähnten Atomkraftwerke zu rechnen ist? 

Welche Standorte sind auf deutscher Seite des Hochrheins für 
Atomkraftwerke in Aussicht genommen? 

Das Wort zur Beantwortung hat der Herr Staats-
sekretär des Bundesministeriums für wissenschaft-
liche Forschung. 

Dr. von Heppe, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für wissenschaftliche Forschung: Herr Ab-
geordneter, in der Bundesrepublik Deutschland sind 

für die Festlegung von Standorten der Kraftwerke, 
also auch aller Kernkraftwerke, die Unternehmun-
gen der Elektrizitätsversorgung selbst zuständig. 
Obwohl der Hochrhein geeignete Standorte für 
Kernkraftwerke bietet, bestehen bei den deutschen 
Versorgungsunternehmungen z. Z. keine Pläne, auf 
der deutschen Seite Kernkraftwerke zu errichten. 
Insbesondere wird das Baden-Werk, in dessen Ver-
sorgungsbereich der größte Teil des Hochrhein-
gebietes fällt, nach eigenen Äußerungen nicht vor 
1970 eine Bauentscheidung für ein Kernkraftwerk 
am Hochrhein fällen. 

Damit erübrigen sich auch die Antworten auf Ihre 
beiden weiteren Fragen, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Hilbert, 

Hilbert (CDU/CSU) : Ist Ihnen bekannt, daß die 
benachbarte Schweiz emsig bestrebt ist, jetzt schon 
Standorte für ihre Atomkraftwerke auf ihrer Seite 
zu planen? 

Dr. von Heppe, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für wissenschaftliche Forschung: Das ist 
uns bekannt, Herr Abgeordneter. Herr Bundesmini-
ster Stoltenberg fährt in der nächsten Woche aus 
anderem Anlaß in die Schweiz, um mit dem Schwei-
zer Innenminister auch über die Frage der Wasser-
versorgung des Hochrheins in bezug auf die Stand-
orte zu sprechen. Wir sind also generell mit der 
Schweiz im Gespräch über diese Frage. 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen zur Beant-
wortung der Fragen 25 und 26 des Herrn Abgeord-
neten Dr. Kempfler: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß über die Gültigkeit des 
Gesetzes über die Führung akademischer Grade vom 7. Juni 1939 
widersprechende Entscheidungen höchster Gerichte vorliegen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zur Beseitigung der da-
durch hervorgerufenen Rechtsunsicherheit zu tun? 

Das Wort zur Beantwortung hat der Herr Staats-
sekretär. 

Dr. von Heppe, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für wissenschaftliche Forschung: Herr Ab-
geordneter, der Bundesregierung sind neben zahl-
reichen höchstrichterlichen Entscheidungen, die die 
Gültigkeit des Gesetzes über die Führung akademi-
scher Grade vom 7. Juni 1939 ausdrücklich bejahen, 
nur eine Entscheidung des Bayerischen Obersten 
Landesgerichts in Strafsachen und zum gleichen 
Sachverhalt eine nicht rechtskräftige Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts München bekannt, die den 
§ 2 dieses Gesetzes, der das Führen ausländischer 
akademischer Grade im Inland von einer besonde-
ren Genehmigung abhängig macht, für gegenstands-
los halten, solange der Gesetzgeber keinen generel-
len Maßstab für die Entscheidung über Erteilung 
oder Versagung der Genehmigung gesetzt hat. 

Demgegenüber hat aber das Bundesverwaltungs-
gericht in mehreren Entscheidungen die Fortgeltung 
dieses Gesetzes ausdrücklich bestätigt. Speziell zu 
§ 2 hat das Gericht in einer Entscheidung vom 
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23. Juni 1967 erklärt, diese Bestimmung verstoße 
nicht gegen rechtsstaatliche Grundsätze, da Zweck 
und Ausmaß der erteilten Ermächtigung aus dem 
Zusammenhang des Gesetzes ermittelt werden 
könnten. Im gleichen Sinne hatte sich bereits mein 
Amtsvorgänger vor einiger Zeit, im Jahre 1964, auf 
Ihre Frage geäußert. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Dr. Kempfler. 

Dr. Kempfler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, mir einzuräumen, daß dieses Gesetz 
dann mindestens im Bereich des Landes Bayern 
nicht zu vollziehen ist, weil eine Strafdrohung nicht 
verwirklicht werden kann, so daß mindestens für 
dieses Land eine Rechtsunsicherheit besteht? 

Dr. von Heppe, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für wissenschaftliche Forschung: Herr Ab-
geordneter, diese Frage zielt schon auf die Ant-
wort auf Ihre zweite Frage hin, die ich jetzt gleich 
anschließen kann. 

Auch die einhellige Rechtsprechung der Oberver-
waltungsgerichte und die überwiegende Meinung 
im Schrifttum gehen davon aus, daß das Gesetz über 
die Führung akademischer Grade und speziell auch 
dessen § 2 geltendes Recht sind. Die Bundesregie-
rung ist daher der Ansicht, daß durch die genann-
ten Entscheidungen keine größere Rechtsunsicher-
heit eingetreten ist als in anderen immer möglichen 
Fällen, in denen obere Gerichte voneinander ab-
weichende Meinungen vertreten. 

Unabhängig davon wäre aber die Bundesregie-
rung schon deshalb gar nicht selbst in  der  Lage, 
durch gesetzgeberische Maßnahmen eine Änderung 
herbeizuführen, weil sowohl nach ihrer Auffassung 
als auch nach Auffassung der genannten Entschei-
dungen § 2 des Gesetzes über die Führung akade-
mischer Grade nur als Landesrecht fortgilt. Nur der 
Landesgesetzgeber könnte also, was auch das Bay-
rische Oberste Landesgericht ausdrücklich an-
erkennt, die geforderte Ergänzung herbeiführen. 

Ich glaube, damit, Herr Abgeordneter, ist auch 
Ihre vorige Frage beantwortet. Die Rechtsunsicher-
heit ist nicht größer als in anderen Fällen. 

Vizepräsident Scheel: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Kempfler. 

Dr. Kempfler (CDU/CSU) : Empfinden Sie diesen 
Rechtszustand nicht als unglücklich, daß der Bundes-
gesetzgeber einfach nicht in der Lage ist, für das 
ganze Bundesgebiet ein Gesetz aufzuheben, dessen 
Gültigkeit mindestens in Teilen bestritten ist? Und 
wäre nicht vielleicht ein Weg zur Bereinigung dieser 
ganzen Materie bei der Kultusministerkonferenz an-
zuregen, daß die Länder entsprechende gesetzliche 
Regelungen treffen? 

Dr. von Heppe, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für wissenschaftliche Forschung: In der 
Kultusministerkonferenz ist dieser Gegenstand in  

den vergangenen Jahren wiederholt erörtert wor-
den. Dort wurde auch die Meinung vertreten, daß 
das Gesetz als Landesgesetz fortgilt. Im übrigen, 
Herr Abgeordneter, ist die Bundesregierung an 
das Grundgesetz und die verfassungsmäßige Auf-
teilung der Zuständigkeiten gebunden. 

Vizepräsident Scheel: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Dr. Kempfler! 

Dr. Kempfler (CDU/CSU) : Ist bei der letzten 
Kultusministerkonferenz, Herr Staatssekretär, schon 
die Auffassung des Bayrischen Obersten Landesge-
richts bekannt gewesen, und würde diese Entschei-
dung nicht vielleicht doch ein anderes Bild 
und andere Anregungen für die Konferenz ergeben? 

Dr. von Heppe, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für wissenschaftliche Forschung: Ich kann 
nicht sagen, ob das bei der letzten Kultusminister-
konferenz erörtert worden ist. Meine Bemerkungen 
beziehen sich auf Erörterungen, die ich selbst mit-
erlebt habe und die zehn Jahre und mehr zurück-
liegen. 

Vizepräsident Scheel: Ich rufe die Frage 27 
des Herrn Abgeordneten Dr. Rutschke auf: 

Weshalb hat die Bundesregierung bei den  deutsch-französi-
schen Gesprächen Mitte Februar in Paris entgegen anderslauten-
den Meldungen der britischen Presse keine Verhandlungen über 
eine eventuelle Zusammenarbeit bel der Produktion angerei-
cherten Urans als Brennstoff für Reaktoren geführt? 

Die Frage wird von Herrn Abgeordneten Moersch 
übernommen. Das Wort zur Beantwortung hat der 
Herr Staatssekretär. 

Dr. von Heppe, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für wissenschaftliche Forschung: Herr Ab-
geordneter, die französische und die deutsche Regie-
rung sind der Auffassung, daß die langfristige Ver-
sorgung mit angereichertem Uran in erster Linie im 
Rahmen der Europäischen Atomgemeinschaft er-
örtert werden sollte. Zu diesem Zweck hat der Rat 
der Europäischen Gemeinschaften am 8. Dezember 
1967 eine besondere Studiengruppe des Beratenden 
Ausschusses für Kernforschung eingesetzt, die in 
diesem Monat ihre Arbeit aufnehmen soll. Auf der 
Grundlage dieser Untersuchung wird die Kommis-
sion dem Rat bis zum 1. Januar 1969 Vorschläge 
unterbreiten. Bei dieser Sachlage bestand kein An-
laß, dieses Problem bei den deutsch-französischen 
Konsultationen Mitte Februar in Paris erneut anzu-
schneiden. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage wird 
nicht gestellt. Wir kommen zur Frage 28 des Abge-
ordneten Dr. Rutschke: 

Welche Gemeinsamkeiten haben die Bundesregierung und die 
französische Regierung in bezug auf die .Schaffung eines aus-
gewogenen Weltraumprogramms für Europa" und die überein-
stimmende Haltung beider Länder bei den Verhandlungen über 
eine internationale Organisation für Weltraumfernmeldeverbin-
dungen festgestellt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 
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Dr. von Heppe, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für wissenschaftliche Forschung: Herr Ab-
geordneter, zunächst zum europäischen Weltraum-
programm. Über den Bericht des Beratenden Pro-
grammausschusses der Europäischen Weltraum-
konferenz, der die Vorschläge für ein „ausgewoge-
nes europäisches Weltraumprogramm" enthält, fand 
am 15. und 16. Februar 1968 ein erster Gedanken-
austausch zwischen dem französischen Forschungs-
minister Maurice Schumann und dem Bundesminister 
Dr. Stoltenberg statt. Dabei konnte volle Überein-
stimmung beider Länder in allen besprochenen Fra-
gen festgestellt werden. Insbesondere bestand Einig-
keit darüber, daß die Europäische Weltraumkonfe-
renz vor allem Beschlüsse über das künftige Pro-
gramm der ESRO und über den Bau eines euro-
päischen Fernmeldesatelliten fassen muß, der den 
Bedürfnissen der Eurovision entspricht. Frankreich 
und Deutschland unterstützen diese Pläne nachdrück-
lich. Auch hinsichtlich der Notwendigkeit, die be-
stehenden drei Weltraumorganisationen in Europa 
zu einer einzigen Organisation mit umfassendem 
Aufgabenbereich zusammenzufassen, besteht zwi-
schen Frankreich und uns volle Übereinstimmung. 

Zu den INTELSAT-Verhandlungen. Die Verhand-
gen über die dauernde Organisation des weltweiten 
Fernmeldesatellitensystems INTELSAT betreffen 
eine politisch bedeutungsvolle und in den Einzel-
heiten recht komplizierte Materie. 

In den . anzustrebenden Zielen sind sich Deutsch-
land und Frankreich, aber auch die übrigen euro-
päischen Staaten weitgehend einig. Dies bezieht sich 
insbesondere auf den Grundsatz einer stärkeren 
Stellung Europas im Rahmen eines endgültigen welt-
weiten Abkommens. 

Vizepräsident Scheel: Ich rufe die Frage 29 
des Herrn Abgeordneten Dr. Rutschke auf: 

Welche konkreten Ergebnisse hatte die im Bulletin vom 
21. Februar 1968 Seite 184 erwähnte „eingehende Untersuchung 
des gegenwärtigen Standes der europäischen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Kernenergie" außer der Erkenntnis der 
Notwendigkeit einer Aufstellung des dort bezeichneten Pro-
gramms? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. von Heppe, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für wissenschaftliche Forschung: Herr Ab-
geordneter, auf Grund des Beschlusses des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 8. Dezember 1967 
hat die Gruppe „Atomfragen" in Brüssel einen ersten 
Bericht vorgelegt, in dem nur eine Einigung im Be-
reich der Grundlagenforschung auf den Gebieten 
Kernfusion und Gesundheitsschutz festgestellt wer-
den konnte. Deutschland und Frankreich sind ge-
meinsam der Ansicht, daß die Zusammenarbeit auf 
dieses Gebieten allein nicht ausreicht, um ein aus-
gewogenes Forschungsprogramm für die Europäische 
Atomgemeinschaft zu gewährleisten. Vielmehr sind 
beide Staaten übereinstimmend der Meinung, daß 
ein solches Forschungsprogramm zumindest auch die 
Basisprogramme für die Forschung und Entwicklung 
fortgeschrittener Reaktoren umfassen muß. Sie haben 
sich deshalb grundsätzlich bereit erklärt, ihre natio-
nalen Arbeiten in den Rahmen dieser Gemeinschaft 

einzugliedern. Nachdem die Kommission gestern ihre 
Vorschläge vorgelegt hat, werden Deutschland und 
Frankreich bei den jetzt stattfindenden Erörterungen 
ihre grundsätzliche Bereitschaft konkretisieren 
müssen. 

Vizepräsident Scheel: Vielen Dank, Herr 
Staatssekretär. Wir kommen jetzt zur Beantwortung 
der Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und des Bundeskanzleramtes. Frage Nr. 30 
des Herrn Abgeordneten Schmidt (Kempten) : 

In wessen Auftrag handelten Staatssekretär Diehl und der 
stellvertretende Regierungssprecher Ahlers, als sie bei der 
Intendanz des Westdeutschen Rundfunks und dem Leiter der 
Sendereihe „Der internationale Frühschoppen" eine thematische 
Begrenzung und eine personelle Umbesetzung der Diskussions-
runde am 3. März 1968 zu erreichen versuchten? 

Das Wort zur Beantwortung hat der Herr Staats-
sekretär des Bundespresseamtes. 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, die Annahme, die in Ihrer Frage 
Ausdruck findet, ist, wie inzwischen durch Erklärun-
gen von Herrn von Bismarck  und von Herrn Höfer 
bekanntgeworden ist, nicht ganz zutreffend. Ich darf 
den Sachhalt zunächst einmal darstellen. 

Am 1. März vormittags habe ich den Intendanten 
des WDR angerufen und habe sinngemäß gesagt: 
Herr von Bismarck, ich frage, ob es zutrifft, daß Herr 
Höfer zum Internationalen Frühschoppen mit dem 
Thema „Publizistischer Umgang mit Staatsober-
häuptern" Henri Nannen eingeladen hat. Herr von 
Bismarck antwortete, er wisse es nicht; im allge-
meinen pflege Herr Höfer über Thema und Teil-
nehmerkreis des Frühschoppens selbst zu entschei-
den; er werde sich aber erkundigen. 

Ich habe daraufhin Herrn von Bismarck gesagt, 
ich könne nicht verstehen, warum der WDR Herrn 
Nannen knapp zwei Tage nach der für den Abend 
zu erwartenden Stellungnahme des Herrn Bundes-
präsidenten Gelegenheit geben wolle, in der brei-
testen Öffentlichkeit vermutlich noch einmal sich in 
der gleichen Weise zu äußern, wie er es im „Stern" 
getan habe. Herr von Bismarck konnte mir auf diese 
Frage auch keine Antwort geben. Und ich darf gleich 
hinzufügen: diese Antwort hat der WDR auch bis 
heute noch nicht geben können. 

Mein Stellvertreter hat Herrn Höfer, der ihm gut 
bekannt ist, angerufen und hat ihm in gleicher 
Weise gesagt, daß er die Einladung von Herrn Nan-
nen für verfehlt halte. 

Herr von Bismarck hat dann noch einmal zurück-
gerufen, was verabredet war, und hat mir gesagt, 
was auch Herr Höfer bereits Herrn Ahlers gesagt 
hatte, man sei über die Sache nicht glücklich; aber 
so, wie die Dinge lägen, sollte es dabei bleiben. 
Herr von Bismarck hat mir gegenüber noch einmal 
mitgeteilt, er habe dem Verwaltungsrat des WDR 
und gegenüber der Presse erklärt, daß mein Anruf 
keineswegs den Charakter einer Pression gehabt 
habe. Er billige der Bundesregierung voll zu, daß 
sie ihn über ihre Auffassung unterrichte. 

Ihre Frage nach dem Auftrag, Herr Abgeordneter, 
ist so zu beantworten: Es bedurfte keines speziellen 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. März 1968 	8193 

Staatssekretär Diehl 
Auftrags. Herr Ahlers und ich haben kraft des uns 
übertragenen Amtes in eigener Zuständigkeit ge-
handelt. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Kol-
lege Schmidt. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
darf ich das anfänglich von Ihnen Gesagte und den 
letzten Satz dahin verstehen, daß kein direkter Auf-
trag vorlag, daß Sie völlig aus eigener Initiative ge-
handelt haben? Oder? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: So ist 
es. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
darf ich fragen, wie die Bundesregierung und wie 
Sie als der Vertreter der Bundesregierung in diesem 
Fall einen solchen Anruf, der eine Mitsprache oder 
eine Erkundigung und damit auch eine gewisse 
Überlegung hinsichtlich einer besonderen Gestal-
tung eines Programmes bedeutet, beurteilen. Als 
einen Eingriff oder nicht? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Nein. 
Die Frage der Pressefreiheit oder der Meinungsfrei-
heit ist überhaupt nicht berührt, und Sie sehen auch 
aus den Äußerungen der Intendanz und der ver-
schiedenen Gremien des WDR, daß die Meinungen 
über die Zweckmäßigkeit der getroffenen Entschei-
dung — vorsichtig ausgedrückt — stark ausein-
andergehen. Die Bundesregierung nimmt nur für 
sich ebenfalls ein Recht der Meinungsfreiheit in An-
spruch. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Sänger. 

Sänger (SPD) : Herr Staatssekretär Diehl, da es 
sich hier um eine wirklich ernste Grundsatzfrage 
handelt, hätte ich gern gewußt: auf welcher Rechts-
grundlage glaubten Sie zu stehen, als Sie Ihre 
Intervention vornahmen? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter Sänger, der Auftrag des Presse- und 
Informationsamtes ist, die Verbindungen zwischen 
der Bundesregierung und den Organen der Publi-
zistik zu halten. Und wir legten Wert darauf, daß 
man vorher wußte, wie unsere Meinung in dieser 
Sache war. 

(Lachen bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Sänger (SPD): Herr Staatssekretär, abgesehen 
von der Tatsache, daß die Länder für den Rundfunk 

zuständig sind, hätte ich gern gewußt: glauben Sie, 
daß ein Rat, jemanden nicht zu einer Sendung kom-
men zu lassen, eine Darstellung der Auffassung der 
Bundesregierung — oder nicht doch wesentlich 
mehr — sei? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, wir haben keinen Rat gegeben. Wir 
wissen selbstverständlich, daß von uns aus gesehen 
keinerlei Notwendigkeit und auch, wenn man es 
gewollt hätte, keine Möglichkeit besteht, auf der-
artige Entscheidungen Einfluß zu nehmen. Wir 
haben dem Westdeutschen Rundfunk eine Frage 
gestellt, und ich sagte bereits: die Frage ist auch 
bis heute unbeantwortet geblieben. 

Ich habe hier — das ist vielleicht von einigem 
Interesse — die Erklärungen, die vom Verwal-
tungsrat und vom Rundfunkrat abgegeben worden 
sind. Sie lauten dahin gehend, daß der Verwaltungs-
rat des Westdeutschen Rundfunks auf seiner Sit-
zung am Mittwoch in Köln keine Beschlüsse über 
die umstrittene Teilnahme von Nannen am Inter-
nationalen Frühschoppen gefaßt habe. In einem nach 
der Sitzung herausgegebenen Kommuniqué heißt es: 

Die mit dem letzten Internationalen Frühschop-
pen vom 3. März 1968 zusammenhängenden 
Vorgänge wurden vom Verwaltungsrat des 
WDR in seiner Sitzung am 6. März mit unter-
schiedlichen Auffassungen erörtert. Beschlüsse 
wurden nicht gefaßt. 

In der Stellungnahme des Rundfunkrates heißt es, 
daß man sich damit auseinandergesetzt habe, wie 
der Rundfunk seiner Aufgabe, die demokratische 
Ordnung zu festigen, entsprechen könne. Ich nehme 
an, daß man in diesem Zusammenhang den Früh-
schoppen diskutiert hat. 

(Abg. Sänger: Ich bedauere, nicht mehr fra- 
gen zu können!) 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Dorn. 

Dorn (FDP): Herr Staatssekretär, ich frage Sie — 
nachdem Sie gerade erklärt haben, Herr Ahlers 
habe Herrn Höfer mitgeteilt, die Einladung Nan-
nens sei verfehlt —, ob das nicht doch ein Eingriff 
in die freie Meinungsäußerung bei uns ist. 

(Unruhe und Lachen bei der CDU/CSU.) 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Nein. 

(Lachen und Unruhe bei der FDP.) 

— Nein! Herr Abgeordneter, man muß der Regie-
rung ebenfalls zubilligen, daß sie eine Meinung hat 
und daß sie die frei äußern kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, wollte die Bun-
desregierung mit dieser Meinungsäußerung denn 
nicht verhindern, daß ein anderer, der  seine  Mei- 
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nung dort vortragen wollte, zu Wort kommen 
durfte? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Nein, 
darum geht es nicht. 

(Unruhe bei der FDP. — Zurufe rechts.) 

Dorn (FDP) : Warum haben Sie denn dann ein-
gegriffen? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Warum 
wir eingegriffen haben? Weil wir Herrn von Bis-
marck, wie ich gesagt hatte, und Herrn Höfer zur 
Kenntnis bringen wollten, daß die Regierung sich 
zu dieser Sache kritisch äußern würde. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß auf Grund der Äußerungen 
des Herrn Kollegen Dorn zwar gewisse Kräfte in 
unserem öffentlichen Leben alle Freiheiten haben 
sollen, daß dagegen der Bundeswehr, Verzeihung: 
der Bundesregierung und dem Bundespresse- und 
Informationsamt 

(Zurufe) 

— ich habe mich versprochen; entschuldigen Sie, 
das kann Ihnen auch mal passieren; ich habe es 
genau richtiggestellt, Herr Kollege; Sie können sich 
dann melden —, daß es aber der Bundesregierung 
und dem Bundespresse- und Informationsamt ver-
wehrt werden solle, in dem Streit um die Meinun-
gen eine eigene Meinung zu haben, und daß da-
durch die Meinungsfreiheit beeinträchtigt wird? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU. — Unruhe 
bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Herr Staatssekretär! 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, das Recht der Meinungsfreiheit ist 
im Grundgesetz verankert und unantastbar. Es war 
für den Westdeutschen Rundfunk, der eine Anstalt 
des öffentlichen Rechts ist und dessen Auftrag in 
seinen Statuten definiert ist, eine eigene Entschei-
dung, ob er das, was getan worden ist, als mit 
seinem Auftrag in Einklang befindlich ansah. Nach 
dem, was wir gehört haben — die Mitteilungen 
sind ja recht lakonisch —, gibt es darüber verschie-
dene Meinungen. Unsere Auffassung, die ich bereits 
hier zum Ausdruck gebracht habe, war, daß es ein 
gutes Recht ist, die Regierung und natürlich auch 
das Bundespressamt zu kritisieren, daß das aber 
nicht dazu führen kann, daß die Bundesregierung 
nicht mehr in der Lage ist, selbst ihre eigene Mei-
nung auszudrücken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Tallert. 

Tallert (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie sich 
des Unterschieds einer Meinungsäußerung und einer 
kritischen Äußerung bezüglich der Dispositionen des 
Fernsehens nicht bewußt? Es besteht doch sicherlich 
ein Unterschied darin, ob ich eine Meinungsäuße-
rung — beispielsweise die von Herrn Nannen — 
kritisiere oder ob ich mich in dieser Weise in die 
Dispositionen des Fernsehens einmische. Verstehen 
Sie diesen Unterschied nicht? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Ich ver-
stehe ihn sehr gut, Herr Abgeordneter, und das ist 
der Grund dafür, daß ich mich in diesen Fragen 
jedenfalls immer bemühe, außerordentlich abgewo-
gen und behutsam zu formulieren. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Tallert (SPD) : Ich kann nur in Frageform sagen: 
Glauben Sie nicht, daß es schwerfällt, Ihre Inter-
pretation zu verstehen, selbst bei einigem Wohl-
wollen? 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Moersch. 

Moersch (FDP) : Wären Sie bereit, Ihre eben 
geäußerte Ansicht unter dem Aspekt zu überprüfen, 
daß es die Aufgabe des Amtes ist, die Öffentlichkeit 
über die Bundesregierung zu informieren und nicht 
zur Unterdrückung von Informationen gegenüber der 
Öffentlichkeit im amtlichen Auftrag beizutragen? 

(Oho-Rufe bei der CDU/CSU.) 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef : Herr 
Abgeordneter, ich kann das so nicht annehmen. Es 
ist so, daß sich die Bundesregierung und ihre Spre-
cher, was die Verteidigung der Meinungsfreiheit an-
geht, von niemandem übertreffen lassen. Aber es 
geht hier um die Entscheidung, Herr Abgeordneter, 
ob Herrn Nannen in einer öffentlich-rechtlichen An-
stalt ein Forum gegeben werden sollte, um seine 
inzwischen von der Bundesregierung und den Frak-
tionen abgewehrten Behauptungen und Angriffe ge-
gen den Bundespräsidenten fortzusetzen. Wir waren 
der Meinung, daß es unser Recht war, dem WDR vor-
her zu sagen, daß die Regierung kritisch zu diesem 
Vorhaben stand. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, vermögen 
Sie nicht den Unterschied zu erkennen, der darin 
liegt, daß Sie die volle Freiheit haben, Herrn Nannen 
zu kritisieren, und daß es etwas anderes ist, wenn 
Sie versuchen, die Kritik an Herrn Nannen dadurch 
überflüssig zu machen, daß sie ihn im Fernsehen 
nicht zu Wort kommen lassen wollen? 
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Diehl,  Staatssekretär, Bundespressechef: Nein! 
Herr Abgeordneter, ich darf noch einmal daran er-
innern, daß ich zitiert habe, daß sowohl Herr von 
Bismarck als auch Herr Höfer die Gespräche, die 
Herr Ahlers und ich geführt haben, in keiner Weise 
als eine Pression gewertet haben, sondern daß sie 
ausdrücklich unser Recht anerkannt haben, diese 
Meinung zu äußern. Und ich finde, das sind die 
kompetenten Interpreten unserer Intervention. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Unertl. 

Unertl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß gerade im Zusam-
menhang mit diesem Thema bei uns im Fernsehen 
und im Rundfunk diejenigen Kräfte, die es mit der 
Bundesregierung nicht besonders gut meinen, sehr 
wohl zu Worte kommen? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, ich glaube nicht, daß es mir zusteht, 
ein solches Urteil zu fällen. Ich habe den Eindruck, 
daß an sich alle Fächerungen unserer Meinung im 
Fernsehen zum Ausdruck kommen. Die Entscheidung 
darüber liegt bei den durch Gesetz eingesetzten 
Gremien der Rundfunkanstalten. Ich sehe, daß der 
Vorfall immerhin eine ernsthafte Diskussion über 
die Zweckmäßigkeit solcher Entscheidungen wie der 
hier in Frage stehenden ausgelöst hat. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Unertl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht der Meinung, daß es unter Umständen einmal 
gut wäre, wenn man die Öffentlichkeit befragte, was 
sie zu dem Thema, zu dem ich hier eine Antwort 
wissen wollte, zu sagen hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Eine 
Anregung, die ich gern aufnehme. 	  

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Schmidhuber (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie auf Grund des Verlaufs der Sendung auch 
jetzt noch der Meinung, daß die Teilnahme von 
Herrn Nannen am Internationalen Frühschoppen 
deplaciert war? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Ja. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen zur 
Frage 31 des Herrn Abgeordneten Schmidt (Kemp-
ten) : 

Hält die Bundesregierung ein solches in Frage 30 erwähntes 
Vorgehen ihrer beiden Sprecher Diehl und Ahlers mit der publi-
zistischen Meinungsfreiheit einer unabhängigen Rundfunk- und 
Fernsehanstalt für vereinbar? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. Ich habe den Ein-
druck, die Frage ist implicite schon beantwortet 
worden. 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, die Bundesregierung sieht keine Ver-
anlassung, gegenüber dem Bundespräsidialamt in 
dieser Sache tätig zu werden, zumal diese Fragen 
vom Bundespräsidialamt selbst geregelt werden, 
nämlich Fragen der Zulassung von Fotografen und 
Pressevertretern. Aber wenn Sie erlauben, will ich 
allgemein folgendes bemerken. 

Vizepräsident Scheel: Herr Staatssekretär, 
darf ich unterbrechen. Dies ist die Frage 32. Es 
stand noch die Beantwortung der Frage 31 — die 
mit der Frage 30 im Zusammenhang steht —, aus. 
Ich habe schon vermutet, daß Sie sie als beantwortet 
betrachten, was auch ich glaube annehmen zu dür-
fen. Aber wenn Sie sie als beantwortet betrachten, 
stehen dem Fragesteller noch zwei Zusatzfragen zu 
dieser Frage zu. Deswegen frage ich noch einmal. — 
Sie betrachten sie als beantwortet. Das ist richtig. 
Aber der Fragesteller will noch Zusatzfragen stel-
len, wie ich sehe. —Bitte, zu einer Zusatzfrage Ab-
geordneter Schmidt. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie die Frage 31 als beantwortet betrachten, 
darf ich fragen, ob sich das Bundeskabinett mit der 
Überprüfung der Dinge befaßt hat. 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Nein. 

Vizepräsident Scheel: Weitere Zusatzfrage. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Darf ich weiter fra-
gen, ob die Beantwortung dieser Frage mit dem 
Herrn Bundeskanzler abgestimmt worden ist. 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Ja. 

Vizepräsident Scheel: Damit ist die Frage 31 
erledigt. Wir kommen zu Frage 32 des Herrn Abge-
ordneten Schmidt (Kempten) : 

Ist die Bundesregierung bereit, sich nach dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung dafür einzusetzen, daß bei der Aufnahme von 
bedeutsamen Fernsehansprachen des Bundespräsidenten bereits 
eingeladene Pressefotografen nicht — wie am 1. März 1968 — 
wieder ausgeladen werden und als einziger Vertreter der Ver-
tragsfotograf einer Rundfunkanstalt die Möglichkeit zur Liefe-
rung honorarpflichtiger Pressefotos bekommt? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, ich darf wiederholen, daß an sich die 
Frage der Zulassung von Fotografen und Bericht-
erstattern beim Herrn Bundespräsidenten vom Bun-
despräsidialamt behandelt und entschieden wird und 
infolgedessen die Bundesregierung keine Veran-
lassung sieht, gegenüber dem Bundespräsidialamt 
tätig zu werden. Doch wenn Sie erlauben, will ich 
zum allgemeinen Verfahren folgendes sagen. 

Staatsoberhäupter entscheiden selbst, ob sie in 
ihren Diensträumen und Wohnungen Fotografen 
zulassen wollen oder nicht. Falls sie positiv ent-
scheiden, steht es ihnen frei, ob sie einen oder meh-
rere zulassen. Die zugelassenen Fotografen und 
Kameramänner bieten im allgemeinen nach einer 
ungeschriebenen Regel des Berufs ihr Material zur 
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Verwendung an. Im Vergleich mit anderen Ländern 
verfährt das deutsche Staatsoberhaupt bei der Be-
handlung dieser Fragen eher großzügig. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
darf ich dann fragen, warum die vorher eingeladenen 
Pressefotografen wieder ausgeladen wurden. 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Es 
scheint so gewesen zu sein, daß der Pressereferent 
des Bundespräsidialamtes gesagt hatte: „Ich glaube 
nicht, daß fotografiert werden kann. Aber" — das 
ist im Beruf üblich — „wenn ihr anwesend sein und 
einen Versuch machen wollt, dann kommt." Inzwi-
schen war die negative Entscheidung getroffen wor-
den. Die Fotografen sind aber, soviel ich weiß, vor-
her verständigt worden. 

Vizepräsident Scheel: Frage 33 des Herrn 
Abgeordneten Stiller: 

Billigt die Bundesregierung, daß der Westdeutsche Rundfunk 
dem „Stern"-Redakteur Nannen Gelegenheit gegeben hat, seine 
Angriffe gegen den Bundespräsidenten fortzusetzen, obwohl der 
Bundespräsident als auch Bundesregierung und die im Bundestag 
vertretenen Parteien mit ihren Stellungnahmen die Haltlosig-
keit der Behauptungen Nannens und des Zonenregimes dar-
legten? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, die Antwort auf Ihre Frage ist: Nein. 
Die Bundesregierung ist darüber hinaus der Auffas-
sung, daß der Verlauf der Sendung mit den Bemü-
hungen von Herrn Nannen, seine Angriffe gegen 
den Herrn Bundespräsidenten fortzusetzen, ihre Be-
denken bestätigt hat. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Stiller. Bitte! 

Stiller (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
nicht auch Sie mit mir der Meinung, daß die Presse- 
und Meinungsfreiheit durch manche Veröf fent-
lichungsorgane genauso überstrapaziert wird wie 
in den zwanziger Jahren und daß der Mißbrauch 
damals und die Hilflosigkeit, diesem Mißbrauch zu 
begegnen, der Anfang des Endes des Weimarer 
Staates war? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef : Herr 
Abgeordneter, eines ist sicher: daß selbst ein Recht, 
das ein hohes Gut wie das der Meinungsfreiheit 
schützt, mißbraucht werden kann und daß das gele-
gentlich auch der Fall ist. Das ist aber eine Frage, 
die mehr im Bereich des Berufsstandes liegt, als daß 
man sie rechtlich beurteilen könnte. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, teilen Sie die 
Auffassung des Herrn Kollegen Stiller, daß die Be

-

hauptungen des Herrn Nannen z. B. im Bereich der 
Urkundenfälschung, die Frau des Herrn Bundes-
präsidenten angesprochen, haltlos sind? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, ich kann hier in eine Diskussion der 
Sachbehauptungen, die Herr Nannen aufgestellt hat, 
nicht eintreten. Dazu fühle ich mich nicht kompetent. 
Auf der anderen Seite ist es so: nachdem der Herr 
Bundespräsident auf Empfehlung der Bundesregie-
rung entschieden hat, daß keine Strafverfolgung ein-
geleitet werden soll, ist die Frage, ob dort von 
Herrn Nannen unter Umständen falsche Behauptun-
gen aufgestellt worden sind, für ihn in gewisser 
Weise ungefährlich, weil man weiß, daß eine Straf-
verfolgung nicht beabsichtigt ist. Der WDR hat aber 
diese Frage meines Wissens nicht geprüft. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage des Herrn Kollegen Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
der Meinung, daß diese Empfehlung der Bundes-
regierung an den Herrn Bundespräsidenten, in kei-
nem Falle eine Strafverfolgung einzuleiten, durch 
die permanenten weiteren Angriffe nicht doch eines 
Tages überholt sein könnte und inzwischen eine 
ganz erhebliche Herabminderung des Amtes einge-
treten sei? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, das Bundeskabinett hat bisher seine . 
Entscheidung nicht zurückgenommen, sondern hat 
sie, wie Sie wissen, im Zusammenhang mit der Dis-
kussion der ganzen Vorfälle noch einmal bestätigt. 
Das Ansehen des Bundespräsidenten wird, wenn 
überhaupt, sicher nicht durch diese Entscheidung 
geschädigt, sondern durch die Art der publizisti-
schen Behandlung der Vorfälle. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Meine Damen und Her-
ren, ich kann zu diesem Komplex keine weiteren 
Zusatzfragen mehr zulassen. Die Fragestunde ist da-
mit beendet. 

Wir kommen zum Punkt 4 der Tagesordnung: 

Aussprache über den Bericht der Bundes-
regierung über die Lage der Landwirtschaft 
gemäß § 4 des Landwirtschaftsgesetzes und 
Maßnahmen der Bundesregierung gemäß 
Landwirtschaftsgesetz und EWG-Anpassungs-
gesetz 
— Drucksache V/2540 

Dazu kommen die folgenden Initiativgesetzentwürfe, 
die Sie, meine Damen und Herren, vorhin laut Liste 
auf die Tagesordnung zu setzen beschlossen haben: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Errichtung des Deutschen Agrar-
fonds für Absatzförderung 

Drucksache V/2663 — 
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Erste Beratung des von der Fraktion der I 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Förderung landwirtschaftlicher Investi-
tionen (Landwirtschaftliches Investitionsge-
setz) 

— Drucksache V/2665 — 

Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Gewährung von Umstellungshilfen und 
Umschulungsbeihilfen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur (Erstes Agrarstrukturgesetz) 

— Drucksache V/2672  

Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Errichtung eines Strukturfonds für 
die Land- und Ernährungswirtschaft (Struk-
turfondsgesetz) 

— Drucksache V/2678 — 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat als 
erster Herr Kollege Bauknecht. 

Bauknecht (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Dem Hohen Hause liegt heute 
zum dreizehnten Male der Grüne Bericht über die 
Lage der Landwirtschaft vor, verbunden — diesmal 
ohne Grünen Plan — mit Vorschlägen der Bundes-
regierung, wie sie die ungenügende Ertragslage der 
Landwirtschaft — denn sie ist ja nach wie vor unge-
nügend — verbessern will. Entgegen der bisherigen 
Gepflogenheit darf ich mir erlauben, mich in meinen 
Ausführungen nicht mit den Einzelheiten des Grü-
nen Berichts zu beschäftigen, weil sie in der Ver-
gangenheit liegen — sie betreffen den Zeitraum 
1966/1967  , sondern auf die derzeitige Entwick-
lung einzugehen, und zwar im Zusammenhang mit 
Erscheinungen in der Öffentlichkeit, die, glaube ich, 
auch dieses Hohe Haus nicht ruhig lassen dürfen. 

Die Unruhe der Bauern ist steigend im Zunehmen. 
Mehr als drei Dutzend spontane Protestkundgebun-
gen in der Öffentlichkeit und Demonstrationsauf-
märsche von Schleppern haben in letzter Zeit statt-
gefunden. Ich darf feststellen, daß die Kette dieser 
Demonstrationen noch nicht abreißt, muß aber 
sagen: die Öffentlichkeit hat zur Kenntnis genom-
men, daß diese Demonstrationen im Gegensatz zu 
Erscheinungen auf anderen Gebieten in größter 
Diszipliniertheit und Ordnung vor sich gegangen 
sind. Sowohl die Presse als auch Rundfunk und 
Fernsehen haben objektiv über den Verlauf der 
Demonstrationen berichtet. Leider waren die Kom-
mentare dazu alles andere als geeignet, die Öffent-
lichkeit in ausreichendem Maße auf die Gründe und 
die Ursachen hinzuweisen. Es sollte vermieden wer-
den, daß zwischen die Öffentlichkeit und die Land-
wirtschaft ein Keil getrieben wird. Bisher ist das 
nicht gelungen. Die Bundesregierung hat die Auf-
gabe, das zu verhindern. Gerade sie müßte bemüht 
sein, ihre Informationsmittel stärker als bisher ein-
zusetzen, damit die Öffentlichkeit mehr Verständnis  

für die Verhältnisse und die berechtigten Forderun-
gen ihrer eigenen Landwirtschaft aufbringt. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Daran hat es bisher gefehlt. 

Die Unruhe ist verschiedener Natur. Sie hat die 
verschiedensten Gründe. Es hat sich eine Existenz-
angst breitgemacht, wie sie noch vor Jahren für uns 
unvorstellbar gewesen ist. Täuschen wir uns nicht 
Es handelt sich nicht etwa nur um ein Agrarstruktur-
problem. Vielmehr geht es heute jenen Bauern an 
den Kragen, die wir bisher als Vollbauern bezeich-
net haben und die ihre Höfe rationell bewirtschaf-
ten. Neben der Strukturpolitik geht es also um die 
Preispolitik, und da ist nun etwas eingetreten, was 
niemandem verborgen geblieben sein kann. 

Die um 2 1 /2 Jahre vorverlegte Verwirklichung des 
Gemeinsamen Marktes hat der Landwirtschaft Ein-
nahmeausfälle gebracht, wie sie vorher kaum abzu-
sehen waren. Die Getreidepreise, die seit 1950, also 
seit 17 Jahren, unverändert geblieben sind, obwohl 
die allgemeine Geldentwertung in dieser Zeit nach 
der Statistik des Bundesamtes etwa 47 % ausge-
macht hat, mußten ab 1. Juli 1967 um 12 bis 15% 
gesenkt werden. Gestern hat mir ein Fraktions-
kollege gesagt, daß allein dieser Beschluß des ge-
meinsamen Getreidepreises es ermöglicht habe, die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft überhaupt am 
Leben zu erhalten. Wäre das nicht gelungen, so 
wäre es fraglich gewesen, ob wir heute noch eine 
EWG hätten. 

Damals um die Monatswende November/Dezem-
ber 1964 hat der Berufsstand aus einem Verant-
wortungsgefühl heraus ja gesagt, aber er hat, wie 
man das bei Verhandlungen machen muß, Bedingun-
gen gestellt. Die Zusagen sind nicht eingehalten 
worden, und das ist mit ein Grund für die Unruhe. 

Die große Presse hat in jenen Tagen um diese Mo-
natswende November/Dezember 1964 geschrieben: 
„Nun ist der Durchbruch gelungen", „Ein euro-
päischer Frühling steht in Aussicht". 

(Zuruf von der FDP.) 

— Ich will jetzt auf etwas anderes hinaus, Herr 
Kollege Logemann. 

Man hat geschrieben: „Wir wissen, daß das mit 
großen Kosten verbunden sein wird." Ein namhafter 
Korrespondent aus Brüssel hat in einer der führen-
den Zeitungen betont — wie andere auch —: „Es 
mag kosten, was es will; es ist diesen Preis wert." 

Nun, wenn dem so war, dann muß das auch seine 
Gültigkeit behalten. 

(Abg. Ertl: Den Scherbenhaufen habt ihr 
jetzt!) 

— Meine Damen und Herren von der FDP, Sie haben 
ja damals mitgemacht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie waren doch in der Regierung. 

(Oh-Rufe bei der FDP.) 
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— Nun, da hilft kein Geheule. 

(Abg. Ertl: Darüber werden wir uns noch 
unterhalten!) 

— Ja, wir haben uns hier schon oft über diese Frage 
unterhalten, aber nicht zu Ihrem Vorteil. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
(Weitere Zurufe von der FDP.) 

Meine Damen und Herren, ich komme in diesem 
Zusammenhang auf folgendes zu sprechen. Die Sen-
kung des Getreidepreises hat viele mittlere und 
größere Bauern veranlaßt, jenem Ruf zu folgen, der 
Getreidepreis spiele bei den Einkommensverhält-
nissen nicht die entscheidende Rolle, sondern die 
Landwirtschaft in Westdeutschland sei im wesent-
lichen berufen, Veredelungsproduktion zu betreiben. 
Das hat man vorab gemacht, bevor die Senkung in 
Kraft trat. Und was hat man heute? Man muß fest-
stellen, daß es zu einem totalen Preiszusammenbruch 
bei den getreideabhängigen Produkten — Sie wis-
sen, was ich meine: Schweine, Eier und Hühner — 
gekommen ist. Die Preise sind heute hier so niedrig, 
wie sie es seit dem Jahre 1950 noch nie waren. 

(Zuruf von der FDP.) 

Aber, meine Damen und Herren, die Folgen für die 
betroffenen Betriebe! Diese Leute haben das befolgt, 
was man ihnen empfohlen hatte. Sie haben eine be-
stimmte Produktionsrichtung gewählt nach der 
These, die Betriebe zu vereinfachen und zu speziali-
sieren. Der eine hat in Richtung Schweine erweitert, 
der andere in Richtung Legehennen und der dritte in 
Richtung Mastgeflügel. Diese Investitionen sind ge-
macht; sie sollten heute abbezahlt werden, aber nun 
ist kein Überschuß da, und man kann nicht einmal 
die Amortisation aufbringen, geschweige denn, daß 
man zu einem Lohn oder zu einem Gewinn käme. 

Meine Damen und Herren, diese Tatsache lastet 
furchtbar auf diesen Betrieben. Die können nicht 
ausweichen. Wer einen modernen Stall in einer 
bestimmten Richtung erbaut hat, kann nicht heute 
Schweine produzieren und morgen in denselben 
Anlagen etwa Hühner. Das ist bekannt, und das 
ist das Schwierige. In der industriellen Produktion 
kann man sehr viel leichter ausweichen. 

Zu der Frage, wie man die Dinge ändern kann, ist 
zu sagen, daß man hier in diesem Hause auf unsere 
Initiative hin vor Jahren ein Gesetz zum Schutz der 
deutschen Veredelungsproduktion eingebracht hat. 
Das ist hängengeblieben mit der Begründung, daß 
es wegen der Verfassung nicht tragbar sei. Man 
kann. aber heute die Dinge ändern, indem nämlich 
die Bundesregierung in Brüssel endlich eine Ini-
tiative mit dem Ziel ergreift, der bäuerlichen boden-
unabhängigen Veredelungsproduktion eine Präfe-
renz, ein Voraus zu schaffen. Es gibt hier Mittel und 
Wege. Ich habe solche Vorschläge schon ein paarmal 
auch dem Herrn Bundesernährungsminister gemacht. 

Ausführungen über den Sektor Milch und Rind-
fleisch, über den in diesen Tagen in Brüssel beraten 
wird, will ich mir hier ersparen. 

Mein Fraktionskollege Bauer (Wasserburg) wird als 
zweiter Redner unserer CDU/CSU-Fraktion speziell 
zu diesem Thema das Wort ergreifen. 

Nun noch ein paar Bemerkungen zu der Frage der 
Spezialisierung in Richtung auf Obst. Auch hier 
haben wir den einheitlichen Markt. Herr Bundes-
ernährungsminister, ich habe hier die Vermutung, 
daß man über die Tatsache hinaus, daß den Italienern 
hier ganz große Zugeständnisse gemacht wurden, 
von seiten der Bundesregierung nicht alle Möglich-
keiten ausgeschöpft hat, der deutschen Produktion 
während der Krise in der Marktlage bei Tafeläpfeln 
im vergangenen Herbst die nötige Hilfe angedeihen 
zu lassen. 

Das Zweite — ich habe es vorhin schon kurz er-
wähnt —, was die Bauern in Unruhe bringt, sind die 
Kürzungen des Haushalts. Auch dagegen müssen wir 
uns heute wenden. Herr Bundesernährungsminister, 
ich würde Ihnen nicht empfehlen, immer wieder zu 
sagen, daß Ihr Etat 1968 die höchste Summe be-
inhalte, die er je gehabt habe. Das gibt nach außen 
einen völlig falschen Eindruck. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP. — 
Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Das haben Sie 
doch im Wahlkampf auch immer getan, Herr 

Kollege!) 

Das muß absolut vermieden werden. Die Öffent-
lichkeit ist nämlich immer der Meinung, das seien 
Subventionen für die Landwirtschaft, obwohl es sich 
hier um Summen dreht, die mit der Landwirtschaft 
relativ wenig zu tun haben. In dem hier aufgezeigten 
Betrag ist auch ein durchlaufender Posten in Höhe 
von 560 Millionen DM als Teilausgleich für die Ver-
luste bei Getreide enthalten. Er wird in diesem Etat 
mit geführt und als Subvention des Bundes bezeich-
net. Das ist bedauerlich. 

(Lachen bei der FDP.) 

— Ich weiß nicht, warum Sie lachen; Sie haben doch 
einen Antrag vorliegen, der genau in diese Richtung 
läuft. 

(Abg. Ertl: Das ist wohlwollende Zustim

-

mung! — Wenden Sie sich doch an die 
Regierungsbank!) 

— Herr Kollege Ertl, Ihre Kollegen saßen früher 
auch darauf. 

Meine Damen und Herren, eine bessere Entflech-
tung wäre hier wirklich am Platze. Wenn die Öffent-
lichkeit das nicht versteht, so muß man unermüdlich 
sagen, was denn alles in diesem Etat enthalten ist. In 
diesem Etat ist z. B. die gesamte nationale Vorrats-
haltung enthalten, die doch heute eine gewisse Be-
deutung haben müßte. Oder läßt uns das, was in der 
Welt passiert, total gleichgültig? Man wird jetzt eine 
Vietnam-Debatte haben, und ich meine, es gibt doch 
einiges, was in der Welt passiert. Man hatte die 
Krise im Nahen Osten, und niemand schützt uns da-
vor, daß solche Krisen entstehen. Wenn man dann 
aber eine Vorratshaltung hat, einen strukturellen 
Überschuß — bei Butter sind es rund 40 000 t; das 
sind 0,7 kg je Kopf der Bevölkerung —, dann schreit 
man. Meine Damen und Herren, das ist eine natio-
nale Sache. Und der Ernährungsausschuß kommt hin 
und wieder nach Berlin und sieht sich die Verhält-
nisse dort an. Hier handelt es sich doch um eine rein 
strategische Vorratshaltung für diese 2 Millionen 
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Menschen, die unendliches Geld kostet. Das steht im 
Etat des Bundesernährungsministers und wird land-
läufig als Subvention für die Landwirtschaft ange-
sehen. 

Weiterhin sind die ganzen Kosten für die Wasser-
wirtschaft zu nennen und die Kosten für den Küsten-
schutz, die aufgebracht werden müssen, damit die 
Menschen bei einer neuen Flut nicht wieder er-
saufen. Dieser Betrag steht im Ernährungshaushalt 
als Subvention für die Landwirtschaft. 

Meine Bitte geht also dahin, in der Aufklärungs-
arbeit der Bundesregierung unermüdlich zu sein und 
sich auch vor das Fernsehen hinzustellen und diese 
Dinge klar zurechtzurücken. 

In diesem Zusammenhang noch eine kurze Be-
merkung. Es ist dem Hohen Hause nicht verborgen 
geblieben, daß in den letzten drei Jahren erhebliche 
Mittel, die im Haushalt des Bundesernährungsmini-
sters standen, nicht ausgegeben werden konnten, 
weil die Richtlinien für die entsprechenden Ge-
setze viel zu spät herausgekommen sind. Und im 
Jahre 1966 hatte der Bundesfinanzminister kein Geld 
mehr, und da hat man die Zahlungen einfach einge-
stellt. Aber diese Mittel, die in den drei Jahren 
etwa 1,2 Milliarden DM ausmachen, werden dauernd 
zusammengezählt: Das habe die Landwirtschaft als 
Subvention erhalten, während es ihr in Wirklich-
keit völlig durch die Lappen gegangen ist. Auch das 
muß man der Öffentlichkeit sagen. Die landläufige 
Meinung ist doch: Die deutsche Landwirtschaft lebt 
nur aus dem Säckel des Steuerzahlers. Das sind Ur-
sachen, die die Menschen eben ärgerlich machen, 
und dieses Odium wollen sie nicht auf sich nehmen. 
Wie kann es vermieden werden, daß solche Haus-
haltsmittel verfallen? Meine Damen und Herren, 
in unserem Entschließungsantrag haben wir einen 
Punkt, der nachher von meinem Kollegen Bauer 
(Wasserburg) erläutert wird. Ich will darauf nicht 
näher eingehen. 

Noch ein paar kurze Ausführungen zur Struktur-
politik. Sie ist eine weitere Ursache für die Existenz-
angst. Was sollen diese kleinen Betriebe anfangen? 
Nun hat man hier Hilfen vorgesehen. Mit unserem 
Antrag, ebenso wie mit dem Antrag der SPD, soll 
bezweckt werden, daß auslaufende Betriebe sozu-
sagen ein vorzeitiges und ein zusätzliches Alters-
geld bekommen. Aber, meine Damen und Herren, 
die Dinge liegen doch noch viel tiefer. So sehr der 
Ruf an die Industrie berechtigt ist, aufs Land zu 
gehen, in jene Gegenden, wo diese kleinen Betriebe 
sind, daß dort Arbeitskräfte frei gemacht werden 
und diese Leute sich auf den Nebenerwerbs- oder 
Zuerwerbsbetrieb zurückziehen, so ist doch auf der 
anderen Seite heute festzustellen, daß sich bei der 
Zurückhaltung in bezug auf neue Investitionen keine 
Industrie bemüßigt fühlt, eben in diese Gebiete zu 
gehen. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat die Leute zu 
Lohnerhöhungen aufgefordert, wodurch die land-
wirtschaftlichen Produktionskosten noch verteuert 
werden. Das würde eine neue Lähmung für die In-
dustrie in bezug auf neue Investitionen bedeuten. 
Das ist meine Auffassung. Ich glaube, daß das sehr 

zu bedauern ist. Was soll mit diesen Leuten ge-
schehen? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Sie können ihren Betrieb nicht zum Nebenerwerbs-
betrieb zurückentwickeln, weil sie einfach keine Be-
schäftigungsmöglichkeit haben. Mein Kollege Struve 
hat mir gesagt, selbst in Schleswig-Holstein müßten 
solche Kleinbauern täglich 80, 90 km mit einem VW-
Bus fahren, um in Kiel eine Beschäftigung zu finden. 
Das kann man doch wirklich niemandem zumuten. 
Auf der anderen Seite müssen wir wirklich verlan-
gen, daß sich die Industrie aufs Land verlagert. Wir 
sind der Auffassung, daß die Menschen sonst noch 
mehr zusammengeballt werden und daß das flache 
Land vollends entvölkert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Daß ein Bürger in einem Ballungsraum viel mehr 
Geld für den Steuerzahler kostet, ist doch längst 
eine Binsenwahrheit. 

Ich möchte nur die Verkehrsprobleme in der 
Großstadt ansprechen. Hier muß trotz der widrigen 
Umstände etwas getan werden. 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang muß leider gesagt werden, es hat einen großen 
Schock verursacht, daß der maßgebende Mann, der 
die Landwirtschaft in der Kommission der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zu leiten hat, die 
Leute durch seine wiederholten Aussagen so un-
sicher gemacht hat, daß jetzt nahezu keiner mehr 
aus und ein weiß. 

Auf der COPA-Tagung in Düsseldorf wurde noch 
davon gesprochen, 80 Kühe seien für einen Bauern-
betrieb anzustreben, während man heute offen er-
klärt, 400 seien die richtige Zahl. Wenn Sie beden-
ken, daß in meinem Heimatland Baden-Württem-
berg 90% der Betriebe weniger als 10 ha umfas-
sen, dann können Sie diese Existenzangst begrei-
fen. 

Der Kabinettschef des Herrn Mansholt, Herr 
Mozer, hat am 1. März laut Zeitungsberichten — 
und die Zeitungen berichten sicher die Wahrheit — 
auf der AVA-Tagung in Wiesbaden, die vom Lande 
Hessen veranstaltet wurde, gesagt, daß er diese 
Ausführungen Mansholts durchaus billige. Er gehe 
sogar noch weiter und sage: keinen Pfennig öffent-
liche Mittel mehr für etwas anderes als für solche 
großen Betriebe. 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Peters? 

Bauknecht (CDU/CSU): Bitte! 

Peters (Poppenbüll) (FDP): Herr Kollege Bau-
knecht, ist Ihnen entgangen, daß die Äußerungen 
von Minister Strauß und von Minister Höcherl hier 
im Saal sich zwar nicht dem Ziel von Herrn Mans-
holt definitiv angeschlossen haben, aber in der 
Richtung dieses Zieles liegen? 
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Ihnen empfehlen, mich weiterreden zu lassen. Das 
kommt noch. 

Meine Damen und Herren, was soll man dann 
sagen? Es gibt solche Leute, die in diesem Hause 
nicht sonderlich beliebt waren, Wissenschaftler der 
Agrarpolitik. In nenne hier Professor Priebe. Sie 
werden sich an ihn erinnern. Dieser Mann schreibt 
in der „Frankfurter Allgemeinen" in einem Artikel 
vom letzten Samstag: Man soll sich ja keinen 
Illusionen hingeben, als ob es möglich wäre, diese 
Dinge überhaupt zu realisieren — er hat den Na-
men Mansholt nicht genannt —, wenn ein Arbeits-
platz, der neu erstellt werde, 200 000 bis 300 000 DM 
an neuen Investitionen erfordere. Das wäre also 
eine Illusion. Er schreibt wörtlich: „Keine neuen 
Illusionen", und er warnt davor, weil das völlig 
unmöglich ist. Aber dann soll man solche Aussagen 
auch nicht machen. 

Der Korrespondent, der diese Dinge berichtet hat, 
schreibt dann: 

Hier wird unbekümmert eine sozialisierte 
Agrarwirtschaft angestrebt, in der der Familien-
betrieb keine Funktion mehr hat und das 
Eigentum an landwirtschaftlichem Grund und 
Boden beseitigt werden muß, um zu diesen 
neuen Strukturen möglichst bald zu kommen. 

Ich wäre dankbar, wenn der Herr Bundesernäh-
rungsminister in seiner Replik auf das, was heute 
alles gesagt wird, in diesem Hause mit aller Deut-
lichkeit erklärte, daß die Bundesregierung von sol-
chen Vorstellungen abrückt. Das wollen wir hören. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich mache auf folgen-
des aufmerksam. Herr Peters, es gibt Leute, die aus 
der Rede von Herrn Höcherl vom 14. Februar her-
auslesen wollen, daß diese wissenschaftlich-volks-
wirtschaftlichen Überlegungen, leicht in Seiden-
papier verpackt, nicht recht erkennen ließen, wohin 
die Reise geht. Das habe ich des öfteren gelesen. 
Ich wäre dankbar, wenn Herr Höcherl hier im Na-
men der Bundesregierung erklären könnte, daß an 
solche Dinge absolut nicht gedacht ist, und dann 
gleichzeitig sagen könnte, wie man diesen Leuten 
helfen kann. 

Zur Parallele Kohle bietet sich doch ein Vergleich 
an. Was wir dort erleben und was dieses Hohe 
Haus an finanziellen Bewilligungen schlucken muß, 
ist Ihnen allen bekannt. Wenn man nun sagt, wei-
tere Mittel seien für die Maßnahmen auf dem land-
wirtschaftlichen Sektor nicht aufzubringen, dann 
muß ich fragen, wie man es denn bei der Knapp-
schaftsversicherung macht, die jedes Jahr über das 
erwartete Maß hinaus unendlich viel mehr kostet, 
im letzten Jahr 238 Millionen DM, in diesem Jahr 
400 Millionen DM mehr, als geplant war. Dieses 
Haus wird es bewilligen. Man kann diese Leute 
natürlich nicht ihrem Schicksal überlassen. Aber das 
Schicksal jener Bauern, die nicht mehr ein und aus 
wissen, deren Betrieb zu klein ist und die nicht in 
die Industrie abwandern können, denen man nicht 
zumuten kann, in die Ballungsräume zu gehen, ist 

ähnlich. Hier müssen ähnliche Maßnahmen Platz 
greifen. 

Zum Schluß möchte ich noch einen Punkt erwäh-
nen, der mit zu den Ursachen dieser Bauernunruhen 
gehört. Wann fingen sie an? Sie fingen zu dem 
Zeitpunkt an, als die Landwirtschaft, die diese Preis-
einbußen zum Teil noch gewillt war hinzunehmen, 
wenn sie gesehen hätte, daß andere Berufsstände 
gleiche Einbußen hätten hinnehmen müssen, sah, daß 
man die Gehälter und Löhne in Bund, Ländern und 
Gemeinden, also bei der öffentlichen Hand, erhöhte. 
Da ging es los. Der Wirtschaftsminister glaubt  ich 
habe das vorhin angedeutet —, 4 bis 5% Lohn-
erhöhung seien richtig. Das wird erneut auf die 
Kosten der Landwirtschaft zurückschlagen. Diese 
Kreise sind sicher nicht imstande, das innerlich zu 
verkraften. Dann werden unsere Produktionsmittel 
aufs neue teurer, und die sogenannte Disparität wird 
noch größer. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Ravens? 

Bauknecht (CDU/CSU) : Ja. 

Ravens (SPD): Herr Kollege Bauknecht, können 
Sie mir sagen, wie Sie die weiter steigende land-
wirtschaftliche Erzeugung verkaufen wollen, wenn 
nicht an die breiten Kreise der Bevölkerung, wozu 
man die Massenkaufkraft stärken muß? 

Bauknecht (CDU/CSU) : Wir haben hier Vor-
schläge, beispielsweise bei der Milch. Ich habe ge-
sagt, ich werde mich der Ausführungen dazu enthal-
ten, weil Kollege Bauer (Wasserburg) zu diesen 
Dingen sprechen wird. Man könnte bei der Milch 
einen preisgespaltenen Markt einführen und den 
Landwirten, die 95 % oder 100 % der bisherigen 
Mengen produzieren, den vollen Richtpreis von 
Brüssel zukommen lassen, während man die Über-
schußmengen aus dem Markt nimmt und sie a mit 
Mitteln des Garantiefonds und b unter einer be-
stimmten Beteiligung jener, die die Mehrproduktion 
verursachen, in den Weltmarkt verkauft, genauso 
wie es bei der Zuckerrübe richtig gemacht wird. 

Wenn Sie wollen, kann ich Ihnen auch die Vor-
schläge für die Schweine sagen. Hier hat man fol-
gende Möglichkeit. Man wird in einem bestimmten 
Verhältnis zur vorhandenen Hektarzahl jene Pro-
duktion von Schweinen, die ein bestimmtes Maß 
nicht übersteigt, voll an den Markt gelangen lassen 
— die übrigen auch, ich will keine Beschränkung —, 
wer mehr erzeugt als das Maß — — 

(Zuruf des Abg. Dr. Schmidt [Gellersen]). 

— Lieber Schmidt (Gellersen), Ihr Kollege hat mich 
angesprochen. Er will wissen, was ich für Vorstel-
lungen habe. 

(Abg. Ravens: Nein, Herr Kollege 
Bauknecht — !) 

Hier haben Sie die Vorstellungen. Bei der Über

-

produktion von Schweinen zahlt der Betreffende 
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Für das mehr produzierte Schwein etwas in eine 
Interventionskasse, so daß er sich an der Vermark-
tung der Überschüsse auch beteiligen muß. 

(Zurufe von der SPD und der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Würden Sie eine wei-
tere Zusatzfrage erlauben, Herr Abgeordneter? 

Bauknecht (CDU/CSU) : Bitte. 

Ravens (SPD) : Herr Kollege Bauknecht, ich habe 
das im Zusammenhang mit der von Ihnen so pole-
misch angesprochenen Lohnerhöhung gemeint. Sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, daß Sie zur Durch-
setzung Ihrer Vorstellungen eine steigende Massen-
kaufkraft brauchen? 

Bauknecht (CDU/CSU) : Ganz bestimmt. 

(Na also! bei der SPD.) 

Aber wenn zugleich die bessere Verkaufsmöglich-
keit dadurch konsumiert wird, daß unsere Produk-
tionsmittel im Preis steigen, dann haben wir keinen 
Vorteil davon, und die Dinge bleiben wie sie sind. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich kann mich kaum 
der Vorstellungen jener Industrien erwehren, die 
ihre Produktion an die Landwirtschaft verkaufen, 
z. B. Ackerschlepper, Landmaschinen. Der Absatz 
dieser Erzeugnisse ist im Inland derart rapide ge-
sunken, daß es erschreckend ist. Beispielsweise hat 
in Stuttgart bei der Württembergischen Landwirt-
schaftlichen Zentralgenossenschaft der Verkauf an 
Landmaschinen und Ackerschleppern so abgenom-
men, daß er in den letzten zweieinhalb Monaten um 
70 % niedriger lag als vor Jahresfrist. Ich meine, 
man sollte die Kaufkraft der deutschen Landwirt-
schaft auch nicht mißachten. Wenn dieser Kaufkraft-
schwund bei uns weiter anhält, können wir das nicht 
vertreten. 

Damit will ich schließen. Ich habe darauf hinge-
wiesen, daß Herr Bauer (Wasserburg) den Antrag, 
der Teile dessen enthält, was ich eben gesagt habe, 
im übrigen aber weit darüber hinausgeht, begrün-
den wird. Herr Berberich wird zum sozialen Teil 
sprechen. Herr Klinker und andere werden noch 
zu dem Marktstrukturfondsgesetz Stellung nehmen, 
das wir vorlegen. 

Meine Damen und Herren, nehmen Sie die Er-
scheinungen, die Sie heute bei der Landwirtschaft in 
der Öffentlichkeit feststellen, ernst! Nehmen Sie sie 
bitter ernst! Es geht um das Wohl des ganzen 
Volkes. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidt (Hamburg). 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Agrarpolitische Debatten 
pflegen in diesem Hause im allgemeinen eine An-
gelegenheit der Insider der Agrarpolitik, vielleicht 
auch noch derjenigen der Finanz-, der Steuer- und 

der Wirtschaftspolitik zu sein. Es handelt sich 
normalerweise — so wird es sicherlich auch im 
Laufe des heutigen Tages wieder sein — um ein 
Gespräch unter Experten, wo in vielen Fällen aus 
langjähriger gemeinsamer Befassung mit der Ma-
terie in den Ausschüssen der Kollege A das 13. Ar-
gument des Kollegen B schon im voraus kennt und 
der Kollege B das 14. Argument des Kollegen A 
auch schon im voraus weiß. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ab und zu taucht ein neues Problem auf, und man 
muß es neu durchdenken, und dann gibt es auch 
einmal neue Argumente. 

Im Augenblick scheint es uns so zu sein, daß 
das Gewicht des Problems in diesem Jahr wirklich 
größer geworden ist als in früheren Jahren. Der 
Kollege Bauknecht sagte eben am Schluß, man 
sollte dieses Problem ernst nehmen. Daran habe ich 
nichts zu deuteln. Ich glaube schon, daß die kom-
plexe Problematik der Landwirtschaftspolitik mit 
allem, was dazugehört, bis zur Agrarfinanzierung im 
Rahmen der EWG, von uns allen sehr ernst ge-
nommen werden sollte. 

Wenn ich hier aus allgemeinpolitischer Sicht etwas 
dazu sage, dann eigentlich nur, um zu zeigen, daß es 
sich nicht nur um eine Sache der Experten handelt, 
sondern daß wir sie aus allgemeiner politischer Ver-
antwortung ernst nehmen wollen. Ich glaube, die 
gegenwärtige Situation der Landwirtschaft, sowohl 
was ihre psychologische Struktur angeht als auch 
was das Wachsen der Unruhe auf dem Lande an-
geht, ist eine innenpolitische Herausforderung, der 
wirtschafts-, Finanz- und agrarpolitisch begegnet 
werden muß. 

Es handelt sich ganz gewiß um eine tiefgreifende 
Veränderung der Struktur. Die Landwirtschaft ist 
ein wichtiger Teil der wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Gesamtstruktur. Wir reden in neuerer 
Zeit in diesem Hause vielfach von Strukturkrisen. 
Natürlich ist das etwas, was man nicht umgehen 
kann. Bei der Modernisierung einer Gesellschaft und 
der Technisierung einer Wirtschaft treten in allen 
möglichen Bereichen der Volkswirtschaft und in 
bestimmten geographischen Gebieten strukturelle 
Krisen ein. Das ist im Grunde etwas Natürliches, 
weil einige Regionen oder Sektoren nicht im glei-
chen Tempo mitwachsen wie andere. 

Wir sind in diesem Hause und in der Bundes-
regierung ja endlich auch dabei, diesen strukturellen 
Erscheinungen mehr Aufmerksamkeit zuzuwenden 
und Instrumente zur Förderung neuer Strukturen, 
zur Steuerung des Strukturwandels und zur sozialen 
Absicherung dieses Wandlungsprozesses zu schaffen. 
Die neue Regierung hat schon ein gewisses Ver-
dienst daran, daß sich dieses strukturpolitische Den-
ken -- auch im Bewußtsein der Öffentlichkeit — 
insgesamt stärker durchsetzt als bisher. Das fängt 
bei der Kohle an und hört bei der Landwirtschaft 
noch lange nicht auf. Ich meine, es gehört zu einer 
neuen Art von „contrat social", zu einem neuen 
Verständnis in der allgemeinen Öffenlichkeit für die 
spezifischen Probleme bestimmter, strukturell be- 
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sonders gefährdeter oder in einem besonderen 
Spannungsprozeß befindlicher Gebiete oder Bereiche 
zu kommen. 

Ich würde sehr wünschen, daß die heutige Debatte 
über die Landwirtschaft in einer solchen Form und 
mit solchen Argumenten geführt wird, daß sie für die 
Laien, z. B. für die Verbraucher in den Städten, be-
greifbar bleibt. Das ist eines der schwierigsten 
Probleme von Expertendebatten in diesem Bundes-
haus, daß sie auch draußen nur noch von Experten 
verstanden werden können, daß sie selbst innerhalb 
des Hauses nur noch von Experten verstanden wer-
den können; deshalb sind ja dann auch die weiteren 
Bänke des Hauses nicht besetzt. Es geht also darum, 
daß sie draußen nicht nur verstanden werden kann 
von Laien, sondern daß auf diese Weise auch eine 
Verständnisbereitschaft geweckt wird bei der nicht-
landwirtschaftlichen Bevölkerung. Eine Verständnis-
bereitschaft bei der nichtlandwirtschaftlichen Bevöl-
kerung! Ich befürchte, daß manches, was in den 
letzten Wochen öffentlich gesagt worden ist, dem 
nicht unbedingt gedient hat, sondern eher die nicht-
landwirtschaftliche Bevölkerung provoziert hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das nutzt niemandem. Die Absicht zur Provokation 
nützt weder den Studenten bei der Universitäts-
reform, noch nützt in der Landwirtschaftspolitik die 
beabsichtigte Provokation letztlich den Bauern. Das 
ist nur — entschuldigen Sie den Ausdruck, Herr 
Präsident — Selbstbefriedigung, um seinen Ärger 
loszuwerden, aber nicht Politik. 

Vizepräsident Scheel: Der Ausdruck ist ent-
schuldigt. 

(Heiterkeit.) 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Schönen Dank! 

In dem Zusammenhang möchte ich gern an die 
landwirtschaftlichen Verbände, an die Bauern-
verbände — und Herr Bauknecht, der hier für seine 
CDU/CSU-Fraktion gesprochen hat, ist ja, wie viele 
in seiner Fraktion, gleichzeitig Funktionär dieser 
Verbände —, Herr Bauknecht, also insbesondere an 
Sie und an Ihre Kollegen in den Verbänden möchte 
ich den Appell richten, die Notwendigkeit zu sehen, 
daß die nichtlandwirtschaftliche Bevölkerung ver-
stehen können muß, worum es euch geht; ihr müßt 
sie nicht provozieren wollen, sondern ihr müßt ihr 
klar machen, daß es auch in ihrem Interesse liegt, 
daß die Landwirtschaft gesund wird. Ich appelliere 
an die Verbände, die psychologisch-politische Lage 
der Landwirtschaft in der Gesamtheit unseres Volkes 
nicht durch unrealistische Forderungen noch schwie-
riger zu machen, als sie ohnehin innenpolitisch 
schon ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Landwirtschaft ist in jedem modernen Indu-
striestaat einem schwierigen Anpassungsprozeß 
unterworfen. Jede der hochentwickelten Volks-
wirtschaften in Westeuropa hat ihr eigenes agrar-
politisches Problem. Das ist nicht allein in der 
Bundesrepublik Deutschland so, das ist auch in den 
osteuropäischen Staaten so. Die Probleme sind über

-

all gekennzeichnet durch schnelle Technisierung, 
durch die Ersetzung von Arbeit durch Kapital in 
Form von Maschinen, wobei überall die Landwirt-
schaft diesen Wechsel von mehr Arbeit früher zu 
jetzt weniger Arbeit, von weniger Maschinen-
kapital zu jetzt mehr Maschinenkapital zu wenig 
selbst finanzieren kann; überall begründet durch 
historisch gewachsene unzulängliche Betriebsgrößen, 
die keine optimalen Kostenrelationen erreichen 
können; und überall gekennzeichnet dadurch, daß 
in dem größeren Rest der jeweiligen Industrie-
gesellschaft der Lebensstandard schneller steigt als 
bei den Bauern. Das ist in allen unseren Nachbar-
ländern ähnlich. Auch unsere Bauern müssen sich 
also darüber klarsein, daß das keine deutsche 
Besonderheit ist, sondern daß wir alle vor dem-
selben Problem stehen, das überall besonders gelöst 
werden muß, wobei in unserem deutschen Fall nun 
allerdings der deutschen Landwirtschaft dadurch 
besondere Lasten aufgebürdet werden, daß sie quasi 
Schrittmacher ist bei der Integration innerhalb der 
europäischen Wirtschaft. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Schmidt, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Herrn Sander? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Aber gern! 

Vizepräsident Scheel: Bitte, Herr Sander! 

Sander (FDP) : Herr Schmidt, ist Ihnen nicht be-
kannt, daß die Verschuldung in der Landwirtschaft 
am größten in den sogenannten großbäuerlichen Be-
trieben ist? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Ich glaube nicht, daß 
das ein alleiniger Maßstab für die Kostenstruktur 
ist, Herr Kollege. Ich sprach von der Kostenstruk-
tur. Ich bin sicherlich kein Agrarexperte, aber ich 
habe einmal Wirtschaftspolitik an einer deutschen 
Universität studiert. 

(Abg. Sander: Wir werden noch darauf 
kommen!) 

Wissen Sie, Kollege Bauknecht und andere aus Ihrer 
Fraktion haben draußen im Lande diese Regierung 
kritisiert. Ihre Kollegen aus den Verbänden haben 
Plakate getragen. Da wurden der Kollege Höcherl 
und auch andere Kollegen als Bauernkiller bezeich-
net. 

(Heiterkeit und Zurufe von der Mitte und 
rechts.) 

— Herr Präsident, vielleicht können Sie einem der 
Herren das Wort zur Zwischenfrage geben, damit 
ich akustisch erkennen kann, was gemeint ist. 

(Zurufe: Wo bleibt der Reim zu „Killer" ?) 

— Ach, Sie meinen, ich wollte den Schiller ver-
schweigen? 

(Heiterkeit.) 

Nein, nein, das ist aus Versehen gewesen; das ist 
sozialdemokratische Bescheidenheit. 

(Große Heiterkeit .— Beifall bei der SPD.) 
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Das wissen Sie doch, daß wir im Grunde Anlaß 
haben und auch große Chancen, mit dem Schiller 
draußen im Lande anzugeben, meine Damen und 
Herren. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Vor allem bei 
den Bauern!) 

- Nein, die Bauern werden das schon wissen, wer 
der Landwirtschaftsminister ist und wer für die Kon-
junktur verantwortlich ist. Ich nehme an, daß sie 
das unterscheiden können. 

(Erneute Heiterkeit. — Zuruf von der 
Mitte: Au, au!) 

Der Landwirtschaftsminister ist in meinen Augen 
für die Landwirtschaftspolitik auch nicht allein ver-
antwortlich, sondern es geht um die Verantwort-
lichkeit des Gesamtkabinetts. Da spielt der Finanz-
minister mit, da spielt der Wirtschaftsminister mit, 
und da spielt der Bundeskanzler mit; er hat ja hier 
auch schon zur Landwirtschaftspolitik gesprochen — 
vor ein paar Wochen. 

(Heiterkeit bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Wie bitte? 
(Abg. Unertl: Auch die früheren Regie

-

rungen!) 

— Ich höre, daß der Kollege Unertl mir zuruft, auch 
die früheren Regierungen spielten mit. Das wollte 
ich gerade sagen. Da liegt nämlich die Hauptschuld, 
Kollege Unertl! 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD. — 
Lachen rechts.) 

Daran kann doch kein Zweifel sein, daß hier jahre-
lang eine kurzsichtige, auf kurzfristige Ziele ge-
richtete Interessentenpolitik für deutsche Volks-
wirtschaftspolitik gemacht worden ist; daran kann 
kein Zweifel sein. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte. — Abg. Struve: Das war zu dick!) 

— Das war nicht zu dick, lieber Herr Struve. Hören 
Sie mal, jetzt will ich mal außerhalb des Konzepts 
hier etwas sagen. Ich weiß gar nicht, ob meine 
agrarpolitischen Experten ganz froh sind über das, 
was ich jetzt auf meine Kappe nehme: Sie sind aus 
Schleswig-Holstein, und zwar aus der Rendsburger 
Gegend, Herr Struve. Ich habe in Ihrem Landkreis 
Rendsburg ein kleines Wochenendhaus. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Habt ihr was dagegen? 

(Heiterkeit.) 

Wenn ich von meinem Wochenendhäuschen aus 
spazierengehe — wie oft in den letzten Jahren —, 

dann treffe ich als Ergebnis dessen, was ich eben 
kritisiert habe, auf eine große Zahl von landwirt-
schaftlichen Wegen, voll ausgebaut mit Asphalt 
drauf, die zweimal im Jahr benutzt werden: einmal 
zu Pfingsten, wenn die Kühe heraufgetrieben wer-
den, und einmal im Herbst, wenn sie wieder her-
unterkommen. 

(Beifall bei der SPD. — Heiterkeit. — Un

-

ruhe und Pfui-Rufe bei der CDU/CSU.) 

— Also, daß pfui gerufen wird, kann ich nicht ver- 
stehen. Ihr müßt doch auch noch in der Lage sein, 
Tatsachen anzuhören. Ihr braucht sie nicht anzuer-
kennen, aber anhören müßte ihr das schon. Es gibt 
gar keinen Zweifel für mich, daß viele Mittel des 
Grünen Plans in sehr vernünftige Zwecke gesteckt 
worden sind und daß manches eben auch nicht in 
vernünftige Zwecke gesteckt worden ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Und jemand, der ehrlich ist als Landwirtschafts-
politiker, kann dem nicht widersprechen, sondern 
er muß genau wie ich danach streben, daß das Geld 
von den heute nicht mehr so wichtigen Zwecken in 
die Zwecke umgeleitet wird, die die Erleichterung 
des Strukturwandels betreffen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber ich wollte gar nicht polemisieren. 

Vizepräsident Scheel:  Herr Kollege, es hatte 
sich unsere Kollegin Frau Griesinger gemeldet. Aber 
ich sehe, daß sie in der Zwischenzeit verzichtet hat. 

Aber Herr Schultz möchte eine Zwischenfrage 
stellen. Sind Sie einverstanden? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Aber gern. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Kollege 
Schmidt, führt vielleicht glücklicherweise ein solcher 
betonierter Weg, wo nur die Kühe getrieben wer-
den, an Ihrem Wochenendhäuschen vorbei, und ha-
ben Sie daran nicht ein bißchen Freude gehabt? 

(Zurufe von den Regierungsparteien. — 
Zuruf links: Nur bei Gerstenmaier!) 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Kollege Schultz, 
wenn das so wäre, hätte ich mich ja nicht getraut, 
so etwas zu sagen. Mein Weg ist im Herbst, im 
Winter und im Frühjahr immer noch im Schlamm. 
— Nein, nehmen Sie das mit dem Weg so, wie es 
gemeint war: als ein Beispiel dafür, daß wir anfan-
gen müssen — nun wirklich endlich anfangen müs-
sen —, einen Teil der Ausgaben im Grünen Plan zu 
verlagern auf Ausgaben und auf Aufgaben, die mit 
der Strukturveränderung der Landwirtschaft zu mo-
dernen Strukturen hin zu tun haben und nicht mit 
der Konservierung alter Strukturen. 

Das sagt ja auch Herr Höcherl. Ich habe gar nicht 
das Gefühl, daß ich mit einem einzigen Satz etwas 
gesagt hätte, was Herr Höcherl nicht für richtig hal-
ten könnte. Herr Höcherl muß sich nur fragen lassen, 
ob das, was er sagt — was er auch im vorigen Jahr 
schon gesagt hat —, nun auch endlich gemacht wird. 
Das ist die Frage, die wir zu stellen haben. Das, 
was Herr Höcherl als Landwirtschaftsminister vor-
trägt, haben wir vom Grunde her nicht zu kritisie-
ren, Wir haben aber die Frage zu stellen, ob es 
denn nun auch in die Wirklichkeit umgesetzt wird. 
Und da haben wir das Gefühl, daß Herrn Höcherl 
bei dem Umsetzen in die Wirklichkeit nicht unbe-
dingt von allen seinen Parteifreunden geholfen 
wird. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Es ist der Landwirtschaft übrigens auch nicht da-
durch zu helfen, das will ich noch einmal mit aller 
Deutlichkeit sagen, wenn sich hier aus allen Frak-
tionen Kollegen finden, die die Landwirtschaft loben. 
Sie ist zu loben, sicher. Die Bauern sind bestimmt 
nicht weniger fleißig als irgend jemand sonst in 
Deutschland. Das ist alles richtig. Aber ich weiß 
nicht, wem es nützt, wenn hier die alten Sprüche 
wieder vorgetragen werden von dem Dank an die 
Bäuerinnen, von dem prachtvollen Menschenschlag. 
Das ist alles richtig. Aber das ist noch keine Agrar-
politik, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
FDP.) 

Es ist keine Agrarpolitik, genausowenig, wie es Ver-
kehrspolitik wäre, dem Fernverkehr nach dem 
Munde zu reden und auf diese Weise Stimmung ge-
gen den Verkehrsminister zu machen. Die Gefahr 
liegt auf allen Gebieten nahe. Das gilt nicht nur für 
die eine Seite des Parlaments, das gilt auch für die 
andere Seite des Parlaments. — Ja, ich sehe, Herr 
Präsident, lauter Zwischenfrager; sie wollen mich 
nun doch zum Agrarexperten machen. 

Vizepräsident Scheel: Würden Sie weitere 
Zwischenfragen erlauben, Herr Kollege? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Bitte sehr! 

Freiherr von Gemmingen (FDP) : Herr Kol-
lege, darf ich Sie fragen, wer Ihrer Ansicht nach die 
Äußerung getan hat von dem Dank an die bäuer-
liche Familie usw.? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Ich kann mich nicht 
genau daran erinnern, wer es war. 

(Lachen bei der FDP. — Abg. Freiherr von 
Gemmingen: Aber wir schon, Herr Kollege!) 

Aber daß ich es in diesem Hause gehört habe, bin 
ich bereit zu beschwören. Wer es gesagt hat, ist mir 
egal. Das ist keine Politik, sage ich Ihnen. Aber 
wenn es, wie ich jetzt erkenne, ein Kollege von der 
FDP gewesen ist, um so schlimmer. 

(Zurufe von der FDP.) 
— Nein? 

(Zuruf von der FDP: Der Bundeskanzler war 
es!) 

— Der Bundeskanzler war es? — Tut mir leid! Ich 
habe das nicht gewußt. Aber es schadet nichts. Ich 
bin trotzdem der Meinung: Das ist keine Agrarpo-
litik. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Ich hatte diesen Satz bloß noch im Ohr. Mir war 
nicht in Erinnerung, wer ihn gesprochen hat. Aber 
zu meiner Kritik an dem Satz werde ich doch noch 
stehen, auch wenn es der Bundeskanzler ist, meine 
Damen und Herren. 

Vizepräsident Scheel: Würden Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Ertl erlauben? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Bitte sehr! 

Ertl FDP) : Herr Kollege Schmidt, darf ich Ihren 
letzten Ausführungen entnehmen, daß Sie den Bun-
deskanzler nicht als Sprüchemacher bezeichnen woll-
ten? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oho! — Das ist 
unter unserem Niveau!) 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Ich habe das Wort 
„Sprüchemacher", glaube ich, nicht gebraucht. Das 
kam mehr aus Ihren Reihen. Da gehört es auch hin, 
meine Herren von der FDP. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ich möchte gern auf einen Punkt zurückkommen, 
den der Kollege Bauknecht in Form einer Zwischen-
frage oder eines Frage-und-Antwort-Spiels zur lin-
ken Seite des Hauses hin behandelt hat. Sie haben, 
wenn ich es richtig verstanden habe, Herr Bau-
knecht, die Zwischenfrage des Kollegen Ravens be-
jaht, der Sie fragt, ob Sie nicht auch der Meinung 
seien, daß das Stagnieren der Massenkaufkraft un-
mittelbar auf die Absatzentwicklung der Landwirt-
schaft durchschlüge. Sie haben gesagt, jawohl, der 
Meinung seien Sie auch. Das möchte ich nochmals 
deutlich unterstreichen, weil dieses Beispiel, die 
Frage und Ihre positive Antwort, doch etwas zeigt, 
was sowohl wir in den Städten als auch die Bauern 
draußen begreifen müssen, nämlich daß wir im 
Grunde im selben Boot sitzen, daß wir nicht einen 
Klassenkampf führen können: Bauern gegen Städter 
oder Städter gegen die Landwirtschaft. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
in der Mitte.) 

Im letzten Jahr, 1967, hat die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Gesamtgesellschaft, glaube ich, deut-
licher gemacht als in den früheren Jahren, wer alles 
im selben Boot sitzt: Arbeitnehmer gemeinsam mit 
Unternehmern, Rentner gemeinsam mit aktiven 
Arbeitnehmern, Bergarbeiter gemeinsam mit den 
übrigen Arbeitnehmern der Wirtschaft, und Bauern 
im selben Boot wie die Arbeitnehmer, die nämlich 
das Schweinefleisch, die Eier und die Milch kaufen 
sollen. Es wäre auch ganz gut, wenn manche der 
Protestreden, die jetzt draußen im Lande gehalten 
werden — für die ich Verständnis habe —, durch-
scheinen lassen würden, daß jeder von denen, die 
protestieren, weiß, daß wir im selben Boot sitzen. 

Durch dieses neue Verständnis des Miteinander-
verflochtenseins und Voneinanderabhängigseins ist 
ja auch das Verständnis der finanziellen Begrenzt-
heit dessen, was der Staat machen kann, gefördert 
worden, wenn auch manche das noch nicht ganz 
verstanden haben. Man kann heute in der Agrar-
politik vielleicht sogar — das sage ich als Außen-
stehender — von einem eigenen „magischen Drei-
eck" sprechen, das die Agrarpolitik beherrscht: Er-
zeugereinkommen, Verbraucherausgaben, Belastung 
der öffentlichen Haushalte. Alles drei gehört zu-
sammen; und damit haben Sie den Wirtschaftsmini-
ster, was die Verbraucher angeht, Sie haben den 
Finanzminister, was die Belastung der öffentlichen 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. März 1968 	8205 

Schmidt (Hamburg) 

Haushalte angeht, und Sie haben den Landwirt-
schaftsminister. Alle drei gehören hier zusammen 
und müssen zusammenwirken. Ich meine, das muß 
draußen auch in der Landwirtschaft erkannt wer-
den, wenn doch die Landwirtschaft um das ehrliche 
Verständnis und um die Hilfsbereitschaft aller 
Kreise in unserem Volk und um die Hilfsbereit-
schaft auch der politischen Parteien werben will. 

Wir, die politischen Parteien dieses Parlaments, 
müssen uns — nicht nur als Experten, sondern 
durchaus auch aus allgemeiner politischer Verant-
wortung — mit der Strukturkrise der Landwirt-
schaft und mit der politischen Unruhe, die infolge-
dessen dort entstanden ist, beschäftigen und ausein-
andersetzen, und wir dürfen die Bauern nicht radi-
kalen Rattenfängern überlassen. 

Auf der anderen Seite hoffen wir sehr, daß auch 
alle die, die durch ihre politische Autorität oder 
durch die Kraft ihres Arguments Einfluß innerhalb 
des landwirtschaftlichen Bereichs haben, dafür sor-
gen, daß nicht das Feld für radikale Rattenfängerei 
bereitet wird. Jeder, der in der Landwirtschaft Be-
scheid weiß, weiß auch, an welchen Präsidenten ich 
bei diesen Worten denke. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
FDP: Vorsicht!) 

Ich will nicht mit diesem Wort schließen, weil es 
ein bißchen böse klingen könnte, aber ich meine, 
Herr Kollege, daß dieses Wort auch einmal gesagt 
werden mußte. Wir möchten nicht in die Lage kom-
men, daß wir demnächst von dieser und jener und 
der dritten und der vierten Gruppe aus unserer 
Gesellschaft mit solchen Reden unter den Daumen 
genommen werden sollen. Ich habe versucht zu zei-
gen, daß man aus allgemein politischer Verantwor-
tung sehr viel Verständnis für die Probleme der 
Landwirtschaft haben muß, daß man auch von der 
allgemeinen politischen Verantwortung her sie zu 
lösen bereit sein muß. Aber die Bereitschaft wird 
größer sein, wenn sie nicht durch Provokationen 
erzwungen werden soll. 

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Landwirtschaft. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir haben das sel-
tene Erlebnis gehabt, Herr Kollege Schmidt, daß die 
hohe Fraktionsführung vom hohen Olymp herab-
steigt und sich als Externer einmal an dieser Dis-
kussion über Landwirtschaftspolitik — bisher eine 
Insider-Diskussion — beteiligt. Ich bin Ihnen dafür 
sehr dankbar, und ich glaube, es ist ein Vorteil, 
den wir der Großen Koalition zu verdanken haben, 
daß die SPD-Fraktion uns  in  diesen schwierigen 
Fragen nicht mehr ganz so allein läßt. Wenn sie 
nicht ganz so mitziehen kann — es sind die ersten 
Gehversuche —, 

( Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

aber immerhin: daß das von so prominenter Seite 
und in einer so sachverständigen Form geschieht, 
möchte ich dankbar vermerken. 

Ich darf mich etwas mit Ihren Gedanken befassen 
und dann gleich auf die Anmerkungen des Herrn 
Kollegen Bauknecht eingehen. Die Rednerliste ist 
nämlich so umfangreich, daß eine gewisse Auf-
lockerung notwendig ist, damit die Dinge in dem 
Zusammenhang bleiben, in den sie gehören. 

Sie haben völlig recht, Herr Kollege Schmidt: es 
gibt keine landwirtschaftliche Frage allein, es gibt 
keine isolierte Landwirtschaft, sondern die Land-
wirtschaft steht in einem sehr engen Zusammenhang 
mit dem Bereich, der ihr die Betriebsmittel für ihre 
eigene Produktion liefert, sie ist der große Roh-
stofflieferant für die Verarbeitung, sie hat einen 
ganz wesentlichen Beitrag für den Verbraucher zu 
liefern, sie stellt einen wirtschaftlichen Faktor dar, 
der mit einem Umsatz von 30 Milliarden DM schwer 
ins Gewicht fällt, und sie ist einer der größten 
Gruppenkäufer. Das ist auch sichtbar geworden, als 
zum erstenmal ihre Kaufkraft beträchtlich nachge-
lassen hat und sie im letzten Jahr die Investitionen 
um 15% kürzen mußte. Wir haben auch heute noch 
keine Zahlen, die in diesem Bereich nach oben deu-
ten würden. 

Sie haben wohl auch darin recht, daß der Kern 
dieser Unruhe und dieser Vorgänge im tiefsten eine 
Existenzangst beinhaltet, eine Existenzangst, die 
sich keineswegs auf den landwirtschaftlichen Be-
reich beschränkt, sondern genauso den Mittelstand 
ergriffen hat und genauso den Arbeitnehmer, der 
z. B. gerade in den letzten Tagen und Wochen im 
Rahmen der Automationsdiskussion seine Unruhe 
zum Ausdruck gebracht hat über die Sicherheit sei-
nes Arbeitsplatzes im Zuge der Entwicklung, die 
wir wollen, für die wir aber gleichzeitig einstehen 
müssen, um die Übergänge behutsam zu gestalten. 

Sie haben von einem neuen Contrat social ge-
sprochen. Ich glaube, man sollte es dahin formulie-
ren, daß unsere moderne Wirtschaft mit ihrer extre-
men Arbeitsteilung und damit der Möglichkeit, eine 
viel bessere Versorgung zu erreichen, noch nicht 
alle Bereiche, auch die Landwirtschaft, erreicht hat, 
daß es heute keine Sicherheit mehr in dem Besitz 
von Produktionsmitteln, keine Sicherheit mehr in 
der Produktion selbst gibt, sondern daß diese Si-
cherheit von allen Elementen, die zusammenwir-
ken müssen, gestaltet wird und daß deswegen auch 
der Anspruch auf eine soziale Sicherheit, die wir 
bisher nur auf einen gewissen Bereich und auf ge-
wisse Personengruppen beschränkt haben, heute ein 
Anspruch ist, der mit Recht durchaus auch von Selb-
ständigen erhoben wird. Wir haben im Handwerk 
einen solchen Vorgang, wir haben in dem land-
wirtschaftlichen Bereich einen Anfang dazu. 

Natürlich muß die Landwirtschaftspolitik, wenn 
sie bestehen will und wenn sie von den 90 % der 
Bevölkerung, die nicht in diesem Beruf tätig sind, 
verstanden, gebilligt und unterstützt werden soll 
— und darauf ist sie angewiesen —, auch auf den 
Verbraucher Rücksicht nehmen. Aber ich bin der 
Meinung, daß wir selbst als sogenanntes Hoch- 
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preisland in den Erzeugerpreisen eine Rücksicht auf 
den Verbraucher genommen haben wie kein ande-
res EWG-Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist eine Tatsache, die zu wenig bekannt ist. Wir 
haben zum Teil heute noch die niedrigsten Erzeu-
gerpreise und die niedrigsten Verbraucherpreise. 
Nehmen Sie im Vergleich dazu die französische 
Situation! Ich glaube, daß hier die deutschen Land-
wirtschaft ein gutes Gewissen hat. 

Was nun die Frage betrifft, Herr Kollege Schmidt, 
daß lange Jahre hindurch eine kurzfristige Funk-
tionärspolitik getrieben worden sei, so möchte ich 
nicht in diesen Versuch einstimmen, alles, was vor 
der Großen Koalition war, in die heidnische Zeit zu 
verweisen und das wirkliche politische Christentum 
jetzt mit der Großen Koalition beginnen zu lassen. 

(Heiterkeit. — Beifall bei der CDU/CSU.) 

So war es nun nicht. Ich glaube, der Notwendigkeit 
der Großen Koalition und den großen Aufgaben, 
die ihr zugewiesen sind, tut man keinen Abbruch, 
wenn man die Werte und die Leistungen der Ver-
gangenheit durchaus zu wahren und anzuerkennen 
weiß. Wir alle stehen auf den Schultern der Ver-
gangenheit, wir haben sie mitgestaltet, und auch 
Sie haben sie als Opposition mitgestaltet. Die Oppo-
sition ist ein ganz wesentliches konstruktives Ele-
ment, wenn sie konstruktiv geführt wird. Und es ist 
nicht möglich, Herr Kollege Schmidt, das Zukunfts-
modell in die Gegenwart hineinzuziehen und per-
fektionistisch zu versuchen, alles so zu gestalten, 
wie es einmal in zwanzig Jahren sein wird. Uns 
fehlt die Vorausschau, uns fehlen die Möglichkeiten 
dazu. Wir alle leben vom Provisorium, wir alle 
leben vom Kompromiß des Tages, und wir müssen 
den Tagesnotwendigkeiten im Blick auf die Zu-
kunft gerecht werden. Das ist in der großen Indu-
strie nicht anders. Wenn Sie allein die Wachstums-
industrien, ihre Investitionspolitik und die Irrtümer 
dieser Investitionspolitik nehmen und wenn Sie 
damit vergleichen, mit welchen Voraussetzungen die 
Landwirtschaft in einem solchen Wettbewerb ange-
treten ist, dann möchte ich sogar meinen, daß sie 
reichlich gut abschneidet und daß sie keinen Vor-
wurf verdient. Aber Sie haben es ja auch nicht 
als Vorwurf in diesem Sinne gemeint. 

Die Massenkaufkraft ist zweifellos die entschei-
dende Macht, die die nächsten und die kommenden 
Möglichkeiten bestimmen wird. Deswegen gehören 
die Bemühungen der Bundesregierung in allererster 
Linie der Wiederherstellung der Massenkaufkraft, 
von deren Gestaltung es abhängen wird, ob die 
strukturellen und die Preismaßnahmen, die wir als 
unerläßlich betrachten, sich halten können und ob 
sie von der allgemeinen Entwicklung bestätigt wer-
den. Das zu Ihren Ausführungen. 

Nun einige kurze Bemerkungen zu dem Diskus-
sionsbeitrag des Herrn Kollegen Bauknecht. Herr 
Kollege Bauknecht, Sie haben auf die Demonstratio-
nen hingewiesen und mit Recht herausgestellt, daß 
sich diese Demonstrationen — es sind bisher 38 ge-
wesen, soweit wir das gezählt haben — in einer 

vorbildlichen Disziplin und Ordnung abgespielt 
haben. Bei uns hat jeder das Recht zur freien Mei-
nungsäußerung und auch das Recht, diese freie 
Meinungsäußerung in Form von Demonstrationen 
zu praktizieren. Was ich als ganz besonders wertvoll 
und konstruktiv herausstellen möchte, ist, daß den 
Versuchen radikaler Elemente, sich dieser Mei-
nungsäußerung zu bedienen, energisch Widerstand 
geleistet wurde und daß die Embleme dieser radi-
kalen Gruppen von den demonstrierenden Landwir-
ten zerstört wurden. Ich glaube, das sollte man 
festhalten, 

(Abg. Bauknecht: Sehr richtig!) 

damit andere Demonstrationen, die sich nicht an Ge-
setz und Ordnung gehalten haben und zeitlich und 
räumlich vielleicht mit den Demonstrationen der 
Bauern in einem gewissen Zusammenhang stehen, 
nicht kausal und nicht in ihrem Ablauf und nicht in 
den Urteilen — der Versuch war gelegentlich fest-
zustellen — mit diesen Demonstrationen auf einen 
Nenner gebracht werden. Die deutsche Landwirt-
schaft äußert sich bei solchen Demonstrationen nicht 
gerade zimperlich. Ich hatte ja Gelegenheit, solche 
Dinge mitzuerleben. Ich kenne auch die Plakate. Man 
kann nicht verlangen, daß eine Masse, die sich de-
monstrativ versammelt, alles auf die Goldwaage legt. 
Man muß auch für ernste Ursachen Verständnis 
haben. Es wäre falsch, die Ursachen dieser Demon-
strationen nicht sehen zu wollen. Auf diese kommt 
es an. Wenn ich mir die Resolutionen ansehe, die 
Forderungen betrachte und wenn ich sie dann ver-
gleiche, so muß ich sagen, daß sie ernste Anliegen 
darstellen, Anliegen, denen unsere Aufmerksamkeit 
gehört. Aber ich darf noch einmal Ihre Feststellung 
bestätigen und sogar bekräftigen, daß bisher eine er-
freuliche Disziplin bewahrt und auch sehr viel Ver-
antwortungsgefühl gezeigt wurde. Nur ausnahms-
weise wurde mehr gesagt das läßt sich bei solchen 
Veranstaltungen nicht vermeiden —, als vielleicht 
absolut notwendig war. 

Herr Bauknecht, Sie haben die Vorverlegung der 
Integration besonders herausgestellt. Ich kann da 
Ihren Ausführungen nicht folgen; denn ich bin der 
Meinung, daß es kein Schaden für die Landwirtschaft 
ist, daß wir die Integration vorverlegt haben, son-
dern daß letzten Endes, wenn diese Vorverlegung zu 
dem führt, was wir haben wollen, nämlich zu einer 
schnelleren Integration, etwas erreicht wird, was 
vielleicht in der Übergangszeit Beschwerden macht 
— und dafür müssen wir Abhilfe schaffen —, was 
uns aber dem endgültigen Ziel, nämlich den großen 
Markt mit 180 Millionen Menschen als große Mas-
senkaufkraft aufzubauen, näherbringt. Dieses Ziel 
ist für die deutsche Landwirtschaft das absolut Ent-
scheidende. Es gibt keine nationale Hilfe und keine 
Strukturpolitik und keine Preispolitik, die das er-
setzen könnte, was ein geschlossener Markt mit 180 
Millionen Menschen zu erreichen in der Lage ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das sind keine Prognosen, das ist nicht irgendeine 
Konstruktion, sondern das sind nichts anderes als 
Hochrechnungen der bisherigen Verdichtungsergeb-
nisse, die wir in den zehnjährigen Bemühungen be- 
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reits verzeichnen können. Es gibt keine Wirtschafts-
region der Welt, in der in diesen letzten zehn Jahren 
eine so intensive Verstärkung eingetreten wäre, wie 
in der Region, mit der wir es hier zu tun haben. Die 
sechs Länder bauen die künstlichen Hindernisse zu-
sehends ab und wollen sie bis zum 1. Juli vollständig 
beseitigen. Was hier an Verstärkung des . gegen-
seitigen Austausches und an Zunahme der Kaufkraft 
geschehen ist, halte ich für entscheidend. 

Ich darf einen Punkt herausgreifen, weil er oft sehr 
mißverständlich behandelt wird. Der italienische 
Markt ist für die deutsche Landwirtschaft der inter-
essanteste Markt der Gemeinschaft. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Dieser italienische Markt hat, wenn Sie das Volks-
einkommen pro Kopf auf den Durchschnitt der Ge-
meinschaft beziehen, noch viel Entwicklungsmög-
lichkeiten. Er allein hat uns  in  diesem Jahr beim 
Rindermarkt mit Exporten, die in die Hundert-
tausende gehen, eine Entlastung gewährt, ohne die 
wahrscheinlich der Rinderpreis sehr in Mitleiden-
schaft gezogen worden wäre. Man soll sich des-
wegen nicht an einigen Dingen festklammern, die 
diesen freien Fluß vielleicht da und dort einmal 
beeinträchtigt haben, die wir auch nicht wünschen. 
Aber an dem großen Ergebnis und an dem Faktor, 
daß wir hier Möglichkeiten haben, uns an diesem 
Markt mit der Gemeinschaftspräferenz zu erholen, 
darf niemand vorbeigehen. Das ist für den Milch-
markt und für den Fleischmarkt interessant. Wenn i 
die italienische Kaufkraft einmal das Durchschnitts-
maß der europäischen Kaufkraft erreicht hat, könnte 
ich mir vorstellen, daß viele Sorgen, die wir heute 
haben, vor allem bei Entwicklungsmöglichkeiten in 
der Produktion, von  uns  genommen werden. Des-
wegen stimme ich nicht mit Ihnen überein, wenn 
Sie sagen, daß es vielleicht nicht ganz zweckmäßig 
war, die Verkürzung anzustreben. 

Etwas anderes ist es — und das haben Sie, glaube 
ich, gemeint —, daß der Ausgleich für die Ver-
kürzung nicht in  der notwendigen Form erfolgt ist. 

(Zuruf von der FDP: Ja.) 

Ich darf Ihnen ganz offen folgendes sagen. Wir 
haben in den letzten vier Jahren einen Ausgleich 
von 770 Millionen DM pro Jahr durchgeführt, und 
zwar in vier Jahren, deren letzte zwei Jahre uns 
finanzpolitisch weiß Gott in einer Klemme gesehen 
haben. Es sind bisher zweimal 260 und jetzt dreimal 
260 Millionen DM nicht ausbezahlt worden. Ich 
sage Ihnen ganz offen: ich bedaure sehr, daß es  not-
wendig war, zu diesen Kürzungen zu schreiten. 
Einen gewissen Ausgleich sehe ich schon in dem, 
was heute der Haushaltsausschuß beschlossen hat 
und was auf unseren Kollegen Struve zurückgeht, 
nämlich die 200 Millionen DM zusätzlich zu diesem 
Haushalt bereitzustellen. Das scheint mir schon eine 
Art Wiedergutmachung in dieser Richtung zu sein. 
Ich sage  Ihnen auch ganz offen, ich werde das Ka-
binett bitten, diese dreimal 260 Millionen DM in 
einem geeigneten Zeitpunkt und in geeigneter Form, 
wenn wir wieder in der Lage sind, nachzureichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich weiß nämlich aus der Entstehungsgeschichte 
dieses EWG-Anpassungsgesetzes — ich war daran 
als Innenminister beteiligt —, daß es ein feierliches 
Versprechen war, ein Versprechen, das nicht nur die 
übliche Gesetzesform bekommen hat, sondern ein 
Versprechen, das einen hochpolitischen Inhalt hatte. 
Damals wurde eine ganz neue Richtung, eine Wei-
chenstellung in der europäischen Politik eingeschla-
gen. Das war der Grund. Und weil hier ein wichtiger 
Abschnitt in unserer Geschichte eingeleitet worden 
ist, bin ich der Auffassung, wir müssen diese viermal 
260 Millionen DM zu einer gegebenen Zeit, in einer 
erreichbaren Zeit und in der richtigen Form nach-
reichen, und zwar in einer Form mit einer Dauer-
wirkung, vielleicht auf dem Kreditsektor, da wir das 
ja bisher institutionell noch nicht so lösen konnten, 
wie wir das eigentlich wollen. Wir sind immer wie-
der auf Haushaltsbewilligungen angewiesen. Viel-
leicht wäre das eine Möglichkeit, hier eine Kombi-
nation zu finden. Man muß sich aber darüber im kla-
ren sein, daß dieses feierliche Versprechen in einer 
Art und Weise honoriert werden muß, die uns 
finanzpolitisch nicht in Verlegenheit bringt, die aber 
auch niemandem Gelegenheit gibt, vom gebrochenen 
Wort zu reden. Das ist meine Auffassung. Ich 
brauche dazu natürlich die Zustimmung der Bundes-
regierung, um die ich bitten werde, noch mehr aber 
die Zustimmung des Hohen Hauses, das mich in die 
Lage versetzen muß. Ich darf um Ihre Hilfe bitten. 
Der Antrag Struve, der heute vom Haushaltsaus-
schuß bewilligt worden ist, ist einer der ersten 
Schritte. Ich bin Ihnen sehr dankbar; Sie haben, mein 
sehr verehrter Herr Kollege Struve, mit diesem 
Antrag zum richtigen Zeitpunkt der großen Reihe 
Ihrer agrarpolitischen Verdienste einen neuen Punkt 
dazugesetzt, und das soll das Hohe Haus wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Bauknecht, Sie haben ein heikles 
Thema angesprochen, nämlich die Frage der bäuer-
lichen Veredelungspolitik. Wir alle kennen den 
Antrag, der zu diesem Punkte dem Hohen Hause 
vorliegt, der aber bisher an der Barriere unserer 
Verfassungsbestimmungen gescheitert ist. Sie wer-
den sich erinnern, daß wir schon vor Jahren, noch 
bevor ich die Ehre hatte, dieses nicht ganz einfache 
Amt in Ihrem Auftrag zu betreuen, darüber gespro-
chen haben und daß ich schon damals meine recht-
lichen Bedenken geltend machen mußte. Die Wirk-
lichkeit hat gezeigt, daß wir Art. 12 GG in dieser 
Form wahrscheinlich nicht überwinden werden. 
Wenn Sie aber meine Einführungsrede genau gele-
sen haben, werden Sie dort Ausführungen gefunden 
haben, die zum erstenmal auch zu diesem Punkt ganz 
positiv Stellung nehmen. Ich bin nämlich der Mei-
nung, man muß hier zunächst den Verbraucher an-
sprechen. Der Verbraucher hat nämlich den Ver-
dacht, daß er über Einschränkungen der Verede-
lungswirtschaft, über die Beschränkung auf den 
bäuerlichen Bereich benachteiligt werden, daß eine 
Art bäuerliches Kartell zu seinen Ungunsten ge-
schlossen werden soll. 

Dieser Verdacht ist leicht auszuräumen, weil es 
ganz einwandfreie betriebswirtschaftliche Zahlen 
gibt, die besagen, daß für jeden Veredelungsbereich 
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ein gewisses Optimum existiert. Auf die Arbeits-
kraft bezogen, steht fest, daß auch größere Popula-
tionen, also Intensivhaltungen mit Tausenden und 
aber Tausenden von Tieren, nicht in der Lage sind, 
ein billigeres Angebot für den Verbraucher oder ein 
qualitativ besseres Angebot zu erzeugen. Das ist das 
eine. 

Das Zweite ist — und das darf ich wiederholen —: 
es gibt seuchenpolizeiliche Erfahrungen, die uns 
vorsichtig machen müssen. Wir haben bittere Erfah-
rungen bis hinein in die jüngste Zeit gemacht. Das 
sieht alles so großartig aus, das begeistert unseren 
Sinn, der sich in bemerkenswerter Vergeßlichkeit 
des qualitativen Elements allzusehr am Giganti-
schen, an den großen Zahlen orientiert. Die Größe, 
meine Damen und Herren, ist aber für sich ganz und 
gar keine Qualität, auch wirtschaftlich nicht. Natür-
lich gibt es Produktionsbereiche, die nur im großen 
absolviert werden können, die eine Kapitalkraft 
voraussetzen, die in sehr hohe Bereiche hineinreicht. 
Aber in der Intensivhaltung von Tieren und auch im 
Bereich der getreideabhängigen Veredelung gibt es 
einfache, überzeugende und betriebswirtschaftlich 
absolut gesicherte Grenzen. Aus veterinärpolizei-
lichen Gründen müssen wir hier eine Prophylaxe 
einbauen, um keine größeren gesundheitlichen Ge-
fahren auszulösen. 

Ich darf einmal an die Schweinemisere in Italien 
erinnern, die gerade im letzten Jahr durch das Auf-
treten eines einzigen kleinen, unsichtbaren Virus, 

nämlich des Erregers der afrikanischen Schweinepest, 
einen Schaden von 600 Millionen DM ausgelöst hat. 
Bei unseren Produktionszahlen könnte ein solcher 
Schaden in die Milliarden gehen. Das ist ebenfalls 
ein Gesichtspunkt, der berücksichtigt werden muß. 

Schließlich und endlich müsen wir wissen, daß wir 
ja die Gemeinschaft zu Leistungen aufrufen müßten, 
wenn wir einen klassischen, einen geborenen Be-
triebszweig dem dafür geschaffenen und vorhande-
nen Berufsstand entzögen und vielleicht Wirtschafts-
bereichen überließen, die unter Umständen versuch-
ten, Gewinne mit Verlust aus diesem Betriebszweig 
auszugleichen. Der Versuch, hier steuerlich und 
steuerpolitisch eine Grenze zu ziehen, so möchte ich 
einmal sagen, ist leider gescheitert. Die Gesetzes-
lage erlaubt es nicht. Es gibt aber eine Instanz, die 
eine vernünftige, dem Verbraucher wohlwollende 
und für die Landwirtschaft erträgliche Lösung mög-
lich macht; das ist die EWG, die diese rechtlichen 
Bindungen in dieser Form nicht hat. Wir haben 
uns hier sehr intensiv bemüht. 

Ich glaube aber, es ist zum Vorteil für die Land-
wirtschaft, eine solche Frage vom Verbraucherstand-
punkt aus zu betrachten und für den Verbraucher 
den Nachweis zu erbringen, daß für ihn kein Schaden 
und keine Benachteiligung eintreten wird. Das ist 
der Weg. Ich bin überhaupt der Auffassung, daß 
Landwirtschaftspolitik das wohlverstandene Inter-
esse des Verbrauchers, vor allem seiner ärmeren und 
seiner weniger leistungsfähigen Schichten, berück-
sichtigen muß, wenn sie Erfolg haben will. Das ist 
meine Auffassung zu diesen Dingen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben, Herr Kollege Bauknecht, naturgemäß — 
und das hat seine besonderen Gründe — das Thema 
Obst und Gemüse angeschnitten. Ich glaube, das 
Thema Gemüse brauchen wir nicht zu erwähnen. 
Aber das Thema Obst können wir auf das Thema 
Apfel konzentrieren. Dann haben wir das herausge-
holt, was Ihnen zum Thema Obst so sehr am Herzen 
liegt. Ich will Ihnen etwas sagen, Herr Kollege Bau-
knecht. Wir haben mit den Italienern, unseren italie-
nischen Freunden schon sehr gute, auch agrarpoliti-
sche Kompromisse möglich gemacht. Der Herr Kol-
lege Sander, der hier einmal ein so großes Weh-
klagen über den Zuckerrübenpreis und die Sorgen, 
daß der Zuckerrübenerzeuger innerhalb der EWG be-
nachteiligt werden könnte, angestimmt hat, weiß 
jetzt ganz genau, daß es der deutsch-italienischen 
Kooperation zu verdanken ist, daß wir ihm diese 
Sorge vom Herzen nehmen konnten. Wir haben 
zwar keinen Dank bei Ihnen gefunden; das verlan-
gen wir auch nicht von der Opposition. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Aber auch hier ist es so, Herr Kollege Bauknecht, 
Italien und jene Apfelsorgen hängen nicht zusam-
men, wie Sie wissen. Hier waren es die besonderen 
Ernteverhältnisse dieses Jahres, die wir nicht auf-
fangen konnten, selbst wenn wir interveniert und die 
Mittel dazu gehabt hätten. 

Vizepräsident Scheel: Herr Bundesminister, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Schultz erlauben? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Bitte sehr! 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Bundes-
minister, glauben Sie, daß Sie Ihre Ausführungen 
noch vor Redaktionsschluß beenden können, damit 
die anderen im Bundestag vertretenen Parteien viel-
leicht auch noch zu Wort kommen? 

(Heiterkeit.) 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten. Herr Kollege Schultz, ich 
danke Ihnen sehr. Selbstverständlich muß man die 
Opposition zu Wort kommen lassen. Das gehört 
zum politischen Stil, zu der Fairneß, mit der wir 
auch von der Opposition behandelt werden. Ich 
werde mich sehr beeilen. Ich nehme Rücksicht dar-
auf. Ich erinnere mich zwar nicht an Fälle, in denen 
das von Ihrer Seite geschehen wäre. Aber das soll 
uns nicht hindern, ganz loyal zu sein. 

Ich darf meine Ausführungen unterbrechen und 
die Opposition bitten, hier sofort mit ihren kon-
struktiven Vorschlägen aufzuwarten. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Logemann. 
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Logemann (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Minister, zunächst möchte ich 
monieren, daß Sie heute in der Tat einen neuen 
Stil in diese Debatte hineingebracht haben. Sie 
haben erstmalig gleich einem Sprecher Ihrer Koali-
tion geantwortet. Das ist neu. Darin sehe ich eine 
Benachteiligung der Opposition. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich möchte dabei gleich auf eine zweite Benach-
teiligung der Opposition hinweisen. Es war früher 
in diesem Hohen Hause üblich, daß bei Agrardebat-
ten der Sprecher der Opposition regelmäßig zuerst 
das Wort bekam. 

(Zuruf von der SPD: Wann denn mal? — 
Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Seit 18 Jah

-

ren noch nie!) 

— Doch, Herr Kollege Dr. Schmidt, Sie haben 
eigentlich immer bei den Agrardebatten zuerst ge-
sprochen. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Nie!) 

Auch dieser Stil ist jetzt insofern geändert, als wir 
heute schon an die vierte Stelle gerückt sind. 

Herr Minister Höcherl, damit komme ich gleich zu 
Ihren Aussagen. Sie haben soeben versucht, schon 
wieder mit sehr viel Zahlen zu jonglieren. Ich 
kenne ja Ihre Art. Wir werden noch im einzelnen 
auf Ihr Zahlenspiel zurückkommen. 

Ich will hier gleich mit einem Widerspruch begin-
nen. Sie haben gemeint, es sei ein Erfolg der Großen 
Koalition, wenn hier heute der Fraktionsvorsitzende 
der SPD, Herr Schmidt (Hamburg), ans Pult gegan-
gen ist. Sie gestatten, daß ich das anzweifle. Ich 
bin vielmehr der Meinung, daß die Unruhen drau-
ßen, daß die Bauerndemonstrationen Anlaß gewe-
sen sind, nun einmal aus einer Fraktion den Frak-
tionsvorsitzenden nach vorn zu schicken. 

(Vorsitz : Präsident D. Dr. Gerstenmaier.) 

Nun, meine Damen und Herren, noch eine An-
merkung zu den Ausführungen des Herrn Schmidt 
(Hamburg). Herr Schmidt (Hamburg), ich würde 
wirklich gern Ihren Wunsch erfüllen und meine 
Rede etwa unter der Überschrift „Stadt und Land 
Hand in Hand" halten. Ich darf Ihnen aber sagen, 
daß wir hier über den Grünen Bericht ja mit sehr 
komplizierten volkswirtschaftlichen und agrarpoliti-
schen Vorgängen konfrontiert werden, so daß ich 
gezwungen bin, mich auf den Grünen Bericht ent-
sprechend einzustellen. Da ist es nun einmal not-
wendig, in Einzelheiten zu gehen. Sie haben ja 
selber schon erkennen können, wie schwierig es ist, 
wenn man das als Außenstehender versucht. 

Sie haben sofort ein Eigentor geschossen, als Sie 
hier den Wirtschaftswegebau erwähnten. Ich bin in 
der Tat der Meinung, daß der Wirtschaftswegebau 
seit eh und je eine der wertvollsten und wichtigsten 
Aufgaben des Grünen Plans gewesen ist. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Schmidt, Sie haben auch völlig über

-

sehen, daß ohne einen Wirtschaftswegebau die 

Motorisierung in der deutschen Landwirtschaft 
überhaupt nicht hätte durchgeführt werden können. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage, Herr Abgeordneter Schmidt (Hamburg). 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Ohne polemisieren zu 
wollen, Herr Kollege: Sind Sie wohl bereit, mir 
zuzugestehen, daß mein Urteilsvermögen ausreicht, 
in einer Landschaft, die ich genau kenne, erkennen 
zu können, ob an der einen oder anderen Stelle des 
Guten nicht ein bißchen sehr zuviel getan worden 
ist? 

Logemann (FDP) : Herr Schmidt, ich bin nicht der 
Meinung, daß ihr Urteil ausreicht, Vorgänge wie 
den Wirtschaftswegebau richtig zu beurteilen. Dazu 
fehlt Ihnen, Herr Kollege Schmidt, die Berührung 
mit der landwirtschaftlichen Praxis. 

Eine zweite Anmerkung zu Herrn Kollegen Bau-
knecht. Selbstverständlich, Herr Kollege Bauknecht 
— ich werde es gleich vorweg sagen —, war die 
FDP jahrelang in der Agrarpolitik dabei. Wir be-
kennen uns dazu, die Verantwortung mitgetragen 
zu haben. Ich möchte aber ausdrücklich sagen, daß 
bei unserem Abgang das Haus agrarpolitisch gut 
bestellt war. Wenn nun Ihre Regierung, Herr Kol-
lege Bauknecht, in reichlich einem Jahr bei den 
Bauern jedes Vertrauen verspielt hat, ist das ihre 
Schuld und nicht unsere Schuld. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich möchte es etwas genauer definieren. Herr Kol-
lege Bauknecht, ich bin der Auffassung, daß es vor-
rangig sogar die Schuld der Partei ist, die den Bun-
deskanzler, den Finanzminister und den Landwirt-
schaftsminister stellt, und das ist immer noch die 
CDU/CSU. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Kollege, sind Sie 
nicht der Meinung, daß es sich hier weitgehend um 
eine Entwicklung handelt, die zu einem großen Teil 
gar nicht im Einflußbereich der Politik liegt? 

Logemann (FDP): Doch! Sie übersehen, Herr 
Kollege, daß diese Entwicklung schon vor Jahren 
eine gewisse Weichenstellung erfahren hat. Die 
Weichenstellung war durchaus gut. Die Entwicklung 
ist nur nachher falsch gelaufen, schon in diesem 
einen Jahr. Ich könnte Ihnen nachweisen, was alles 
aufgegeben worden ist. Denken Sie nur an das 
EWG-Anpassungsgesetz, um  nur ein Beispiel zu 
zeigen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Glauben Sie wirklich, 
daß durch die Veränderung der Regierung diese 
Entwicklung maßgeblich verändert wurde? 
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Logemann (FDP) : Ja, der Meinung bin ich. Das 
werde ich auch in meinen Ausführungen noch be-
weisen. — Bitte sehr! 

Marquardt (SPD) : Herr Kollege Logemann, hal-
ten Sie es für „gut bestellt", wenn man durch Haus-
haltssicherungsgesetze Lasten wegschiebt und an-
deren aufbürdet? 

Logemann (FDP) : Nein. Dieses Haushaltssiche-
rungsgesetz ist auch von uns mit eingeleitet wor-
den. Ich gebe zu, daß auch mit unserer Hilfe 260 
Millionen DM im EWG-Anpassungsgesetz verscho-
ben worden sind. 

(Hört! Hört! bei den Regierungsparteien.) 

Aber das, was Sie, meine Damen und Herren, jetzt 
aus dem EWG-Anpassungsgesetz gemacht haben, 
wäre bei unserer Mitwirkung in der Koalition nie-
mals geschehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Damit darf ich jetzt wirklich zum 13. Grünen Be-
richt kommen, den wir heute diskutieren wollen. 
Zunächst darf ich feststellen, daß auch der 13. Grüne 
Bericht wieder eine Disparität ausweist. Das ist kei-
neswegs neu. Die Bauern sind es seit 13 Jahren ge-
wohnt, mit dieser Disparität zu leben. Aber neu ist 
in der Zwischenzeit die Reaktion der Bauern nach 
anderthalb Jahren Großer Koalition. Die Protest-
kundgebungen zeigen jedem, daß einfach kein Ver-
trauen mehr zur Regierung da ist. Sie machen den 
rapiden Vertrauensschwund deutlich, den diese Re-
gierung in reichlich einem Jahr Regierungsverant-
wortung für die Agrarpolitik hinnehmen muß. Herr 
Minister Höcherl, mit Ihrer Rede zum Grünen Be-
richt neulich haben Sie nicht der Agrarpolitik Ziel 
und Richtung gegeben, wie es notwendig gewesen 
wäre, sondern Sie haben mit gewissen Äußerungen, 
die hier vorhin auch kritisiert wurden, noch 01 in 
das Feuer der Erregung gegossen. 

Zunächst darf ich die Ursache der Unruhe dar-
stellen. Nach meiner Auffassung bestehen in der 
Tat in kleinen und großen Betrieben Existenzsorgen. 
Ich meine, die Öffentlichkeit sollte gerade davon 
Kenntnis nehmen, daß auch die großen Betriebe, die 
strkuturell gesund sind, bei einer verhängnisvollen 
Agrarpolitik sehr schnell in finanzielle Schwierig-
keiten geraten und gefährdet werden können. 

Ein Beispiel dafür! Aus Schleswig-Holstein wird 
berichtet, daß dort schon 25% der buchführenden 
Betriebe, die ja schon größere Einheiten darstellen, 
bei der jetzigen Entwicklung nicht mehr aus der 
Verschuldung herauskommen. Man befürchtet, daß 
aus diesen 25% bei weiteren Mindererlösen, die 
man sich schon ausrechnen kann, 60 % werden. 

Die Ursache — ich habe es gesagt — liegt also 
nicht allein bei der Disparität. Ich finde, daß es 
wichtig ist, diese Ursachen durch eine Agrarbilanz 
der Realitäten, möchte ich sie nennen, und nicht 
durch einen manipulierten Bericht, wie wir ihn vor-
liegen haben, deutlich zu machen. 

Die Bauern im Lande beobachten sehr wohl, daß 
Herr Minister Schiller im Rahmen der konzertierten 

Aktion fast täglich zu Lohnerhöhungen von 4 % 
bis 5 % jährlich auffordert. Er hält sie für notwendig 
zur Ausweitung der Massenkaufkraft. Ich will ihm 
dabei in keiner Weise widersprechen. Nur müssen 
die Bauern von Landwirtschaftsminister Höcherl 
dauernd hören: Erstens gebe es keine Chance für 
bessere Preise. Zweitens übersteige die landwirt-
schaftliche Produktion den Marktbedarf, die Land-
wirtschaft dürfe nicht mehr produzieren. Drittens 
seien die Kassen leer; deshalb sei — viertens — 
das EWG-Anpassungsgesetz nicht zu erfüllen. Dabei 
ist auch draußen auf dem Lande durchaus bekannt, 
daß andere Gesetze erfüllt werden. In den letzten 
Wochen — auch das ist schon angedeutet worden — 
waren ja plötzlich 400 Millionen DM zusätzlich da, 
als es um die Erfüllung einer anderen gesetzlichen 
Verpflichtung, beim Knappschaftsgesetz, ging. 

Meine Damen und Herren, diese einfache Formel 
bedeutet doch für die Landwirtschaft, ganz grob 
ausgedrückt, sinkende Erzeugerpreise, sinkende Ein-
kommen und infolge der Lohnerhöhung im gewerb-
lichen Bereich mit Sicherheit steigende Kosten. Diese 
Rechnung ist aber noch nicht vollständig. Man muß 
dazunehmen, daß z. B. Finanzminister Strauß auf 
Grund eines Kabinettsbeschlusses — Herr Minister, 
es wäre wirklich wichtig, Ihre Haltung dazu zu 
hören — vorgeschlagen hat, die Grundsteuern 
müßten erhöht werden. Das wäre wiederum eine 
neue Kostenbelastung für die deutsche Landwirt

-

schaft. 

Hinzu kommt, daß wir erheblich gestiegene 
Kosten dadurch haben, daß die Dieselkraftstoff

-

Verbilligung monatelang ausgesetzt wird. Die FDP 
hatte dazu andere Vorschläge gemacht. Bei Be-
folgung unserer Vorschläge wären diese Einnahmen

-

ausfälle in der Landwirtschaft nicht entstanden. Herr 
Minister, Sie hätten uns mit Sicherheit sehr viel 
Bürokratie, die jetzt in den Landkreisen notwendig 
wird, ersparen können. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ein weiterer Punkt, der die Unruhen in der Land-
wirtschaft mit verursacht, ist die erhebliche Ver-
schuldung, ist die Zunahme des Fremdkapitals. 
Wenn ich Fremdkapital und Schulden — Herr 
Minister, wir wollen uns hier auf diese beiden Be-
griffe einigen — zusammenzähle, macht dieser 
Betrag etwa schon das aus, was die Landwirtschaft 
an Verkaufserlösen von rund 27 Milliarden DM zu 
erwarten hat. Ich möchte die früheren Zeiten ein-
mal in Gegensatz zu heute stellen. Es ist bekannt, 
daß es auf dem Dorfe einmal hieß: In der Land-
wirtschaft muß eigentlich so gewirtschaftet wer-
den — das wird mir Herr Kollege Brese bestätigen 
können —, daß man eine Ernte auf der Bank hat, 
die zweite auf dem Speicher und die dritte auf dem 
Feld. Das war Vergangenheit — ich sage das aus-
drücklich, das muß einmal angesprochen werden —, 
jetzt ist es auf Grund der Entwicklung der Tat-
sachen so, daß schon die noch nicht eingefahrene 
Ernte den Banken gehört. 

(Beifall bei der FDP.) 

Sie können wohl verstehen, wenn die Bauern auf 
Grund dieser Entwicklung in Existenzangst geraten. 
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Logemann 
Diese Existenzängste sind es, die die Bauern in die 
Protestkundgebungen treiben, in Protestkundgebun-
gen, wie sie es nennen, gegen die landwirtschafts-
feindliche Politik der Regierung. Es ist nicht so, wie 
es Herr Finanzminister Strauß neulich meinte, der 
glaubte, die Landwirtschaft davor warnen zu müs-
sen, sich von Festrednern aufputschen und in De-
monstrationen hineintreiben zu lassen. 

Es ist gut, daß der Herr Bundeskanzler hier an-
wesend ist. Ich würde sehr bedauern, Herr Bundes-
kanzler, wenn die Äußerungen stimmten, die Sie 
neulich — wie ich gelesen habe auf der Frak-
tionssitzung der CDU/CSU in Berlin getan haben 
sollen. Aus dem, was ich gelesen habe, war ersicht-
lich, daß Sie dem Präsidenten des Deutschen Bauern-
verbandes Demagogie vorgeworfen haben sollen. 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 

Herr Bundeskanzler, wenn das stimmt, dann waren 
Sie wirklich schlecht beraten. Ich meine, so etwas 
darf man nicht tun, besonders wenn man weiß, wie 
sehr man gerade den Präsidenten des Deutschen 
Bauernverbandes Rehwinkel mit seinen Forderun-
gen auf der ganzen Linie im Stich gelassen hat. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich kann auch das nicht begreifen und glauben, 
was die „Frankfurter Allgemeine" schreibt: daß der 
Kollege Bewerunge, der selbst Präsident einer Land-
wirtschaftskammer ist und ein hohes Amt im West

-

fälisch-Lippischen Landwirtschaftsverband innehat, 
Angriffe gegen den Präsidenten Rehwinkel gestar

-

tet hat. Es wäre wirklich an der Zeit, daß die promi-
nenten Agrarpolitiker der CDU aufhörten, einem 
Präsidenten in dieser schwierigsten Situation in 
die Arme zu fallen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Häfele? 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Logemann, sind Sie 
wirklich der Meinung, daß alles das, was der Präsi-
dent Rehwinkel im Laufe der letzten Zeit gesagt 
hat, verantwortlich und die volle Wahrheit war? 

Logemann (FDP) : Ich halte die Reden von Herrn 
Rehwinkel für verantwortlich. Ich kann mir vorstel-
len, in welcher Lage gegenüber der Landwirtschaft er 
sich befindet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist keine 
Antwort!) 

Er ist hinsichtlich all der Zusagen und auch der ge-
setzlichen Verpflichtungen, die wir hier beschlos-
sen haben, im Stich gelassen worden. Ich kann mir 
also vorstellen, daß er mit der Politik dieser Regie-
rung nicht einverstanden ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Bewe-
runge? 

Bewerunge (CDU/CSU) : Herr Logemann, sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, daß es schlecht um 
uns bestellt wäre, wenn man als Bezirksvorsitzen-
der eines Bauernverbandes nicht auch das  Recht 
hätte, die Verhältnisse des Deutschen Bauernver-
bandes anzusprechen, wo wir hier es sogar wagen, 
unsere Minister zu kritisieren? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Logemann (FDP) : Herr Kollege Bewerunge, ich 
halte es nicht für richtig, in dieser schwierigen 
Zeit, wo der Bauernverbandspräsident Rehwinkel 
sich wirklich bemüht, für Gerechtigkeit gegenüber 
dem Landvolk zu sorgen, ihm noch mit Angriffen 
in den Arm zu fallen. Das möchte ich damit gesagt 
haben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter, wollen Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Freiherr von Gemmingen beantworten? 
Bitte, Baron Gemmingen! 

Freiherr von Gemmingen (FDP) : Herr Kollege 
Logemann, darf ich Sie fragen, ob Sie festgestellt 
haben, daß die Kollegen der CDU/CSU-Fraktion, 
die Präsidenten im Bauernverband sind, auf dieser 
Fraktionssitzung der CDU in Berlin gegen die Äuße-
rungen des Herrn Bundeskanzlers protestiert ha-
ben? 

Logemann (FDP) : Das habe ich nicht feststellen 
können. Darüber gelangen keine Unterlagen an die 
Öffentlichkeit. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick. Ich muß an den Redner die folgende Frage 
stellen: Herr Kollege Logemann, wollen Sie weiter 
alle Zwischenfragen beantworten? 

Logemann (FDP) : Die von Herrn Kollege Bewe-
runge noch sehr gerne. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Dann werde 
ich nicht mehr weiter fragen. Herr Abgeordneter 
Bewerunge zu einer Zwischenfrage. 

Bewerunge (CDU/CSU) : Herr Kollege Loge-
mann, glauben Sie nicht, daß Sie sich derzeit be-
mühen, eine Legende zu bilden, indem Sie von 
einer Sitzung sprechen, an der Sie überhaupt nicht 
beteiligt waren und indem Sie auf Grund eines Sat-
zes der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" Dinge 
behaupten, die in keiner Weise stimmen? 

Logemann (FDP) : Herr Kollege Bewerunge, ge-
rade deshalb habe ich Ihre Frage noch zugelassen. 
Ich habe von vornherein das, was ich aus der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung" wiedergegeben 
habe, mit einem Fragezeichen versehen. Ich meine, 
Sie, Herr Kollege Bewerunge, sollten dann dafür 
sorgen, daß die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" 
solche Äußerungen wieder zurechtrückt, wenn sie 
nicht stimmen. 
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Logemann 
Meine Damen und Herren, ich habe vorhin ge-

sagt, die Existenzangst treibe die Bauern zu den 
Protestkundgebungen. Darf ich hier einige Anmer-
kungen machen, damit Sie erkennen, wie es in den 
einzelnen Landkreisen aussieht. Wir haben aus nie-
dersächsischen Landkreisen in der letzten Zeit sehr 
gute Unterlagen bekommen, die wirklich gut durch-
gerechnet sind. Es handelt sich um Buchführungser-
gebnisse, die einen erheblichen Aussagewert haben. 
Ich darf hier einmal drei Landkreise anführen. Der 
Landkreis Harburg, der über durchschnittliche mit-
telbäuerliche Betriebe verfügt, meldet ein Weniger 
an Einnahmen gegenüber dem Vorjahr von 
13 134 000 DM. Das sind 183 DM je ha landwirt-
schaftlicher Nutzfläche weniger. Im Landkreis Bre-
mervörde, wo sich die Kartoffelpreise auswirkten, 
ist es so, daß in diesem Landkreis mit einer durch-
schnittlichen Betriebsgröße von 20 ha ,ein Weniger 
an Einnahmen gegenüber dem Vorjahr von 
23 312 000 DM oder 286 DM je ha landwirtschaft-
licher Nutzfläche da ist. Nun als letztes noch einen 
Spitzenkreis bezüglich rationeller Veredelung, be-
züglich rationeller Landbewirtschaftung: Das ist der 
Landkreis Grafschaft Hoya. In diesem Landkreis 
Grafschaft Hoya werden die Mindereinnahmen ge-
genüber dem Vorjahr auf 24 060 000 DM beziffert, 
Herr Minister. Interessant ist folgendes: In diesem 
Landkreis sind vier Spitzenbetriebe, die besten Be-
triebe mit vorbildlichster Betriebsführung, noch ein-
mal besonders auf ihre Entwicklung hin untersucht 
worden. Dabei hat man festgestellt, daß in diesen 
vier Spitzenbetrieben mit starker Veredelung 
— 30 ha Größe vorbildlich bewirtschaftet — der 
Reinertrag je ha gegenüber dem Vorjahr um etwa 
48% zurückgegangen ist. Das Familieneinkommen 
ist um 31% zurückgegangen. 

Meine Damen und Herren, das sind Landkreise, 
die als fortschrittlich bekannt sind. Herr Minister, 
hier ist es wirklich so gewesen, daß die Landwirte 
dem modernen Rat, auch amtlichen Rat, gefolgt sind. 
Als z. B. gesagt wurde: Ihr müßt versuchen, die Ge-
treidepreissenkung durch mehr Veredelung aufzu-
fangen, haben sie es getan, und jetzt können wir 
feststellen, daß gerade diese fortschrittlichen Land-
wirte Beratungsgeschädigte geworden sind. 

Ich meine, daß diese Bilanz doch jedem Bauern 
zeigen muß, wohin die Reise geht. Wir fragen uns: 
Was muß eigentlich noch passieren, damit agrarpoli-
tisch endlich in dieser Großen Koalition nun etwas 
passiert?! 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, wenn ich über die Jahre 
1967/68 Bilanz mache — Herr Minister, ich liefere 
dafür gleich noch die Beweise  , dann muß ich, auf 
die Regierung und auch auf den Landwirtschafts-
minister bezogen, hier feststellen: die Agrarbilanz 
ist eine Meisterleistung agrarpolitischer Abstinenz. 
Dafür bin ich Ihnen, Herr Minister, einen Nachweis 
schuldig. Ich habe versucht, die Ankündigungen zu 
Ihrem Schwerpunktprogramm vom 15. Februar 1967, 
also zum vorjährigen Grünen Bericht, in Vergleich 
zu stellen zu dem, was nun 1968 erreicht worden ist. 
Punkt eins: Sie haben als Schwerpunkt die Regional-
förderung genannt; Sie haben herausgestellt, es 

müsse versucht werden — so wie beim Emsland-
plan —, andere Modellbereiche zu schaffen, und Sie 
haben vor allen Dingen eine Verbesserung der In-
frastruktur verlangt. Nun, in Ihrem jetzigen Grünen 
Bericht ist nichts zu sehen von einem Modell 1968, 
das kommen sollte. Hier also Fehlanzeige! 

Ich bin aber auch der Meinung — dazu hätte ich 
gern Ihre Auffassung, Herr Minister —, daß bezüg-
lich Ihrer Forderung nach mehr Infrastruktur doch 
festgestellt werden muß, daß der Leber-Plan, der im 
Kabinett einstimmig beschlossen worden sein soll, 
nun im Gegenteil die Infrastruktur nach unserer Auf-
fassung hemmt, denn er begünstigt die Ballungs-
räume. Wie stehen Sie dazu? 

Ein zweiter Schwerpunkt sollte sein, daß in der 
Landwirtschaft die Bauweise künftig durch Fertig-
bauteile usw. verbilligt werden sollte. Ergebnis im 
Jahre 1968: Die Bauten sind nicht billiger, sondern 
teurer geworden. Auch hier bei diesem Schwer-
punkt, Herr Minister, kein Fortschritt! 

Einen dritten, ganz besonderen Schwerpunkt sollte 
die Verbesserung der Betriebsstruktur bilden. Herr 
Minister, ich bin in diesem Bemühen mit Ihnen völlig 
einig. Aber wenn ich jetzt Bilanz mache, so entnehme 
ich dem Grünen Bericht die Feststellung, daß eine 
Verbesserung im letzten Jahr nicht erreicht worden 
ist, sondern daß im Gegenteil die Bruttoinvestitionen 
in der Landwirtschaft um 15% zurückgegangen sind. 
Ich werte diesen Rückgang als ein besonderes Alarm-
zeichen deshalb, weil damit sichtbar wird, daß in der 
Landwirtschaft tatsächlich durch die Kürzung der 
Mittel im EWG-Anpassungsgesetz eine notwendige 
Rationalisierung nicht vorgenommen worden ist. 

Herr Minister, Sie sollten dieses Problem zusam-
men mit dem Wirtschaftsminister auch noch von 
einer anderen Seite aus sehen. Wir sind der Mei-
nung, es ist durchaus wichtig, auch die deutsche 
Landwirtschaft — ich werde das nachher noch sa-
gen — an der Massenkaufkraft mit zu beteiligen. 
Wenn die Investitionen um rund 3 Milliarden DM 
zurückgehen, so bedeutet das praktisch doch auch 
einen Ausfall von 3 Milliarden DM in der gewerb-
lichen industriellen Produktion des Binnenmarktes. 
Ich bin also durchaus der Meinung, man muß die 
Dinge ernst nehmen. Die FDP hat auch versucht, 
laufend zu Investitionen neue Anregungen zu ge-
ben; ich erinnere an die Investitionssteuer usw. 

Ein anderer wichtiger Punkt ist der Schwerpunkt: 
Senkung der Zinsbelastung. Diese Senkung der 
Zinsbelastung ist in diesem Jahr nicht stärker ge-
worden, sondern im Gegenteil. Hier sind auch ver-
schiedene andere Dinge nicht erfüllt worden. Sie 
haben z. B. in Ihrer vorjährigen Rede den Satz ge-
sagt, es sei durchaus erwägenswert, den Gedanken 
eines revolvierenden Fonds, gespeist aus Kapital-
marktrückflüssen, zu hegen. Die FDP hat jetzt Ihren 
erwägenswerten Gedanken in Form einer Gesetzes-
vorlage aufgenommen. Aber auch hier muß ich bei 
der Regierung allerdings Fehlanzeige melden; es 
ist nichts geschehen. 

Der fünfte Schwerpunkt sollte sein: Verbesserung 
der Marktstruktur mit Erzeugergemeinschaften. Sie 
haben dann die Worte gesagt: „verstärkt zum An- 
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griff auf die Märkte Europas rüsten", -- ein Wort, 
Herr Minister, das mir tatsächlich aus der Seele 
gesprochen ist. Aber nun das Ergebnis: von der 
Regierung bezüglich der Erzeugergemeinschaften 
keine Initiative. Wir haben einen SPD-Antrag vor-
liegen. Wir haben bei den Beratungen feststellen 
können, daß dieser Antrag der SPD durch das 
Finanzministerium gebremst wird. Wir haben uns 
in Berlin fleißig bemüht, zwei, drei Tage darüber 
zu beraten. Aber nach meiner Auffassung haben 
wir dabei eigentlich nur leeres Stroh gedroschen, 
weil von irgendeiner Stelle immer wieder gebremst 
worden ist. Herr Minister, wären Sie nicht bereit, 
hier einmal ein Machtwort zu sprechen, damit aus 
Ihrem Schwerpunkt von 1967 jetzt endlich einmal 
1968/1969 etwas wird? 

Die Chancen des deutschen Agrarexports sind 
angesprochen worden; das war ein Schwerpunkt im 
letzten Jahr. Hier ist in der Tat eine Steigerung 
da, die begrüßen wir. Aber daß auch hier mehr 
möglich ist, beweisen ja die Aussagen von Herrn 
Fahrenschon, der schon erklärt hat, eine Verdoppe-
lung sei ohne weiteres erreichbar. Wir haben den 
Nachweis z. B. in der Milchwirtschaft. Sachver-
ständige haben uns erklärt, daß man mit mehr Er-
stattungsfreudigkeit der Bundesregierung durchaus 
mehr milchwirtschaftliche Ausfuhren hätte ermög-
lichen können. 

Nun, ich will das grausame Spiel nicht weiter 
fortsetzen. Ich könnte jetzt noch anführen: Schwer-
punkt Kleinbauerntum, Fachausbildung, Reform der 
Altershilfe, Flurbereinigung des Etats, Herr Mini-
ster, das letzte ist wirklich ein sehr, sehr wichtiger 
Punkt, und Sie sollten sich ihn auch in Ihren Reden 
mit vornehmen. Dieses Jonglieren mit Zahlen ver-
wirrt doch alles. Vielmehr müssen wir hier doch 
verlangen — und wir haben dafür einen Antrag ein-
gebracht —, daß endlich einmal die für die Land-
wirtschaft eingesetzten Mittel ganz klar aufgeteilt 
werden in EWG-Zahlungen, in nationale Zahlungen 
und in Zahlungen, die für allgemeine Zwecke Ver-
wendung finden. Diese Flurbereinigung des Etats, 
die Sie angesprochen haben, sollten Sie sich aber 
auch selber vornehmen. Und Sie sollten nicht den 
Bauern dauernd große Zahlenreihen auftischen, die 
doch in der Praxis nicht ankommen. 

Abschließend möchte ich feststellen, daß der deut-
schen Agrarpolitik — im Gegensatz zu der konzer-
tierten Aktion möchte ich das sagen — in der Tat 
Leitlinien für die landwirtschaftliche Praxis fehlen. 
Ich bin der Meinung, Herr Minister, daß Ihre Agrar-
politik tatsächlich ohne Konzeption läuft. Sie soll-
ten klare Leitlinien für die Bauern setzen, damit 
sie wissen, wohin zum mindesten ihre Reise gehen 
soll. 

Nun einige Anmerkungen zum Grünen Bericht. 
Der Grüne Bericht weist eine weitere Steigerung 
der Arbeitsproduktivität in der Landwirtschaft aus. 
Trotz der bestehenden Arbeitsproduktivität ist die 
Disparität von 1964/65 dort 25 % — bis 1966/67 
auf 34,3 % gestiegen. Ich darf hinzufügen, sie ist 
gestiegen, obwohl die Bauern sich bemühten, weit 
länger zu arbeiten als in anderen Bereichen. Ob-
wohl sie sich bemühten, auf allen Gebieten die 

größten Anstrengungen zu machen, müssen wir 
doch, Herr Minister, resigniert feststellen: Trotz 
Fleiß keinen Preis. 

Erstmalig bringen Sie in diesem Jahr im Grünen 
Bericht eine Gewinnermittlung. Herr Minister, Sie 
haben hier eine Gewinnermittlung gebracht, die in 
der Öffentlichkeit zu völlig falschen Vorstellungen  

über die Lage in der Landwirtschaft geführt hat. Sie 
haben ein Roheinkommen als Gewinn zusammen-
gezählt. Erst in den letzten Tagen haben Sie ver-
sucht, etwas Ordnung in die Dinge hineinzubringen, 
den Begriff „Gewinn" zu definieren. Dabei haben 
Sie selber festgestellt, daß der von Ihnen in Ver-
gleich gestellte bäuerliche Gewinn — so darf ich ihn 
mal nennen   nicht der normale Unternehmerge-
winn sei. Herr Minister, damit haben Sie in der Tat 
weitere Unklarheiten über die Lage der Landwirt-
schaft geschaffen. Ich bin der Meinung, daß auch der 
Vergleich mit dem Handwerkergewinn eigentlich 
erst dann gezogen werden kann, wenn man wirklich 
den Kapitaleinsatz in der Landwirtschaft und auch 
im Handwerk entsprechend mit berücksichtigt. Ihr 
Handwerkervergleich ist in der Tat ein Vergleich 
zwischen Äpfeln und Birnen, der nicht passen kann. 
Ich bin aber der Auffassung, daß Sie uns gerade mit 
dieser Irreführung der Öffentlichkeit über die Lage 
der Landwirtschaft großen Schaden zugefügt haben. 

Die „Frankfurter Rundschau" schrieb z. B. am Tage 
nach Ihrer Rede einen landwirtschaftlichen Artikel 
unter der Überschrift „Den Bauern geht es recht gut 
— Gewinn pro Hof 1000 DM monatlich — Grüner 
Bericht vorgelegt". Ich muß zugunsten des Journa-
listen, der dies geschrieben hat, feststellen, daß er 
das durchaus auf Grund der vorher vorgelegten Ge-
winnermittlung von Ihnen, Herr Minister, so schrei-
ben durfte. Ich wäre Ihnen außerordentlich dankbar, 
wenn Sie uns einen landwirtschaftlichen Betrieb nen-
nen könnten, der nach Ihren Unterstellungen keinen 
Gewinn macht, wenn Sie mir sagen könnten, was ich 
als Bauer machen muß, um bei Ihrer Rechnung nicht 
immer im Gewinn zu bleiben. Hier muß eine Klar-
stellung erfolgen, und die sollte so schnell wie mög-
lich nun auch von Ihrer Seite her kommen. Aber Sie 
haben — das möchte ich dazu sagen — mit dieser 
falschen Unterrichtung, mit der Vortäuschung eines 
Gewinns das Vertrauen auch des letzten Bauern ver-
spielt. 

Herr Minister, ich darf es Ihnen direkt sagen, ich 
habe mich vor einem Jahr am 22. Januar mit einem 
persönlichen Telegramm an Sie gewandt. In diesem 
Telegramm heißt es unter anderem: 

Durch Pressemeldungen erfahren auch jetzt die 
Abgeordneten von den rigorosen Kürzungen im 
Ernährungsetat. Durch diesen Kabinettsbeschluß 
werden Hunderttausende Bauern bei dem zu 
erwartenden Sinken der Erzeugerpreise durch 
EWG-Beschlüsse und weiter steigende Kosten 
hei Betriebsmitteln bzw. Investitionen in ihrer 
Existenz getroffen. 

Herr Minister, das war eine Warnung aus der Oppo-
sition am 22. Januar 1967. 

Die zweite Warnung — daraus mögen Sie ent-
nehmen, wie gut wir es mit Ihnen meinen — kam 
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aus der Opposition am 15. November 1967 anläßlich 
der Agrardebatte. Ich hatte damals darauf hinge-
wiesen, daß in der Zwischenzeit die Proteste in der 
Bauernschaft am laufenden Band weitergehen. Be-
weis: Deutscher Bauerntag in München — Pfiffe für 
Landwirtschaftsminister Höcherl, Ihre Antwort war 
damals, die Zeichen seien nicht so tragisch zu neh-
men; das sei nicht der Kernbestand der Delegierten, 
sondern das seien einige DFU-Mitglieder gewesen. 
Herr Minister, Sie haben sich sicherlich in der Zwi-
schenzeit wohl davon überzeugen können, daß die-
jenigen, die jetzt protestierend auf. die Schlepper 
steigen, mit Sicherheit nicht mehr so eingeteilt 
werden können, wie Sie es getan haben. Wir mei-
nen aber, Herr Minister, wenn Sie weiter Agrar-
politik betreiben wollen und Ihre Agrarpolitik nur 
Widerstand und kein Vertrauen mehr findet, dann 
sollten Sie überlegen, ob es nicht richtig wäre, dar-
aus die Konsequenzen zu ziehen. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Vielleicht noch einige Punkte zu Forderungen 
meiner Fraktion zur Agrarpolitik. 

Zunächst haben wir unsere Forderungen in An-
trägen zusammengefaßt. Wir sind vor allen Dingen 
der Meinung, daß es vorrangig sein muß, auch wei-
terhin in der EWG Initiativen für eine Erzeuger-
preispolitik zu entwickeln. Ich habe Ihnen die Ein-
nahmeausfälle, die Millionen aus verschiedenen 
Landkreisen genannt. Herr Minister, solche Ein-
nahmeausfälle kann man niemals durch Struktur-
politik ersetzen. Die Preispolitik muß das A und O 
bleiben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Sie entscheidet künftig über das Schicksal der deut-
schen Landwirtschaft. 

Dazu gleich eine weitere Anmerkung. Es ist lang-
sam zur Gewohnheit geworden, in Reden so leicht 
zu sagen: „Aber was können wir denn preispolitisch 
noch tun? Da ist ja die EWG entscheidend!" Herr 
Minister, die Opposition nimmt es Ihnen nicht ab, 
wenn versucht wird, mit der Begründung „Wir kön-
nen nichts tun" den Schwarzen Peter in der Preis-
politik Brüssel zuzuschieben. Hier kann man in der 
Tat durch entsprechende Initiativen der Bundesregie-
rung etwas tun. Ich möchte noch einmal behaupten, 
daß es bei gutem Willen und bei gleichgewichtig 
hartem Verhandeln gegenüber Frankreich durchaus 
schon möglich gewesen wäre, die Rentabilität des 
deutschen Getreidepreises wiederherzustellen, den 
deutschen Getreideanbau wieder rentabel zu gestal-
ten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Herr Minister, Sie haben erklärt, Sie hätten Tag 
und Nacht verhandelt. Mir ist nicht bekannt — viel-
leicht können Sie uns aufklären —, daß über-
haupt ein Antrag von der Bundesregierung in Rich-
tung auf Erhöhung der Getreidepreise entsprechend 
den Beschlüssen des Europäischen Parlaments ver-
treten worden wäre. Das müssen wir einmal wissen; 
erst dann können wir Vertrauen haben zu Ihren 
Worten, es sei alles versucht worden. 

Das zweite aber ist, daß Sie auch national sich 
nicht einmal bemüht haben, den deutschen Getreide

-

anbau durch die vollständige Auszahlung der 560 
Millionen DM nach der Getreidefläche wieder ren-
tabel zu machen. Hier kommen wir sowieso zu einer 
Beratung; es liegt ein Antrag von uns vor. Wir wer-
den nicht zulassen, daß 100 Millionen DM gegen 
alle Vereinbarungen, die bisher dazu getroffen wor-
den sind — sie gehen ja bis 1964 zurück —, nun 
einfach für andere Etatzwecke verwendet werden. 

Es wäre auch mehr an Erzeugerpreisen bei Rin

-

dern und bei Milch möglich gewesen. Dazu möchte 
ich jetzt nicht mehr sagen. Aber ich will auf eines 
hinweisen. Wir sollten erkennen, daß man auch 
durchaus Preispolitik durch Kostensenkung machen 
kann. Die deutsche Landwirtschaft ist mit um rund 
20 °/o höheren Produktionskosten belastet als die 
Landwirtschaft in den anderen Partnerländern. Hier 
wäre es Ihre Pflicht, Herr Minister, eine Initiative 
für eine beschleunigte Harmonisierung der Steuer-, 
Verkehrs- und Sozialpolitik und anderer Wirtschafts-
bereiche zu entwickeln, damit endlich diese Wett-
bewerbsunterschiede beseitigt werden. 

Dazu gehört aber auch, daß man alle anderen Mög-
lichkeiten einer nationalen Kostensenkung wahr-
nimmt. Dazu gehört die Erfüllung des EWG-Anpas-
sungsgesetzes. Mein Kollege Peters wird dazu nach-
her noch Vorschläge machen; er wird noch verschie-
dene andere Anträge begründen, auf die ich jetzt 
nicht eingehen will. 

Wir haben in einem weiteren wichtigen Punkt 
eine Forderung der Fraktion in einem Antrag vor-
gelegt. Wir meinen, daß, wenn die gewerbliche, 
industrielle Wirtschaft im Rahmen der konzertierten 
Aktion ganz bestimmte Lohnleitlinien bekommt, 
analog dazu versucht werden müßte, auch für die 
Landwirtschaft Einkommensleitlinien für die Zukunft 
im Rahmen dieser konzertierten Aktion bekanntzu-
geben, analog also zur konzertierten Aktion Einkom-
mensdaten für die Landwirtschaft. 

Noch eine Anmerkung zur EWG-Agrarmarktfinan-
zierung. Es ist natürlich so, daß 1966 die Vereinba-
rungen beschlossen worden sind und daß seit dieser 
Zeit jeder wußte, wohin die Reise der finanziellen 
Belastungen ging. Aber ich finde, man muß auch der 
Öffentlichkeit gegenüber diesen Belastungen das 
entgegenrechnen, was national eingespart wird. Es 
ist doch in der Tat so, daß etwa 1 Milliarde DM bei 
Bund und Ländern beim Milchpfennig in Wegfall 
kommt, diese Mittel also eingespart werden, weil ja 
Brüssel künftig die Zahlungen dafür leistet. 

Wir sind auch der Meinung, daß es wichtig ist, 
von seiten der Regierung darauf zu achten, daß die 
Verwendung der Fondsmittel durch die Partnerlän-
der so geschieht, daß dabei die EWG-Präferenz Be-
achtung findet. Wir kennen aus Zeitungen das Ge-
schäft Frankreichs mit Rotchina: Weizen nach Rot-
china, Kosten 131 Millionen DM aus Brüsseler Mit-
teln. Nun, soweit ist alles egal. Aber ich wäre Ihnen 
dankbar, Herr Minister, wenn Sie uns dazu etwas 
sagen könnten. Durch Pressemeldungen ist jetzt be-
kanntgeworden, daß Frankreich den Weizen an Rot-
china geliefert hat und dafür jetzt Schweinefleisch 
aus Rotchina in die EWG importiert. Solche Ge- 
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schäfte sollten wir nicht mit unseren Steuermitteln 
über Brüssel finanzieren. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ein letzter Punkt! Wir fordern die Bundesregie-
rung auf, künftig die Öffentlichkeit mehr als bisher 
über die Entwicklung der Erzeuger- und Verbrau-
cherpreise zu informieren. Herr Minister, Sie haben 
hier viele amtliche Möglichkeiten. Sie stellen in 
Ihrem Grünen Bericht z. B. fest, daß der Abfluß an 
landwirtschaftlichen Veredlungserzeugnissen des-
halb gebremst worden sei, weil wir in eine Talsohle 
der Wirtschaft geraten seien. Ich habe den Grünen 
Bericht sehr genau gelesen. Ich bin vielmehr der 
Meinung — vielleicht werden Sie es mir bestäti-
gen —, daß es in der Tat so gewesen ist, daß ge-
senkte Erzeugerpreise für die Landwirtschaft durch 
eine vergrößerte Vermarktungsspanne verlorengin-
gen, der Verbraucher also nicht die Möglichkeit be-
kam, nun entsprechend billiger einzukaufen. Wäre 
hier eine bessere Aufklärung erfolgt oder würde sie 
in Zukunft erfolgen, so würde das zu einer Ein-
engung der Vermarktungsspannen führen, und wir 
würden damit vielleicht eine engere Berührung' von 
Erzeugerpreis und Verbraucherpreis erreichen. 

Das zweite ist — ich habe es schon angespro-
chen —, daß mehr Aufklärung über die Mittel für 
die Landwirtschaft erfolgen sollte. Ich habe die Etat-
aufteilung genannt. 

Eine letzte Schlußbemerkung! Die Bilanz der 
Agrarpolitik, wenn man sie real und nüchtern zieht, 
berechtigt zu Unruhe im Bauerntum. Beim letzten 
Grünen Bericht wird auch wieder deutlich, daß Ihre 
Aussagen bei der Einbringung, Herr Minister, nicht 
zu einer Beruhigung beigetragen haben, sondern 
daß die Existenzsorgen in der Landwirtschaft größer 
denn je sind. Ich möchte wiederholen, die Agrarpoli-
tik braucht Ziel und Richtung — nicht schöne Worte 
des Kanzlers und auch nicht viele Worte des Mini-
sters, sondern agrarpolitische Taten, und darum bitte 
ich Sie. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Bauer (Wasserburg). 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie mich gleich bei dem beginnen, womit der Kol-
lege Logemann geschlossen hat. Herr Kollege Loge-
mann, Sie haben den Herrn Bundeskanzler ange-
sprochen und gemeint, schöne Worte allein nützten 
der Agrarpolitik nichts. Glauben Sie wirklich, daß 
die Übertreibungen, die Sie hier wieder einmal vor-
gebracht haben, und der — ,seien Sie mir nicht 
böse — so ein bißchen Bauernversammlungsstil, den 
Sie hier hineingetragen haben, der Landwirtschaft 
sehr viel nützen? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der FDP.) 

Ich bin sehr froh, daß der Anfang dieser heutigen 
Diskussion von einem großen Ernst getragen war. 
Herr Logemann, ich teile Ihre Auffassung, daß es 

in der Tat gut ist, daß diese Diskussion mit sehr 
großem Ernst geführt wird. Aber dann lesen Sie 
bitte auch Ihre gesamten Ausführungen noch ein-
mal nach! Vieles von dem, was Sie hier gesagt ha-
ben, können Sie doch einfach nicht aufrechterhal-
ten. Sie sagten, ein Jahr Große Koalition habe ge-
nügt, die Bauern das Vertrauen zur Regierung ver-
lieren zu lassen. Herr Kollege Logemann, darf ich 
Sie in aller Bescheidenheit daran erinnern: Wieso ist 
es eigentlich zu dieser Großen Koalition gekommen? 
Doch einfach deshalb um mich agrarpolitisch aus-
zudrücken —, weil Sie als Koalitionspartner abge-
wirtschaftet hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
lebhafte Zurufe von der FDP.) 

— Ich muß Ihnen sehr weh getan haben. 

(Anhaltende Unruhe und lebhafte Zurufe 
von der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, meine Damen und Herren! Das ist ein hartes 
Wort; aber in einer Agrardebatte muß ja schließ-
lich von „abgewirtschaftet" die Rede sein dürfen. 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage, Herr Abge-
ordneter? 

Bauer (Wasserburg) (CDU: CSU) : Bitte sehr, 
wenn es nicht viel wird. Aber ich möchte gern ha-
ben, daß die anderen Kollegen auch noch zu Wort 
kommen; denn ich höre von Anfang an, Herr Prä-
sident, daß eine große Zahl von Wortmeldungen 
vorliegt. 

Sander (FDP) : Herr Kollege Bauer, sind Sie nun 
endlich bereit, zur Sache zu kommen? Denn Ihre 
letzten Ausführungen haben doch gezeigt, daß für 
das, was „abgewirtschaftet" heißt, in erster Linie 
die CDU, die nun seit 1949 in der Regierung ist, ver-
antwortlich ist. Wir sind bereit, für alles, was wir 
in der Regierung getan haben, voll die Verantwor-
tung zu tragen. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Das scheint mir 
nicht ganz der Fall zu sein. Herr Sander, seien Sie 
mir nicht böse, aber ich muß auch das nächste gleich 
noch sagen. Der Herr Kollege Logemann sprach von 
der völlig falschen Weichenstellung. Ja, Herr Loge-
mann, Sie waren über viele Jahre hinweg mit uns 
zusammen gemeinsamer Weichensteller für diese 
Agrarpolitik, die Sie jetzt ein kurzes Jahr nach Aus-
scheiden aus der Regierung für so schrecklich falsch 
halten. Das darf ich als Zweites noch hinzufügen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Peters. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Bauer, stimmen 
Sie mit mir darin überein, daß von dem Zeitpunkt 
an, wo die Große Koalition besteht, in der Agrar-
politik wesentlich andere Weichen gestellt worden 
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sind und daß von dem Zeitpunkt an die Zusagen 
der Regierung Erhard, für die ja auch die CDU, die 
SPD und die FDP verantwortlich sind, nicht mehr 
eingehalten worden sind? 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Peters, auf diese Zusagen will ich noch zu sprechen 
kommen, wenn Sie es darauf abstellen. Ich wollte 
nur klarmachen, daß es keinen Sinn hat, sich von 
etwas, was man einmal gemeinsam mit dem Koali-
tionspartner eingeleitet und bewerkstelligt hat, hin-
terher wegzudrücken, als ob es sich bei dem, was 
nun geschehen ist, um ein lediges Kind handeln 
würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie sind in einer ganz legitimen Koalitionsehe mit 
uns verbunden gewesen, und das sollten Sie nicht 
wegleugnen. 

(Zurufe von der FDP: Tun wir auch nicht!) 

Ich darf noch etwas sagen, Herr Kollege. Dem 
Minister Höcherl haben Sie wieder einmal unter-
stellt, er würde sich von den preispolitischen Ent-
scheidungen wegdrücken, wenn er sagt: Brüssel sei 
hier zuständig. — Ja, Herr Kollege Logemann, ist 
dem nicht so? Ist es nicht so, daß in den Bereichen, 
in denen wir bereits gemeinsame Marktordnungen 
haben, in der Tat Brüssel zuständig ist? Sie haben 
völlig recht: wir haben in Brüssel eine von den 
sechs Stimmen, aber nur eine, und insofern kann 
selbstverständlich jeder Minister eines jeden Lan-
des initiativ werden. Aber deswegen dem Minister, 
der die Tatsachen feststellt, der sagt, wie es bei der 
Preisbildung und -gestaltung innerhalb der EWG 
ist, zu unterstellen, er drücke sich von einer Ver-
antwortung weg — sehen Sie, das ist auch diese 
Art der Darstellung, die mir nicht gefällt, die mir 
nicht ganz paßt. Ich meine, Herr Logemann, solche 
Übertreibungen helfen uns nicht weiter. 

(Zuruf von der FDP: Das sind keine Über

-

treibungen!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Ja, also bei 
Herrn Mauk kann ich überhaupt nicht nein sagen. 
Bitte sehr, Herr Kollege Mauk. 

Mauk (FDP) : Herr Kollege Bauer, Ihnen dürfte 
bekannt sein, daß bei den Beschlüssen in Brüssel 
auch die deutschen Minister dabei sind und daß 
doch nur so beschlossen werden kann, wie die 
deutschen Minister mit beschließen, 

(Zurufe von der Mitte) 

und daß der Herr Höcherl das mit zu verantworten 
hat, was dort beschlossen wird. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Mauk, ich will Ihnen sehr höflich antworten; aber 
ich möchte Ihnen doch klarmachen, daß ich genau 
dasselbe gerade gesagt habe. Ich habe gesagt: wir 

sind in Brüssel einer von sechs. Wir sitzen nicht 
mehr allein, sondern dort sitzen fünf andere mit 
uns am Tisch. Natürlich — das habe ich gleichzeitig 
hinzugefügt, Herr Kollege Mauk — wir stellen nur 
einen von den Sechsen. Aber es ist doch unzweifel-
haft, daß viele dieser Entscheidungen heute in der 
Tat auf der Ebene von Brüssel getroffen werden. 
Da nun zu versuchen, sich so auf diese elegante 
Weise herauszumogeln, wie Sie das immer wieder 
tun, das gehört doch auch zu dein Punkt, zu dem 
ich sagte: wir müssen diese Diskussion mit großem 
Ernst, mit großer Offenheit und in gegenseitiger 
Ehrlichkeit führen. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Zurufe von 
der FDP.) 

Sander (FDP) : Herr Kollege, — 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Darf ich fort-
fahren, Herr Präsident? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie dürfen 
fortfahren; Sie können die Zwischenfrage ablehnen. 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Ohne daß Sie 
mir noch böse sind, möchte ich dann zur Sache 
kommen. Ich habe noch etwas, was an die 
Adresse — — 

Sander (FDP) : Herr Kollege Bauer, wissen Sie 
eigentlich — — 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick! Herr Abgeordneter, Sie dürfen erst reden, 
wenn ich Ihnen das Wort gebe. Sonst reden schließ-
lich alle durcheinander, und im Hinblick auf die 
Mikrofone wird das dann ein bißchen schwierig. 
Also jetzt, Herr Sander, zu Ihrer Frage. 

Sander (FDP) : Herr Kollege Bauer, sind Sie 
nicht wirklich der Meinung, daß man — ich will nur 
einige Artikel nennen — bei Obst und Gemüse, bei 
Kartoffeln und teilweise bei Schweinen unzeit-
gemäße Einfuhren zugelassen hat und daß man bei 
Kartoffeln und Obst durch, sagen wir mal, eine 
bessere Marktordnung doch bessere Preise hätte 
erzielen können? 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Sander, was Sie jetzt anschneiden, ist ein ganz, ganz 
weites Gebiet. Ich greife nur das letzte — bessere 
Marktordnung bei Obst und Gemüse — heraus. Es 
fällt mir beinahe so schwer wie dem zuständigen 
Ressortminister, eine solche Frage und die dahinter 
stehenden unterschiedlichen Interessenlagen gerade 
bei der Frage der Marktordnung für Obst und Ge-
müse hier in der Öffentlichkeit darzulegen, ohne 
größeren Schaden für die jetzt in Gang befindliche 
Verhandlungsrunde über Rindfleisch und Milch an-
zurichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist das Hemmnis, sehr verehrter Herr Kollege. 
Seien Sie nicht böse: Wenn man mit fünf anderen 
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verhandeln muß und dann hier sozusagen auf dem 
offenen Markt — und dieses Haus ist offen für 
alle Ohren – alles vorher austrägt, dann schädigt 
man und stört man die Möglichkeiten und die 
Position und die Taktik 

(Zurufe von der FDP) 

des von Ihnen hier so oft angegriffenen Ministers. 
Und darum bitte ich Sie, mir nicht böse zu sein, 
wenn ich gerade zu diesen Dingen im Augenblick 
keine Ausführungen machen will. Denn unser Mini-
ster steht, das wissen Sie, in sehr schwierigen Ver-
handlungen um zwei, wie ich meine, für unsere 
Landwirtschaft sehr wichtige Gebiete, nämlich bei 
Rindfleisch und Milch. 

Aber ich habe ja gesagt, Sie sollen mir die Mög-
lichkeit geben, zunächst ein freundliches Wort an 
den Vorsitzenden unseres Koalitionspartners zu 
sagen, der davon sprach, daß sich bei der heutigen 
Debatte etwas Neues ergeben habe, daß sich näm-
lich plötzlich hier nicht nur die Insider, sondern 
auch die Outsider betätigten. Ich bedauere außer-
ordentlich, daß der Kollege Schmidt nicht mehr da 
ist und ich ihm dieses Kompliment nicht mehr selber 
machen kann, daß er sich heute hier zu Wort ge-
meldet hat. Wenn sich aber der Herr Fraktions-
vorsitzende dieses Koalitionspartners hier zu Wort 
gemeldet hat, dann muß ich natürlich, auch wenn 
er jetzt nicht da ist und da bitte ich vielmals um 
Nachsicht  , darauf antworten dürfen; denn der 
Herr Kollege hat gemeint, Provokationen und De-
monstrationen, die insbesondere die Gefahr in sich 
bergen, möglicherweise den Verbrauchern in den 
falschen Hals zu kommen, seien gefährlich. Soweit 
einverstanden! Nur würde ich sagen, Herr Kollege 
Schmidt, das muß dann für alle Berufsstände gelten, 
denn mir sind aus der Vergangenheit Demonstra-
tionen von anderen ähnlichen Organisationen be-
kannt, die durchaus von Ihnen toleriert worden 
sind, obwohl es sicher manchen anderen Leuten 
nicht ganz gefallen und nicht gepaßt hat. 

Eine sehr schöne Feststellung hat er getroffen, als 
er sagte, das Gesamtkabinett sei für die Landwirt-
schaft verantwortlich. Darüber freue ich mich sehr, 
denn bei uns ist das doch eine alte Erkenntnis, daß 
wir immer gesagt haben: Wir wünschen keine 
Agrarpolitik irgendwo hinter Schutzzäunen, son-
dern wir wünschen eine Landwirtschaftspolitik, die 
ein fester Bestandteil unserer Gesamtpolitik und 
damit auch der gesamten Wirtschaftspolitik ist. Nur 
werde ich leider dem Herrn Wirtschaftsminister 
hernach bei meinen Ausführungen noch etwas mit-
geben müssen — ich darf es dann seinem Staats-
sekretär sagen —: Diese Mitverantwortung bedingt 
dann natürlich auch das Mithandeln, wenn es darum 
geht, wie ich meine, legitime, vernünftige Dinge für 
diesen Teil unserer Volkswirtschaft im Kabinett zu 
beschließen und festzulegen. 

(Beifall hei der CDU/CSU.) 

In der Frage des Wirtschaftswegebaus würde ich 
nicht allzu engherzig sein, wenn der Kollege Schmidt 
hier in dieser Frage aus seiner eigenen Anschauung, 
von seinem Häuschen aus, einen etwas falschen 
Eindruck bekommen hat; wir wollen ihm das nach- 

sehen. Ich möchte ihm aber doch sagen — und ich 
muß das unterstreichen, was hier Herr Kollege 
Logemann gesagt hat  : Zu der Erstausstattung je- 
der vernünftigen Erschließung des flachen Landes 
gehört doch gerade, in erster Linie die Verkehrs-
verhältnisse zu vebessern. Ich muß Ihnen sagen, so-
lange das einigermaßen im vertretbaren Rahmen 
geblieben ist, freue ich mich über jeden Kilometer 
Wirtschaftswegebau, den wir innerhalb und außer-
halb der Flurbereinigung bisher gebaut haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und ich bin überzeugt, daß der Herr Schmidt es 
auch tut. Dort, wo er es noch nicht weiß, Herr Kol- 
lege Dr. Schmidt, wäre ich dankbar, wenn Sie ein 
bißchen für Nachhilfe sorgen würden. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Wir haben 
miteinander gesprochen!) 

 
— Sehr schön! 

Konservierung alter Strukturen! Ich würde mich 
jetzt gern wieder an die Adresse des Herrn Kolle-
gen Schmidt (Hamburg) wenden. Meine sehr ver-
ehrten Kollegen der SPD aus dem Ernährungsaus-
schuß dieses Hohen Hauses, auch hier sollten Sie 
einmal ein kleines Privatissimum mit Ihrem Fak-
tionsvorsitzenden anstellen; denn er müßte doch 
wissen, daß gerade dieser oft als so rückständig an-
gesehene und angeblich Strukturen konservierende 
Berufsstand — — 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Habe ich gar 
nicht gesagt! Seien Sie vorsichtig!) 

— Herr Kollege Schmidt, ich habe es so gehört, und 
darauf antworte ich. Sollte es anders sein, stehe ich 
nicht an, das in Ordnung zu bringen, auch von die-
sem Pult aus. 

Sie müßten Ihrem Fraktionsvorsitzenden sagen, 
daß es in der Bundesrepublik keinen anderen Be-
rufsstand gibt, der in den letzten 20 Jahren, was die 
Rationalisierungserfolge anbelangt, irgendeinen 
Konkurrenten hätte, der weitergekommen wäre als 
die angeblich so rückständige deutsche Landwirt-
schaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das muß einfach zur Kenntnis genommen werden, 
und das ist auch von Ihnen ganz sicher unbestritten. 
Was auf diesem Gebiete geschehen ist, was von un-
serer Landwirtschaft geleistet worden ist, das ist 
doch längst Geschichte. Diese Landwirtschaft hat 
— das wissen Sie — seit 1900 ihre Produktions-
kraft, ihre Leistung verfünffacht. Sie hat die Pro-
duktion seit 1950 um 340 O o gesteigert, und das alles 
bei den bekannten Zahlen: jährliche Verminderung 
um 30 000 ha landwirtschaftlichen Grund und Bo-
dens, bei 2 Millionen ausgeschiedenen Arbeitskräf-
ten und und und! Jetzt höre ich aber gleich auf, weil 
das doch Dinge sind, die an Ihre Adresse zu spre-
chen falsch wäre; denn Sie sind genau darüber 
unterrichtet. 

Es ist hier die Frage gestellt worden, ob es richtig 
war, daß der Herr Bundeskanzler bei einer anderen 
Gelegenheit von diesem Platze aus auch ein Wort 
des Dankes an die Bäuerin gerichtet hat. Meine sehr 
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verehrten Damen und Herren! Ich bin dem Herrn 
Bundeskanzler dafür sehr dankbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Natürlich gebe ich dem Kritiker recht: es wäre 
selbstverständlich zuwenig, Herr Bundeskanzler — 
das wissen Sie, und wir hatten bereits Gelegenheit, 
in vielen Gelegenheiten darüber zu sprechen —, 
wenn dieser Dank allein stünde. Aber Ihre Anwe-
senheit heute und gerade auch Ihr Verhalten in der 
vorigen Woche in jener heute schon angesprochenen 
Fraktionssitzung in Berlin ermutigen mich, zu sagen, 
daß zu diesem Dankeswort des Bundeskanzlers 
seine Einstellung und seine Taten im Kabinett, in 
seiner Regierung hinzukommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der FDP.) 

— Meine Damen und Herren, ist es denn anders? 
Hier muß ich mich wirklich wundern. 

Herr Kollege Logemann, Sie haben vorhin dem 
Minister Höcherl wieder einmal den Vorwurf ge-
macht, er habe sofort eingegriffen, nachdem hier 
zwei Leute der Regierungsparteien gesprochen ha-
ben. Ich war sehr froh, daß er eingegriffen hat. Denn 
was hat er hier gesagt? Ich greife nur zwei Dinge 
heraus, über die wir uns eigentlich gemeinsam 
freuen sollten. Dieser Bundeslandwirtschaftsminister 
hat in Gegenwart des Herrn Bundeskanzlers und 
einer ganzen Reihe von Regierungsmitgliedern 
erstens einmal die Feststellung hinsichtlich der zu-
sätzlichen 200 Millionen DM getroffen, die heute 
vormittag im Haushaltsausschuß — auch mit Ge-
nehmigung und Zustimmung dieser Großen Koali-
tion — „eingesegnet" worden sind. Er hat zweitens 
klargemacht, daß die feierliche Verpflichtung be-
züglich der 260 Millionen DM auch eine Verpflich-
tung für die jetzige Koalitionsregierung ist. 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 

Sehen Sie, Herr Logemann, schon aus diesem 
Grunde bin ich sehr froh, daß der Herr Minister 
hier rechtzeitig das Wort ergriffen hat, solange 
diese Bank rechts von uns noch sehr gut besetzt war 
und solange vor allen Dingen der Chef dieser 
Regierung hier noch anwesend war. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber nun müßte ich eigentlich mit dem beginnen, 
was ich Ihnen hier sagen wollte. Herr Kollege Bau-
knecht und auch der Kollege Schmidt (Hamburg) 
haben erfreulicherweise sehr viel über das Kapitel 
Unruhe und berechtigte Unruhe in unserer Land-
wirtschaft gesprochen. Ich will deshalb dazu keine 
längeren Ausführungen mehr machen, sosehr es 
mir am Herzen läge, klarzumachen, daß wir in die-
sem Hohen Hause zu einer richtigen Würdigung und 
Beurteilung auch dessen kommen müssen, was zur 
Zeit draußen vorgeht und was wir alle miteinander 
mit Sorge beobachten. Lassen Sie mich zu dem 
Kapitel nur zwei Dinge sagen. Ich bin der Meinung, 
daß das, was sich bisher draußen abgespielt hat, 
durchaus im Rahmen liegt. Aber auch kein Bauern-
verbandspräsident und kein Kreisobmann kann es 
verhindern, wenn eine noch so gut gemeinte De

-

monstration von rechts- oder linksradikalen Kräften 
mißbraucht wird und es dann zu Ausuferungen 
kommt. 

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen gleich 
etwas anderes. Hoffentlich stimmt es nicht, was ich 
gehört habe, daß angeblich bei künftigen Versamm-
lungen sogar ein Kollege aus diesem Hohen Hause 
gemeinsam mit einem Vertreter der NPD bei einer 
solchen Demonstration aufzutreten beabsichtigt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, hier würde ich wirklich 
herzlich darum bitten — von links bis ganz rechts —, 
lassen Sie uns doch bitte in dieser Frage — mögen 
die Flammen der Entrüstung, der Empörung oder 
der Demonstration noch so hoch gehen — vor allen 
Dingen zunächst und zuerst unsere gemeinsame 
Verantwortung gegenüber diesem Staat, die uns 
übertragen worden ist, in den Vordergrund stellen, 
bevor wir in irgendeiner Form solche Situationen 
für parteipolitische oder andere Zwecke — ich weiß 
nicht, wofür — etwa mißbrauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich würde also meinen, daß das, was in der Ver-
gangenheit geschehen ist, schon Grund genug zur 
Unruhe wäre. 

Herr Präsident Bauknecht hat auf die desolaten 
Zustände auf den Märkten und auf die Preissitua-
tion bei einzelnen Märkten hingewiesen. Trotzdem 
sage ich Ihnen, noch mehr bedrückt unsere Land-
wirtschaft der Blick in die Zukunft und die Frage, 
was werden wird. Ich glaube, die Entscheidungen, 
die vor uns liegen, sind für sie von noch größerer 
Bedeutung. Dieses Zukunftsbild ist eigentlich der 
Ausfluß ihrer gegenwärtig zum Ausdruck kommen-
den Existenzangst. Ich glaube — das sage ich auch 
an die Adresse der Regierungsbank hier zur Rech-
ten —, alle Aussagen, die wir hier zu tun haben, 
sollten sich weniger nach rückwärts als vielmehr 
nach vorwärts darauf richten, was ist und was kom-
men wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hierzu gibt es, glaube ich, ein paar Dinge richtig-
zustellen. 

Sicherlich, Herr Minister Höcherl, Sie haben sich 
einmal vor einem halben oder Dreivierteljahr im 
Bulletin der Bundesregierung ganz klar und deutlich 
zum Kleinbauerntum geäußert. Aber wie es halt im-
mer so geht, die Dinge gehen unter, werden nicht 
beachtet, obwohl man dort alles nachlesen konnte. 
Sie haben sich bei Ihrer Einbringungsrede wieder 
klar und eindeutig geäußert. Aber, Herr Minister, 
es gibt daneben leider Gottes Äußerungen von 
einem aus Ihrem Hause geschiedenen hohen Be-
amten bis hin zu einem Kommissar drüben in Brüs-
sel, die genau das Gegenteil aussagen. Ich muß 
sagen, hier ist Herr Mansholt noch der ehrlichste. 
Er sagt wenigstens klipp und klar: Ich habe für den 
Zu- und Nebenerwerbsbetrieb nichts übrig; ich sehe 
auch keine Chancen für seine Zukunft. 

Ich meine, hier ist eine der Ursachen für die 
Existenzangst. Daher müssen wir zu dieser Frage 
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eine ganz eindeutige Antwort geben. Ich brauche es 
für meine Fraktion wohl kaum zu tun, denn wir 
haben oft genug erklärt, wie unser Bild von der Ge-
sellschaftsstruktur auch im Bereich der Landwirt-
schaft in der Zukunft aussehen soll. Wir sind der 
Meinung, daß gerade die Vollerwerbsbetriebe, über 
die wir so oft in der Vergangenheit geredet haben, 
größere Sorgenkinder der Zukunft sein werden als 
unsere Zu- und Nebenerwerbsbetriebe, die manche 
heute am liebsten schnell verschwinden lassen möch-
ten. 

Meine Damen und Herren, ich sagte schon, ich 
bin der Meinung, daß das, was in der Zukunft liegt, 
unsere Landwirte vermutlich noch mehr beunruhigt 
— vielleicht auch so manches Ereignis der Gegen-
wart. 

Jetzt sage ich etwas an die Adresse des Herrn 
Staatssekretärs im Wirtschaftsministerium, nachdem 
sein Minister nicht mehr da ist. Herr Staatssekretär, 
natürlich würden wir uns zunächst alle miteinander 
freuen, wenn Ihr Haus die derzeitige wirtschaftliche 
Lage so beurteilte, daß es glaubt, bereits im Laufe 
dieses Sommers wieder Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer kräftig an die Kasse bitten zu können — völ-
lig einverstanden. Ich teile auch die Meinung, die 
Herr Kollege Ravens geäußert hat: Wir sind an 
einer starken Kaufkraft der Gesamtbevölkerung 
sehr interessiert. Der Wirtschaftsminister müßte sich 
nur — das müssen Sie Ihrem Minister sagen, Herr 
Staatssekretär — bei seiner von dem Herrn Frak-
tionsvorsitzenden bestätigten Gesamtverantwor-
tung, also auch für die Agrarpolitik, fragen, wie sich 
dieses Mehreinkommen von 5 oder 6 % auch im Be-
reich dieses Teils unserer Wirtschaft, nämlich der 
Landwirtschaft, verwirklichen läßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hier gibt es ein paar ganz bescheidene Dinge, die 
mit etwas mehr Elan und mit etwas mehr Liebe zu 
diesem Berufsstand künftig im Kabinett angefaßt 
werden müßten. Herr Bundeskanzler, ich plaudere 
wohl nicht zuviel aus der Schule, wenn ich sage: Uns 
Agrarpolitiker hat es ein bißchen gewurmt, als wir 
hörten, daß es einiger Anläufe im Kabinett bedurft 
hat, als es darum ging, den Trinkmilchpreis um 2 Pf 
zu erhöhen. Meine Damen und Herren, das gehört 
zu diesen Ärgerlichkeiten, die zu dieser Existenz-
angst und zu diesen Sorgen führen. 

Lassen Sie mich frei und offen sagen: wenn ich jetzt 
wieder höre, daß im Zusammenhang mit dem so 
wichtigen Beschluß über die Qualitätsverbesserung 
und die Auffettung der Trinkmilch auf 3,5 % gar von 
der Frau Gesundheitsministerin Sorgen ob der Ge-
sundheit der deutschen Bevölkerung geäußert wer-
den, wenn sie eine so fette Milch trinken müsse, 
dann bin ich der Meinung, es gäbe sorgenvollere 
Aufgaben für die Frau Ministerin. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich denke etwa daran, als wie gefährlich auch von 
diesem Pult einmal die Tbs- und Bang-verseuchten 
Rinderbestände unserer Landwirtschaft dargestellt 
wurden und wie wir die Tierhalter zu einem Auf-
wand von Hunderten von Millionen ermuntert ha- 

ben und auch mitgeholfen haben; das sage ich gleich 
dazu. 

(Abg. Mertes: Die Rinder?) 

— Ermuntert haben wir unsere Landwirtschaft. Herr 
Mertes, das war eine höchst deplazierte Bemerkung. 

(Abg. Mertes: Sie haben es gesagt!) 

— Ich habe klar und deutlich gemacht, worum es sich 
handelt. Wissen Sie, wenn man sachlich nichts zu 
bemerken hat, dann macht man solche Zwischenrufe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wiederholt ist also die große gesundheitspoliti-
sche Bedeutung dieser Maßnahme, sowohl was die 
Versorgung unserer Menschen mit Fleisch als auch 
was ihre Versorgung mit Milchprodukten anlangt, 
herausgestellt worden. Freilich, die Frau Ministerin 
kann nicht verhindern, daß französische oder aus 
anderen Ländern stammende Milch oder Fleischpro-
dukte über die Grenzen kommen. Aber es wäre eine 
gute Sache, Frau Ministerin, wenn Sie in Ihrer Für-
sorge um den deutschen Verbraucher einmal sagten, 
wie gefährlich diese Produkte sein können, da die 
anderen noch nicht so weit sind wie wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das wäre ein Beitrag zugunsten der deutschen Land-
wirtschaft und der deutschen Ernährungswirtschaft, 
der absolut auf Tatsachen und Qualitätsunterschie-
den beruht. Wir könnten das ruhig sagen, ohne je-
manden wehzutun und ohne daß es etwas kostet. 

Herr Minister Höcherl, Ihnen sage ich auch gleich 
etwas. Wenn Ihr Kollege Herr Mansholt so mit 
dem Schlachtmesser gegen die Kühe der kleinen 
Kuhhalter vorgeht, dann machen Sie auch dem Herrn 
Mansholt klar, daß es etwas Besseres zu schlachten 
gibt. Dann soll er einmal an die nicht Tbc- und Bang-
freien Tiere unserer Partner in der EWG gehen. Wir 
sind gerne bereit, die dadurch entstehenden Lücken 
aus unserem deutschen Rinderstapel aufzufüllen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hammans? 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Bitte, Herr Kol-
lege! 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Kollege Bauer, 
ist Ihnen nicht bekannt, daß die Bedenken der Ge-
sundheitsministerin dadurch erheblich gemindert 
werden, daß in Zukunft eine zweite Milchsorte ange-
boten wird, deren Fettgehalt wesentlich niedriger 
sein wird? 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Mir ist das 
allerdings bekannt, Herr Kollege. Ich bin aber noch 
nicht sehr glücklich darüber. Denn ich bin nicht 
sicher, ob uns ein so breit gefächertes Angebot 
nützt. Wir haben das in der Bundesrepublik alles 
schon einmal durchexerziert und haben die Erfah-
rung gemacht, daß es uns gar nichts genützt hat. Auch 
heute gibt es schon magere Milchsorten für denjeni- 
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gen, der vor 3,5 % Fett Angst hat. Dies ist übrigens 
der Zustand, in dem die Kuh die Milch normaler-
weise uns Menschen gibt. Wir haben nur bisher ein-
gegriffen und haben diesen Fettgehalt bekanntlich 
gesenkt. Dieses Überbleibsel aus einer Zeit, als in 
Deutschland Ernährungsgüter rar waren  und  das Fett 
knapp war, sollten wir endlich einmal beseitigen. 
treidepreissenkung durch mehr Veredelung aufzu-
Man muß so oft hören, um wieviel schlechter angeb-
lich die deutsche Trinkmilch ist. Man kommt dann 
ganz zwangsläufig zu der Forderung, diese mindere 
Qualitätsbewertung endlich aus der Welt zu schaffen. 
Wenn die Trinkmilch auf 3,5 % aufgefettet und voll 
homogenisiert wird, werden Sie bald feststellen, daß 
auch die deutsche Trinkmilch genauso vollmundig, 
genauso gut und genauso wohlschmeckend ist wie 
die, die Sie in Skandinavien oder in Amerika trinken. 
Dazu kommt es aber nicht, solange wir uns hier nicht 
zu einer Neuregelung aufraffen. Hier ist bei uns das 
Kabinett am Zuge und niemand anders. Die Materie 
ist bis jetzt gesetzlich geregelt und muß von da her 
in Ordnung gebracht werden. 

Meine Damen und Herren, ich komme noch ganz 
kurz auf ein Kapitel zu sprechen, wobei ich viel-
leicht auch den  Unwillen  meiner eigenen Fraktions-
freunde hervorrufe, Herr Logemann. Jetzt sage ich 
auch etwas an die Adresse in der Mitte. Ziehen wir 
heute Bilanz und fragen wir uns bei dieser Diskus-
sion, was die besorgte und beunruhigte Landwirt-
schaft an diesem Augenblick von dem Hohen Hause, 
von dem Bundestag und der Bundesregierung erwar-
tet. Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen eines: 
sie erwartet vor allen Dingen, daß das, was wir hier 
ankündigen, durchführbar, realisierbar ist und nicht 
in irgendeiner Form wieder zurückgeschraubt wer-
den muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Logemann, das gehört mit dazu. 

Man muß gleich ehrlicherweise hinzufügen, daß 
das Angebot dann nicht mehr ganz so reichlich sein 
kann. Wenn die Kassen leer oder leerer sind, wird 
das Angebot natürlich geringer. Aber ich bin der Mei-
nung ,daß wir uns mit unserer Landwirtschaft so weit 
werden verständigen können, daß wir sagen, lieber 
weniger, aber bei dem, was wir hier miteinander 
absprechen, bleibt es, es sei denn, es treten Dinge 
ein, für die wir alle uns — ganz gleich, von links bis 
rechts — hoffentlich nie werden hinstellen müssen. 

Ich meine auch, daß unsere Landwirtschaft — ich 
weiß jetzt nicht, von wem das zuletzt hervorgehoben 
worden ist — etwas von der deutschen Wirtschaft 
erwartet. Meine Damen und Herren, wie oft ist 
schon erklärt worden, daß die Landwirtschaft --- wie 
soll ich es sagen? — immer wieder das Brecheisen 
war, um in der europäischen Politik vorwärtszukom-
men, daß man sie immer wieder auffordert, vernünf-
tig zu sein, Opfer zu bringen. Sie hat bisher den per-
fektesten Weg des Zusammenschlusses gefunden. 
Die gewerbliche Wirtschaft hat sowieso nur die Ab-
sicht, sich in einer Zollunion zusammenzufinden. 
Warum muß das alles geschehen? Es muß deshalb 
geschehen, weil wir wissen, daß sich die gewerbliche 
Wirtschaft im Rahmen dieses Zusammenschlusses 

einen bedeutenden Zuwachs ihrer Absatzchancen für 
die 180 Millionen Menschen ausrechnet. 

Wenn dem so ist, dann sage ich an die Adresse der 
gewerblichen Wirtschaft: Helft doch der Landwirt-
schaft, wenn es wirklich gelingen sollte, erneut einen 
Aufwind zu bekommen und erneut Rationalisierungs-
erfolge zu erzielen! Bitte, denkt auch einmal daran, 
daß man diese Erfolge nicht allein zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern aufteilt! Es gäbe auch 
die Möglichkeit, einen Teil davon über die Preise 
zurückzugeben und auf diese Weise Kostensenkun-
gen auch für die Landwirtschaft und viele andere 
Bereiche unserer Wirtschaft in die Wege zu leiten. 

(Beifall hei der CDU/CSU.) 

Auch das gehört zu den Sünden der Vergangenheit. 
Wenn wir sie als solche bekennen, dann sollten wir 
sie eigentlich bekämpfen und versuchen, es in der 
Zukunft besser zu machen. 

Ein Weiteres erwartet die deutsche Landwirt-
schaft auch von dieser Bundesregierung und von 
uns. Wir sind heute drauf und dran, in vielfältiger 
Form eine neue Politik zu machen. Ich erinnere an 
unsere Ostpolitik, an die Politik der kleinen 
Schritte, der allmählichen Auflockerung, der Auf-
eisung und Enteisung des Klimas im Osten drüben. 
Alles wunderbar und schön! Eine Sache, die uns alle 
miteinander angeht. Aber wenn aus einer solchen 
Politik heraus Opfer entstehen, muß klarsein, daß 
diese Ostpolitik nicht wegen der deutschen Bauern, 
sondern wegen des deutschen Volkes betrieben wird. 
Es muß versucht werden, Opfer, die hier entstehen, 
auf alle Schultern zu verlagern, soweit das Men-
schenkraft und Menschenkunst überhaupt vermag. 
Auch das erwartet unsere Landwirtschaft von uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann einiges zur Betriebsstruktur. Herr Minister, 
ich habe schon bei anderer Gelegenheit gesagt, daß 
wir von dem desolaten Zustand herunter müssen, 
den wir jetzt haben und bei dem es so aussieht, 
als ob Zu- und Nebenerwerbsstellen gewisserma-
ßen die Fußkranken der Nation oder insbesondere 
die Fußkranken der deutschen Landwirtschaft wä-
ren. Wir müssen diesen Leuten im Gegenteil klar-
machen, daß sie auch in unserer dynamischen Wirt-
schaft eine Überlebenschance haben und daß sie 
auch in Zukunft Teil unserer Landwirtschaft sein 
werden. Sie sollen also keine Landwirte zweiter 
Klasse sein, die sich da einzuordnen haben, sondern 
diese Zu- und Nebenerwerbsstellen gehören wirk-
lich zu den Betriebsformen, auf die hin unsere Poli-
tik klar und eindeutig ausgerichtet ist. 

Herr Minister, Sie selber haben ausgeführt, do ll 
 die Zahl dieser Zu- und Nebenerwerbsstellen sicher-

lich weiter wachsen werde. Sicherlich werden auch 
noch weitere Betriebe ausscheiden, und zwar ohne 
Druck. Es sind auch schon bisher Betriebe freiwillig 
ausgeschieden. Aus dieser Sorge heraus wurden 
nun hier verschiedene Gesetzesvorschläge einge

-

reicht. Mit ihnen sollen auf gesetzlicher Grundlage 
zusätzliche Anreize gegeben werden. Herr Dr. 
Schmidt, Anreize zur Betriebsabgabe, zur Umschu-
lung sind nach meiner Ansicht aber erst dann sinn- 
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voll, wenn für diese Menschen Ersatzbeschäftigungs-
möglichkeiten vorhanden sind, wenn also die Ar-
beitsplätze für den Zu- oder Nebenerwerbsbetrieb 
im außerwirtschaftlichen Bereich entweder im Ent-
stehen begriffen oder schon da sind. 

Ich bin nun der Meinung, daß man dieses Problem 
besser über Richtlinien und den Haushalt als fiber 
ein Gesetz lösen kann. Aus dem Gesetz würden 
nämlich nur Rechtsansprüche abgeleitet werden, 
die uns unter Umständen in manchen Phasen dieser 
Entwicklung recht unbequem werden könnten, sei 
es, das wir das finanziell eines Tages nicht mehr 
verkraften können, sei es, daß dieser Prozeß ein 
Tempo annimmt, bei dem wir dann mit der Verbes-
serung der Infrastruktur und den damit verbunde-
nen Kosten in keiner Weise mehr mitkommen. 

Lassen Sie mich noch etwas anderes sagen. Wie 
oft  ist von diesem Podium aus schon das Recht auf 
Heimat angesprochen worden. Ich möchte neben 
diesem Recht auf Heimat heute ein anderes Recht 
neu postulieren: das Recht auf die ländliche Heim-
statt derjenigen, die hier weichen oder auf den Zu-
oder Nebenerwerbsbetrieb übergehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn man dieses Recht auf die ländliche Heim-
statt anerkennt, dann muß man aber auch dafür 
sorgen, daß diesen Menschen in der Nähe oder 
in zumutbarer Nähe ihrer ländlichen Heimstatt die 
erforderlichen Arbeitsplätze im außerlandwirtschaft-
lichen Bereich gegeben sind. Hier ist nun eine 
wirklich großartige Aufgabe der Koordinierung un-
serer Wirtschafts-, unserer Agrar- und unserer Ver-
kehrspolitik gegeben. Um es ganz deutlich zu sagen 
— der Kollege Logemann hat das auch schon an-
gesprochen  , hier würde ein Stück Koordinierung 
mehr uns sicherlich wesentlich weiterhelfen. 

Der Kollege Berberich wird nachher noch zu den 
sozialen Fragen Stellung nehmen. Ich dart mich des-
halb jetzt noch mit einer Sache beschäftigen, die mich 
jedesmal ärgert. Es gibt auf dem Gebiet der Ver-
braucheraufklärung gewiß sehr viel zu tun, und wir 
sind hier, Herr Minister, hei der Gewährung von 
finanziellen Mitteln für diese Aufgabe großzügig. 
Organisierte Verbraucherschaft — gut, einverstan-
den! Das muß wohl heute 'so sein; ich verstehe es 
nicht, aber es muß so sein. Vielleicht werde ich 
wirklich mal aufgeklärt, warum das alles so sein 
muß. „Organisierte Verbraucherschaft", ich betone 
das ausdrücklich. Wir geben sehr viel Geld aus 
und meinen, daß diese Verbraucheraufklärung auch 
dazu dienen würde, gegenseitig die Probleme etwas 
verständlicher zu machen und hier für einen ge-
wissen Ausgleich zu sorgen. 

Die „Verbraucherpolitische Korrespondenz" hat 
nun zum Grünen Bericht wieder eine merkwürdige 
Begleitmusik gegeben. Es heißt im letzten Teil die-
ses Blattes — mit Genehmigung des Herrn Präsi-
denten darf ich zitieren —: 

Es wäre nützlich, wenn der Grüne Bericht in 
Zukunft auch darüber eine klare Aussage 
brächte, in welchem Umfang sich die Preise 
der einzelnen Agrarprodukte in der Bundesre-
publik und in der EWG über dem jeweiligen 

Weltmarktniveau bewegen; nicht nur den Ver-
brauchern, deren Ernährungskosten davon ab-
hängen, sondern gerade den landwirtschaft-
lichen Unternehmern selber würde damit ver-
deutlicht, auf welchem Leistungsniveau sie sich 
innerhalb der Volkswirtschaft befinden. 

Meine Damen und Herren, rücksichtsvollerweise 
rücksichtsvollerweise!—gehe ich davon aus, daß 
der Verfasser dieser Zeilen nicht wußte, was er 
hier sagt. Ich bin ja nicht so bibelfest; da gibt es 
diesen Spruch: Oh Herr, dunkel ist ihrer Rede Sinn! 
Unter diesem Motto sage ich rücksichtsvollerweise: 
man wußte nicht, was man hier verlangt. Man 
müßte sich sonst darüber im klaren sein, daß diese 
Weltmarktpreise manipuliert sind, daß sie politi-
schen und kommerziellen Spekulationen ausgesetzt 
sind und daß diese Weltmarktpreise niemals etwas 
über die Produktionskraft oder Produktionsleistung 
oder gar über die Produktionskosten auszusagen 
vermögen. 

Um es an Hand eines Beispiels ganz hart zu 
sagen, meine Damen und Herren: Der Weltmarkt-
preis für Butter, für gute Butter, ist zur Zeit etwa 
1,60-1,80 DM. Wenn die europäische Landwirt-
schaft von Skandinavien his Sizilien zu diesem Preis 
produzieren müßte, meine Damen und Herren, was 
hier als Leistungsmesser sozusagen verlangt wird, 
dann wäre das nichts anderes als die Forderung: 
Zurück zu Sklavenlöhnen und zu Lebensverhältnis-
sen von Sklaven! 

(Sehr wahr! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Für 1,60 und 1,80 DM gibt es keinen Lohn mehr für 
unsere Bauern oder ihre Mitarbeiter. 

Ich meine, in einem solchen Maße darf es bei der 
Verständigung nicht fehlen. Das ist hart und tut 
weh, und mir tut es auch weh, daß ich es hier an-
sprechen muß, aber diejenigen, die so etwas lesen 
 — auch im Bereich unserer Land- und Ernährungs-
wirtschaft —, können sich nur wundern. 

Ich hätte gern noch etwas darüber gesagt, daß 
unsere Landwirtschaft auch erwartet, Herr Minister, 
daß wir die Chancen der EWG, die uns so oft an-
gekündigt werden — nach meiner Ansicht auch vor-
handene Chancen —, kraftvoller nutzen, als das 
manchmal den Anschein hat. Ich habe heute bereits 
darauf aufmerksam gemacht, welchen Qualitätsvor-
sprung unsere Land- und Ernährungswirtschaft so- 
zusagen in diese EWG-Ehe mit einbringt. Wir ha-
ben durchaus berechtigte Chancen, daß eine ganze 
Reihe von Produkten nicht nur bei uns hier in der 
Bundesrepublik Anklang finden, sondern auch in 
den anderen Ländern. Dazu, Herr Minister, bedür-
fen wir einer etwas beweglicheren, rascher anpas-
sungsfähigen Verwaltung, sei es hei Ihnen, sei es 
im Wirtschaftsministerium. Hier, bin ich der Mei-
nung, sind wir noch ein bißchen unterentwickelt. 
Die Umstellung von einem Importland auf ein Ex-
portland, die völlig neue Aufgaben mit sich bringt, 
bedeutet auch für unsere Beamtenschaft eine schwie-
rige Umstellung. Herr Minister, hier ist es notwen-
dig, zu versuchen, sich rascher den jeweils ver- 



8222 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. März 1968 

Bauer (Wasserburg) 

änderten Marktsituationen anzupassen, wenn wir 
diese Chancen voll ausschöpfen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Noch ein letztes, meine Damen und Herren! Eines 
der großartigsten Dinge in der EWG, das sage ich 
auch hier in diesem Hause, ist ganz zweifellos der 
Außenschutz, den wir gegenüber den Drittländern 
nun auch für uns hier bekommen haben. Aber das 
setzt natürlich voraus, daß nun an diesem Außen-
schutz gegenüber den Drittländern nicht alle mög-
lichen Mäuse und Ratten zu knabbern beginnen und 
den Zaun allmählich wieder unterminieren. Denn 
sonst haben unsere Bauern Angst, daß zwar keiner 
von ihnen ausbrechen, daß aber von draußen neue 
Gefahren hereinbrechen könnten. 

Darum bitte ich Sie sehr herzlich, Herr Minister: 
Der Tilsiter Friede, den Sie oder einer Ihrer Vor-
gänger einmal mit den Dänen geschlossen haben, 
ist ja so ein Modellfall. Es gibt in der Zwischenzeit 
eine ganze Reihe von ähnlichen Fällen. Ich meine 
nicht den Frieden von Tilsit — damit das ganz klar 
ist —, sondern den Tilsiter Käse. 

(Heiterkeit.) 

Solche Dinge schaffen dann bei unseren Bauern das 
Gefühl: Jetzt haben wir endlich einen Knüppel in der 
Hand, mit dem wir uns einigermaßen wehren kön-
nen, und siehe da, dann kommt wieder von links 
hinten einer und will uns ein Stück davon aus der 
Hand nehmen. Das gehört auch mit zu der Forde-
rung, die ich gestellt habe: Ausschöpfen der Chan-
cen und Möglichkeiten, die uns die EWG bietet. 

Nun, meine Damen und Herren, bin ich meinem 
Auftrag eigentlich schlecht gerecht geworden, denn 
ich hatte den strikten Auftrag meiner Fraktionsfüh-
rung, den Entschließungsantrag zu Umdruck 366 
noch zu begründen. Hochverehrte Opposition, ich 
verzichte darauf, weil ich der festen Überzeugung 
bin, daß Sie das, was dort steht, sicher mit uns ge-
meinsam werden durchführen wollen. Und hoch-
verehrter Großer Koalitions-Partner, ich verzichte 
darauf, weil ich sicher bin, daß wir auch Ihre Un-
terstützung bei der Einbringung und Verabschie-
dung und bei der Überweisung des Umdruckes 366 
haben werden. Sollte das nicht der Fall sein, Herr 
Dr. Schmidt, dann werde ich noch einmal hier an-
treten und werde versuchen, mit guten oder auch 
harten Worten alle miteinander auf diese Linie zu 
bringen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt (Gellersen). 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Wasser-
burg hat —  

(Große Heiterkeit.) 

— es ist der alte Fehler; mein Versprecher, Herr 
Kollege Bauer, kommt immer deswegen, weil Sie 
so massiv wie eine Burg sind. 

(Erneute Heiterkeit. — Wortmeldung des 
Abg. Bauer [Wasserburg].) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Kollege Bauer. Ich kann Ihnen eigentlich 
noch gar keine Frage gestatten. Der Redner hat ja 
noch gar nichts gesagt. 

(Heiterkeit.) 

— Nein, lassen Sie ihn doch wenigstens anfangen! 
— Lassen Sie ihnen einen Satz sagen, dann können 
Sie Ihre Frage landen. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Also schließlich und endlich muß der Mann, dem der 
Präsident das Wort erteilt hat, ja wenigstens erst 
einmal einen Satz sagen. 

(Zurufe. — Abg. Unertl: Er wollte doch 
etwas Nettes sagen!) 

— Ach was, Herr Kollege Unertl, etwas Nettes kön-
nen Sie der Welt immer sagen. Die Umwelt wird 
dann aufmerksam hinhören! 

Also bitte, fangen Sie an, Herr Kollege! 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Kollege 
Bauer (Wasserburg), Sie haben dem Kollegen Loge-
mann geraten, Übertreibungen zu unterlassen, weil 
sie der Landwirtschaft nichts nützen. Ich möchte 
nach Ihren Ausführungen sagen, daß Sie sich an die 
eigene Brust klopfen müßten; denn Sie haben in 
vielen Bereichen weit, weit übertrieben. Ich kann 
natürlich nicht auf alles das eingehen, was heute 
meine Vorredner — ich bin hier in der zweiten 
Runde — schon gesagt haben; das würde zu weit 
führen. Ich wollte nur das Thema vertiefen, das 
mein Kollege Schmidt (Hamburg) von der Gesamt-
politik her erörtert hat. 

Ich beginne damit, daß ich mich ein wenig mit 
der Rede des Bundesernährungsministers befasse, 
die er uns vor vier Wochen gehalten hat. Wir alle 
haben damals   Anfang Februar — diese Rede 
mit Spannung erwartet, weil man erwarten konnte, 
daß in dieser Rede ein Bericht über ein Jahr Re-
gierungstätigkeit in der Großen Koalition zum 
Thema Agrarpolitik gegeben wird. Ich gebe zu, daß 
die Rede, die der Herr Minister gehalten hat, mit 
Prägnanz vorgetragen worden ist. Die ökonomisti-
schen Darstellungen einiger einfacher agrarpoli

-

tischer Sachzusammenhänge haben auf Außen-
stehende, Herr Minister, einen großen Eindruck ge-
macht. Sie hatten eine außerordentlich gute Presse. 
Da war von „Durchbruch" die Rede, von der „Stunde 
der Wahrheit", von einer „Wende in der Agrar-
politik". In einer Zeitung war sogar von einer 
„Stunde des Offenbarungseides" zu lesen, und eine 
ganz große Zeitung bemerkte anschließend, daß nun 
aber die Taten folgen müßten. Ich will diese Beur-
teilungen nicht kommentieren. Aber ich möchte für 
meine Freunde ausdrücklich hinzufügen, daß die 
Ausbeute für uns nicht sehr groß war. Ich gebe zu, 
daß zum erstenmal ein CDU-Agrarminister es fertig-
gebracht hat, die Sachprobleme so nüchtern wie nur 
möglich darzustellen. Das war vorher nie der Fall. 
Aber vielleicht ist Herr Bundesminister Höcherl da-
durch angespornt worden, daß sein Parteifreund 
und Parteivorsitzender, der Finanzminister Strauß, 
hier im Bundestag anläßlich einer Haushaltsrede 
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auch so markante nüchterne Sätze ausgesprochen 
hat. 

(Lachen bei der FDP.) 

Ich möchte ausdrücklich hinzufügen, wir haben als 
SPD keinerlei sachliche Einwendungen gegen Ihre 
Ausführungen. Wir würden das eine oder andere 
Gewicht verlagern, aber von der Sache her müssen 
wir Ihnen zustimmen. 

Nur eines war mir aufgefallen, nämlich daß Sie 
bei der Abhandlung der ganzen Problematik zu 
den Marktproblemen — das sind doch die Kern-
probleme überhaupt — kein Wort verloren haben. 
ich habe etwas anderes mit Freude festgestellt und 
registriert, nämlich daß Sie auch an der agrarpoli-
tischen Vergangenheit der anderen Bundesregierung 
Kritik geübt haben. Ich weiß, das macht sich heute 
sehr gut. Der ehemalige Staatssekretär Hüttebräuker 
übt sich ja fleißig in entsprechenden Erklärungen. 
Bankrotterklärung seiner eigenen Tätigkeit, so 
möchte ich es bezeichnen. Nur ein Unterschied be-
steht: Der Herr Hüttebräuker ist pensioniert, und 
Sie sind noch im Amt; und das ehrt Sie. 

Wenn ich nun den Eindruck wiedergeben sollte 
den dieses Haus nach Ihrer Rede gehabt hat — und 
ich habe ja die Gesichter rechts von uns ständig be-
obachtet —, ja so schien es mir, daß manche Kollegen 
ihrer eigenen Fraktion und auch der Opposition sehr 
bestürzt waren — kein Wunder, die Bewältigung 
der agrarpolitischen Vergangenheit ist eine ganz 
schwierige Sache —, so daß hier die Frage erlaubt 
ist, ob und inwieweit die so nüchterne und klare Dar-
stellung des Sachverhalts und der Probleme in die-
sem Hause überall Zustimmung gefunden hat. Daß 
ich Zweifel habe, darüber werde ich noch an anderer 
Stelle ein eindeutiges Wort sagen. Ich wünschte, 
die Rede wäre so aufgefaßt worden, wie wir sie im 
Grunde aufgefaßt haben. 

Aber bevor ich darauf zu sprechen komme, möchte 
ich einige Bemerkungen zum Grünen Bericht des 
Wirtschaftsjahres 1966/67 machen, weil mir das not-
wendig erscheint. 

Ich bin dankbar, daß Aussagen in einzelnen Tei-
len sicherer als früher geworden sind. Die Ergeb-
nisse sind nicht unterschiedlich gegenüber dem ver-
gangenen Jahr. Aus dem Bericht kann man die groß-
artigen Leistungen der deutschen Landwirtschaft 
ersehen. Der Grüne Bericht gibt ein ganz gutes Zeug-
nis über den Anpassungswillen der Bauern, wenn 
man auch feststellen mußte, daß dieser Prozeß in der 
Rezession etwas rückgängig war. Auf eine gravie-
rende Feststellung kann ich nicht verzichten — ich 
glaube, es ist d i e Feststellung überhaupt  , daß 
die Einkommensdisparität innerhalb der Landwirt-
schaft stark zugenommen hat. Ich habe vor einem 
Jahr bereits an dieser Stelle darauf hingewiesen, 
ohne sichtbaren Erfolg in bezug auf die politischen 
Konsequenzen. 

Nun hat der Bundesernährungsminister die bishe-
rige Vergleichsrechnung mit einem Gewinnvergleich 
erweitert. Ich will mich wegen der Zeit nicht im 
einzelnen damit befassen; in einer Erklärung habe 
ich bereits dazu Stellung genommen. Aber, Herr 
Bundesminister, ich möchte Ihnen die Frage stellen: 

Wozu soll dieser Gewinnvergleich überhaupt gut 
sein? Er stiftet Verwirrung, hat Verwirrung auf 
dem Lande gestiftet, und ich hielte es für dringend 
notwendig, daß Sie im kommenden Jahr Abstand 
von einer derartigen Darstellung nehmen. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Wir haben doch schon Schwierigkeiten genug mit 
der fragwürdigen Vergleichsrechnung, und ich hielte 
es nicht für tragisch, wenn man auch auf diesen 
Vergleich verzichtete. 

Damit möchte ich schon das Thema „Grüner 
Bericht" abschließen und mich nun der Lage zu-
wenden, in der wir uns heute draußen im Lande 
befinden. Sicher ist die Lage gegenüber dem ver-
gangenen Jahr verändert. Ich will auch nicht die 
Gründe im einzelnen erörtern. Nicht nur die hohe 
Ernte und die hohe Produktion an Fleisch, auch die 
gesamtwirtschaftliche Lage hat zur Folge gehabt, 
daß die Preisrückgänge so erheblich gewesen sind. 
Und das wissen wir doch, daß die strukturellen 
Schwächen bei einer solchen Talfahrt besonders 
sichtbar werden und ungemütlich sind. 

Es ergibt sich für mich eine Erkenntnis: Rekord-
ernten, wie wir sie gehabt haben, waren früher 
mal ein Segen. Mancher Betrieb und mancher Hof 
wartete auf solche Rekordernten, weil er sich dann 
sanieren konnte. Heute ist das Gegenteil der  Fall; 

 heute können sie ihn zum schnellen Ende führen. 

Die Wandlung vom Verkäufer- zum Käufermarkt 
mit all ihren Konsequenzen wird zu einer Dauer-
situation. Das ist ein ungewohnter Zustand für die 
deutsche Landwirtschaft, und ich möchte meinen, 
diese ganze Situation ist für den einzelnen Land-
wirt im Grunde genommen schwer überschaubar, 
ich meine sogar, er ist überfordert. Er gerät daher 
in eine Existenzangst, sieht keine Chance mehr, 
und dann geht er auf die Straße, weil er sich auch 
irregeführt sieht — irregeführt durch Maßnahmen 
in der Vergangenheit. Schon seit Jahren beobachten 
wir auf dem Lande den sich ausbreitenden Defaitis-
mus. Ich meine, es ist dagegen zu wenig angegangen 
worden. Der Schwund an Vertrauen in die staatliche 
Agrarpolitik hat ebenfalls das Seine zu dieser Ent-
wicklung beigetragen. Die Ursachen für diesen Ver-
trauensschwund, das müssen wir uns alle ein-
gestehen, liegen Jahre zurück. Fehlleistungen über 
Fehlleistungen. Da gebe ich dem ehemaligen 
Staatssekretär Hüttebräuker recht: es hätte manches 
damals anders gemacht werden müssen, können und 
sollen. Aber das verantworten wir nicht. Ich will, 
wenn ich das hier anspreche, auch dem Koalitions-
partner gegenüber keine Wunden aufreißen. Aber 
ich erinnere Sie an all das, was ich an dieser Stelle 
hier selber Jahr für Jahr und oft sogar zweimal 
gesagt habe. Die Unruhe, die wir heute haben, war 
im Grunde genommen schon seit Jahren vorauszu-
sehen. Ich habe vor Jahren schon — der Kollege 
Bauknecht hat mich mehrere Male darauf an-
gesprochen und gemeint, ich solle das Wort nicht 
wieder gebrauchen — von dem Scherbenhaufen ge-
sprochen, der spätestens im Jahre 1967 für alle in 
der Landwirtschaft sichtbar sein würde. Und da sind 
wir heute. Ich meine, wir haben die Aufgabe — und 
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der unterziehen wir uns ja —, daß wir alle uns 
dieser Lage stellen. Alle Fraktionen sind aufgerufen 
und auch die Bundesregierung. 

Aus diesem Grunde, Herr Bundesminister Höcherl, 
habe ich zutiefst bedauert, daß Sie uns eine politische 
Antwort in Ihrer Rede schuldig geblieben sind. 

Dem Herrn Bundeskanzler, der ja vor zwei Tagen 
auch zu den Problemen der Landwirtschaft ge-
sprochen hat, empfehle ich, sich etwas gründlicher 
und vor allen Dingen vielseitiger informieren zu 
lassen. Dann würde er sicher zu anderen Schluß-
folgerungen kommen als vor zwei Tagen. 

Herrn Bundesminister Höcherl darf ich daran er-
innern, daß ich vor einem Jahr seine Rede hier im 
Bundestag gelobt habe. Ich war von der Rede ange-
tan, Herr Bundesminister, das wissen Sie, weil Sie 
mehr als ein Dutzend Vorschläge vorgelegt und 
auch die entsprechenden Initiativen angekündigt 
haben. Ich könnte die Liste hier aufführen; aber ich 
will darauf nicht eingehen. Es war mir sogar ver-
gönnt, diese Ihre Liste an Vorschlägen im Innern 
durch ein europäisches Aktionsprogramm ergänzen 
zu können. Ich glaubte in der Tat nach jener De

-batte, es gebe nun für uns einen agrarpolitischen 
Frühling, er sei angebrochen. 

Wir sind nicht glücklich darüber, Herr Bundes-
minister, daß es bei diesen Absichtserklärungen ge-
blieben ist. Die Erstellung von Gutachten, der Ge-
dankenaustausch mit den übrigen Ressorts, der Ge-
dankenaustausch mit den Ländern ist schön und gut. 
Das Aufheben und Sammeln von Ideen und Vor-
schlägen habe ich selber Ihnen und dem ganzen 
Hause, allen Fraktionen vor Jahren empfohlen, und 
das haben Sie gemacht. Aber einmal muß doch ge-
pfiffen werden, wenn man zu Potte kommen will. 
Ich räume ganz offen ein, daß die Last der Brüsseler 
Verhandlungsführung, die zähen Auseinanderset-
zungen mit den anderen Partnern an den Kräften 
des  Ernährungsministers gezehrt haben, und ich 
räume ein, daß Sie tagaus, tagein ein Übermaß an 
Arbeit leisten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber wenn die Regierung nur einiges von dem 
praktiziert hätte, was vor einem Jahr als Regie-
rungserklärung angekündigt worden war -- und ich 
bin überzeugt, das Kabinett wäre Ihnen nicht in den 
Arm gefallen ---, dann brauchten Sie sich heute nicht 
in der Verteidigung zu befinden. Nur — das habe 
ich in diesem Hause gesagt — eine offensiv geführte 
Politik hätte uns über die heutigen Schwierigkei-
ten hinweggebracht. 

Damit, meine Damen und Herren, möchte ich die-
ses Kapitel abschließen, und ich möchte nun die 
Fragen beatnworten, die uns in den Kundgebungen 
und Versammlungen draußen dauernd gestellt wer-
den. Ich habe selber ein Dutzend solcher Versamm-
lungen gehabt und habe zu der Frage Rede und 
Antwort stehen müssen: Wie soll es weitergehen, 
und welche Chancen haben die Bauern, zu über-
leben? Dabei sollten wir alle ohne Rücksicht auch 
auf unseren Standort in diesem Hause offen und 
ehrlich sein. Wir sollten erklären, was die Politik 

tun kann, was sie tun wird und was sie nicht tun 
kann.Wir müssen darüber hinaus den Bauern ganz 
deutlich sagen, was  'sie selber tun müssen, und ich 
will es ihnen gleich sagen: sie müssen mehr tun als 
bisher. 

(Zuruf: Noch mehr?) 

Ich halte nichts davon, sich mit dem Jahre 2000 
zu befasssen, wie es an anderer Stelle geschehen - 
ist. Mir reicht es schon, wenn ich die nächsten zehn 
Jahre in der Zielsetzung erfasse. Im Augenblick —

und darauf kommt es an — brauchen wir kein agrar-
politisches Grundsatzprogramm, sondern ein Ar-
beitspapier, in dem die Initiativen für 1968 und 1969 
abgegrenzt sind. Bei diesem Arbeitspapier haben 
wir drei Tatbestände zu berücksichtigen, und nur im 
Rahmen dieser Tatbestände haben wir noch Hand-
lungsfreiheit: erstens die Kompetenzen Brüssels, 
zweitens den vor der Vollendung stehenden gemein-
samen Agrarmarkt und drittens unsere vorhandenen 
eigenen Mittel. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Petersen? 

Petersen (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, darf 
ich als Nichtagrarexperte eine Frage stellen. Sie 
sagten soeben, die Bauern müßten Ihrer Ansicht 
nach mehr tun. Haben Sie sich einmal die Arbeits-
stunden der Bauern und der Bauersfrauen in unse-
ren Familienbetrieben angesehen? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Kollege, 
ich verzeihe Ihnen diese Frage, da Sie nicht in der 
Landwirtschaft tätig sind. Jeder weiß, daß ich das 
ganz anders gemeint habe. Ich komme aber noch 
darauf zurück, wie ich das gemeint habe. 

Die größte Koalitionsfraktion hat in Berlin unter 
Anwesenheit des Herrn Bundeskanzlers und einiger 
Minister einen ganzen Tag über die Agrarpolitik 
beraten und der Öffentlichkeit ein Papier über-
geben. Den Inhalt dieses Papiers finden Sie heute in 
dem Entschließungsantrag Umdruck 366 zum größten 
Teil wieder. Ich finde es wirklich gut, daß sich die 
ganzen Fraktionen mit solchen Problemen befassen. 
Wir haben das in den letzten Tagen und Wochen 
auch getan. Aber ich bitte um Verständnis, wenn ich 
mich mit diesem Papier ganz offen und loyal ein 
wenig auseinandersetzen muß. Als ich das Papier 
las, fand ich eine Fülle von Gedanken und Über-
legungen, aber auch Fragen. Einen Teil dieser Fra-
gen möchte ich stellen. Vielleicht ist das die beste 
Form. 

ist das als ein Wahlpapier für Baden-Württem-
berg gedacht, das man nachher wieder einstampft? 
Das wäre meine erste Frage. 

Wenn ich dieses Papier prüfe und darüber nach 
denke, taucht die zweite Frage auf: ist das nicht 
auch ein Papier, das die Arbeit des eigenen Ernäh-
rungsministers ein bißchen zu stark kritisiert? 

Eine weitere Frage: Steht das Papier nicht in gro
-ß en Teilen in einem Widerspruch zu den Erklärun

-

gen des Bundesministers Höcherl vor vier Wochen? 
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Nun die letzte Frage. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie haben die Chance, jetzt darüber nachzuden-
ken und nachher zu antworten. 

in dem Papier finde ich wie bei der Rede des 
Ernährungsministers die Marktfragen ausgeklam-
mert. Bedeutet das, daß Sie das Thema nicht für 
würdig genug befinden, in einem solchen Papier ge-
nannt zu werden, obwohl wir doch alle wissen, daß 
es die Kernfrage überhaupt ist? 

(Zurufe von der Mitte.) 

Mit diesen vier Fragen, Herr Kollege Bauknecht, 
will ich es genug sein lassen. 

Gestatten Sie mir aber noch einige Bemerkungen; 
ich muß sie machen, weil ich meinen Überzeugungen 
nicht untreu werden will. Auf die sachlichen Un-
ebenheiten will ich nicht eingehen. Ich möchte mich 
hier nur ganz offen mit einigen Forderungen aus-
einandersetzen, weil Ihr Papier ja der Öffentlichkeit 
vorzeitig übergeben worden ist und 

(Abg. Bauknecht: Wieso vorzeitig?) 

damit Sie gleich den Standpunkt meiner Fraktion 
kennen. 

In einigen Punkten stimmen wir überein. .Aber 
schon nicht bei den beiden ersten Punkten: der so-
fortigen Auszahlung der Getreidepreis-Ausgleichs-
mittel und der Dieselerstattungsbeträge 1967. —
Nun ja, das ist sicher sehr wünschenswert und von 
großer Bedeutung. Das erwarten wir auch jeden Tag. 
Aber man könnte das auch anders, nämlich im Hin-
blick auf den Wahltermin vom 28. April sehen. 

(Abg. Bauknecht: Steht doch gar nicht mehr 
drin!) 

— Nun ja, eine schnelle Verabschiedung. 

Im übrigen will ich noch eins sagen Der Beschluß 
des Kabinetts über die Verteilung dieser 560 Mil-
lionen DM ist noch gar nicht gegessen. Wir sind 
nach wie vor der Meinung, daß dieses Geld den-
jenigen gehört, die in der Tat durch den Brüsseler 
Beschluß Einkommensverluste gehabt haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Mit diesem Standpunkt müssen Sie rechnen. Ich 
konnte erwarten, daß die Bundesregierung mit ihren 
Auszahlungen mindestens so lange wartet, his die 
entsprechenden Gremien des Bundestages dazu. 
Stellung genommen haben. Aber Sie haben ja nach-
her noch Gelegenheit, dazu etwas zu sagen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Nun kommt ein weiterer Punkt. In Ihrem Ent-
schließungsantrag Umdruck 366 sprechen Sie von 
einer Prüfung der Altersgelderhöhung und nennen 
sogar die geforderten Beträge. Wunderbar! Herr-
lich! Die alten Landwirte, die Altenteiler werden 
sich freuen, wenn das durchzusetzen ist. Aber ich 
habe den Eindruck — wenn ich Herrn Leicht sehe, 
fällt mir die Bemerkung um so leichter. Herr Kol-
lege Leicht, Sie kennen doch die Haushaltslage. Sie 
wissen genau, was diese 50 DM mehr im Monat für 
das Ehepaar kosten. Das macht rund 230 Millionen 

DM aus. Ich habe von Ihnen noch gar keine Erklä-
rung in diesem Hause gehört. Wir haben bei unse-
ren Anträgen gesagt: wir bringen Deckungsvor-
schläge, indem wir andere Posten entscheidend kür-
zen. Bitte, eine solche Erklärung fehlt von Ihnen, 
und deswegen muß ich Ihnen sagen: Woher wollen 
Sie eigentlich dieses Geld nehmen? Die 230 Millio-
nen schon sind nicht ohne weiteres ein Pappenstiel, 
aber es bleibt doch nicht allein bei dieser Ausgabe. 
Ich warne also. Da ich nicht glaube, daß diese Mittel 
so leicht zu beschaffen sind, möchte ich meinen, hier 
werden Hoffnungen erweckt, die zu großen Ent-
täuschungen führen werden. 

Nun zu einem weiteren Programmpunkt Ihres 
Berliner Papiers und Ihres Umdrucks 366. Sie reden 
dort von der Sicherung des Erzeugermilchpreises 
frei Molkerei von 41,2 Pf, das ist also 39,3 Pf im 

Hof. Wir waren uns doch bisher mit allen Milch-
wirtschaftlern darin einig, daß die Verwirklichung 
dieses Ziels in absehbarer Zeit nicht möglich ist. Das 
ist eine Utopie. 

(Zuruf von der Mitte: Wieso?) 

Wir haben doch bei allen den Besprechungen und 
Erörterungen zur Kenntnis nehmen müssen, daß, 
wie gesagt, in absehbarer Zeit derartige Beträge 
gar nicht aus dem Markt erwirtschaftet werden kön-
nen. Natürlich kann man sich taub stellen. Das 
gebe ich zu. Natürlich kann man an allen Sachver

-

ständigen vorbeireden. Die von ihnen in den Punk-
ten 6 und 7 genannten Forderungen werden sicher 
nicht das Ziel erreichen. Aber vielleicht haben Sie, 
meine Herren von der CDU/CSU, eine Zusage des 
Finanzministers in der Tasche. Das könnte ja durch-
aus möglich sein. Sie kennen doch die Auswirkun-
gen im Rahmen der europäischen Zahlungen, die 
von Monat zu Monat steigen; jetzt sind wir schon 
bei fast 4 Milliarden DM. Wenn Sie eine Wunder-
waffe haben, dann wollen wir das in Gottes Namen 
mitmachen, aber die Wunderwaffe müssen Sie uns 
erst einmal zeigen. 

Zu einem letzten Punkt Ihres Berliner Papiers 
möchte ich noch kritisch Stellung nehmen, in dem 
Sie zum Schutze der bäuerlichen Veredelungswirt-
schaft in Brüssel eine baldige Gesetzesinitiative er-
wirken wollen. Fällt es Ihnen denn so schwer, eine 
Lieblingsidee zu begraben, mit der man draußen in 
den Versammlungen sehr gern operiert, für die es 
aber in der EWG überhaupt nicht die geringste 
Chance gibt? Das wissen wir, und deswegen möchte 
ich davor warnen. 

Nun, ich will es mit diesen kritischen Bemerkun-
gen bewenden lassen; der Katalog ist lang genug. 
Ich bin — nehmen Sie mir das offene Wort nicht 
übel — erschüttert darüber, daß es erlaubt sein 
kann, fast wider besseres Wissen Forderungen zu 
erheben, Forderungen, die die Politik einfach nicht 
erfüllen kann, es sei denn, wir bringen das ganze 
Gefüge unserer mittelfristigen Finanzplanung durch-
einander. Es geht ja dabei dann um Milliarden-
beträge. Die früher so oft geübte Methode hat doch 
entscheidend mit zu dieser Unruhe draußen ge-
führt. Das müssen Sie endlich einmal einsehen. Ich 
verstehe Ihre Lage draußen, meine Herren Kolle-
gen; es ist sehr schwer für Sie, aber dafür sind wir 
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nicht verantwortlich. Ich möchte meinen, mit diesen 
Methoden des Darstellens von Wünschen, Anträgen, 
Entschließungen, die man nicht verwirklichen kann, 
treibt man Bauern letzten Endes in die Radikalisie-
rung. Wir sind — nehmen Sie das von vornherein 
hin — trotz der großen Koalition unter keinen Um-
ständen bereit, bei dieser Methode mitzuwirken. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD.) 

Für die Rolle der schönen roten Feder am schwarzen 
Hut sind wir nicht geeignet, das sollten Sie inzwi-
schen schon gemerkt haben. 

(Lachen und Zurufe von der FDP.) 

Nun, meine Damen und Herren 

(Unruhe in der Mitte) 

ich hoffe, Sie lassen mich ausreden —, ich 
glaubte es meinem Gewissen gegenüber verant-
wortlich zu sein, daß ich Ihnen das in allem Frei-
mut sage, damit es dabei keine Illusionen gibt. 

Meine Damen und Herren! Meine Fraktion hat in 
den letzten Jahren wiederholt Vorschläge gemacht. 
Auch im letzten Jahr habe ich die volle Anwendung 
der Brüsseler Beschlüsse durch die Bundesregierung 
gefordert, leider ohne Erfolg. Wir haben in den 
Marktfragen durch die Vorlage eines Marktstruktur-
gesetzes einen Schritt weiterkommen wollen. Leider 
sind die Beratungen des Gesetzes verzögert worden, 
und selbst Herr Strauß wurde bemüht, durch ein 
Telegramm die Beratungen aufzuhalten, was ihm 
nicht gelungen ist, weil der Druck der Öffentlichkeit, 
dieses Gesetz zu verabschieden, einfach zu groß 
ist. 

Wir haben immer wieder die Durchforstung aller 
Förderungsmaßnahmen einschließlich der agrar-
strukturellen Maßnahmen, schon wegen der Kosten 
und der Rentierlichkeit, gefordert. Das hat auch mein 
Fraktionskollege Schmidt heute schon dargetan. 
Herr Bundesminister, Sie haben diesen ganzen 
Katalog von Förderungsmaßnahmen leider wieder 
verteidigt; Sie wollen ihn aufrechterhalten. Ich 
möchte an dieser Stelle noch einmal den Appell an 
die Bundesregierung richten, diesen Katalog von 
Grund auf zu durchforsten und zu prüfen, was noch 
notwendig und was noch zielgerecht ist. Schließlich 
brauchen wir Mittel für zeitgerechte Maßnahmen. 

Nun, meine Damen und Herren, ich habe hier von 
einem Aktionskatalog gesprochen. Ich räume ein, daß 
es für die Agrarpolitik keine Patentlösungen gibt. 
Aber ich habe mir hier einige Punkte aufgeschrieben, 
mit denen ich die Lage und die sich aus ihr ergeben-
den Erfordernisse darstelle, und ich erlaube mir mit 
Genehmigung des Präsidenten, dieses Papier hier 
namens meiner Fraktion vorzutragen. 

Erstens. Die Lage der deutschen Landwirtschaft 
wird durch zwei Entwicklungen bestimmt, die sich 
zwar zur gleichen Zeit vollziehen, die aber dennoch 
getrennt voneinander gesehen werden müssen, von 
dem technischen Fortschritt und von der Integration 
der Agrarmärkte in der EWG. Der technische Fort-
schritt ermöglicht es, eine unveränderte und sogar 
noch steigende Produktionsleistung mit einer abneh-
menden Zahl von Arbeitskräften zu erbringen. Die 
dadurch entstehenden Wachstumsschwierigkeiten 

können nicht der Politik angelastet werden. Aller-
dings ist es Aufgabe des Staates, in diesen Prozeß 
steuernd einzugreifen, um im Interesse des gesam-
ten ländlichen Raumes krisenhafte Erscheinungen 
zu verhindern und den Betroffenen die Anpassung 
an die veränderten Bedingungen zu erleichtern. Die 

I SPD-Fraktion hat mit dem Entwurf eines Ersten 
Agrarstrukturgesetzes aufgezeigt, wie durch einen 
sinnvollen Einsatz von Förderungsmitteln sowohl 
denjenigen geholfen werden kann, die heute gerade-
zu verurteilt sind, an einem zu kleinen Betrieb 
festzuhalten, als auch solchen Landwirten, die nicht 
über eine ausreichende Betriebsfläche verfügen. 
Dieses Gesetz ist ein erster Schritt auf dem Wege 
zu einer neuen Konzeption. Ihm werden weitere 
Initiativen folgen. 

Zweitens. Ebensowenig wie der technische Fort-
schritt ist der strukturelle Anpassungsprozeß, der 
Umwandlungsprozeß auf die Bundesrepublik be-
schränkt. Es handelt sich um ein weltweites Problem, 
das gerade in den Industrieländern mit besonderen 
Schwierigkeiten verbunden ist. Das von dem techni-
schen Fortschritt ausgelöste Ansteigen der Produk-
tion führt zu einer zunehmenden Selbstversorgung, 
in Teilbereichen sogar zu einer Überproduktion. Von 
den Auswirkungen auf den Außenhandel einmal ab-
gesehen, ist die zwangsläufige Folge ein Druck auf 
die Erzeugerpreise. Die daraus für die Landwirtschaft 
entstehenden Schwierigkeiten können nach allen bis-
herigen Erfahrungen von den Bauern am ehesten ge-
meistert werden, die nicht nur über eine ausrei-
chende Fläche verfügen, sondern, was noch viel wich-
tiger ist, auch über eine gute Ausbildung und über 
eine optimale Ausstattung mit Gebäude- und Ma-
schinenkapital. 

Drittens. Sowohl hinsichtlich der Struktur als auch 
hinsichtlich der Produktionsfaktoren stehen die Voll-
erwerbsbetriebe in der Bundesrepublik weit über 
dein Durchschnitt im Gemeinsamen Markt. In einem 
echten Leistungswettbewerb muß sich also die deut-
sche Landwirtschaft in jedem Fall behaupten können. 
Das gilt um so mehr, als sie über eine relativ gün-
stige Lage zu den Verbrauchszentren verfügt und ihr 
gut ausgebaute private und genossenschaftliche Ver-
marktungseinrichtungen zur Seite stehen. Die be-
schleunigte Verabschiedung des Marktstrukturge-
setzes ist als Ergänzung dazu bitter notwendig. 

Viertens. Auf Grund der in den Ländern der Wirt-
schaftsgemeinschaft vorerst noch unterschiedlichen 
Verkehrs-, Steuer-, Kredit-, Sozial- und Handelspoli-
tiken ergeben sich Wettbewerbsnachteile zu Lasten 
der deutschen Landwirtschaft, die sich mit dem Weg-
fall der Schutzmaßnahmen an der Grenze und mit 
der Angleichung der Preise zwangsläufig verstär-
ken müssen. Es ist deshalb vordringlich, daß die Bun-
desregierung ihre besondere Aufmerksamkeit diesen 
Wettbewerbsfaktoren zuwendet. Das ist in der Ver-
gangenheit bedauerlicherweise nicht in dem Maße 
geschehen, wie das die Landwirtschaft hätte erwarten 
dürfen. Wenn auch nicht damit gerechnet werden 
kann, daß sich die bestehenden Verzerrungen mit 
einem Schlage beseitigen lassen, so darf das nicht 
verhindern, daß man sich mit beständigem Nach-
druck um einen Abbau bemüht. In diesem Zusam- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. März 1968 	8227 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

menhang darf ich auf meine Anregung in der De-
batte über den Grünen Bericht des letzten Jahres 
verweisen, beweiskräftige Unterlagen zu sammeln 
und sie bei gegebener Gelegenheit auf den Tisch zu 
legen. 

Fünftens. Nicht zuletzt auf Grund der Tatsache, 
daß der EWG-Kommission von der Regierung eines 
Mitgliedstaates das Recht verweigert wird, von den 
im Vertrag von Rom vorgesehenen Kontrollbefug-
nissen Gebrauch zu machen, werden die Vorschrit-
ten der gemeinsamen Marktordnungen nicht in al-
len Partnerländern in gleicher Weise angewandt. 
Auch das führt zu Verzerrungen zum Nachteil der 
deutschen Landwirtschaft. Neben der Beseitigung 
dieser Unterschiede muß von der deutschen Dele-
gation im Ministerrat erwartet werden, daß sie bei 
der Beratung neuer Marktordnungen darauf drängt, 
daß Verfahren entwickelt werden, die eine einheit-
liche Auslegung und Durchführung sicherstellen. 
Auch das ist ein Mittel der Preispolitik, um in jedem 
Lande standortorientierte Erlöse zu erzielen. Schon 
im Hinblick auf die Veränderungen in der Kosten-
struktur wird sich die Bundesregierung einer ko-
stenorientierten Preisfestsetzung nicht entziehen 
können. 

Sechstens. Die einzelnen Partnerländern zuge-
standenen Sonderregelungen im Rahmen gemeinsa-
mer Marktordnungen haben sich durchweg als wett-
bewerbsverzerrend erwiesen. Es ist deshalb darauf 
zu achten, daß sie innerhalb der vorgesehenen Fri-
sten abgeschafft werden. Die neuen Marktordnun-
gen dürfen derartige Sonderregelungen nicht mehr 
enthalten, was bedeutet, daß auch von deutscher 
Seite auf Forderungen von Ausnahmebestimmungen 
verzichtet wird. Vor allem aber muß der Standort 
der Produktion zum Markt als einer der wichtigsten 
Wettbewerbsfaktoren voll zur Wirkung kommen. 
Es ist nicht Aufgabe der Preispolitik, regionale 
Schwierigkeiten zu verdecken. Die Probleme der 
marktfernen Gebiete müssen mit den Mitteln der 
Regional- und Strukturpolitik gelöst werden. 

Siebtens. Die wiederholt geforderte Offenlegung 
aller Beihilfen zugunsten der Landwirtschaft in der 
EWG ist bisher noch nicht erfolgt. Die Bundesregie-
rung wird deshalb ersucht, einen neuen Vorstoß in 
dieser Richtung zu unternehmen. Von besonderer 
Bedeutung sind dabei jene Beihilfen, die sich unmit-
telbar auf die Märkte auswirken. Dazu gehören auch 
die parafiskalischen Abgaben zugunsten von Berufs-
verbänden und deren Verwendung. Über das Er-
gebnis dieser Bemühungen soll die Bundesregierung 
alsbald einen Bericht vorlegen. 

Achtens. Gerade im vergangenen Jahr hat sich 
gezeigt, daß der innergemeinschaftliche Warenver-
kehr immer noch durch bestimmte Verwaltungstak-
tiken behindert wird. Besondere Hemmnisse sind 
vor allem an der italienischen Grenze festzustellen. 
Die Auswirkungen solcher Praktiken sind: Ein groß-
räumiger Marktausgleich wird unmöglich gemacht, 
und das Angebot aus den Produktionszentren der 
Gemeinschaft fließt in die Richtung jenes Landes, 
das sich am EWG-freundlichsten verhält. Um der 
Gefahr zu begegnen, daß die Behinderungen weiter 
zunehmen, sollte die Bundesregierung keine Gele

-

genheit ungenutzt lassen, darauf hinzuwirken, daß 
der Wegfall der Zölle und Kontingente nicht durch 
Schikanen an der Grenze mit noch stärkerem pro-
tektionistischem Effekt wettgemacht wird. 

Neuntens. Auf Grund einer Großen Anfrage der 
SPD-Bundestagsfraktion im Jahre 1963/64 durchge-
führte Untersuchungen haben gezeigt, daß die 
Preise für einige wichtige Betriebsmittel in der Bun-
desrepublik über denen in anderen westeuro-
päischen Ländern liegen. Außerdem war festgestellt 
worden, daß zwischen den Inlands- und den Export-
preisen bestimmter Düngemittel ein erheblicher Un-
terschied besteht, der nicht damit erklärt werden 
kann, daß die Käufer im Ausland größere Mengen 
beziehen und keinen Service beanspruchen. Die 
Bundesregierung wird deshalb ersucht, die seiner-
zeit angestellten Ermittlungen auf den neuesten 
Stand zu bringen und dem Bundestag über das Er-
gebnis zu berichten. 

Zehntens. Erheblich über dem EWG-Durchschnitt 
liegen in der Bundesrepublik die Kosten für die 
Errichtung landwirtschaftlicher Betriebsgebäude. Die 
Bundesregierung wird aufgefordert, die Ursachen 
festzustellen und dabei vor allem zu prüfen, ob 
sich nicht bestimmte behördliche Vorschriften be-
sonders verteuernd auswirken, auf die zumindest 
teilweise verzichtet werden kann. In diesem Zu-
sammenhang sollte auch geprüft werden, ob Mehr-
aufwendungen auf Grund von Auflagen, die sich 
aus den Vorschriften über den Landschaftsschutz 
ergeben, den landwirtschaftlichen Bauherren ange-
lastet werden können. Die Bundesregierung wird 
außerdem ersucht, einen Bericht über die im ver-
gangenen Jahr angekündigten Bemühungen um bil-
ligere Baupreise vorzulegen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich, nach-
dem ich diese zehn Punkte Ihnen vorgetragen habe, 
mit verschiedenen Ersuchen an die Bundesregie-
rung, zum Schluß einige Bemerkungen machen, die 
ich insbesondere an die Adressen der Bauern rich-
ten möchte. Die gegenwärtigen Schwierigkeiten 
sind sicher nicht mit einem Schlage zu beseitigen. 
Jeder einsichtige Landwirt wird das begreifen und 
auch zugeben. Der Kampf um die Marktanteile ist 
in aller Härte im Gange, er wird noch einige Jahre 
dauern. Es wäre verhängnisvoll, wenn die deutsche 
Landwirtschaft sich wegen der derzeitigen Minder-
erlöse zu drastischen Produktionseinschränkungen 
entschließen wollte; denn jede Marktlücke, die auf 
dem großen Verbrauchszentrum Bundesrepublik 
entsteht, wird sofort durch die Nachbarn ausgefüllt. 
Es gilt also für die deutsche Landwirtschaft, diese 
Durststrecke zu überstehen. 

Die Landwirtschaft kann von der Politik erwar-
ten, daß sie den Leistungswettbewerb in der von 
mir aufgezeigten Weise sicherstellt. Sie kann von 
der Politik auch erwarten — sie hat sogar einen 
Anspruch darauf —, daß sie offen und ehrlich und 
umfassend informiert wird. Alles andere wird sie 
selber und werden ihre Organe in die Hand neh-
men müssen. Noch ist das Selbstvertrauen in den 
eigenen Leistungswillen im Grunde genommen un-
gebrochen. Das berechtigt uns alle, davon überzeugt 
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zu sein, daß die deutschen Bauern und Landwirte 
ihre Chancen nützen werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
. und Herren, ehe ich das Wort weiter gebe, eine 
Bemerkung zur Geschäftslage. Bei mir liegen 21 
Wortmeldungen vor. Bei einem Schnitt von einer 
Viertelstunde für jeden Redner würde es dann 
halb eins. Ich wäre sehr dankbar, wenn die Herren 
Fraktionsgeschäftsführer Fühlung miteinander näh-
men, um mir zu helfen, daß es nicht so spät wird. 

Ich werde mir auch erlauben, wenn wir später in 
die zweite Runde eintreten — die erste ist noch 
nicht beendet; ein Redner der FDP wird noch das 
Wort erhalten —, jeweils nach der Redezeit zu fra-
gen, wie das Haus es früher einmal durch einen 
Beschluß möglich gemacht hat. 

Zunächst hat das Wort der Herr Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich darf mich ganz 
kurz den beiden Diskussionsrednern zuwenden, 
zunächst Herrn Kollegen Logemann. Ich bitte ihn, da-
mit einverstanden zu sein, daß ich nicht auf alle 
Punkte eingehe, um auch der Mahnung des Herrn 
Präsidenten gerecht zu werden. Ich will aber einige 
Punkte herausgreifen, die mir besonders beachtlich 
und beachtenswert erscheinen.  

Herr Logemann, ich bin sehr überrascht, daß Sie 
einen Ausdruck wie „manipulierter Bericht" auf 
den Grünen Bericht, den ich hier gegeben habe, 
anzuwenden versuchen. Einmal enthält der Grüne 
Bericht all das, was er bisher enthalten hat, um 
die Kontinuität der Berichterstattung zu wahren. 
Zweitens habe ich ihn durch eine ganze Reihe von 
Daten, Zusammenstellungen und Auswertungen er-
gänzt. Ich meine, das ist genau der Sinn des Grünen 
Berichtes und der Auftrag des Landwirtschafts-
gesetzes. Die Landwirtschaft hat sich als erster 
Berufsstand in einer vorbildlichen Weise einer 
freiwilligen Selbstkontrolle unterworfen, die als 
Beispiel eigentlich mehr Anregungen hätte geben 
müssen. Bei einem solchen Vergleich oder einer 
solchen freiwilligen Selbstkontrolle kann es sich 
doch nur darum handeln, von Jahr zu Jahr unter 
Auswertung der jeweiligen Erkenntnisse und Er-
fahrungen die Aussagen immer mehr zu verfeinern 
und sie immer genauer zu gestalten, um die Über-
zeugungskraft und die Glaubwürdigkeit und damit 
auch die Kraft dieses Berichtes als Entscheidungs-
hilfe zu verstärken. Das war der Grund und kein 
anderer. Ich meine nicht, daß Sie mit Recht eine 
doch so ernsthafte Behauptung aufstellen können, 
hier sei etwas manipuliert worden. 

Sie haben ferner über die Preispolitik gesprochen, 
Herr Kollege Logemann. Ich will Ihnen etwas über 
die Preispolitik sagen. Zur Preispolitik muß ge-
handelt und darf nicht nur gesprochen werden. Ich 
darf Sie darauf aufmerksam machen, daß ich in 
der Zeit, in der ich dieses Amt betreue, auf dem 

Preissektor bei der Festlegung des Milchpreises 
mitzuwirken hatte. Sie wissen ganz genau, daß der 
höchste Milchpreis, der bisher in der ganzen Ent-
wicklung erzielt worden ist, der des Jahres 1967 
war. Das ist ein ganz und gar nicht so einfaches 
Experiment angesichts des Überschusses, den wir --

das ist ja kein deutscher Überschuß -- in Frankreich 
und Holland und der EWG einkaufen mußten. Ich 
habe das in der Einführungsrede sehr deutlich zum 
Ausdruck gebracht. Auf dem Rindfleischsektor haben 
wir ernsthafte Bemühungen angesetzt, die vorüber-
gehend starke eigene Produktion preislich wenig-
stens so zu gestalten, daß keine ernsthaften Ver-
luste eintraten. Es ist uns möglich gewesen, durch 
gezielte Interventionen, wir vor allem durch inter-
essante Exporte nach Italien , Schlimmeres zu ver-
hindern.  Daß das gleiche bei Schweinen nicht mög-
lich war, brauche ich Ihnen als erfahrenem Landwirt 
nicht zu erklären. 

Sie haben gefragt, ob wir in Luxemburg oder 
Brüssel vor einem halben Jahr bei den Verhandlun-
gen über den Getreidepreis 1968/69 einen Vorschlag 
auf den Tisch gelegt hätten. Ich muß hier folgendes 
sagen. Ich war derjenige Landwirtschaftsminister, 
der bei diesen Verhandlungen — es sind nur ein-
stimmige Beschlüsse möglich -- die größten Voll-
machten hatte, was die Anhebung der Preise betrifft. 
Wir hatten es mit den größten Schwierigkeiten zu 
tun, vor allem gegenüber der italienischen Dele-
gation, die sich aus einer ganz anderen Situation 
heraus völlig gegen jede Preisentwicklung sperrte. 
Wir haben schließlich auf dem Getreidepreissektor, 
und zwar bei der meines Erachtens falschen Rela-
tion, die 1964 zwischen Futtergetreide und Brotge-
treide festgelegt wurde, eine Anhebung des Prei-
ses für Gerste um  3,5 .N und für Roggen um 4 % 
erreicht. Wir konnten auf dem Preissektor durch 
eine vorteilhafte Lösung der Mehrwertsteuerfragen 
weitere 5% herausholen, eine Lösung, die vielleicht 
nicht zustande gekommen wäre, wenn man in dieser 
Frage bei der Mehrwertsteuerberatung bis in die 
letzten Einzelheiten Ihren Fraktionskollegen gefolgt 
wäre, die im Wirtschaftsausschuß eine ganz andere 
Sprache sprechen, als Sie sie im Ergänzungsausschuß 
anzuwenden belieben. Dafür gibt es Beispiele auf 
dem Trinkmilchsektor. Ich möchte jedoch nicht in 
die Einzelheiten gehen, weil sie für Sie zu peinlich 
wären. Aber Sie sollten nicht mit zwei Pferden fah-
ren, mit einem Ackergaul altertümlichster Art und 
mit einem Rennpferd liberalster Wirtschaftspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auf jeden Fall ist es möglich gewesen, diese 4 
und 5 % herauszuholen. Dieser Verhandlungsvor-
schlag — ich hatte damals das Präsidium — ist von 
der deutschen Delegation auf den Tisch gelegt wor-
den. Zur gleichen Zeit haben wir eine Preisentschei-
dung für den Orientierungspreis Rinder getroffen. 
Wir haben nicht alles erreichen können, weil die 
übrigen fünf Länder und vor allem ein Einfuhr-
land wie Italien — gar kein Interesse daran batten. 
Die Italiener haben auch gar kein Interesse an einer 
Getreidepreissteigerung bei Futtergetreide. Warum? 
Weil sie eine eigene Produktion mit importiertem 
Futtergetreide aufbauen wollen; sie selber erzeugen 
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nicht in ausreichendem Malie Futtergetreide. Das 
war der Grund. Auch andere Partner, die aus der 
Niedrigpreisstufe heraus kommen und die in hohem 
Maße exportorientiert sind, hatten kein Interesse. 

Diese Widerstände zu überwinden und sich nach 
26 Stunden auf einer mittleren Linie zu einigen, 
das verdient es nicht, daß die Frage gestellt wird, 
ob wir uns bemüht hätten. Herr Logemann, ich 
weiß nicht, welche Figur Sie dort abgegeben hätten. 
Aber ich will Ihnen sagen: die deutsche Delegation 
— sie wurde damals von Herrn Staatssekretär 
Hüttebräuker geführt — hat sich redlich bemüht. 
Ich bin nicht gewillt, einen derartigen Vorwurf, 
auch wenn er mit einem Fragezeichen versehen ist 
und versteckt erhoben wird, unwidersprochen hin-
zunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben ferner etwas wiederholt, was mich sehr 
gewundert hat. Sie wissen ganz genau, daß kürzlich 
der Kollege Strauß im Zusammenhang mit der Fi-
nanzreform und der finanziellen Ausstattung der 
Gemeinden auch zur Grundsteuer Stellung genom-
men hat. Das ist mißverständlich so aufgefaßt wor-
den, als ob er daran dächte, die Steuerneutralität der 
neuen Einheitswerte wieder zu gefährden, als ob er 
gar daran dächte, die Grundsteuer A irgendwie zu 
bewegen. Der Kollege Strauß hat das mindestens 
dreimal schon hier im Bundestag und in der Öffent-
lichkeit widerlegt. Das kann Ihnen als aufmerk-
samem politischem Beobachter gar nicht entgangen 
sein. Ich frage Sie, ob Sie diese Richtigstellung 
gekannt haben oder nicht. Warum stellen Sie hier 
die Frage? Der Kollege Schulz hat sich ja bemüht, 
Sie noch vor Redaktionsschluß zum Reden zu brin-
gen, und ich habe mich sofort damit einverstanden 
erklärt. Wollen Sie trotz dreimaliger Einwendungen 
und Richtigstellungen dieses Fragezeichen als Op-
positionsleistung an die Presse verkaufen oder 
nicht? Ich halte das nicht für eine gute Sache; das 
kann ich Ihnen sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich erkläre hier — auch im Namen des Kollegen 
Strauß daß er ausdrücklich sowohl bei den 
Überlegungen zu diesem Thema als auch wiederholt 
hinterher zum Ausdruck gebracht hat, daß die 
Grundsteuer A hier nicht in Erwägung gezogen 
werden kann. Sie spielt auch bei der finanziellen 
Ausstattung der Gemeinden nicht die wesentliche 
Rolle; das wissen Sie auch. Das tun ganz andere 
Steuerformen: die Grundsteuer B, die Gewerbe-
steuer. Wir haben ja eine ganz neue Einheitsbewer-
tung durchgeführt. Angesichts der Preisentwicklung 
müssen wir uns fast schon wieder überlegen, oh 
diese Einheitsbewertung den damaligen Vorstel-
lungen überhaupt noch angemessen ist. 

Das sind alles Dinge, die ich hier deswegen wie-
derholen muß, Herr Kollege Logemann, weil Sie 
diese Fragezeichen setzen. Ich glaube, Sie sollten 
nicht in dieser Form Opposition treiben, nachdem 
Sie — mit Ausnahme von 1956 bis 1961 — diese 
Politik mitgetragen haben, auch wenn Sie damals 
schon immer auf zwei oder drei Hochzeiten zu tan-
zen versucht haben. Das war immer die Schwierig-
keit Ihrer Oppositionsrolle. Aber wenn Sie das 

schon wissen — das muß Ihnen immer wieder vor-
gehalten werden —, ist eine gewisse Bescheiden-
heit und eine hohe Sachlichkeit die einzige Methode, 
Oppositionspolitik zu betreiben. 

Zur Verschuldung und zum Fremdkapital haben 
Sie ein interessantes Beispiel angeführt. Sie haben 
gesagt, es müßte eigentlich gelingen, eine volle 
Ernte auf der Sparkasse, eine volle Ernte in der 
Scheuer und eine volle Ernte auf dem Felde zu 
haben. Ich weiß nicht, wann diese goldenen Zeiten 
geherrscht haben. Aus der Vergangenheit weiß ich 
kein Beispiel, daß — mit Ausnahme von ,einigen 
ganz besonders begünstigten Betrieben   das je-
mals ein Kennzeichen gewesen wäre fur die Lage in 
der Landwirtschaft. Ich kann mir nicht vorstellen, 
doll Sie mit solchen Beispielen einen Eindruck 
machen könnten. 

„Beratungsgeschädigte”: Die Kräfte der Beratung 
werden ja nicht vom Bund zur Verfügung gestellt, 
sondern von den Ländern; deren Aufgabe ist es. 
Wenn Sie heute eine nicht zufriedenstellende 
Schweinepreissituation — vor einem Jahr war ge-
nau das Gegenteil der Fall, da war sie nämlich sehr 
zufriedenstellend — als Argmuten für Ihre Behaup-
tung nehmen, so glaube ich, daß insgesamt ge-
sehen die Veredelungsentwicklung — die Ver-
brauchsentwicklung sowohl wie die Preisentwick-
lung , von einigen bedauerlichen und gerade für 
den Ernährungs- und Landwirtschaftsminister so be-
dauerlichen Einbrüchen abgesehen, im allgemeinen 
die Beratung wirklich gerechtfertigt hat. Wenn Sie 
den Fleischverbrauch und den Butterverbrauch vor 
zehn Jahren mit der heutigen Situation verglei-
chen, dann müssen Sie sagen: Das war genau die 
Richtung, in der sich angesichts einer günstigen 
Konjunktursituation und der weiteren Zuneigung 
zur höheren Qualität bei den Lebensmitteln die Ent-
wicklung vollzogen hat. 

Sie haben den Leberplan erwähnt; er ist im Kabi

-

nett einstimmig verabschiedet worden. Der Leber-
plan hat versucht, auf die landwirtschaftlichen Inter- 
essen angemessen Rücksicht zu nehmen. Weitere 
Verbesserungen werden vom Hohen Hause ange-
bracht, und es ist bestimmt nicht der Kollege Leber, 
der sich dagegen wenden wird. Er hat sich Verbes-
serungen und Abänderungen durchaus offen gezeigt. 

Sie haben sich über die Baupreise alteriert. Ich 
darf Ihnen sagen: Die Baupreise waren im letzten 
Jahr wohl die ruhigsten, und sie haben sich eher 
nach unten bewegt als nach oben. Dieses Beispiel 
ist Ihnen nicht gelungen. 

Zu dem, was Sie über Zinsbelastung, revolvie-
rende Fonds, Massenkaufkraft usw. ausgeführt ha-
ben, will ich Ihnen folgendes sagen. Es ist richtig, 
die Zinsbelastung ist erheblich, sie beträgt rund 
1,2 Milliarden DM, ein Problem, das mich dauernd 
beschäftigt; aber Sie werden nicht leugnen können, 
Herr Kollege Logemann, daß wir auch im letzten 
Jahr wieder 1,5 Milliarden DM in Zinsverbilligung 
nehmen konnten, obwohl der Kapitalmarkt auf un-
sere Zinsbedürfnisse und Zinsleistungsfähigkeiten 
keine Rücksicht nehmen kann. 
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Ich habe absichtlich davon abgesehen, bei der 

Einbringungsrede den ganzen Katalog der Ergeb-
nisse und Leistungen aufzuzählen, und ich will das 
auch heute nicht tun. Das sind nicht nur Leistungen, 
die sich die Regierung auf ihr Konto schreiben darf, 
sondern es sind Leistungen, die das ganze Hohe 
Haus mit verantwortet. Ich könnte zu jedem Kapitel 
und zu jedem Titel vorweisen, welche Beträge mit 
welchen Ergebnissen aufgewandt wurden. Ich 
glaube, sie können sich sehen lassen, obwohl die 
Aufgaben immer wieder mehr werden. Es ist wie 
mit dem Kopf der Hydra in der alten Sage: kaum 
ist eine Sorge beseitigt, so wachsen neun neue nach. 
Aber das einfach alles nicht sehen zu wollen, das 
ist, glaube ich, nicht die Art, wie wir hier verhan-
deln sollten. Wir tragen eine gemeinsame Verant-
wortung gegenüber der Landwirtschaft. Die Land-
wirtschaft weiß selbst um die Bemühungen gerade 
auch auf dem finanziellen Gebiet in einer Zeit gro-
ßer haushaltsmäßiger Enge. Der Haushalt, den wir 
jetzt verabschieden, weist sehr interessante Zahlen 
aus, auch wenn nicht alles unmittelbar zur Einkom-
mensverbesserung der Landwirtschaft ausschlagen 
kann, weil die Infrastruktur im ländlichen Raum und 
in der ländlichen Betriebswirtschaft eine so große 
Rolle spielt. Aber es ist nicht angebracht und ge-
genüber dem Steuerzahler nicht die richtige Hal-
tung, wenn man nichts anerkennen will. Wie ge-
sagt, ich möchte gar nicht im Rahmen dieser Dis-
kussion eine Erfolgsliste vorlegen; das ist, glaube 
ich, nicht notwendig. Ihnen stehen die Zahlen ge-
nauso zur Verfügung. Aber ich bedaure es wirklich 
außerordentlich, daß man, weil man auf einen sol-
chen Katalog verzichtet hat, immer wieder in die 
Lage versetzt wird, im Rahmen der Diskussion dar-
auf zurückkommen zu müssen. 

Daß ich keine Therapie angeboten habe — ich darf 
das auch für Herrn Kollegen Schmidt sagen —: Wer 
die Rede genau gehört und wer sie nachgelesen hat, 
der konnte aus dieser schonungslosen Diagnose und 
aus dieser schonungslosen Analyse und aus einigen 
Bemerkungen, die politisch in entsprechender ho-
möopathischer Form verabreicht worden sind, 
durchaus sehen, wohin die Absichten und die Ziel-
setzungen der Bundesregierung gehen. Hier von die-
sem Tisch ist bei dem damaligen Anlaß mit einer 
Deutlichkeit wie noch nie zum Ausdruck gekommen, 
daß wir für alle Vollerwerbsbetriebe eine aktive, 
konstruktive und der allgemeinen Einkommensent-
wicklung angepaßte Preispolitik betreiben wollen. 
Das habe ich ausdrücklich und wörtlich gesagt. Wenn 
das keine programmatische und keine ausreichende 
Formulierung ist, — — 

(Zuruf des Abg. Ertl.) 

— Herr Kollege Ertl, ich würde Sie bitten, diesen 
Passus nachzulesen. Ich bin in der Lage, ihn zu zitie-
ren. Ich glaube, das ist eine Aussage, die Sie zufrie-
denstellen könnte und die nicht in jedermanns Ohr 
sich so angenehm anhört, die aber als Notwendig-
keit und von der Regierung anerkannte Notwendig-
keit hier vorgetragen wurde. Wenn ich dann darauf 
hinweisen mußte, daß es für diese Preispolitik Gren-
zen gibt, dann habe ich nichts anderes formuliert als 
die Erfahrungen aus der Vergangenheit, die Erfah

-

rungen innerhalb einer Sechsergemeinschalt, die ihre 
Entscheidungen einstimmig trifft. Aber ich habe die-
ses Thema nicht ausgespart, ich habe es angespro-
chen und positiv und ganz deutlich formuliert. Ich 
wiederhole  es heute, damit es endlich klar wird. 

Ich habe auch die Kostenfrage, die andere Seite 
der Ertragsrechnung, angesprochen. Ich habe ferner 
die Regionalpolitik in einer ganz neuen Form zitiert. 
Regionalpolitik hat es immer gegeben, und zwar 
wurden über eine Milliarde allein in der regionalen 
Wirtschaftspolitik, die vorn Wirtschaftsministerium 
betreut wird, in diesen Jahren zur Verfügung ge-
stellt. Dazu kommen die Mittel der Länder und alle 
die Mittel, die von den Beteiligten aufgebracht wer-
den. Wenn wir heute diesen ländlichen Raum sehen, 
dann befriedigt er uns zwar noch nicht in seinem Zu-
stand — es gibt noch unendlich viel Lücken —, aber 
wenn ich den Zustand, mit dem wir begonnen haben, 
und das Ergebnis, das bisher erzielt worden ist, ver-
gleiche, dann wäre es doch undankbar — auch der 
eigenen Leistung gegenüber, wenn wir das alles 
nicht sehen wollten und wenn wir das alles für nichts 
erklären wollten. So kann man nicht verfahren 
Aber wir haben dieser Regionalpolitik einen neuen 
Akzent zu geben versucht, und zwar einen Akzent, 
der sich sehr bald in ganz realen Modellen und rea-
len Beispielen zeigen wird. Wir möchten nicht mehr 
nur Wirtschaftspolitik, sondern alle die Formen der 
Infraktruktur von der Bildungspolitik bis zur Indu-
strieansiedlung und bis zu agrarpolitischen Maßnah-
men auf einen Punkt und für einen Zeitraum und 
einen Bereich konzentrieren. 

Deswegen habe ich mich — im Einverständnis mit 
meinen Kollegen, die das Ihre beizutragen haben —
mit den Ländern in Verbindung gesetzt, und die Be-
ratungen laufen. Wir haben auch Mittel dafür in 
Aussicht genommen, und zwar nicht Mittel, die 
irgendwie und irgendwann einmal als Wunschge-
danken formuliert werden, sondern Mittel, die wir 
aus dem Siedlungszweckvermögen für diesen Be-
reich mit Vorrang der Ansprüche der Heimatvertrie-
benen einsetzen wollen, um einige Räume, die sich 
eine solche infrastrukturelle Verbesserung aus eige-
ner Kraft ohne Sogwirkung von Ballungsräumen 
nicht leisten können und die das nicht erbringen 
können, mit der allgemeinen Hilfe — einer konzen-
trierten und zeitlich begrenzten Hilfe — in diesen 
Zustand zu versetzen. 

Ich darf vielleicht noch ganz kurz auf einige 
Bemerkungen des Kollegen Bauer zu sprechen kom-
men. Herr Kollege Bauer, Sie haben einige Äuße-
rungen des früheren Staatssekretärs Hüttebräuker 
hier zitiert. Ich könnte sagen: Herr Staatssekretär 
Hüttebräuker wurde von der FDP für das Landwirt-
schaftsministerium gestellt. Ich habe ihn wegen sei-
ner fachlichen Qualitäten und seiner persönlichen 
Integrität über die Kleine Koalition hinaus in die 
Große Koalition übernommen. Ich hätte ihn auch 
noch länger behalten, wenn es sein Gesundheits-
zustand gestattet hätte. Ich war nicht mit jeder 
politischen Außerung, die er getan hat, einverstan-
den. Aber in unserem Hause herrscht Meinungsfrei-
heit, und ich stehe gar nicht an zu sagen, daß ich sie 
jedem anderen genau wie ihm zubillige. Aber Sie 
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wissen ganz genau, daß die Meinung, die die Mei-
nung des Hauses ist und die die Meinung der Bun-
desregierung ist, von dem Chef des Hauses vertreten 
wird. 

Dasselbe ist der Fall mit Mansholt. Hier ein offe-
nes Wort: Sie wissen ganz genau, daß Vizepräsident 
Mansholt im übrigen im Rahmen der Preisdebatte 
gerade für die Vollerwerbsbetriebe sehr interessante 
und weitgehende Preisvorschläge gemacht hat, die 
in der Kommission bei ihrer heutigen Zusammenset-
zung keineswegs mehr so leicht passieren. Aber 
mit einer ganzen Reihe von anderen Dingen, die 
er zum Ausdruck bringt, mit seinen strukturpoliti-
schen Vorstellungen kann ich mich nicht identifizie-
ren. Ich sage das in aller Deutlichkeit. Ich glaube, 
daß Herrn Vizepräsidenten Mansholt die Vorstel-
lungen aus der Struktur unseres ländlichen Raumes 
fehlen und daß er keine ausreichende Kenntnis des 
Zuerwerbs- und Nebenerwerbsbetriebes des klein-
bäuerlichen Bereiches hat, auf den wir nicht heute 
und nicht morgen und in Europa wahrscheinlich 
überhaupt nie verzichten können. Im übrigen habe 
ich hier bei der Einbringungsrede den Zu- und 
Nebenerwerbsbetrieb einmal aus der Diffamierung, 
aus der Deklassierung herausgeholt und ihn als 
wertvollen Bestandteil mit seiner spezifischen Funk-
tion eingeordnet und vom Vollerwerbsbetrieb ab-
gesetzt. 

Das Problem, das uns zu lösen bleibt, ist folgen-
des: Dieser Kleinbetrieb hat eine bedeutsame Markt-
leistung, die mit 30% natürlich auch die Kreise des 
Vollerwerbsbetriebs beeinträchtigt und stört. Hier 
einen Kompromiß zu schließen, der in der Moderni-
sierung, nämlich der Führung der Kleinbetriebe, ge-
löst werden muß, in einer Kooperation, einer etwas 
extensiveren Bewirtschaftung, das scheint mir der 
Weg zu sein, um das eine zu tun und das andere 
nicht zu lassen. Hier muß eine Verbindung und ein 
Schluß gefunden werden. 

Vizepräsident Mansholt kommt von Äußerung zu 
Äußerung auf immer höhere Zahlen. Die Wahrheit 
gebietet es, zu sagen, — man muß die Rede, die 
er gehalten hat, dahin ergänzen —, daß er ein 
schwieriges Problem mit eingeflochten hat, nämlich 
die Struktur des Familienbetriebes: ob es genügt, 
heute einen Familienbetrieb auf vier Augen zu stel-
len, ob das sozialpolitisch und soziologisch gesehen 
ausreicht. Er meinte, ein moderner Familienbetrieb 
müßte vier und fünf Vollarbeitskräfte haben; das ist 
nicht meine Meinung. Aber ich stehe nicht an, zu 
behaupten, daß ein Familienbetrieb auch dann noch 
gegeben ist, wenn er Lohnarbeitskräfte hat. Das 
schließt die Eigenschaften, den Charakter eines Fa-
milienbetriebs keineswegs aus. Dann hätten ja alle 
Familienbetriebe von früher, die ohne die moderne 
Technik mit Fremdarbeitskräften gewirtschaftet ha-
ben, diesen Charakter verloren. Hier, glaube ich, 
ist eine saubere Definition am Platz. Aber ich darf 
wiederholen: ich kann mich all diesen struktur-
politischen Vorstellungen, soweit sie über die Wirk-
lichkeit unserer Möglichkeiten hinausgehen, nicht 
anschließen. Das will ich ganz deutlich gemacht 
haben. 

Ich würde ganz gern diese Gelegenheit benützen, 
Herr Kollege Bauer, nachdem Sie die Frage des 

Milchpreises angeschnitten haben, hier die letzten 
Ergebnisse aus den Verhandlungen in Brüssel über 
den Milchpreis insgesamt vorzutragen. Sie wissen 
ganz genau, daß die Kommission erst vor wenigen 
Tagen ihren Vorschlag auf den Tisch gelegt hat, 
obwohl sie selber weiß, daß eigentlich der 1. April 
der Tag sein müßte, an dem die neue Milchmarkt-
ordnung in Kraft gesetzt wird. Der Vorschlag kommt 
sehr spät. Ich darf offen sagen, daß ich auf weite 
Strecken mit diesem Vorschlag nicht einverstanden 
bin. Ich habe erklärt, daß es nicht angeht, den 
Milchpreis für die Standardqualität, wie wir sie 
kennen, nach dem Vorschlag der Kommission um 
einen Pfennig auf 38 Pf zu senken. Das halte ich 
nicht für tragbar, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

vom Kostenstandpunkt aus nicht und auch deswe-
gen nicht, weil wir vor eineinhalb Jahren einen Be-
schluß gefaßt haben und die Produzenten sich dar-
auf einrichten konnten. Es geht nicht an, eine solche 
Zusage, die für die Entscheidung der Produzenten 
bedeutsam war und die bereits Konsequenzen aus-
gelöst hat, schon eineinhalb Jahre später zu ver-
ändern. Man wird sich überlegen müssen, für welche 
Mengen das gilt. Man wird nicht jede beliebige 
Menge und jede beliebige Entwicklung in diese 
Preisvorstellung einbeziehen können. 

Auch der Berufsstand, das muß hier gesagt wer-
den,  hat Vorstellungen entwickelt und Vorschläge 
gemacht, die in realistischer Weise das anerkennen 
und die unsere Arbeit erheblich erleichtert haben. 
Das auch einmal zu sagen ist wichtig, weil es ja 
modern ist, Globalverurteilungen auszusprechen. Ich 
glaube, daß das nicht gerechtfertigt ist. Wenn ich 
die berufsständische Arbeit in der gesamten Land-
schaft verfolge, bin ich der Meinung, daß der 
bäuerliche Berufsstand schon seine Rechte zu wah-
ren weiß und eine harte Sprache spricht; aber keine 
härtere als andere. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Interessenvertretung ist eine Art Anwaltschaft, und 
das ist keine Angelegenheit eines Mädchenpensio-
nats, sondern eine harte Männersache, und das muß 
man aushalten können. Ich halte das schon aus. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Ich bin auch mit einigen strukturellen Vorschlä-
gen nicht einverstanden, die die Kommission vor-
gelegt hat. Ich glaube nicht, daß man dem Problem 
mit solchen Versuchen beikommt, Prämien auszu-
setzen usw. Ich habe schon die Meinung vertreten, 
daß wir allenfalls das prämiieren wollten und wür-
den, was von selbst sich entwickeln wird. 

Das größte Problem ist der Vorrat von 150 000 t 
Butter. Meine Damen und Herren, das war nicht mit 
einbezogen. Ich darf allen Milchpolitikern der Oppo-
sition, die hier schon großartige Gedichte über das 
Ergebnis meiner Milchpolitik vorgetragen haben, 
sagen: ich brauche mich dieser Milchpolitik zu-
nächst nicht zu schämen. Nun, die 150 000 t Butter 
sind ein ernstes Problem. Es ist vor allem ein fran-
zösisches und ein holländisches Problem. 
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Daß auch wir selber Vorräte haben — und zwar 

die geringsten pro Kopf —, ist darauf zurückzufüh-
ren, daß wir im Jahre 1953 — es mag jeder sein 
Gewissen erforschen, der damals beteiligt war — 
eine vorzeitige Käseliberalisierung eingeführt 
haben. Ich möchte meinen, daß die heutige Oppo-
sition damals nicht ganz unschuldig war. Wir wollen 
aber die Schuldfragen nicht nach biblischer Sitte bis 
in das letzte Glied verfolgen. Ich räume dem Herrn 
Kollegen Logemann durchaus ein, daß er da noch 
nicht beteiligt war. 

(Zuruf von der FDP: Da waren wir noch gar 
nicht in der Regierung!) 

— Sie waren nicht in der Regierung? Aber da waren 
Sie feste in der Regierung! 

(Zuruf von der FDP: Nicht bei der Käse

-

liberalisierung!) 

— 1953 waren Sie doch in der Regierung. Machen 
Sie doch keine Geschichten! Herr Sander, Sie haben 
ein viel besseres Gedächtnis, wenn Sie mir Vor-
haltungen machen. Wenn Sie argumentieren, ver-
läßt Sie das Gedächtnis. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Das Problem dieses „Butterberges" — ich mag 
diesen alpinistischen Ausdruck nicht, wie Sie wis-
sen — ist finanziell gesehen ein ernstes Problem, 
und es ist vor allem auch in der öffentlichen Diskus-
sion zu einem ernsten Problem geworden. Aber ich 
könnte mir durchaus vorstellen, daß es industrielle 
und gewerbliche Beispiele gibt, die man auch so be-
handeln könnte. Aber ich halte nichts davon, Ge-
genrechnungen aufzustellen. 

Ich bin der Meinung, daß man bei diesem Problem 
neben vielen technischen Lösungen, die es gibt, u. a. 
was die Fütterungsseite usw. betrifft — man muß 
meines Erachtens der Landwirtschaft zumuten, daß 
sie auf dem Fütterungssektor auch bei der Milch-
produktion mehr auf ihre eigenen Erzeugnisse zu-
rückgreift --, sehen muß, daß hier rasch zu handeln 
ist. Es geht nicht an, die 150 000 t Butter in drei 
Jahren in einem sehr schwierigen Prozeß zu be-
seitigen. Das kann die Öffentlichkeit nicht vertra-
gen; das würde eine moderne Milchpolitik wahr-
scheinlich von Anfang an mit einem Schatten ver-
sehen, der einer guten Sache schaden könnte. 

Ich bin der Auffassung, daß es viele humanitäre 
Möglichkeiten gibt — auch das habe ich in der Ein-
bringungsrede gesagt —, mit humanitären Mitteln, 
wie wir das jetzt schon zugunsten von jungen Men-
schen, zugunsten von kinderreichen Familien, zu-
gunsten von Altersheimen usw. versuchen, einen 
rascheren Abbau zu erreichen. Ich bin entschlossen, 
zusammen mit anderen Ländern, die sich ebenfalls 
in dieser Beziehung bemühen, alles zu unternehmen, 
um dem Personenkreis, der die Kostenpreise unserer 
Butter — die deutsche Butter ist nicht die teuerste 
innerhalb der Gemeinschaft — nicht aufbringen kön-
nen, genauso unter die Arme zu greifen, wie wir 
das aus den gleichen Gründen bei den Wohnungen 
mit Wohngeld tun. Auch das, was wir über die 
Grenzen im Rahmen der Welternährungshilfe zu  

tun vermögen, sollten wir ausschöpfen. Karitas steht 
uns allen hier im Hause gut an. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dröscher (SPD) :Herr Bundesminister, ich wollte 
nur fragen, ob Sie es angesichts der Schwierigkeit 
des Problems und des vielen hier versammelten 
Sachverstandes nicht auch für gut hielten, wenn die 
22 Wortmeldungen noch zum Zuge kämen. Ich habe 
mich selbst nicht gemeldet; ich darf für andere 
fragen. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Das ist eine sehr nette 
Geste, und ich danke für die kollegiale Art, in der 
Sie es vorbringen. Ich darf ganz kurz noch einige 
Bemerkungen anbringen. Ich werde sofort wieder 
der freien Diskussion, die ja eigentlich mein Lebens-
elexier ist, jenen Raum geben, den sie in diesem 
Hause beanspruchen darf. Aber die Regierung 
möchte eben auch ihre Meinung sagen und nicht im-
mer nur lesen und hören müssen, was man über sie 
denkt, sondern sie möchte Ihnen Gedanken vor-
legen, damit die Kritik wieder wächst und damit Sie 
wieder Stoff bekommen, sich zu äußern. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, Ostpolitik und Land-
wirtschaftspolitik in einen etwas oberflächlichen 
Zusammenhang zu bringen, ist hier nicht der Platz. 
Herr Kollege Bauer hat schon darauf hingewiesen. 
Hier geht es um große Probleme. Es gibt ein Schutz-
element in der Ostpolitik im Verhältnis zur Land-
wirtschaftspolitik: das ist der Marktordnungsbereich, 
der uns auch vor Ostimporten schützt. Wir könnten 
vielleicht aus eigener Kraft, weil wir in der Rang-
ordnung der politischen Aufgaben nicht das aller-
letzte ansetzen können, nicht so viel Außenschutz 
aufbringen, und ich glaube, daß hier keineswegs die 
so üblich gewordenen Verdächtigungen am Platze 
sind. 

Herr Kollege Schmidt, nur eine kurze Bemerkung! 
Sie wissen, wie sehr wir Ihre kritische Art schätzen. 
Sie haben auch heute wieder ein Meisterstück von 
Kritik angebracht. Diese Befähigung zur Kritik 
nimmt ja oft die Befähigung zum Handeln und ist 
gelegentlich auch für Sie ein Hindernis gewesen. Ich 
bin Ihnen sehr dankbar dafür, daß Sie meine Ab-
sichten bei der Einbringungsrede doch richtig ange-
sprochen haben. Ich halte die Art, wie Sie das ge-
macht haben, für fair und gut. Ich habe gesehen, 
daß Sie es genau studiert haben. Aber sonst hatte 
ich den Eindruck, daß Sie die Eierschalen der ver-
gangenen Opposition noch nicht ganz abgelegt 
haben. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Das trübt aber die Herzlichkeit unserer Beziehungen 
nicht. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Sie reizen 
ja dazu!) 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. März 1968 	8233 

Bundesminister Höcherl 
Herr Kollege Schmidt, ich gehe mit Ihrer Dar-

stellung weitgehend einig. Sie haben zehn Punkte 
vorgelegt. Sie werden nicht verlangen — ich bin 
ja auch von Ihren Fraktionskollegen gemahnt 
worden —, daß ich sie jetzt behandle. Ich werde 
aber ganz gründlich darauf zurückkommen. Viel-
leicht kann ich das in einer schriftstellerischen 
Arbeit tun. 

Eines muß ich Ihnen aber sagen: Der Herr Bun-
deskanzler kann der Debatte nicht mehr länger 
beiwohnen. Sie haben ihm aber vorgehalten, er 
müßte sich etwas mehr über die Landwirtschafts-
politik informieren lassen, und der Teil in der 
Botschaft über die Lage der Nation zur Landwirt-
schaft sei nicht sachgerecht oder nicht ausführlich ge-
nug ausgefallen. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, dieser Vorwurf und dieser Zweifel kann 
und darf in dieser Form nicht stehenbleiben. Es 
ist kein Geheimnis und entspricht der Arbeits-
weise einer Regierung, daß der jeweilige Ressort-
chef dem Bundeskanzler die Vorschläge macht. 
Der Herr Bundeskanzler hat diese Vorschläge 
vollständig übernommen. Ich habe die Zusam-
menfassung noch einmal vor mir, und ich muß 
sagen, das ist ein klassischer Auszug in einer 
knappen, präzisen Formulierung, der alles ent-
hält, was man vernünftigerweise, ohne in die Ein-
zelheiten zu gehen, dazu sagen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Entscheidende finde ich darin, daß er die Hilfe-
stellung für die Landwirtschaft wegen der Struktur-
entwicklung ausdrücklich bejaht und eine besonders 
sinnvolle Hilfestellung verlangt, ein Ausdruck, der 
sehr gezielt und genau dorthin weist, wohin wir uns 
zu bewegen haben. Er hat genau die Unterscheidung 
gemacht zwischen Vollerwerbsbetrieben und Betrie-
ben, die im Zu- und Nebenerwerb zu unserer agrar-
politischen Landschaft gehören, und er hat für beide 
einen ganzen Katalog von Maßnahmen angespro-
chen, die wir verwirklichen müssen. 

Ich darf Ihnen hier folgendes sagen: Meine Ein-
bringungsrede wäre nicht so drastisch ausgefallen, 
wenn mich nicht der Bundeskanzler ausdrücklich 
beauftragt hätte, einmal so, wie es auch finanz- und 
wirtschaftspolitisch geschehen ist, und nicht zuletzt, 
um einige Sünden von Ihnen, meine Herren der 
Opposition, zu bereinigen, eine schonungslose Ana-
lyse als Ausgangspunkt einer Therapie vorzulegen. 
Das war sein Auftrag, und ich glaube, das ist eine 
sehr korrekte und sehr berechtigte Art und Weise. 
Ernsthafter können die Gesinnung und die Einstel-
lung des Regierungschefs für einen solchen Bereich 
nicht zum Ausdruck kommen. Im übrigen ist es ge-
rade der Kanzler, der die Frage der Regionalpolitik 
ganz besonders forciert. Über die regionalpolitische 
Problematik habe ich Ihnen bereits in anderem Zu-
sammenhang vorgetragen. Das wäre das, Herr Kol-
lege Schmidt. 

Vielleicht darf ich aber noch etwas viel Wichtige-
res sagen. Bei einer ganzen Reihe von schwierigen 
Entscheidungen, vor allein von Preisentscheidungen, 
die im Jahre einer Rezession, in einem Jahr, das uns 
Arbeitslosigkeit gebracht hat, jedem sehr schwer- 

fallen, hat sich der Bundeskanzler trotz schwerer Be-
denken im Zuge der Preisentwicklung immer wieder 
zu Schritten, wenn auch zu kleinen Schritten — an-
dere konnten wir nicht vornehmen — nach vorn ent-
schlossen und sich auf die Seite dieser Entwicklung 
gestellt. Er hat diese Entscheidungen nicht zuletzt 
immer zu einer Richtlinienfrage gemacht. Das sage 
ich hier, damit es die deutsche Landwirtschaft und 
alle Öffentlichkeit hört. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, das ver-
langt die Aufrichtigkeit und die Korrektheit, damit 
die hier gelegentlich zu vernehmenden Vorwürfe 
auf das Maß zurückgeführt werden, das der Wahr-
heit und der Wirklichkeit entspricht. Aber damit 
möchte ich es schon bewenden lassen. Ich darf mir 
vielleicht gestatten, Herr Kollege Schmidt, bei 
einem Schlußwort das eine oder andere noch nach-
zutragen. Zunächst möchte ich sagen: freie Gasse 
der  weiteren  Diskussion. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Für die weitere 
Diskussion sind 20 Redner eingeschrieben. Als näch-
ster Redner hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Ertl. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Die Bundesregierung hat nach der Geschäfts-
ordnung das Recht, jederzeit das Wort zu verlan-
gen. Allerdings sollte jeder, der redet, auf die Ge-
schäftslage Rücksicht nehmen. 

(Zuruf von der Mitte: Jeder!) 

Ertl (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Inzwischen ist es 19.45 Uhr. Die 
Debatte hat bisher 4 Stunden und 15 Minuten ge-
dauert, und die Opposition hat bisher ungefähr 
eine halbe Stunde Redezeit gehabt. Dafür hat die 
Regierung bereits über eine Stunde gesprochen. 

(Zuruf von der FDP: Die hat es nötig!) 

— Aber ich würde sagen: der Minister wird es nö-
tig haben, sich zu rechtfertigen, und bei der Lage 
haben wir dafür volles Verständnis. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Damit komme ich gleich zu dem letzten Beitrag. 
Verehrter Herr Minister, Sie sagten, es sei nichts 
manipuliert. Die Gewinnermittlung, wie Sie sie in 
Ihrem Bericht vorgetragen haben, ist manipuliert, 
und ich meine, in diesem Punkt werden Sie das zu-
geben. Sie haben wohl auch schon selbst bereits 
eine ähnliche Veröffentlichung gemacht. 

Ich möchte beinahe sagen, die CDU hat hier so 
eine Art Zensorrolle gespielt. Der Herr Bauer zen-
siert gern, und der Herr Minister zensiert auch gern. 
Gute Koalition, schlechte Koalition, braver Koali-
tionsbruder, schlechter Koalitionsbruder, guter 
Kanzler, schlechter Schiller — so ähnlich geht es 
hier laufend rund. Ich möchte sagen: Oberstudien-
direktor! Wir haben uns das gern angehört. 
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Sie haben hier darauf hingewiesen, daß z. B. der 

Herr Kollege Logemann sozusagen unberechtigter-
weise nach der Grundsteuer gefragt habe. Das ist 
natürlich ein eigenartiger parlamentarischer Stil. 
Ich hoffe, daß Sie wenigstens dem Bayerischen Bau-
ernverband nicht gar so böse sind; denn dem sollten 
Sie zumindest in der Form des Präsidenten sehr 
nahestehen. Da lese ich folgendes, und ich nehme 
an, daß er gut informiert ist, nachdem Sie solche 
Spitzengespräche führen. Beispielsweise hat der 
Herr von Feury gesagt: Die Agrarpolitik mache ich 
ja mit Höcherl, und was der mit den 100 Millionen 
DM vorhat, weiß ich schon längst; denn ich habe das 
mit Höcherl besprochen. Das hat er in Mühldorf 
erklärt. Ich nehme also an, daß Sie wenigstens auch 
in dieser Sache Herrn von Feury informiert haben. 
Aber hier lese ich im letzten Wochenblatt neben der 
Sorge des Regensburger Bischofs, bei dem Sie viel-
leicht besser einmal beichten würden, damit der 
Sie ins Gebet nehmen könnte, — 

(Heiterkeit. — Zuruf von der Mitte: Dann 
brauchen Sie einen Kardinal!) 

— Ich erfülle meine Beichtpflicht immer zu Ostern 
und ich bekomme eine gute Absolution; denn ich 
habe ein reineres Gewissen. 

Hier lese ich aber: „Der BBV protestiert gegen 
die Grundsteuererhöhung." Verehrter Herr Kollege 
— entschuldigen Sie, so weit werde ich es ja nicht 
bringen —, 

(Heiterkeit) 

verehrter Herr Minister Höcherl, ich gehöre auch 
zu den Gebildeten. Ich habe bisher immer nur ge-
lesen: Strauß für maßvolle Grundsteuererhöhung. 
Ich habe nichts anderes gelesen und habe deshalb 
auch für die Fragestunde eine Frage eingebracht, 
die, hoffe ich, noch in dieser Woche beantwortet 
wird. Dann wissen wir, wie wir dran sind. 

Es gibt ja viele Irrtümer, es gibt auch offensicht-
lich verschiedene Ansichten des Bundesministers 
über die Lage der Landwirtschaft. Aber ich nehme 
an, ich unterliege hier wieder einem neuen Irrtum. 
Das letzte Wochenblatt in Bayern ist eine hoch-
interessante Ausgabe gewesen. Weil Sie schon so 
dabei sind und sagen, man müsse dem Minister viel 
Verständnis entgegenbringen — das haben wir, ich 
als Landmann ganz besonders —: ich lese z. B. 
hier: „Bundesminister Höcherls mehr als läßliche 
Sünde." Mehr als läßliche Sünde! Und dann heißt 
es im Irmgard-Boten: „Ärgerlich war der Minister, 
daß die großen Bauern heute schreien und die klei-
nen, die eher Grund hätten, ruhig bleiben." —
„Höcherl mit Schweißperlen auf der Stirn: Wir kön-
nen doch der Welt nicht weismachen, daß unsere 
Landwirtschaft auf dem letzten Loch pfeift, wenn 
unsere Bauern mit dem Mercedes 300 auf den 
Acker fahren, wenn sie Paläste als Ställe bauen, 
wenn aus Bayern 1967 40,5 Millionen DM an In-
vestitionsmitteln zurückgegeben werden." 

(Zurufe.) 

Und später heißt es: „Höcherl sieht es anders." 
Dann heißt es: „Es ging in der Rede des Ministers 
in Regensburg darum, daß die Landwirte sich doch 

nicht bangemachen lassen sollten. Das Zitat mit 
dem Mercedes im Irmgard-Kurier ist aus dem Zu-
sammenhang gerissen." Ich hätte das nicht gesagt, 
Herr Minister, aber wenn sich einer immer so sehr 
auf Wahrheit beruft und sich dann immer so sehr 
berichtigen muß, dann, muß ich sagen, hat die Oppo-
sition das Recht, Fragen zu stellen, um die Wahr-
heit zu erfahren. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das wollte ich nur einmal zu dieser Frage gesagt 
haben. Ich werde auf einige Themen noch später 
kommen. 

Es wäre interessant, auf viele Fragen der Vor-
redner einzugehen. Ich fühle mit dem Kollegen 
Schmidt, daß er natürlich nicht gerne die schwan-
kende rote Feder am schwarzen Hut sein will; das 
würde zuviel Schwankungen bedeuten. Und ich muß 
sagen, er hat auch heute hier manch wertvollen 
beitrag geliefert. Überhaupt haben wir als Opposi-
tion es hier sehr schön. Mit den 560 Millionen — — 

(Zuruf von der Mitte: Ihr macht es euch 
leicht!) 

— Ja, das geben wir offen zu. 

(Erneuter Zuruf von der Mitte: Das kann 
man wohl sagen!) 

Mit den 560 Millionen werden wir die Mehrheit mit 
den Sozialdemokraten bekommen, und der Höcherl 
wird seine 100 Millionen nicht so verteilen, wie 
er will und wie er es seinen Freunden versprochen 
hat; dafür werden wir sorgen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Beim Rinderorientierungspreis werden wir mit der 
CDU/CSU eine Mehrheit bilden, und die Bauern 
werden einen besseren Preis bekommen. Das nenne 
ich konstruktive Opposition. 

(Heiterkeit.) 

So werden wir es auch in Zukunft. halten. 

(Zurufe von der Mitte: Opportunistische 
Opposition!) 

— Ja, wissen Sie, bei solchen routinierten Taktikern 
halten wir auch etwas von Taktik. Wir sind offen 
nach allen Seiten und werden auch nach allen Seiten 
offenbleiben. Darauf können Sie sich verlassen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP. — 
Zuruf von der Mitte: Ihr wißt nicht mehr, 

auf welche Seite ihr gehen sollt!) 

Nun kommt mein hochverehrter Freund und 
Zensor Bauer. Er hat wieder einmal gesagt — ich 
habe das schon einmal betont, wir kennen ja die 
Leier nun zur Genüge —, wenn es früher schlecht 
war, dann war immer der Finanzminister der FDP 
schuld, heute ist es der Wirtschaftsminister der SPD. 
Ich habe das schon einmal gesagt. Das ist eben so, 
der Große sagt: Ich habe immer recht, auch wenn 
ich es falsch mache, und er hat bis jetzt immer noch 
das Glück gehabt, daß ihm die Bauern geglaubt 
haben. Nur bis jetzt! Langsam merken sie es, daß 
er allein die Verantwortung als größte Partei seit 
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1949 ununterbrochen mit dem Kanzler und mit allen 
maßgeblichen Ministern getragen hat. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zwischen-
frage. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Sind Sie der 
Meinung, daß Ihre Minister in der Koalition alle 
nicht maßgebend waren? 

Ertl (FDP) : Nein, nein! Ich bedauere es sogar, daß 
die Richtlinienkompetenz so ist, mir wäre im Ka-
binett ein Kollegialitätssystem lieber, weil das für 
die Koalition viel zweckmäßiger wäre. Aber die 
Richtlinien der Politik hat bisher immer nur ein 
CDU-Kanzler bestimmt; das wollte ich hier noch 
einmal zur Deutlichkeit sagen, damit hier nicht 
falsche Gewichtsverschiebungen kommen. Aber wir 
bekennen uns zu unserer Mitwirkung. Wir be-
kennen uns beispielsweise zu unserer Mitwirkung 
in der ersten Regierung Adenauer an den Markt-
ordnungen. Wir bekennen uns auch dazu, daß wir 
die Römischen Verträge abgelehnt haben, und zwar 
richtigerweise abgelehnt haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aber weshalb? 
Nennen Sie die Gründe!) 

— Ja, bitte sehr, das können Sie nachlesen. Wir 
haben auf die agrarpolitischen Schwierigkeiten hin-
gewiesen. Lesen Sie die Rede Margulies' nach! 

(Zurufe von der CDU/CSU: Da warst du 
noch nicht hier!) 

Aber ich habe die Reden nachgelesen, lieber 
Freund Bauer, und im Gegensatz zu Ihnen er-
innere ich mich auch noch an etwas und lese ich 
etwas nach. Es wäre besser, wenn Sie auch öfters 
Ihre Reden nachlesen würden. 

(Beifall bei der FDP. 	Zuruf von der 
CDU/CSU: Das hast du aber fein gemacht!) 

Wir bekennen uns auch zu unserem Antrag auf Er-
höhung des Zuckerrübenpreises und des Milchprei-
ses, zu unserer Initiative zum Landwirtschaftsgesetz, 
zu unserer Initiative zum EWG-Anpassungsgesetz. 
Ich könnte noch vieles nennen. Wir brauchen uns 
unserer Rolle in Regierung und Opposition nicht zu 
schämen. Uns ging es immer darum, der Landwirt-
schaft einen gleichberechtigten Platz in unserer 
Volkswirtschaft und in unserer Gesellschaft einzu-
räumen. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Uns etwa nicht?) 

Nun hat der Herr Bundesminister, der ja schon 
zweimal hier aufgetreten ist — darum muß ich das 
jetzt etwas sprungartig machen —, eine Offenba-
rung gemacht. Er hat gesagt, die viermal 260 Millio-
nen DM werden nachbezahlt. Da werden wir ihn 
beim Wort nehmen, ihn und diese Regierung. Denn 

da müssen Sie dann das Finanzänderungsgesetz wie-
derum ändern. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Glauben Sie 
an den Weihnachtsmann?) 

— Nein, ich werde ihn beim Wort nehmen, damit 
das zu gegebener Zeit wieder geklärt wird. Wir bie-
ten ihm aber bereits heute etwas zur Verwendung 
an. Wir haben zwei großartige Gesetzentwürfe ein-
gebracht, nämlich zur Absatzförderung und zu den 
Investitionen. Bei beiden gibt es sehr viele Möglich-
keiten, die Mittel zu verwenden. Herr Bundesmini-
ster, wir nehmen Sie beim Wort. Stellen Sie die 
Milliarde für diesen Zweck zur Verfügung, und 
Sie machen eine konstruktive Agrarpolitik! 

Weiterhin wurde hier so großartig gelobt, wie 
herrlich es ist, daß die Bauern wieder 200 Millionen 
DM Kredite bekommen. Zuerst streicht man 700 
Millionen DM, dann bekommt man 200 Millionen 
DM zurück und muß dann auch noch danke schön 
sagen. Ganz so einfach ist es nicht darzustellen, 
obwohl wir es begrüßen, daß diese 200 Millionen 
DM gekommen sind. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Kollege 
Ertl, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Bauer (Wasserburg)? 

Bauer (Wasserburg) : (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Ertl, ich will nur ein bißchen nachhelfen. Die 200 
Millionen DM — das wissen Sie doch so gut wie ich 
— haben wir in der Zwischenzeit erfreulicherweise 
und Gott sei Dank zu einem wesentlichen Teil sogar 
in verlorene Zuschüsse umwandeln können durch 
die frei gewordenen Mittel. Ich meine, wir sollten 
uns eigentlich gemeinsam darüber freuen. Und wenn 
Sie von den 260 Millionen DM gesprochen haben, 
so darf ich noch die Frage stellen, — — 

(Zurufe von der FDP: Frage!) 

— Seid noch nicht so nervös da drüben! Ein bissel 
mehr Ruhe! Ruhe ist die erste Bürgerpflicht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr Bauer 
(Wasserburg), die Zwischenrufe der Kollegen sind 
berechtigt; Sie müssen eine Frage stellen. 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Selbstverständ-
lich, Herr Präsident; ich bitte um Entschuldigung. 

Die zweite Frage war: Herr Kollege Ertl, Sie 
wissen doch, daß wir auch im Rahmen — — 

(Zuruf von der SPD: „Sie wissen doch" ist 
doch keine Frage!) 

— Ich frage Sie, ob Sie wissen, daß wir im Rahmen 
auch der Konjunkturhaushalte schon einige hundert 
Millionen DM in der Zwischenzeit nachgeschoben 
haben. Auch das ist doch bekannt. 

Ertl (FDP) : Ich weiß das sehr wohl, und ich würde 
sagen, Sie müssen einmal Ihre Kollegen im Haus-
haltsausschuß fragen. Ich habe mich allerdings auch 
hier im Plenum schon einmal dazu geäußert. Auch 
da ist es so, daß man zunächst gestrichen und danach 
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ein klein wenig nachgeschossen hat, so nach der 
Methode: Wenn man zunächst einmal etwas weg-
nimmt und danach wieder etwas schenkt, kommt das 
auf eine gute Weise an. Ich wollte das gar nicht 
kritisieren; das ist Ihr gutes Recht. Wir freuen uns 
über alles, und in der Landwirtschaft muß man 
auch für alles dankbar sein. Wir wissen das, und wir 
wissen ganz besonders, daß wir gerade in der jet-
zigen Konstellation sehr dankbar sein müssen. Wir 
wollen nur die richtige Relation herstellen, und man 
sollte nicht glauben, daß wir nicht wissen, daß zu-
nächst ein Loch vergrößert wurde, und zwar, wenn 
Sie es genau wissen wollen, um 700 Millionen DM. 
Der Kollege Peters wird nachher noch auf Einzel-
heiten eingehen. 

Der Tenor des bisherigen Verlaufs der Debatte 
war in einem Punkt wieder sehr interessant. Ähn-
lich wie am 15. November kann ich nur sagen: 
allenthalben und speziell in der Fraktion des Herrn 
Ministers selbst erhebliche Kritik an seiner Politik. 
Das ist eine interessante Tatsache. Auch der Koali-
tionspartner — ich würde bei der SPD nicht Junior-
partner sagen — übt erhebliche Kritik. Er spricht 
von Tatenlosigkeit. Ich muß auch sagen, mir ist sehr 
aufgefallen, daß zwar die letztjährige Rede des 
Herrn Ministers wirkliche Höhepunkte bezüglich 
einer Proklamierung seiner Agrarpolitik hatte. Ich 
kann aber nur unterstreichen, was der Kollege 
Schmidt gesagt hat: Keiner dieser Punkte ist bis 
jetzt auch mir in einen Status nascendi geraten. Von 
„angegriffen" will ich gar nicht reden. 

Das ist vielleicht auch der Punkt, warum letzten 
Endes heute draußen eine so große Unruhe besteht: 
weil die Bauern erstens sehen, daß ihre Preise per-
manent fallen und daß es auf dem Agrarförderungs-
sektor auch immer schlechter wird. Da schafft es 
eben die Große Koalition, daß nicht nur die Studen-
ten, sondern auch die Bauern auf die Straße gehen, 
wobei man es den Bauern heute nicht mehr übel-
nehmen kann. 

Herr Minister, ich wollte Ihnen weiß Gott nicht 
persönlich nahetreten. Ich weiß, wie schwer es ein 
Landwirtschaftsminister hat. In diesem Punkte wird 
es bei der Opposition immer volles Verständnis 
haben. Er hat es in unserer Zeit sehr schwierig. 
Aber ich habe Ihnen in der Debatte am 15. No-
vember am Schluß ein ernstes Wort mitgegeben. 
Ich weiß, Sie dachten, ich möchte Ihnen persönlich 
etwas unterstellen. Ich habe Ihnen gesagt, was mein 
väterlicher Freund Frühwald mir  und Ihnen damals 
mitgab. Er sagte: Sie haben die Chance, der Voll-
ender zu werden. Ich sagte: Hoffentlich nicht im 
Sinne des Liquidators, sondern wir wünschen, im 
Sinne der Sicherung einer leistungsfähigen Land-
wirtschaft. 

Wenn Sie heute durch die Lande ziehen, hören 
Sie viele Bauern fragen: Hat es überhaupt noch 
einen Sinn, oder sollen wir nicht gleich aufhören? 
Die Bauern sagen: wir würden vielleicht sogar auf-
hören, wenn wir eine andere Chance fänden. Gerade 
auf dieses Thema möchte ich eingehen. Ich möchte 
heute nur noch in wenigen Sätzen auf das Thema 
Landwirtschaft in der Industriegesellschaft einge-
hen. Ich meine, das ist heute eine Kernfrage, und  

hier können wir die Bauern nicht mehr länger ver-
trösten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir müssen sagen: Wollen wir in dieser Industrie-
gesellschaft ein freies Bauerntum, ein auf bäuer-
liches Eigentum aufbauendes Bauerntum, oder wol-
len wir es in einer unter ökonomischen Gesichts-
punkten nur zum Großbetrieb hin sich orientieren-
den Form? Diese Frage muß einmal geklärt werden. 
Erst wenn diese Frage geklärt ist, kann man die 
Mittel der Agrarpolitik und der Agrarförderung zur 
Verfügung stellen. 

Lassen Sie mich ein grundsätzliches Wort aus der 
Sicht der Freien Demokraten sagen. Das Problem ist 
uralt. Bereits Naumann befaßte sich vor dem ersten 
Weltkrieg mit diesem Thema. 

(Zuruf von der SPD: Das ist lange her!) 

— Aber  es ist sehr interessant. Er sagte damals: 

Ein siegreicher Industrialismus wird aus wirt-
schaftlichen und aus nationalen Gründen Bau-
ernschutzpolitik treiben müssen, wenn er unser 
Volk nicht in die höchst bedenkliche Lage brin-
gen will, in der jetzt England ist, wo in einer 
industriellen und finanziellen Hochkonjunktur 
der Bauer in unserer Gunst fällt. Wenn es sich 
um Bauernschutzpolitik handelt, müßte selbst 
eine industrielle Demokratie in weitsichtigem 
Interesse Opfer bringen. 

Ich halte diese Ausführungen für sehr interessant. 
Ich bin auch der Meinung, daß diese Frage heute 
noch von eminent politischem Gehalt ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer bestreitet 
das denn?) 

Ist unsere Industriegesellschaft bereit, im Interesse 
des Bauerntums Opfer zu bringen, weil wir sagen, 
wir brauchen eine gesunde Gesellschaftsordnung? 
Das ist die Kernfrage. Weil heute so sehr viel von 
ökonomischen Problemen, von der Lösung nur aus 
der ökonomischen Sicht heraus gesprochen wird, 
möchte ich hier einmal darauf hinweisen, was bei-
spielsweise Röpke, der ein Vater unserer National-
ökonomie gewesen ist, in einer seiner letzten Aus-
führungen geschrieben hat. Das hat er all jenen 
modernen, sogenannten modernen Menschen, ins 
Stammbuch geschrieben, die heute meinen, Rationali-
sierung sei ein Mittel, das alle Probleme löse, und 
die nicht den Menschen sehen. Ich will mit Geneh-
migung des Präsidenten die Ausführungen Röpkes 
kurz zitieren: 

Zum erstenmal nämlich habe ich darauf auf-
merksam zu machen, daß Agrarfragen, auch 
wenn sie von Agrarexperten erörtert werden, 
meist von einem Standpunkt aus diskutiert 
werden, der durchaus städtisch-industriell ist 
und wenig Verständnis für die mehr als tech-
nischen Probleme der Landwirtschaft und des 
flachen Landes erkennen läßt. Je mehr die Land-
bevölkerung zu einer Minderheit herabsinkt, 
um so größer ist die Wahrscheinlichkeit, daß die 
Vertreter und Lenker der öffentlichen Meinung, 
Politiker wie Intellektuelle einschließlich der 
Agrarintellektuellen, der Stadt und dem indu- 
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striellen Milieu entstammen und daher bei aller 
agrartechnischen, agrarökonomischen Schulung 
dem Landleben notwendigerweise fernstehen. 
Diese Fremdheit steigert sich zuweilen zu einer 
Arroganz und Verachtung gegenüber dem Land, 
wie sie vielleicht zuerst von Karl Marx aufge-
bracht worden ist, als er von der „Idiotie des 
Landlebens" sprach. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist ein 
sehr ernstes Wort. Auch in unserer öffentlichen Dis-
kussion kann man diese Meinungen hören. 

Damit stellt sich folgende Frage. Es war sehr 
interessant, Herr Bundesminister, daß im Gegensatz 
zu Ihrer Erklärung vom 15. November und auch 
der Erklärung des Herrn Bundeskanzlers vom 
15. November das Wort „Familienbetrieb" nicht 
mehr vorkam. Es wurde aus Ihren Diskussionsbei-
trägen gestrichen. In der Tagespresse wurden Sie 
vielfach gelobt, wie Herr Schmidt mit Recht sagte, 
und es wurde gesagt, das sei der Durchbruch. Dann 
muß man natürlich sagen, was man will. Ihre Aus-
führungen fielen zusammen mit den Ausführungen 
von Herrn Mansholt in Groningen: pro Arbeitskraft 
400 Kühe, Gartenbaubetriebe von 50 bis 80 ha. Sie 
haben sich soeben davon distanziert. Ich nehme 
das zur Kenntnis. Aber ich frage: Ist die Bundes-
regierung dann willens, in Brüssel weiter mit die-
sem Mann zusammenzuarbeiten? Oder ist sie nicht 
verpflichtet, ihm wenigstens zu sagen, daß sie die-
sen seinen agrarpolitischen Kurs nicht mitmachen 
kann? 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Aber Herr 
Ertl, jetzt übertreiben Sie doch!) 

— Nein. Das ist doch eine Frage. Die Bundesregie-
rung hat ja bei der Zusammensetzung der Kommis-
sion mitzubestimmen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Ertl, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Dröscher? 

Dröscher (SPD) : Herr Ertl, sind Sie sich darüber 
im klaren, daß das, was Herr Mansholt auf den 
Tisch gelegt hat, nicht etwa seine Zielvorstellung 
ist, sondern daß er gesagt hat: Hier ist ein neuer 
Schub der Agrarpolitik eingeleitet, der dann, wenn 
das Ganze finanziell tragbar sein soll, im Laufe 
eines längeren Zeitraums zu neuen Betriebsformen 
führen wird? 

Ertl (FDP) : Ich bin mir sehr wohl darüber im kla-
ren. Ich habe auch gelesen, daß Herr Mansholt ge-
sagt hat, wir müßten sogar neue Eigentumsformen, 
sei es die Kooperation, sei es die Aktiengesellschaft, 
finden. Das heißt, für ihn hört das individuelle 
Eigentum auf. 

(Abg. Dröscher: Nein, das hat er nicht ge

-

sagt!) 

Das lese ich hier heraus. Wenn Sie natürlich 
Herrn Mansholt interpretieren können, ist das Ihre 
Sache. Es steht doch darin, man müsse neue Eigen-
tumsformen finden. Das ist eine Grundsatzfrage. 

Jetzt komme ich auf die Empfehlung an unsere 
Landwirte zurück, weiter zu produzieren. In dieses 
Konzept ist eingerechnet, daß eine Vielzahl unserer 
Landwirte die Produktion aufgeben, damit sich 
unser Markt für unsere Partner öffnet. 

(Abg. Dröscher: Das ist nicht wahr!) 

Das muß man doch einmal hier sagen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zwischen-
frage, Herr Schmidt. 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Kollege 
Ertl, wissen Sie nicht, daß diese Frage einen ganz 
bestimmten taktischen Zweck hatte, der auf ganz 
anderer Ebene liegt? 

Ertl (FDP) : Ich lasse mich gern belehren. 
(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Dann müs

-

sen Sie sich erkundigen!) 

— Mein Parteifreund ist der Herr Mansholt nicht. 
— Bitte, Herr Ritz! 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU CSU) : Herr Kollege Ertl, wenn Sie 
hier sehr allgemein in Richtung EWG sagen: weni-
ger Betriebe, damit mehr von außen hereinkommt, 
wie stellen Sie sich denn zu den Aussagen Ihres 
eigenen stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden 
Herrn Dorn, der in einem ausgiebigen Interview in 
Fragen des Osthandels gesagt hat, auch da, wo 
Überschüsse seien, müsse natürlich entsprechend 
eingeführt werden? Ich möchte das jetzt nicht en 
detail darstellen. Hier geht es doch um Lösungen 
und Konzepte. Ich würde mich freuen, wenn Sie 
dazu etwas sagen wollten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Ritz, ich bin Ihnen sehr 
dankbar für diese Frage; denn das läßt ein weiteres 
Gebäude zusammenbrechen. Es ist schlechtweg un-
wahr, daß wir ein Interesse daran haben, daß unsere 
Grenzen dicht werden. Das ist genau die These, 
die Sie hier im Bundestag nicht durchsetzen. Sie 
wissen genau   und ich teile das, was heute dazu 
gesagt worden ist —, daß die Massenkaufkraft für 
die Landwirtschaft entscheidend ist. Auch wir haben 
ein Interesse daran, daß unsere Arbeiter genug 
verdienen. Wir haben auch ein Interesse daran, daß 
der deutsche Bauer gut verdient. Das muß gleich-
artig sein. Sie wissen ganz genau, Herr Kollege Ritz, 
daß ein Drittel unseres Exports in die sogenannten 
Drittländer geht, und Sie wissen ganz genau, daß 
diese Bundesregierung eine aktive Ostpolitik  be-
treibt, zum Teil auch mit Unterstützung der Oppo-
sition. Wenn Sie nun behaupten, wir könnten un-
sere EWG abdichten, sagen sie schlechtweg nicht 
die Wahrheit. Und weil Sie das den Bauern nicht 
sagen, tauchen so viele Mißverständnisse auf. 

(Abg. Dr. Ritz: Das habe ich doch nicht 
gesagt!) 
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— Wenn Sie mir da zustimmen, dann werden Sie 
zugeben, daß diese ganze Abschließungskonzeption 
der EWG aus einem weiteren Grund für uns wie-
derum gefährlich ist, so daß sie unsere Landwirt-
schaft erneut in Schwierigkeiten bringt. Das muß 
hier doch einmal in aller Deutlichkeit gesagt werden. 

Der Umstrukturierungsprozeß im Sinne Mansholts 
ist nach unserer Kenntnis mit Kosten von 150 Mil-
liarden DM his 180 Milliarden DM verbunden. Wer 
das aufbringen will, der weiß, daß das ein Unding 
ist. Daraus ergibt sich eine Vielzahl von anderen 
Aufgaben, die heute gegeben sind. Es gibt die Fra-
gen im Zusammenhang mit der Infrastruktur, die 
heute behandelt wurden. Herr Bundesminister, ich 
war vor kurzem in der Oberpfalz in Ihrer Nähe und 
habe dort mit Landräten gesprochen. Die haben mir 
gesagt: „Schicken Sie uns doch die Betriebe, damit 
wir zusätzliche Arbeitsplätze bekommen." Tatsache 
ist, daß es gar nicht so leicht ist, die Infrastruktur 
zu verbessern. Es ist viel leichter gesagt, das müsse 
geschehen, als getan. Zumindest sind die prakti-
schen Erfolge nicht in ausreichendem Umfang gege-
ben. 

Ich will noch einen weiteren Punkt anschneiden, 
die Finanzierung der EWG und die Marktordnungen. 
Wir haben uns zu diesen Marktordnungen bekannt, 
obwohl der EWG-Vertrag bindend drei Lösungen 
vorschreibt. Wir haben uns zu der dritten Lösung 
bekannt. Wer Marktordnungen und auch das Regu-
lationsinstrument Preise bejaht, darf dann nicht bei 
der Finanzierung kneifen. Das hätte man sich früher 
überlegen müssen. Es hat eine ganz entscheidende 
Funktion für alle kommenden Ordnungen, natürlich 
auch für die Gestaltung der Erzeugerpreise der Zu-
kunft. 

Nun kommt natürlich die Frage, wie sich bei uns 
überhaupt noch eine Einkommensentwicklung er-
reichen läßt. Mit Recht stellen wir hier in dem 
Antrag die Frage: Was bleibt mit den Einkommens-
leitlinien im Rahmen der konzertierten Aktion für 
die Landwirtschaft? Was wird daraus? Warum 
werden nicht Einkommensleitlinien oder Lohn-
leitlinien festgelegt? Die Landwirte sollten doch nicht 
ausgeklammert werden. Diese Fragen sind von 
eminenter Bedeutung. 

Ich darf in der Kürze der Zeit noch auf zweierlei 
hinweisen. Wir haben zwei Gesetzesanträge ein-
gebracht, zunächst in Drucksache V/2663 ein Gesetz 
für den Agrarfonds, übrigens eine Initiative, die 
wir schon einmal im Jahre 1958 aufgegriffen haben. 
Wir haben sie jetzt verbessert. Sie sehen, wieviel 
weiter die Agrarpolitik gekommen wäre, wenn diese 
Idee schon in den letzten Jahren realisiert worden 
wäre. Es ist nicht unsere Schuld. Wir greifen Sie 
noch einmal auf. 

Zu den Formen des Agrarfonds! Wir hoffen, mit-
zuhelfen, die Marktstellung unserer Landwirtschaft 
zu stärken, die Erzeugung zu verbessern und letzten 
Endes den Absatz einschließlich des Agrarexports 
auszuweiten. 

Wir legen, ganz im Sinne der vorjährigen Er-
klärung zum Grünen Bericht, ganz großen Wert 

auf das  landwirtschaftliche Investitionsgesetz — 
Drucksache V/2665 —, weil wir der Meinung sind, 
die Agrarstrukturmaßnahmen müssen langfristig 
harmonisch verlaufen. Sie müssen langfristig konti-
nuierlich gestaltet werden und sie müssen un-
bürokratisch abgewickelt werden. Daher unser 
Fonds-Gedanke in Form einer revolvierenden Fi-
nanzierung! Vielleicht kann man hier das Investi-
tionssparen ähnlich wie das Bausparen mit ein-
bauen, so daß sich auch die Landwirtschaft langfristig 
auf solche Aufgaben vorbereiten und daran beteili-
gen kann. 

Das sind unsere Gesetzesanträge, die wir in den 
Ausschüssen sicherlich noch in Einzelheiten erläutern 
können. Wir gehen davon aus, daß auch diese Ini-
tiativen nicht absolute Patentlösungen sind. Wir 
lassen uns gern belehren und helfen, wenn sich im 
Ausschuß noch bessere Lösungen finden lassen. 
Unsere Bereitschaft ist in diesem Falle sehr groß. 

Ich darf zum Schluß noch einmal zusammenfassen. 
Es erscheint uns dringend notwendig, daß alles getan 
wird, um die Revision beim Getreidepreis durch-
zusetzen, den Rinderpreis zu verbessern und, wenn 
irgend möglich, den Milchpreis zu halten. Wir teilen 
die Sorgen, die der Kollege Schmidt hat, daß es viel-
leicht in der Praxis nicht durchzusetzen ist, weil man 
nicht die nötigen Mittel hat, auch die Milchauffettung 
mit entsprechender Preiserhöhung zu erreichen. 

(Abg. Dröscher: Wer soll das bezahlen?) 

Wir werden noch auf Einzelheiten zurückkommen. 
Es wäre wirklich interessant, Herr Minister, wenn 
wir im Ausschuß über dieses Thema ausgiebig mit 
Ihnen diskutieren könnten. 

Die Preispolitik muß auch in Zukunft die Kosten-
situation berücksichtigen. Eine richtige Agrarpolitik 
kann nur betrieben werden, wenn sie alle Kompo-
nenten — d. h. die Preispolitik, die Strukturpolitik, 
die Investitionspolitik und die Sozialpolitik — be-
rücksichtigt. Die Strukturpolitik muß nach unserer 
Auffassung sich langfristig harmonisch abwickeln. 
Daher haben wir auch unsere Gesetzentwürfe einge-
bracht. 

So sehen wir die Schwerpunkte unserer nationalen 
Agrarpolitik. Wenn die landwirtschaftliche Bevölke-
rung wieder merkt, daß diese Regierung und dieses 
Parlament, und zwar Koalition und Opposition, 
sich wiederum auf einer Linie bewegen, wie das 
früher der Fall war, wo leidenschaftlich darum ge-
rungen wurde, daß unsere Landwirtschaft gleichbe-
rechtigt werde, wird sie auch Vertrauen schöpfen. 
Aber weil sie zur Zeit meint, sie sei abgeschrieben, 
kommt der Protest. Sie fühlt sich tatsächlich abge-
schrieben. 

Lassen Sie mich zum Schluß ein mahnendes Wort 
Chateaubriands zitieren: „Die Verbrechen finden 
in dieser Welt nicht immer ihre Sühne; die Fehler 
aber werden immer bestraft . , erbarmungslos, ohne 
Ausnahme." Hoffentlich muß man das nicht eines 
Tages von der Agrarpolitik dieser Tage sagen. 

(Beifall bei der FDP.) 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, die Geschäftslage hat sich ein wenig 
gebessert. Unsere Kollegen Herr Stooß *) und Herr 
Fritz **) haben die beabsichtigten Ausführungen zu 
Protokoll gegeben. Unter den Fraktionen ist Einver-
ständnis erzielt worden, wie man mir gesagt hat, 
daß wir uns noch drei kurze Runden vornehmen. 

Zunächst hat das Wort Herr Abgeordneter Profes-
sor Stein. Ich darf ihn, wie früher angekündigt, fra-
gen, wie lange er zu reden gedenkt. 

Stein (Honrath) (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
werde etwa 10 Minuten sprechen und, wenn ich 
diese Zeit nicht einhalten kann, den Rest meiner 
Rede zu Protokoll geben ***). 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank. 

Stein (Honrath) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir gehen 
in eine neue Runde der Debatte und können uns 
einigen Spezialproblemen zuwenden. Sie werden 
verstehen, wenn ich an das anknüpfe, was der 
Kollege Ertl gesagt hat, und mich einen Augenblick 
mit dem Verhältnis von Industrie und Landwirt-
schaft, das ja in diese Problematik hineingehört, be-
schäftige. 

In früheren Jahren konnte es oft so scheinen, als 
ob die Landwirtschaft einerseits und die übrige 
Wirtschaft andererseits sich gegenseitig ohne Ver-
ständnis und Wohlwollen betrachteten, ja als ob 
sie einander ihre gegenläufigen Interessen vorrech-
neten und sich ihrer gemeinsamen Grundlage nicht 
bewußt wären. Auch heute werden gelegentlich der-
artige Vergleiche gezogen, wie etwa der Vergleich 
des Reineinkommens und der Unkosten. Daraus 
werden dann Ansprüche hergeleitet, die allesamt 
ein wenig daran kranken, daß sie nicht auf einer 
sehr breiten Vergleichbasis berechnet sind und daß 
sie allerlei Wichtiges unberücksichtigt lassen. Wir 
haben auch in letzter Zeit — das ist heute ange-
klungen solche Berechnungen mit stark emotio-
neller Grundlage gehört. 

Ich will beileibe nicht die breite Gegenrechnung 
der nichtlandwirtschaftlichen Wirtschaft aufmachen. 
Ich bin als Sprecher eines stark landwirtschaftlich 
durchsetzten Wahlkreises nicht nur voller Ver-
ständnis für die Landwirtschaft und ihre Bedürf-
nisse und voller Interesse an ihrem Vorankommen, 
sondern auch in der Lage, beide Seiten, die Land-
wirtschaft und die übrige Wirtschaft, ganz obejktiv 
und ruhig zu betrachten. 

Die Vorstellung, daß es etwa die Wirtschaft sei, 
die der Landwirtschaft nicht die Butter aufs Brot 
gönne, wäre so albern, daß es sich nicht verlohnte, 
hier irgendwie darauf einzugehen. Wenn jemand die 
Landwirtschaft und die Wirtschaft als kaum trenn-
bare Teile der Volkswirtschaft empfindet, dann ist 
es die Wirtschaft, deren Gesundheit und deren 

*) Siehe Anlage 5 
**) Siehe Anlage 6 
***) Siehe Anlage 7 

Wachstum nicht zuletzt von einer leistungsfähigen 
Landwirtschaft abhängen. Umgekehrt ist es ebenso, 
daß die Landwirtschaft von der Wirtschaft profitiert. 
Wenigstens ist es  in  der ganzen Welt so und auch 
in Deutschland schon lange so. Ohne die Kaufkraft 
ihrer Arbeitnehmer können weder die Landwirt-
schaft noch die Industrie und die übrige Wirtschaft 
leben, und kein Zweig kann dem anderen vorwer-
fen, daß er ausschließlich auf Kosten der anderen 
benachteiligt ist. Selbstverständlich dürfen sich die 
Nachteile und die Vorteile nicht ganz unangemessen 
gegenüberstehen. Und das kann — wie gesagt, da 
stimme ich dem Kollegen Unertl bei — nicht nur mit 
dem Bleistift berechnet werden. Der Landwirtschaft 
kann auch nicht daran gelegen sein, daß im Rah-
men der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung der 
Gesamtwirtschaft etwa die deutsche Wirtschaft in 
Schwierigkeiten gerät oder daß das große Menschen-
potential  der Industrie eine geringere Kaufkraft hat. 
Umgekehrt ist die Wirtschaft für eine abnahme-
kräftige deutsche und europäische Landwirtschaft. 

Ich frage mich, ob wir nicht für die gegenseitige 
Abhängigkeit von Landwirtschaft und Wirtschaft 
in den beiden letzten Jahren eine ganz gute Lektion 
erhalten haben, eine Lektion, die uns vor dem 
gegenseitigen Vorrechnen von Markt- und Einkom-
mensvorteilen für einige Zeit bewahren sollte. 
Unsere Wirtschaft geriet bekanntlich in  der zweiten 
Hälfte des Jahres 1966 erstmals in  eine konjunk-
turelle Abwärtsbewegung. Die Investitionstätigkeit 
ließ nach, die Beschäftigtenzahl verminderte sich, 
das Masseneinkommen stagnierte im wesentlichen, 
und die Sparguthaben, das wissen wir alle, blieben 
im Grunde genommen im Strumpf. Da war es auch 
die Landwirtschaft, die diese Stagnation der Massen-
kaufkraft auf den Nahrungsmittelmärkten deutlich 
zu spüren bekam. Vor allem ließ die Nachfrage bei 
den relativ teuren landwirtschaftlichen Veredelungs-
produkten nach, und statt der berühmten ökonomi-
schen Eigengesetzlichkeit der beiden Seiten, der 
Landwirtschaft und der übrigen Wirtschaft, zeigte 
sich wider Erwarten eine sehr hohe gegenseitige 
Abhängigkeit. Daran wird sich auch in der voll 
integrierten Agrarwirtschaft meines Erachtens nichts 
ändern. 

Wenn wir inzwischen nun alle wieder hoffen, 
daß wir uns jetzt am Beginn einer neuen Aufwärts-
bewegung unserer Wirtschaft befinden, gilt diese 
Hoffnung natürlich auch für die Gesamtwirtschaft, 
also auch für die Landwirtschaft, deren harmonische 
Weiterentwicklung uns allen im eigensten Interesse 
am Herzen liegt. Die konjunkturelle Abschwächung 
traf unsere Landwirtschaft hart, weil sie am Beginn 
der eigenen industriellen Entwicklung steht und 
daher gerade jetzt über die erforderlichen Investi-
tionsmittel verfügen muß. Die Industrie ist an dieser 
Steigerung der Produktivität aufs lebhafteste inter-
essiert, und schon deshalb ist jede Spekulation auf 
gegenläufige Interessen von Landwirtschaft und 
Industrie abwegig. 

Die Industrie erkennt auch gern die großen Lei-
stungen an, die unsere Landwirtschaft in den letzten 
Jahren vollbracht hat. Es ist hier gesagt worden — 
ich glaube, Herr Schmidt (Hamburg) hat es ausge- 
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sprochen —, daß die Landwirtschaft an sich keinen 
Anspruch auf Lob ihrer besonderen Leistungen 
erhebt. Aber ich habe das Gefühl, und ich glaube, 
wir sollten es gelegentlich aussprechen, daß ein 
Gewerbe, das in so langen Jahren sich als Stiefkind 
der Gesamtwirtschaft gefühlt hat, gelegentlich ein 
solches Wort der Anerkennung aus der anderen 
Gruppe durchaus verträgt und auch Anspruch dar-
auf hat. 

Wir wissen, daß die Landwirtschaft ihre Produk-
tivität seit 1950 jährlich um 14% gesteigert hat, 
und wir wissen auch, daß es in den 50 Jahren vor 
dieser Zeit ganz anders gewesen ist, daß die Pro-
duktivitätssteigerung 1 % betragen hat. Man muß 
sich, glaube ich, wenn man unsere Verhältnisse in 
der Agrarpolitik übersieht, der Bedeutung dieses 
Umstellungsprozesses, die sich in diesen Zahlen 
ausdrückt, anhaltend bewußt bleiben, um zu einem 
richtigen Urteil zu kommen und die Leistung der 
Landwirtschaft zu würdigen. 

Die Zulieferungsindustrien der Landwirtschaft 
haben diese Entwicklung natürlich sehr wesentlich 
mitgefördert. Aber ich hebe die Rolle der Zulieferer

-

industrie nicht deshalb hervor, weil es sozusagen 
zum Repertoir eines industriellen Sprechers gehört, 
auf die Landwirtschaft als Kunde der arbeitshung-
rigen Industrie hinzuweisen, sondern weil es in der 
Tat einzelne Zweige der Industrie gibt, die auf die 
Kaufkraftentwicklung der Landwirtschaft existen-
tiell angewiesen sind. Der Industrie kann ganz ein-
fach an einer Inferiorität der Landwirtschaft nicht 
gelegen sein. Ich verweise auf den Maschinenbau, 
der in seiner Produktion zu 10 bis 12 % von der 
Landwirtschaft abhängig ist. Selbst eine so große 
Industrie wie die chemische Industrie setzt über 5% 
ihrer Produktion in der Landwirtschaft ab. Der Kapi-
talbedarf für die Vollarbeitskraft in der Landwirt-
schaft steigt deshalb ständig. In hochmechanisierten 
Betrieben können wir heute bereits einen Kapital-
bedarf von rund 200 000 bis 300 000 DM feststellen. 
Dieser Kapitalbedarf kennzeichnet besonders ein-
drucksvoll die ständig zunehmende gesamtwirt-
schaftliche Verflechtung der Landwirtschaft mit den 
anderen Zweigen der industriellen Wirtschaft. Die 
Znulieferindustrien schaffen damit gewissermaßen 
Vorleistungen im Rahmen der landwirtschaftlichen 
Produktion. Sie sind in den Produktionsprozeß in-
direkt eingegliedert. 

Dieser zunehmende Kapitaleinsatz in der Land

-

wirtschaft erfordert aber gleichzeitig ein betriebs-
wirtschaftliches Umdenken. Der Bauer wird auch 
in unseren Augen immer mehr zu einem Unterneh-
mer. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Dieser Wandel in der Gesellschaft wird sich noch 
deutlicher ausprägen. Erlauben Sie, daß ich darüber 
noch ein kurzes Wort verliere. Der moderne Bauer 
gehört ebenso wie der selbständige Handwerker 
zum Unternehmertum. Beide bilden zusammen mit 
den zum großen Teil mittelständisch orientierten 
Unternehmern der Industrie ein breites und sicheres 
gesellschaftspolitisches Fundament. Das ist nicht 
nur eine soziologische, sondern vor allem auch eine 
politische Tatsache erster Ordnung angesichts der 

vielfachen Auseinandersetzungen in unserer Zeit. 
Die deutsche Landjugendakademie Fredeburg, die 
zentrale Schulungsstätte des Führungsnachwuchses 
des Bauernverbandes, hat in einer bemerkenswer-
ten Denkschrift, die nachzulesen sich lohnt, auf die 
ausgeprägte Unternehmerfunktion des modernen 
Bauern hingewiesen. Damit sollten wir eine klare 
Absage an alle diejenigen erteilen, die unsere Land-
wirte immer nur als staatlich angestellte Land-
schaftspfleger behandeln möchten. 

Ein weiteres Wort darf ich zur Bedeutung der 
landwirtschaftlichen Nebenerwerbsbetriebe sagen. 
Die Zahl der Landwirte, die in der landwirtschaft-
lichen Tätigkeit ihren Vollerwerb finden, wird in 
der Diskussion oft überschätzt. Nach unseren Be-
rechnungen dürfte sich die Zahl der Vollerwerbs-
betriebe heute in der Bundesrepublik — je nach-
dem, wie man die Größe rechnet — auf etwa 
300 000 belaufen. Mehr als das Dreifache sind die 
Neben- und Zuerwerbsbetriebe im Verhältnis zu 
diesen Vollbetrieben. Nach der wohl einheitlichen 
Meinung der Wirtschaft sollten die Nebenerwerbs-
betriebe unter keinen Umständen von den allge-
meinen Förderungsmaßnahmen der Agrarpolitik 
ausgeschlossen werden. Auch die Nebenerwerbs-
betriebe müssen Objekt der Agrarpolitik bleiben. 
Unsere Landwirtschaft wartet hier auf ganz und gar 
klärende Worte, nachdem in den Agrardiskussionen 
verschiedentlich die Forderung aufgestellt worden 
ist, die agrarpolitischen Förderungsmaßnahmen le-
diglich auf die Vollerwerbsbetriebe zu beschränken. 
Gerade für die große Aufgabe der Industrieansied-
lung aus Strukturgründen darf man aus dem Vor-
handensein einer ausreichenden Zahl von Neben-
erwerbsbetrieben einen konjunkturstabilisierenden 
Einfluß erhoffen. 

Herr Kollege Ertl hatte damit, richtig schließend, 
auf diese Notwendigkeit der Strukturansiedlung, der 
Ansiedlung von Industrien in strukturbedrängten 
Gebieten der Agrarwirtschaft hingewiesen. Das ist 
selbstverständlich nicht von heute auf morgen zu 
lösen, sondern eine Frage der Langfristigkeit, die 
wir hier vor uns haben. Aber sie ist in erster Linie 
zu lösen und läßt sich lösen nur in Zeiten einer auf-
blühenden Konjunktur im Rahmen des Anwachsens 
der Kapazitätsnotwendigkeit. Das ist das Problem. 
Aber gerade wenn wir das sagen und wenn in Zu-
kunft jede Industrieansiedlung mit einem besonde-
ren Risiko aus der allgemeinen Konjunktursitua-
tion heraus behaftet ist, so ist klar, daß die aus den 
Nebenerwerbsbetrieben der Landwirtschaft zur Ver-
fügung stehenden Arbeitskräfte diejenigen Arbeits-
kräfte sind, auf die die Industrie in erster Linie zu-
rückgreifen wird. Das wollte ich zu diesem Problem 
sagen. 

Ich wollte noch eine Reihe anderer Probleme be-
handeln, wo sich die Auffassungen der Landwirt-
schaft und der Industrie gelegentlich gegenüberste-
hen. Ich darf diese Ausführungen entsprechend mei-
ner Zusage hiermit zu Protokoll geben *) und danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

*) Siehe Anlage 7 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank. 
Herr Kollege Stein hat sich im wesentlichen an die 
angekündigte Redezeit gehalten. Die Lage hat sich 
weiter dadurch erleichtert, daß Herr Kollege Lemp 
seine beabsichtigten Ausführungen zu Protokoll *) 
gibt und die Fraktion der FDP mitgeteilt hat, daß nur 
noch einer ihrer Redner sprechen wird. Zunächst hat 
Herr Abgeordneter Saxowski das Wort. 

Saxowski (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Präsident, viel-
leicht darf ich Ihnen sagen, daß ich mich in Anbe-
tracht der Geschäftslage dieses Hauses auf eine 
Redezeit von sieben bis acht Minuten beschränken 
werde. Auch ich wäre vielleicht bereit gewesen, 
meine Erklärung zu Protokoll zu geben. Aber da es 
sich hier um die Einbringung einer Gesetzesvorlage 
handelt, bin ich doch der Auffassung, daß man einige 
kurz Worte zu der Situation sagen sollte. 

Hier wurde viel von der Unruhe auf dem Land 
gesprochen und davon, daß man nicht weiß, wohin 
diese Unruhe führen wird. Aber ich glaube, man hat 
sich dieser Unruhe zu stellen. Wenn man den Grü-
nen Bericht einmal durchsieht, kann man feststel-
len, daß schon ein Teil der Unruhe aus der Einkom-
menslage verschiedener Betriebsgruppen und aus 
der Abwanderung von Landwirtschaftsbetrieben in 
der Größenordnung zwischen 5 und 10 ha, die Voll-
erwerbsbetriebe waren, resultiert. Ich glaube, es 
ist unsere politische Aufgabe, hier Punkte zu setzen, 
die diese Unruhe in etwa beheben. 

Auf dem Land geht einfach die Angst um die 
Existenz um. Das erleben wir täglich in unseren Ver-
sammlungen. Das wegzudiskutieren wäre vollkom-
men falsch. Hier sollten wir den Anfangspunkt 
setzen. 

Die Strukturkrise in der Landwirtschaft bei den 
Betriebsgruppen, die ich hier meine, kann man nicht 
mit der Angst vor der Arbeitslosigkeit in der Indu-
strie schlechthin vergleichen, sondern hier müht sich 
ein Betriebsinhaber auf kleiner Fläche unter Ein-
satz der vollen Arbeitskraft seiner Familie. Aber 
am Ende reicht das Einkommen einfach nicht aus, 
um seine Lebensbedürfnisse zu decken. Daran sollte 
man nicht vorbeigehen; das kann man  nicht weg-
diskutieren. Hier müssen unsere Überlegungen ein-
setzen. 

Weiter müssen wir sehen, daß viele Betriebsinha-
ber körperlich, weil sie in fortgeschrittenem Alter 
stehen, einfach den Betrieb nicht mehr weiterführen 
können. Sie bekommen aber die 150 DM Altersgeld 
noch nicht. Diese 150 DM Altersgeld garantieren 
auch wieder kein Einkommen. 

Weiter müssen wir sehen, daß es viele Höfe gibt, 
wo die jungen Leute nicht mehr bereit sind, die 
Existenz weiterzuführen. Ich habe mich vor einigen 
Wochen in der Krumme-Hörn tummeln können. 
Wenn mir da Leute mit 50 ha sagen, daß sie die 
Stelle eines Schleusenwärters suchen und mich um 
Unterstützung, um Intervention beim zuständigen 
Minister in Hannover bitten, dann sagt das schon 
alles, oder wenn Landwirte mit Höfen arbeiten 

*) Siehe Anlage 8 

müssen, die Belastungen pro Hektar bis 450 DM 
tragen, mit der zusätzlichen Wasserhypothek, dann 
kann man darauf schließen, daß vielen einfach der 
Mut verlorengegangen ist und sie auf der anderen 
Seite keine Expansion des Betriebes erreichen kön-
nen, weil die Landfläche nicht vorhanden ist. Hier 
müssen wir ansetzen. 

Meine Damen und Herren, diese Menschen haben 
die Wahrheit erkannt. Sie verlangen von uns eine 
Aussage. Sie sehen in der Umwelt, daß der Lebens-
standard weiter wächst und sie trotz ihrer Quälerei 
nicht weiterkommen. Alles das sind leider Tat-
sachen. 

Es ist kein Eigenlob, aber wir haben diese Ent-
wicklung gesehen. Ich darf Sie an den Sozialplan der 
SPD aus dem Jahre 1963 erinnern. Heinz Frehsee 
hat ihn sehr oft zitiert. Ich darf weiter an die folge-
richtige Fortsetzung unserer Chancen für die Land-
wirtschaft erinnern. Das war eine weitgefaßte Pro-
grammierung unserer Ansicht zur Agrarpolitik. Hier 
haben wir auch von einem Strukturfonds gespro-
chen, indem wir ganz klar die Landmobilisierung an-
sprachen, weil uns die Erkenntnisse klar zeigten, 
daß hier etwas in Bewegung war. Der Herr Minister 
— der ja auch von neuen Konzeptionen sprach —
hat noch vor einiger Zeit diese Landmobilisierung 
sehr hartnäckig abgelehnt. Aber er ha t  durchklingen 
lassen, daß man jetzt doch eventuell in der Lage 
wäre. Ich kann auch dem Herrn Bauer (Wasserburg) 
nicht ganz folgen. Er sagte, man müßte das vielleicht 
über den Weg von Richtlinien machen. Das sehen 
wir nicht. Ich glaube, es sind klare, präzise Gesetze 
erforderlich, die dem, der abgeben will, auch die 
Sicherheit geben, daß für ihn in etwa angemessen 
gesorgt wird; ich betone: angemessen; nicht mehr. 
Über Richtlinien können wir es nicht machen. 

Andererseits soll man auch nicht darauf verhar-
ren, daß die Industrie fehlt. Denn es gibt ja auch 
Kleinbetriebe, die zugunsten größerer, die im Kon-
zert der EWG eine Vollexistenz voll ausbauen kön-
nen und auf Landaufstockung warten, ihr Land ab

-

geben können. Deswegen haben wir dieses Gesetz 
über die Gewährung von Umstellungshilfen zur Ver-
besserung der Agrarstruktur vorgelegt. Wir nennen 
es kurz: Erstes Agrarstrukturgesetz. Das hat viel-
leicht schon den Unterton, daß wir in Kürze ergän-
zende Gesetze folgen lassen werden. Wir haben 
unserem Koalitionspartner, getreu einer Koalition, 
in der man bereit ist, miteinander zu arbeiten, den 
Entwurf eine Woche vorher zugestellt. Ich will 
Ihnen ehrlich sagen: ich wäre glücklicher, wenn wir 
das Gesetz zusammen eingebracht hätten. Aber ich 
hoffe, daß es hier keinen Futterneid gibt, sondern 
daß wir dieses Gesetz gemeinsam in die Beratung 
bringen. Man kann durchaus über verschiedene Pas

-

sagen andere Auffassungen haben. Aber in einer 
guten Zusammenarbeit werden wir das Modell fin-
den, das wir zur Hilfe brauchen. Ihrem Antrag Um-
druck 366 Ziffern 3 a bis b entnehme ich im übrigen, 
daß diese Bereitschaft auch bei Ihnen da ist. 

Was wollen wir mit diesem Gesetz? 

Es geht uns um zwei Effekte. Wir haben einmal 
die soziale Komponente und auf der anderen Seite 
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Saxowski 

die agrarstrukturelle. Wir wollen demjenigen, der 
mit 60 Jahren aus der Landwirtschaft ausscheidet --
wir haben es an Kriterien gebunden, nach denen 
festzustellen ist, ob der Betrieb, den er aufgibt, bei 
ordentlicher Führung überhaupt noch eine nach-
haltige Existenzsicherung abgibt   ein doppeltes 
Altersgeld nach den geltenden Sätzen gewähren. 
Das heißt also gleichzeitig auch: es ist ein dynami-
sches Altersgeld. Sie haben ja schon in Ihren Emp-
fehlungen oder Anträgen ausgesprochen, daß Sie 
auf eine Höhe von 200 DM hinaus wollen. Weiter 
behält der Aufgebende — Aufgabe entweder durch 
Veräußerung oder langfristige Verpachtung auf min-
destens zwölf Jahre, dann mit dinglich gesichertem 
Vorkaufsrecht — den Resthof, d. h. die Gebäude, 
und es kann ihm so viel Landzulage gegeben wer-
den, wie er für die Eigenbedarfsdeckung braucht. Die 
Summe von 300 DM sieht im Augenblick gering aus. 
Es kommt aber hinzu, daß er für seinen Eigenbedarf 
selber sorgen kann, wenn er will, und auf der ande-
ren Seite die Pacht. Über deren Höhe muß man ver-
handeln; das liegt nun einmal leider im Bereich des 
Grundstücksrechts und vielleicht auch der kaufmän-
nischen Ambitionen des Abgebenden. 

Weiter sehen wir eine Umschulungsbeihilfe für 
den Hofinhaber oder aber seinen Erben — sprich: 
mitarbeitendes Familienmitglied — vor, des weite-
ren eine Kapitalisierung der Rente auf sechs Jahre 
zur Existenzgründung außerhalb der Landwirtschaft. 

Alles das sind Maßnahmen, zu denen natürlich der 
Herr Finanzminister fragen wird: Was kostet denn 
dieser Spaß? Nun, dieses Gesetz ist nicht nur auf 
unserem, entschuldigen Sie den Ausdruck, — —
gewachsen 

(Zuruf: Dies ist doch eine Agrardebatte!) 

— ich hatte gerade einen Sprachfehler —, sondern 
wir haben über die Grenze gesehen. Sie alle kennen 
die französischen und auch die holländischen Mo-
delle in dieser Frage, die das seit Jahren schon mit 

 gewissem Erfolg praktizieren. 

Wir rechnen bei 60 000 Betrieben, die im Laufe 
der Zeit auf diesem Wege ausscheiden wollen, mit 
einer Kapitalbelastung pro Jahr, wenn wir 10 000 
Betriebe ablösen, von 20 bis 30 Millionen DM, und 
wir werden auch die Deckungsvorschläge dafür ma-
chen. Wir wollen ja gar keine Bundeskasse zusätz-
lich strapazieren, sondern wir wollen dieses Geld 
aus dem Haushalt herausholen. Die 20 bis 30 Mil-
lionen DM können wir durchaus aus dem Kap. 10 02 
oder aus dem sowieso aufgepumpten Kap. 1013 
ohne Frage herausnehmen. Herr Bauknecht — ich 
sehe ihn leider nicht mehr hier — hat ja auch ganz 
deutlich gesagt, daß in den vergangenen Jahren 
— wir wollen die Beträge hier nicht nennen, wir 
wollen sie schamhaft verschweigen, Herr Minister, 
sonst würden wir die Unruhe vielleicht noch weiter 
steigern   hier Hunderte von Millionen erspart 
worden sind. Das sind — das soll man auch einmal 
sehen — Gelder gewesen, die der Landwirtschaft 
für dringende Probleme weggegangen sind. Da fin-
den wir das Geld, und diese 30 Millionen sind eine 
läppische Summe im Gesamtvolumen von 5,4 Mil-
liarden DM. Darüber kann es keine Diskussion ge-
ben. 

Sehen Sie bitte auch die Erfolge, die die Fran-
zosen mit diesem Modell erreicht haben. Sie haben 
bis heute über 1,4 Millionen ha freigesetzt   das ist 
die gesamte Nutzfläche Nordrhein-Westfalens — 
mit 104 000 Betrieben, und die Holländer haben bis 
dato 24 000 ha mit über 4000 Betrieben in diese neue 
Form hineingegossen. Das sind doch Erfolge, die 
man einfach nicht übersehen kann. 

Sage aber bitte keiner, hier werde Bauernlegerei 
getrieben. Das machen wir nicht. Diese Maßnahme 
ist vollkommen freiwillig, sie kann von dem, der 
will, in Anspruch genommen werden. Aber wir 
sehen nicht ein, daß man die um ihre Existenz rin-
genden Landwirte länger am langen Arm verhun-
gern läßt. Wir müssen uns den Realitäten stellen, 
die die Zeit heute nun einmal setzt. Sie sind da, und 
wir alle können sie nicht mehr wegdiskutieren. 

Sehen Sie sich bitte einmal die Agrarstruktur

-

titel im Grünen Plan an. Herr Bauknecht hat ja auch 
seinen Unwillen mit den vielleicht fälschlich im Ein-
zelplan 10 vorhandenen Titeln hier bekundet. Die 
Struktur müssen wir untersuchen, vor allen Din-
gen die Aussiedlungen, Flurbereinigungen und 
Sanierungen. Man hört draußen, daß Aussiedlun-
gen bis zu 80 % gemacht werden, daß die Stellen 
ausgebaut sind und man dem Bauern nachher sagt: 
sieh zu, wie du nun fertig wirst, wie du zu noch 
weiteren Kapitalbelastungen kommst, die du am 
freien Markt suchen mußt! Hier müssen wir auch 
einen Wandel schaffen, eine Konzentration. Es geht 
nicht mehr von der Aussiedlung bis zum warmen 
Wasser. Hier müssen wir gemeinsame Globaltitel 
finden. Aber über den Haushalt wollen wir uns lie-
ber bei der Verabschiedung eingehend unterhalten. 
Wir haben auch in dieser Frage präzise Vorstellun-
gen. 

Ich darf daher alle Damen und Herren bitten, 
unsere Anstrengungen mit zu unterstützen. Ich 
glaube, es wird in Zukunft leichter sein, weil sich 
auch bei den anderen Fraktionen allmählich die 
Ansicht durchsetzt, daß auf diesem Gebiet etwas 
geschehen muß. Ich bitte daher, unseren Entwurf 
Drucksache V/2672 an den Ernährungsausschuß — 
federführend — und zur Mitberatung an den Wirt-
schaftsausschuß und an den Haushaltsausschuß — 
weil er ja schließlich nachher über den Nervus 
rerum zu entscheiden hat — zu überweisen. — Vie-
len Dank für Ihre Geduld! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, die Herren Abgeordneten Ravens *) und 
Wächter **) sowie Herr Abgeordneter Welslau***), 
Herr Abgeordneter Dr. von Nordenskjöld ****) und 
Herr Abgeordneter Dr. Siemer ) haben Reden zu 
Protokoll gegeben. Ich nehme an, daß Sie damit ein-
verstanden sind. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Reichmann. 

*) Siehe Anlage 9 
**) Siehe Anlage 10 
***) Siehe Anlage 11 
****) Siehe Anlage 12 
*****) Siehe Anlage 13 
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Reichmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In der Kürze noch ein 
Wort zur landwirtschaftlichen Sozialpolitik. Sie ist 
ein sehr wichtiger Faktor der Agrarpolitik und von 
größter Bedeutung. Leider hat der Herr Bundesmini-
ster Höcherl in seiner Rede dafür nur wenige und 
sogar belanglose Worte gefunden. Wir fragen des-
halb: Ist die agrarsoziale Politik bereits derart 
nebensächlich geworden, oder ist der Herr Minister 
unsicher darüber, weil durch das Finanzänderungs-
gesetz tatsächlich eine Weichenstellung zum Abbau 
der agrarsozialen Maßnahmen eingeleitet wurde? 
Der Herr Minister hat selber gesagt, daß die Aus-
wirkungen des Wandlungsprozesses das sozial trag-
bare Maß überschritten. Um so größer und dring-
licher ist angesichts dieser Situation das Bedürfnis 
und die Notwendigkeit, die soziale Sicherheit der 
Landwirtschaft entsprechend zu berücksichtigen und 
zu werten. 

Die Altershilfe wurde neben der Unterstützung 
und Förderung der Agrarstruktur zu einer vielseiti-
gen Einrichtung zur sozialen Hilfe. Aber sie muß 
weiter entwickelt werden. Die CDU hat ja schon 
einen entsprechenden Antrag vorgelegt, den wir be-
grüßen, 

Nach dem Bericht haben sich die Rehabilitations-
maßnahmen erfreulicherweise von 4100 auf 10 900 
Fälle vergrößert. Hier hat besonders die Landfrau 
die Möglichkeit, die Gesundheitsgefährdung abzu-
wenden. Sie sollte nur noch mehr davon Gebrauch 
machen. Bei der Durchführung zeigt sich aber auch 
lie Notwendigkeit der Ersatzkraftgestellung, die ver-
bessert und im Zusammenhang mit der Altershilfe 
sowie für die Krankenhilfe und deren Verbesserung 
ergänzt werden muß, damit die landwirtschaftliche 
Sozialpolitik nicht Stückwerk bleibt. 

Auffallend in dem Bericht ist der Wandel der 
Arbeitskräftestruktur in der Landwirtschaft mit dem 
starken Rückgang der beitragzahlenden mithelfen-
den Familienangehörigen von 20 495 Personen auf 
12 600. Hier zeigt sich ein besonders dringliches Pro-
blem. Die weibliche Landjugend wandert in einem 
solchen Ausmaß in außerlandwirtschaftliche Berufe 
ab, daß die Gefahr besteht, daß für die in Zukunft 
viel geringere Zahl von Betrieben die erforderlichen 
Jungbäuerinnen überhaupt nicht mehr vorhanden 
sind. Ein landwirtschaftlicher Betrieb — gleich wel-
cher Betriebsgröße — ohne Frau ist aber existenzun-
fähig. Ich darf deshalb den Herrn Minister bitten, bei 
dem in dem Bericht angekündigten Forschungsauf-
trag auch diesem Problem besondere Aufmerksam-
keit zu widmen. 

Bei der landwirtschaftlichen Altershilfe hat sich in 
der praktischen Durchführung ergeben, daß in Einzel-
fällen immer wieder, bedingt durch Unzulänglichkei-
ten im Gesetz, schwierige, unerträgliche Härtefälle 
auftreten. Deshalb sollte den Alterskassen die Er-
mächtigung erteilt w erden, unter bestimmten Vor-
aussetzungen diese Härtefälle gerecht zu regeln. 

Wir sind eigentlich etwas überrascht durch den 
Antrag der CDU, die Altershilfe zu verbessern, nach-
dem vor einem Vierteljahr die CDU sich für eine re-
lative Verschlechterung der agrarsozialen Maßnah

-

men, insbesondere der Altershilfe, entschieden hat. 
Das ist ja mit ein Grund für die Unsicherheit in der 
Landwirtschaft. Vor einem Vierteljahr hat man Ver-
schlechterungen eingeführt und sich dafür entschie-
den, und heute werden Verbesserungen vorgeschla-
gen und beantragt. 

Noch ein Wort zu den landwirtschaftlichen Berufs-
genossenschaften. Hier steigt der Gesamtaufwand 
auf 400 Millionen DM, obwohl der Jahresarbeits-
verdienst auf 4500 DM zurückgehalten wird gegen-
über einem Arbeitseinkommen nach dem vorliegen-
den Grünen Bericht von 6931 DM. Dadurch beträgt 
die Höchstgrenze z. B. für einen Querschnittgelähm-
ten in der Landwirtschaft nur 250 DM. Dramatisch 
zeigt sich hier die soziale Unterbewertung der Land-
wirtschaft. Eine Anpassung der Jahresarbeitsver-
dienste ist dringend geboten. Aber bei den gesenk-
ten Erzeugerpreisen ist die Landwirtschaft nicht in 
der Lage, entsprechend höhere Beiträge zu zahlen, 
und die Bundeszuschüsse werden gekürzt, fortschrei-
tend sogar, um zwei Drittel auf 70 Millionen DM im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung. Wir 
lehnen diese Kürzungen aus diesen Gründen jetzt 
und auch künftighin ab. Alljährlich wird — berech-
tigterweise — die Forderung aufgestellt, daß die 
letzte Lücke in der landwirtschaftlichen Sozialpolitik, 
die Krankenversicherung, geregelt wird. Es ist zu 
begrüßen, daß die Bundesregierung diese Zustände 
in der Landwirtschaft wissenschaftlich untersuchen 
ließ, aber trotz des festgestellten Durcheinanders 
wird nichts getan. 200 000 Landwirte sind unterver-
sichert, 13; wenn wir die Altersgeldempfänger mit 
einbeziehen: 31%. Die Ersatzkraftgestellung im 
Krankheitsfall ist ebenfalls nicht gelöst. Die Re-
gierung erklärt zwar, daß eine Regelung notwendig 
sei, auf die finanziellen Schwierigkeiten wird zwar 
hingewiesen, 

(Abg. Frau Kalinke: Das sind doch Be

-

hauptungen!) 

sie stellt sich dabei aber auf den Ohne-mich-Stand-
punkt. Man läßt also die desolaten Zustände in der 
Landwirtschaft in dieser Hinsicht bestehen. Wir sind 
eigentlich etwas enttäuscht von der SPD, daß sie, 
die in der landwirtschaftlichen Sozialpolitik so fort-
schrittlich war, 

(Abg. Welslau: Auch heute noch!) 

auf ihren Sozialplan verzichtet 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt ja gar 
nicht!) 

und der Verschlechterung der agrarsozialen Maß-
nahmen beim Finanzänderungsgesetz zugestimmt 
hat. 

(Abg. Dröscher: Sie haben vorhin nicht zu

-

gehört!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Frage? 

Reichmann (FDP) : Ja, bitte! 
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Frau Kalinke (CDU/CSU): Kann man darunter 
verstehen, daß die FDP den Sozialplan der SPD 
neuerdings übernehmen will? 

(Zuruf von der SPD: Warum nicht!) 

— Ich darf ja mal fragen! 

Reichmann (FDP) : Wir haben bereits erklärt, 
daß wir den zur Kenntnis nehmen und uns darüber 
im Hinblick auf die Notwendigkeit der Lösung der 
Probleme der Krankenversicherung in der Land-
wirtschaft in positivem Sinne unterhalten werden. 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Haben Sie schon 
gelesen, daß 95 % versichert sind, und würden Sie, 
Herr Kollege, wenn Sie jetzt keine Zeit mehr haben, 
wohl zu Protokoll geben, womit Sie beweisen, daß 
nach Ihrer Meinung soviel Hunderttausende unter-
versichert sein sollen? Würden Sie den Beweis zu 
Protokoll geben? 

Reichmann (FDP) : Frau Kollegin Kalinke, ich 
darf Ihnen sagen, daß durch die wissenschaftliche 
Untersuchung, die das Bundesernährungsministerium 
veranlaßt hat, die Unterversicherung dieser 200 000 
nachgewiesen ist. 

(Abg. Frau Kalinke: Das ist ein Irrtum der 
Agrarsozialen Gesellschaft! Das ist eine 
Behauptung, das ist nicht nachgewiesen!) 

— Die Bundesregierung hat sich diese Untersuchung 
der Agrarsozialen Gesellschaft aber doch weit-
gehend zu eigen gemacht. 

(Abg. Dröscher: Das weiß jeder, der die 
Praxis kennt, daß das so ist, jeder!) 

Die nach § 5 des Landwirtschaftsgesetzes, Ab-
schnitt C, beabsichtigten Maßnahmen der landwirt-
schaftlichen Sozialpolitik sind sehr dürftig und 
nichtssagend für die zukünftige Entwicklung. Es 
wird nur die Feststellung getroffen, daß wiederum 
745 Millionen DM zur Verfügung gestellt werden, 
aber nichts wird gesagt über das vorzeitige Alters-
geld, über das zusätzliche Altersgeld bei vorzeitiger 
Hofübergabe. Allerdings hat die SPD nun in ihrem 
Gesetzesantrag dieses dringende Problem aufgegrif-
fen, und man wird darüber diskutieren müssen. Kein 
Wort sagt also die Bundesregierung in diesem Ab-
schnitt über die zukünftige agrarsoziale Entwicklung. 
Während in den anderen Bereichen der Struktur-
wandel mit einem umfassenden Sozialplan erleichtert 
wird, werden die viel bescheideneren sozialen Hilfen 
in der ebenfalls betroffenen Landwirtschaft noch ab-
gebaut. Daß die Landwirtschaft gegen dieses zweier-
lei Maß, mit dem gemessen und gehandelt wird, 
protestiert, ist eine gesunde Reaktion auf die un-
gerechte Behandlung. 

Ein kurzes Wort noch zu dem Finanzänderungs-
gesetz, das ja eine Weichenstellung zum Rückschritt 
statt zum Fortschritt in der landwirtschaftlichen So-
zialpolitik darstellt. Gerade die Landwirtschaft hat 

durch ihre opfervolle Zurückhaltung in der Agrar-
preispolitik seit 1952 trotz gestiegener Produktions-
kosten den größten Stabilitätsbeitrag erbracht. Jetzt 
soll die Landwirtschaft durch die Verschlechterun-
gen im Rahmen des Finanzänderungsgesetzes für 
die Sünden der anderen herhalten. Es ist doch un-
möglich, diese Entscheidungen damit rechtfertigen 
zu wollen, daß durch die Einsparung von 20 Millio-
nen DM bei der Berufsgenossenschaft, durch die 
Blockierung der Defizithaftung in der Altershilfe die 
Stabilität gesichert werden könne, wenn in einem 
anderen Einzelbereich vom Bund zusätzlich 400 Mil-
lionen DM übernommen werden. Außerdem werden 
durch die Aufhebung der Finanzierungsverpflichtun-
gen des Anpassungsgesetzes die agrarsozialen Maß-
nahmen ja mitfinanziert und durch den Verzicht der 
verpflichtenden Finanzierung die landwirtschatfliche 
Sozialpolitik gefährdet. Nachdem weder im Grünen 
Bericht noch in der Rede des Herrn Ministers dazu 
Stellung genommen wurde, möchten wir den Mini-
ster doch bitten, zu diesem Problem die Auffassung 
der Bundesregierung mitzuteilen und zu sagen, wie 
es nun eigentlich um die Prioritätsstufe der agrar-
sozialen Maßnahmen steht. Wir, die Opposition, 
aber auch die Landwirtschaft, wollen wissen, wo-
hin die agrarsoziale Reise der Regierung in der 
Zukunft geht. 

Diese Wegweisung ist um so dringlicher, weil wir 
feststellen müssen, daß unser Hauptwettbewerber 
in der EWG, Frankreich, die agrarsozialen Maßnah-
men verstärkt. Die Bundesregierung baut sie ab 
und verschlechtert sie. 4,7 Milliarden DM setzt 
Frankreich dafür ein, die Bundesrepublik nur 1,3 
Milliarden DM. Statt daß man die Wettbewerbsver-
zerrungen beseitigt, werden agrarsoziale Wettbe-
werbsunterschiede zum Nachteil unserer Landwirt-
schaft vergrößert. Das ist doch ein schlechter Weg, 
bei dem die deutsche Landwirtschaft auf der Strecke 
bleiben müßte, wenn die Regierung auf dem Weg 
weitergeht. 

Zweifellos sind die agrarsozialen Maßnahmen 
EWG-konform. Die agrarsozialen Hilfen erbringen 
den besten Nutzeffekt für unsere Landwirtschaft, 
weil sie nicht wie die Agrarpreisverbesserungen 
— so notwendig diese sind — infolge der Automa-
tik der EWG-Marktregelungen unserer Landwirt-
schaft nur teilweise zugute kommen und zudem 
finanzielle und marktwirtschaftliche Schwierigkeiten 
verursachen. Um so mehr sollte die Bundesregie-
rung die Konsequenzen aus diesem Sachverhalt zie-
hen. Leider müssen wir feststellen, daß sie das 
Gegenteil macht und deshalb diese Richtung nicht 
stimmt. 

Aus allen diesen Gründen lehnt die Bundestags-
fraktion der FDP jede Verschlechterung der land-
wirtschaftlichen Sozialpolitik ab. Wir fordern des-
halb eine Weiterentwicklung der landwirtschaft-
lichen Sozialpolitik wie in anderen Bereichen mit 
dem Ziel der gleichberechtigten Eingliederung und 
Einordnung unserer Landwirtschaft in unsere Wirt-
schaft und Gesellschaft zum Nutzen aller. 

(Beifall bei der FDP.) 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, die Abgeordneten Klinker *) und Glüsing 
(Dithmarschen) **) haben ihre Rede zu Protokoll 
gegeben. Ich stelle fest, daß Sie damit einverstan-
den sind. 

Das Wort hat der Abgeordnete Berberich. 

Berberich (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Reichmann hat in 
seinen Ausführungen dargelegt, daß der Landwirt-
schaftsminister in seiner Einbringungsrede zum Grü-
nen Plan auf agrarsozialem Gebiet nicht allzuviel 
ausgesagt habe. Nun, meine Damen und Herren, 
ich glaube, daß das darauf zurückzuführen ist, daß 
Herr Minister Höcherl die sehr strapazierten Ner-
ven seiner Kabinettskollegen etwas schonen wollte 
und es uns überläßt, zu diesen Fragen einige Aus-
führungen zu machen. Ich glaube aber auch, die 
heutige Debatte hat gezeigt, daß in allen drei Frak-
tionen die Fragen der Sozialpolitik für die Landwirt-
schaft eine erhebliche Rolle spielen und daß sie in 
den Erwägungen keineswegs an der Stelle stehen, 
an der die Redner der Fraktionen zu diesen Fragen 
sprechen. 

Der Herr Kollege Dr. Schmidt (Gellersen) hat ge-
sagt, daß die CDU in ihrem Antrag auf Erhöhung 
des Altershilfegeldes keine Deckungsvorschläge ge-
macht habe. Mir ist es aber eigentlich schleierhaft, 
daß er bei der Gründlichkeit, mit der er Vorlagen 
zu lesen pflegt, übersehen hat, daß in unserem An-
trag dazu sehr konkrete Vorschläge gemacht worden 
sind, woher die Mittel im Rahmen des Haushalts-
plans genommen werden sollen. 

Wir könnten, wenn der Herr Kollege Saxowski 
nicht vor mir gesprochen hätte, dieses Kompliment, 
daß es an einem konkreten Vorschlag für die Dek-
kung fehlt, genauso zurückgeben. Wir haben es uns 
vorbehalten, diese Vorschläge hier zu machen. Wir 
sind der Überzeugung, daß sich auch das erhöhte 
Altersgeld genauso im Rahmen des Haushaltsplans 
des Landwirtschaftsministeriums finanzieren läßt 
wie die Vorschläge, die die SPD zur Frage der Struk-
turwandlungsmittel gemacht hat. 

Meine Damen und Herren, im Prinzip begrüßen 
wir diesen Gesetzesantrag der SPD. Wir sind aber 
der Meinung, daß wir zunächst einmal mit Richt-
linien im Rahmen des Titels 573 sehr viel schneller 
zum Ziel kommen können. Zum zweiten sind wir 
der Meinung, daß wir auf einem solchen Gebiet mit 
Richtlinienkompetenzen Erfahrungen sammeln soll-
ten, bevor wir die ganze Angelegenheit in Gesetzes-
form bringen. 

Meine Damen und Herren, ich bin der Überzeu-
gung, daß diese Gesetzesform eines Tages notwen-
dig sein wird, daß wir aber im Moment — vor allen 
Dingen deshalb, weil wir diese Maßnahmen bereits 
ab 1. Juli zum Anlaufen gebracht wissen wollen — 
mit Richlinien schneller zum Zuge kommen können. 

(Zuruf von der SPD: Dann kann das Gesetz 
längst durch sein!) 

*) Siehe Anlage 14 
**) Siehe Anlage 15 

Der SPD-Antrag geht von einer Verdoppelung des 
Altersgeldes für solche Betriebe aus, die aufgeben, 
und wir operieren hier mit 100 DM zusätzlicher 
Umstellungsbeihilfe. Diese beide Zielsetzungen sind 
identisch. Wir gehen davon aus, daß das Alters-
geld generell auf 200 DM bzw. 135 DM erhöht wird. 
Eine Aufstockung um 100 DM ergibt genau den-
selben Betrag von 300 DM, den der SPD-Antrag 
beinhaltet. Herr Saxowski hat erklärt, man könne 
über die Einzelheiten des SPD-Antrages diskutie-
ren. Ich bin der Überzeugung, daß man dann, wenn 
man diesen Gesetzentwurf verabschieden will, noch 
eine ganze Reihe von Modalitäten wird erörtern 
müssen. Denn so, wie der Antrag hier vorliegt, 
würde er in der Praxis nicht haltbar sein. Für die 
Durchführung eines Gesetzentwurfs in dieser Form 
wäre vor allem auch ein enormer Verwaltungsauf-
wand notwendig. 

Was wird ein solches Gesetz oder eine solche 
Richtlinienkompetenz den Bund kosten? Jeder, der 
hier Voraussagen macht, muß sich unter die Pro-
pheten begeben. Gerade auch auf sozialpolitischem 
Gebiet haben wir in der Landwirtschaft schon wie-
derholt erlebt, daß Schätzungen, auch wenn sie mit 
der größten Akribie und Vorsicht aufgestellt wor-
den waren, nicht gestimmt haben. Nach meiner Mei-
nung wird die Belastung im ersten Jahr, im Jahre 
1968, gering sein, weil solche Dinge erst anlaufen 
müssen und weil sie sich nicht von heute auf mor-
gen regeln lassen. Im Verlauf der Zeit aber wird 
dieser Gesetzentwurf sicherlich eine große Bedeu-
tung gewinnen, selbst dann, wenn man nicht der 
Meinung ist, daß die Prophezeihungen Mansholts 
richtig sind; ich bestreite die Richtigkeit dieser 
Aussagen von Mansholt. 

(Abg. Dröscher: Worauf gestützt, Herr Kol

-

lege?) 

— Es ist leider Gottes mit der Zeit heute abend 
so bestellt, daß ich darauf nicht eingehen kann. 
Sonst würde ich mich gern über diesen Punkt hier 
auseinandersetzen. 

(Abg. Dröscher: Haben Sie ein Glück, daß 
Sie das nicht ins Protokoll zu sagen brau

-

chen!) 

— Das würde ich auch ins Protokoll sagen, Herr 
Kollege. Seien Sie überzeugt davon, daß sich gegen 
die Thesen von Mansholt auch dann eine Menge 
einwenden läßt, wenn sie von einzelnen deutschen 
Wissenschaftlern in der Zwischenzeit übernommen 
und unterstützt werden. Wir sind nicht der Mei-
nung, daß die Zukunft des landwirtschaftlichen Be-
triebs der EWG der Farmbetrieb oder die Kolchose 
sein wird. Die Zukunft des landwirtschaftlichen Be-
triebs in der EWG wird vielmehr, genauso wie es 
heute ist, im Familienbetrieb liegen, wenn auch 
dieser Familienbetrieb der Zukunft sich zum größe-
ren Betrieb verändern wird. Das aber haben wir 
im Verlauf der letzten 15 Jahre auch ohne Mans-
holt und ohne wesentliche Strukturhilfen deutlich 
erreicht. Wenn wir auf dem Weg der Strukturhilfe 
einiges für diese Umstrukturierung tun können, so 
sind wir dazu gern bereit. Denn wir wissen, daß 
es für die jüngere Generation ein Problem der 
Umschulung und der Schaffung von Arbeitsplätzen 
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gibt. Der jüngeren Generation kann man nicht sa-
gen: Bleibt auf diesen kleinen Betrieben sitzen, son-
dern ihr muß man Arbeitsplätze bieten. Der älteren 
Generation, den 60jährigen, kann man nicht sagen: 
Hört auf! Vor allem haben wir viele Kollegen, die 
wesentlich älter sind und die ihren Hof infolge des 
unzureichenden Altersgeldes überhaupt nicht ab-
geben können. Ihnen könnte man über eine solche 
Strukturhilfe helfen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dröscher? 

Dröscher (SPD) : Herr Kollege Berberich, halten 
Sie es für richtig, die lügenhafte Darstellung, daß 
Herr Mansholt gesagt habe, die Zukunft der deut-
schen Landwirtschaft liege entweder im Kolchos 
oder in der Farm, aufrechtzuerhalten und immer 
wieder vorzubringen? Das hat er nämlich nicht so 
gesagt. 

Berberich (CDU/CSU) : Ich weiß genau, daß er 
es nicht in dieser Form gesagt hat. 

(Abg. Dröscher: Na also!) 

Aber wenn Sie die Rede Mansholts analysieren, ist 
die Tendenz genau die, die ich dargelegt habe, kein 
Jota anders. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Kollege Drö-
scher, ich nehme an, daß Sie das Wort „lügenhaft" 
nicht im Zusammenhang mit dem Redner, sondern 
im Zusammenhang mit einem Dritten gebraucht 
haben. 

(Abg. Dröscher: Herr Präsident, Sie haben 
es völlig richtig erkannt!) 

Berberich (CDU/CSU) : Meine Damen und Her-
ren, wir raten zu Richtlinien vor allen Dingen des-
halb, weil auf diesem Wege zunächst einmal Erfah-
rungen gesammelt werden können. Wir werden auf 
diesem Gebiet Erfahrungen bitter nötig haben, um 
genau den Personen- oder Betriebskreis zu treffen, 
den wir mit dieser Maßnahme treffen und dem wir 
mit dieser Maßnahme helfen wollen. 

Nun noch etwas zu der Erhöhung des Altersgel-
des, zu dem Antrag, den wir hier als Entschließungs-
antrag eingebracht haben. Wir sind uns bei dem 
Antrag auf Erhöhung des Altersgeldes darüber 
klar, daß mit der Erhöhung möglichst gleichzeitig 
auch die Krankenversicherung für den Personen-
kreis der Altershilfeempfänger gelöst werden muß, 
wenn wir diesen Problemkreis überhaupt lösen 
wollen. Wenn wir diesen Weg nicht gehen, wird 
eine Krankenversicherung nicht möglich sein. Ich 
bin mir auch darüber im klaren, daß für eine Kran-
kenversicherung der Altersgeldbezieher der Unter-
bau der selbständigen Landwirte notwendig ist. Wir 
haben dazu ganz einfach deshalb keinen Gesetzent-
wurf eingebracht, weil uns die Zeit gefehlt hat, die 
notwendigen Vorarbeiten zu leisten. Herr Kollege 
Frehsee, Sie wissen so gut wie ich, wie die Dinge 
liegen. Wir bemühen uns seit Monaten genauso 

darum, diese Fragen zu lösen und zu klären, wie Sie 
es seit mehr als einem Jahr ebenfalls versuchen. 
Wir sind der Überzeugung, daß es möglich sein 
wird, bei gemeinsamer Zusammenarbeit der Frak-
tionen eine tragbare Lösung für dieses Problem 
zu finden. Ich möchte heute keinen Patentvorschlag 
machen, wie man dieses Problem lösen kann. Darum 
müssen wir uns, wenn einmal ein entsprechender 
Entwurf vorliegt, gemeinsam bemühen, damit eine 
vernünftige und tragbare Lösung gefunden wird. 

Nun noch ganz kurz ein paar Worte zu den Fra-
gen, die Herr Kollege Reichmann bezüglich der 
Unfallversicherung angesprochen hat. Es ist richtig, 
daß im Finanzplanungsgesetz, in der Finanzvor

-

schau ein Abbau der Zuschüsse des Bundes vorgese-
hen ist. Es ist genauso sicher und genauso wahr, 
daß ich zu jeden Zeitpunkt einer solchen Kürzung 
widersprochen habe, weil sie entweder zu einem 
Abbau der Leistungen oder aber zu Beitragserhö-
hungen in der Unfallversicherung führt, die bei 
etwa 80 % des heutigen Beitrags liegen. 

Dabei ist über das Problem einer Erhöhung des 
Jahresarbeitsverdienstes für die Selbständigen 
überhaupt nichts ausgesagt. Ich bin nach wie vor 
der Meinung, wenn wir auf dem Gebiete der Unfall-
versicherung glaubhaft bleiben wollen, müssen wir 
zunächst einmal auch für die Zukunft die Zuschüsse 
in einer erträglichen Höhe halten. Es ist darüber 
hinaus trotz alledem notwendig, die eigenen Bei-
träge zu steigern, wenn wir den Anschluß an die 
Sozialpolitik in der Unfallversicherung nicht völlig 
verlieren wollen. Herr Kollege Reichmann hat aus-
geführt, daß wir heute bei einem Jahresarbeitsver-
dienst von 4500 DM sind. In der gewerblichen Wirt-
schaft liegt der durchschnittliche Jahresarbeitsver-
dienst heute bei etwas über 9300 DM. Wenn wir 
nur auf den Satz gehen wollen, den der Grüne Plan 
als Arbeitsverdienst in der Landwirtschaft aufweist, 
nämlich knapp 7000 DM, dann bedeutet das eine 
Erhöhung um 2500 DM. Da die Mehrheit der Unfall-
geschädigten in der landwirtschaftlichen Unfallver-
sicherung Selbständige sind, bedeutet das eine wei-
tere Beitragserhöhung nur dafür, die bei etwa 30% 
liegen dürfte. Jeder, der die heutige finanzielle 
Situation in der Landwirtschaft kennt, weiß, daß 
diese Beitragsbelastung — 80 % aus der Kürzung 
der Zuschüsse des Bundes und 30 % aus einer an-
gemessenen Anpassung an die tatsächlichen heuti-
gen Verhältnisse — bei der Finanzsituation der 
Landwirtschaft einfach nicht zu schaffen ist. 

Wir haben deshalb die dringende Bitte — nicht 
nur an die Bundesregierung, sondern an das ganze 
Haus —, auch in dieser Frage gemeinsam eine Lö-
sung zu suchen. Nachdem die Bereitschaft auf allen 
Seiten dieses Hauses vorhanden ist, der Landwirt-
schaft auf sozialem Gebiet zu helfen, wird man 
wohl auch einen gangbaren Weg finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Frehsee. 

Frehsee (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wegen der vorgeschrittenen Zeit will 
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ich wirklich nur wenige Bemerkungen machen. Wer 
dieser grünen Debatte 1968 aufmerksam gefolgt ist, 
wird nachdenklich geworden sein. Es klang echte 
Sorge aus vielen der Reden, die hier gehalten wor-
den sind. Insofern haben die Bauernkundgebungen 
schon einen gewissen Zweck erfüllt. 

Auch ich bin erfüllt von Besorgnis, besonders hin-
sichtlich der Weiterentwicklung der landwirtschaft-
lichen Sozialpolitik. Ich teile die Besorgnis, die der 
Herr Kollege Reichmann hier geäußert hat. Ich bin 
nicht so zuversichtlich, Herr Kollege Berberich — 
das muß ich schon sagen —, wie Sie sich soeben ge-
zeigt haben. Offensichtlich müssen wir totale Stag-
nation der landwirtschaftlichen Sozialpolitik fest-
stellen; das ist eine harte Feststellung, aber sie ist 
wahr. 

Herr Minister, Sie haben in früheren Reden — da 
hat der Herr Kollege Reichmann recht — immer 
einige konstruktive Worte zur Sozialpolitik gefun-
den; diesmal vermisse ich sie. Der Herr Bundes-
kanzler hat das in seinem Bericht über die Lage der 
Nation zum Teil gutgemacht, indem er gesagt hat, 
daß es eines Ausbaus der landwirtschaftlichen So-
zialpolitik bedürfe. Ich bin auf die Taten gespannt, 
die dieser Ankündigung folgen werden. Herr Kollege 
Berberich, es ist gar kein Zweifel, daß Sie die Mit-
hilfe der Fraktion der Sozialdemokraten bei dem 
Ausbau der landwirtschaftlichen Sozialpolitik haben 
werden. 

Ich will hier nicht wiederholen, was gesagt wor-
den ist, sondern nur einiges ein wenig kommen-
tieren. Bei der gegebenen Sachlage halte ich es nicht 
für geboten, eine Erhöhung des Altersgeldes von 
35 % zu fordern, wie das in dem Entschließungs-
antrag der CDU geschieht. Ich halte es vielmehr für 
geboten, bei der landwirtschaftlichen Unfallversiche-
rung wieder etwas von dem aufzuholen, was dort, 
wie hier richtig geklagt worden ist, versäumt wor-
den ist. Die Relation zwischen der Unfallrente in 
Höhe von 250 DM monatlich 

(Zuruf von der SPD: Als Höchstgrenze!) 

für einen hundertprozentig Erwerbsgeminderten, 
also einen völlig erwerbsunfähigen Landwirt, und 
dem Altersgeld in Höhe von 150 DM ist einfach 
sozialpolitisch nicht richtig. Wenn wir sozialpolitisch 
konstruktiv verfahren wollen, dann müssen wir, 
Herr Kollege Reichmann, wirklich zuerst an die Er-
höhung der durchschnittlichen Arbeitsverdienste 
gehen. Für die Laien darf ich es nochmals sagen: 
Die Unfallrenten der in der Landwirtschaft tätigen 
Selbständigen und Mithelfenden werden nicht nach 
den tatsächlichen Einkommen, auch nicht nach den 
im Grünen Bericht festgestellten Arbeitseinkommen 
oder Betriebseinkommen, sondern nach sogenannten 
durchschnittlichen Jahresarbeitsverdiensten bemes-
sen; das sind fiktive Größen, die von dazu einge-
setzten Ausschüssen von Zeit zu Zeit festgesetzt 
werden. Das ist dieser Betrag von 4500 DM, von 
dem Herr Kollege Reichmann und Herr Kollege Ber-
berich geprochen haben. 

Sie haben gehört, was es kostet, wenn wir auf 
6000 DM gehen, d. h. wenn wir die Unfallrente des 
Vollerwerbsunfähigen auf monatlich 333 DM erhö

-

hen. Herr Minister, das kostet dann eine Beitragser-
höhung um 30 %. Nun müssen wir ja auch nach der 
mittelfristigen Finanzplanung verfahren. Wir kön-
nen nicht Mittel verwenden, die an anderer Stelle 
des Einzelplans 10 frei werden oder nicht in An-
spruch genommen werden, wie es mein Vorschlag 
wäre, Herr Kollege Berberich. Mein Vorwurf geht 
aber nun dahin, daß die Mittel nicht dort eingesetzt 
werden, wo sie am dringlichsten gebraucht werden. 
Das ist doch einkommenspolitisch von erheblicher 
Bedeutung, gerade in der Situation der sinkenden 
landwirtschaftlichen Einkommen. 

(Abg. Struve: Das eine tun und das andere 
nicht lassen!) 

— Ja, gut, Herr Kollege Struve. Nur sagte ich, daß 
wir seit einem Jahr Stagnation haben. Wir tun 
also nichts. 

(Abg. Bauer [Wasserburg] : Daß wir die 
Rezession hinter uns haben, dürfen wir auch 

nicht vergessen!) 

— Trotzdem, Herr Kollege Bauer, ist es nicht zu 
vertreten, daß die Titel des Grünen Plans und des 
Einzelplans 10 nicht gegeneinander austauschfähig 
waren und daß 35 Millionen DM beispielsweise von 
den Mitteln für die landwirtschaftliche Altershilfe 
nicht für den anderen wichtigen Zweck verbraucht 
werden konnten, sondern aus dem Haushaltsplan 10 
herausgegeben werden mußten. 

(Zuruf: Völlig einverstanden!) 

— Sehen Sie, darauf will ich doch hinaus, so müs-
sen wir das, glaube ich, machen. 

(Abg. Struve: Die Änderung ist aber in 
unserem Antrag enthalten!) 

— Herr Kollege Struve, bitte erinnern Sie sich doch 
an frühere Reden von mir und an ähnliche Vor-
schläge, die ich hier gemacht habe. 

Und nun noch eine letzte Bemerkung, weil ich es 
ja doch kurz machen wollte; wir sind alle ziemlich 
strapaziert. Und die letzte Bemerkung, Frau Kolle-
gin Kalinke, ich kann es mir nicht versagen, gilt 
natürlich wieder dem fehlenden Krankenversiche-
rungsschutz für die Selbständigen und Mithelfenden 
in der Landwirtschaft. Ich kann mir nicht helfen, 
mein Standpunkt hat sich nicht geändert, ich halte 
nach wie vor die Einführung einer Pflichtkranken-
versicherung für erforderlich. Ich bin nach wie vor 
davon überzeugt, daß es mit der Krankenversiche-
rungspflicht nicht getan ist. Wir brauchen die Pflicht-
krankenversicherung. Das ist nach meiner Über-
zeugung nicht nur so wegen der Ergebnisse des Gut-
achtens der Agrarsozialen Gesellschaft, von dem 
Sie sagen, daß es nicht zutreffend sei und daß fal-
sche Schlußfolgerungen daraus gezogen werden, 
das ist auch beispielsweise so wegen der Untersu-
chungen, die an Landwirten, den Ehefrauen der 
Bauern und den sonstigen Mithelfenden angestellt 
werden, die sich einer Kur unterziehen wollen. Da 
stellen wir in erschreckendem Maße fest, daß in sehr 
vielen Fällen mit medizinischen Mitteln, mit Hilfe 
von Kuren überhaupt nicht mehr geholfen werden 
kann. Das bekräftigt meine Überzeugung, daß wir 
eine Pflichtkrankenversicherung brauchen. Und das 
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schließend eine andere Meinung gegenüber dem 
hat auch wieder einen einkommenspolitischen As-
pekt, meine Damen und Herren. Warum haben wir 
eine unzureichende Krankenversicherung, mit Aus-
nahme eines Teiles der in der Landwirtschaft Täti-
gen, der eine zureichende Krankenversicherung hat? 
Weil eben die Mittel für ausreichende Beiträge zu 

einer privaten Krankenversicherung nicht vorhanden 
sind. Deswegen brauchen wir eine soziale Kranken-
versicherung, wie sie für die Arbeitnehmer gilt. 

(Abg. Frau Kalinke: Sind die Mittel für 
die Sozialversicherung bei denen vorhan

-

den, die 60, 80, 100 Mark?) 

— Frau Kollegin Kalinke, ich wollte es kurz machen, 
ich wollte nicht auch heute noch einmal auf den land-
wirtschaftlichen Sozialplan der SPD zurückkommen. 

(Abg. Frau Kalinke: Darüber reden wir ein 
andermal!) 

Wir sind nach wie vor der Auffassung, daß es so 
geht, Herr Kollege Berberich. Aber bitte, nun machen 
Sie uns doch nicht diesen unverdienten Vorwurf, 
daß wil nicht zum Zuge gekommen wären, ich 
habe Ihnen doch, nachdem ich Ihnen von dieser Stelle 
aus vor einem Jahr angeboten hatte — ich habe 
wörtlich gesagt: Ich biete an! —, ich habe Ihnen 
doch in der gleichen Stunde einen fix und fer-
tigen Gesetzentwurf übergeben. Wenn wir also 
nicht zum 1. .Januar 1968 eine Krankenver-
sicherung in der Landwirtschaft gehabt haben, dann 
ist das doch wahrhaftig nicht die Schuld dieser Bun-
destagsfraktion, der Fraktion der SPD, die nicht 
nur Forderungen gestellt hat, sondern die einen 
kompletten Entwurf vorgelegt hat, dem Sie aus 
irgendwelchen Gründen nicht folgen können, wie Sie 
ja, wie wir wissen, Schwierigkeiten haben mit den 
Interessenten in den eigenen Reihen, auch in dem 
landwirtschaftlichen Berufsstand, mit denen, die 
Funktionen haben in den Privatkrankenversicherun-
gen der Landwirtschaft. Sie müssen dann über 
Ihren eigenen Schatten springen. 

Wir stehen nach wie vor zu dem Entwurf und sind 
bereit. Übrigens, meine Damen und Herren, die 
35 Millionen DM, die in der landwirtschaftlichen 
Altershilfe nicht verbraucht worden sind, hätten 
ausgereicht, die Krankenversicherung nach dem 
Motto 51 : 49 einzuführen.   Bitte, Frau Kollegin 
Kalinke! 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Entschuldigen Sie, 
aber eine Frage muß ich Ihnen noch stellen. Sind 
Sie der Meinung, daß diejenigen, die Funktionen 
in den Organen der Sozialversicherungsträger haben, 
nicht Bedenken hätten dagegen, einen Staatszuschuß 
in die gesetzliche Krankenversicherung einzufüh-
ren, und glauben Sie, daß dies angesichts unserer 
Haushaltsposition ein soziales Versprechen ist, das 
man geben darf? 

Frehsee (SPD) : Frau Kollegin Kalinke, zunächst 
darf ich sagen, daß ich Sie gar nicht gemeint habe, 
— wenn Sie das, was ich gesagt habe, vielleicht auf 

sich bezogen haben könnten. Ich habe von denen ge-
sprochen, die in den Organen der privaten Kranken-
versicherung, in der Landwirte versichert sind, sit-
zen.   Na bitte, es hat halt jeder zwei Seelen in 
seiner Brust. Das kann ich durchaus verstehen. 

Was die Kosten betrifft, Frau Kollegin Kalinke, 
so geht die Rechnung, die ich damals gemacht habe 
und die ich wiederholt hier angestellt habe, heute 
noch auf. Natürlich müßte es eine Pflichtkranken-
versicherung sein, und die Beiträge, die jetzt zur 
privaten Krankenversicherung gezahlt werden, wür-
den in diesen Topf fließen. Natürlich gehen wir da-
von aus, daß ein allgemeiner, gleicher und relativ 
niedriger Sockelbeitrag von allen gezahlt werden 
soll und dann ein nach dem Einheitswert gestaffel-
ter Zusatzbeitrag. Aber ich wollte doch nicht alles 
wiederkäuen, was ich hier so viele Male vorgetra-
gen habe. 

Nun möchte ich mich nicht verleiten lassen, noch 
länger zu sprechen. Denn ich wollte wirklich in Ihrer 
aller Interesse nur kurze Ausführungen machen. Ich 
möchte schließen mit einem Appell an alle, die be-
teiligt sind, besonders auch an den Herrn Landwirt-
schaftsminister; vielleicht, Herr Minister, erläutern 
Sie jetzt in einem Schlußwort, das wir vermutlich 
wie gewöhnlich von Ihnen hören werden, diese 
von mir zitierte Stelle in dem Bericht des Bundes-
kanzlers über die Lage der Nation: „Ausbau der 
landwirtschaftlichen Sozialpolitik". Was bis zum 
Augenblick darüber gesagt wurde, ist so gut wie 
nichts und läßt nicht hoffen. Aus dieser grünen 
Debatte wollen wir ja wohl alle in der Hoffnung 
hinausgehen, daß die Gefahren, die sich da abzeich-
nen, gemeistert werden können. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ehnes. 

Ehnes (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Dröscher, ich habe vorhin 
Ihre Erregunug nicht ganz verstanden, als mein Kol-
lege Berberich über seine Strukturvorstellungen und 
die seiner Fraktion gesprochen hat. Wenn wir heute 
abend nach fünf Stunden zusammenfassen, was in 
dieser Debatte ausgesagt worden ist, dann darf man 
feststellen, daß mit Sicherheit viele Kollegen hier 
anwesend sind, die mit einer großen Genugtuung 
und Beruhigung vom Herrn Bundesminister er-
fahren haben, daß er den Vorstellungen, die gewisse 
Wissenschaftler im Strukturbereich entwickeln, nicht 
gerecht werden wird und daß er diese Größen-
ordnungen persönlich auch in der Europäischen Ge-
meinschaft nicht haben will. 

Ich glaube, wenn man hier besorgt ist — und 
das hat mein Kollege Berberich zum Ausdruck ge-
bracht —, dann muß man, ob man die Wissenschaft-
ler zitiert oder ob man den Vizepräsidenten, Herrn 
Mansholt, zitiert, das deswegen schon zum Ausdruck 
bringen, weil ja in einer der letzten Reden schrift-
lich festgelegt wurde, daß diese Personen auch an- 
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Eigentum zum Ausdruck bringen. Wenn ich die Rede 
richtig in Erinnerung habe, dann heißt es, daß man 
eben die zukünftige Landwirtschaft als AG, als KG 
oder als Genossenschaft betrachten müsse und daß 
man dann, wenn diese Formen geschaffen sind, 
bezüglich des Eigentumsdenkens einer anderen Auf-
lassung zum Durchbruch verhelfen müsse. Hier sind 
wir  in der CDU-Fraktion verwundbar, 

(Zustimmung in der Mitte) 

und hier werden wir, wenn solche und ähnliche Aus-
führungen gemacht werden, sehr scharf reagieren, 
weil das den Prinzipien unseres Parteiprogramms 
widerspricht 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und weil wir von der Lebensauffassung und von 
der Weltanschauung her einfach nicht bereit sind, 
diese Maßnahmen einzuleiten, die dann zu diesen 
neuen Formen führen. Ich bitte also, auch unsere 
Argumente berücksichtigen zu wollen, und das hat 
der Kollege Berberich zum Ausdruck gebracht. 

Was zusammenfassend nach meiner Auffassung 
heute nach dieser Debatte nach draußen gehen sollte 
ist, daß wir neben den Preis- und Marktfragen 
ganz konkret diese Strukturfrage behandelt haben. 
Dann werden unsere Berufskollegen draußen mit 
Sicherheit etwas weniger Angst und Unruhe haben; 
denn ich weiß sehr wohl, daß gerade diese Struktur-
fragen unsere Landwirte aus der Fassung bringen, 
weil daran die Zukunft von Zweidritteln unserer 
Bauernhöfe in der Bundesrepublik hängt. Das ist der 
Grund dafür, das diese echte Sorge ausgelöst worden 
ist, die sich gegenwärtig draußen niederschlägt. 

Die CDU/CSU-Fraktion unterstützt selbstverständ-
lich alle Maßnahmen einer Preis-, einer Markt-, einer 
Struktur- und einer Sozialpolitik. Wir werden in den 
Ausschüssen Gelegenheit haben, zu den einzelnen 
Gesetzentwürfen, die heute eingereicht worden sind 
und eingereicht werden, Stellung zu nehmen. Ich 
glaube, daß wir da sehr bald vorankommen werden. 

Ich möchte aber dem Bundesminister für Ernäh-
rung auch noch eine Bitte vortragen. Wir haben in 
der Europäischen Gemeinschaft zunächst einmal die 
Auffassung, daß unsere Bodenproduktion in Europa 
sinnvoll verwertet werden soll. Für mich persönlich 
ist es immer etwas mißhellig, wenn ich sehe und 
erfahre, in welch großem Umfang heute Übersee-
futtermittel eingeführt werden, die die Erzeugungs-
chance gewisser Bodenprodukte in Europa früher 
oder später gefährden werden. Ich wäre Ihnen, Herr 
Bundesminister, sehr dankbar — wenn man auf dem 
preispolitischen Gebiet so schwer vorankommt —, 
wenn man seitens des Ministeriums einmal prüfen 
würde, ob bei eingeführten Futtermitteln aus Über-
see eine Verteuerung stattfinden könnte; denn das 
wäre der echte Schutz für die Bodenproduktion, für 
den Getreidebau und alle abhängigen Früchte, die 
wir von unseren Böden in Europa ernten können. 
Diese Frage kann bei einer wachsenden Erzeugungs-
chance in Europa nicht übersehen werden; denn wir 
haben uns in Europa von einer selbstversorgenden 
zu einer produzierenden Landwirtschaft hin ent-
wickelt. Deswegen ist es auch notwendig, daß man 
diese Dinge berücksichtigt. 

Meine Fraktionskollegen haben in den letzten 
Monaten im besonderen die deutsche Marktsituation 
beobachtet. Die deutsche Marktsituation ist gegen-
über der unserer Partnerstaaten benachteiligt, weil 
sowohl in Frankreich als auch in Holland bereits 
Markteinrichtungen vorhanden sind, die unseren 
Markteinrichtungen, den hei uns bestehenden Mög-
l ichkeiten, überlegen sind. Deshalb haben sich meine 
politischen Freunde zusammengesetzt und haben 
das Strukturfondsgesetz entwickelt, das ich Ihnen in 
der Drucksache V/2678 anbiete. Als Begründung 
hierzu trage ich vor, daß wir von der Produktions-
seite her, von der Ausrichtung in der Produktion 
einerseits, und vom Absatz auf land- und ernäh-
rungswirtschaftlichem Gebiete und den Vermark-
tungseinrichtungen her eine Verstärkung unserer 
Marktposition wünschen. Wir haben das Gefühl, 
daß wir, wenn wir das Marktfondsgesetz nicht schaf-
fen und nicht gemeinsam diesen Weg beschreiten, 
mit Sicherheit von unseren Partnern unterwandert 
werden, weil diese die marktordnerischen Maßnah-
men in einer straffen Organisation zusammengefaßt 
haben und weil das, was die Franzosen und die 
Holländer in diesen Markt bringen, auch bei uns 
gegeben sein muß, wenn die Grenzen ab 1. Juli 1968 
nicht mehr vorhanden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deswegen möchte ich auch noch ein Wort zum 
gewerblichen Mittelstand sagen. Es gibt unter Ihnen 
bestimmt Kolleginnen und Kollegen, die hier Be-
denken haben. Dazu darf ich sagen: wir von der 
bäuerlichen Seite wollen nicht haben, daß der ge-
werbliche Mittelstand ein Kontrahent zu uns wird, 
wir wollen, daß er ein Partner wird, in der Form, 
daß er sich in diese Maßnahme mit hineinbegibt 
und daß wir mit dem Mittelstand zusammen dann 
das Instrumentarium schaffen, das wir brauchen, um 
im europäischen Marktgeschehen bestehen zu kön-
nen. Ich darf vielleicht für die Damen und Herren, 
die diesem Gesetzentwurf noch mit etwas Sorge 
entgegensehen, sagen: auch unser verehrter Kollege 
Franz Xaver Unertl, der ja eine große mittelstän-
dische Organisation vertritt, hat dazu sein Jawort 
gegeben, weil er überzeugt ist, daß dieser Gesetz-
entwurf uns in die Lage versetzt, marktpolitisch 
mehr wirksam zu werden, als es in der Vergangen-
heit bei uns der Fall gewesen ist. 

Ich darf Sie deshalb, meine Damen und Herren, 
bitten, dem Gesetzentwurf Drucksache V/2678 Ihre 
Zustimmung zu geben, und darf bitten, ihn dem 
Ernährungsausschuß — federführend — und dem 
Wirtschaftsausschuß — mitberatend — zu über-
weisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, der Abgeordnete Dr. Rinderspacher, den 
ich soeben als Schriftführer bestellt habe, hat seine 
Rede zu Protokoll übergeben *). Ich nehme an, daß 
Sie damit einverstanden sind. 

*) Siehe Anlage 16 
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Die Rednerliste ist erschöpft. Das Wort will noch 

der Herr Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bitte um Ihre 
Nachsicht und um Ihre Geduld; aber einige Er-
klärungen müssen noch gemacht werden. Zunächst 
darf ich mich kurz einer Bemerkung des Herrn Kol-
legen Ertl zuwenden. Es tut mir leid, daß ich nicht 
mehr auf alles eingehen kann, mit dem er uns be-
glückt hat. 

Von zwei Seiten, von der Opposition wie auch 
aus dem Koalitionsbereich, ist kritisiert worden, 
daß ich im Grünen Bericht eine neue Methode er-
gänzend gebracht hätte, nämlich einen Gewinnver-
gleich. Ich verstehe, offen gestanden, nicht, warum 
nicht der Berufsstand diesen Vorschlag gemacht hat 
und warum es diesen beiden Kritikern nicht mög-
lich ist, dieser Methode ein gewisses Interesse ab-
zugewinnen. Erstens einmal kann es gar keinen 
Zweifel geben, daß es unangemessen ist, einen 
Lohnvergleich und einen Unternehmervergleich zu 
ziehen, so wie das Landwirtschaftsgesetz das vor-
schreibt. Das mag damals als Behelfslösung durch-
aus seinen Wert gehabt haben, und ich will diese 
Lösung jetzt gar nicht aufgeben. Sie ist uns ge-
setzlich vorgeschrieben. Was wir aber haben müs-
sen, ist ganz etwas anderes. Wir bemühen uns um 
die Rechenhaftigkeit im landwirtschaftlichen Be-
trieb, wir machen Auflagen in Richtung Buchfüh-
rung. Warum? Um den Landwirten die Möglichkeit 
zu geben und sie anzuhalten, sich mit ihren Be-
triebstatbeständen wirklich in einer eigenen Ana-
lyse vertraut zu machen, damit ein unternehme-
risches Denken in diesem Bereich einkehrt. Wenn 
bei diesem Gewinnvergleich — der zunächst noch 
sehr einfach und unvollkommen ist, das haben wir 
selber zugegeben — und wenn ein Gewinn ausge-
wiesen wird, bei dem es in der Vorlage heißt, daß 
die Löhne mit enthalten sind, und ein Gewinn von 
10 000 oder 12 000 DM ausgewiesen wird, dann ist 
das ein so bescheidenes Ergebnis als Gewinnver-
gleich, daß daraus mehr zu gewinnen ist und eine 
bessere Aussage auch im Interesse der Landwirt-
schaft gefolgert werden kann. Ich darf die Herren 
Kritiker bitten, sich einmal mit dieser Seite ver-
traut zu machen. Auf jeden Fall ist das eine Aus-
sage, die betriebswissenschaftlich gerechtfertigt ist 
und die im Endergebnis zu besseren Argumenten 
führt. 

In der Debatte wurde wiederholt davon gespro-
chen, daß bei den Demonstrationen immer wieder 
die Forderung des Bundeswirtschaftsministers eine 
Rolle spiele, im Rahmen der Konjunkturpolitik die 
Massenkaufkraft durch eine Lohnerhöhung im Rah-
men der sozialen Symmetrie zu heben. Meine Da-
men und Herren, das ist nicht eine Forderung des 
Bundeswirtschaftsministers, sondern das ist ein Be-
schluß der Bundesregierung, der sich auf den Sach-
verständigenbericht und die Stellungnahme der Bun-
desregierung bezieht. Sie wissen, daß die sehr 
schwierige und kunstvolle moderne Konjunkturpoli

-

tik sich aus einer ganzen Reihe zum Teil antago-
nistischer Bestandteile zusammensetzt und daß glo-
bale Maßnahmen zur Stärkung der Massenkauf-
kraft sich zusammen mit strukturpolitischen Maß-
nahmen in eine gemeinsame Ordnung fügen müs-
sen. Gleichzeitig gibt es Haushaltsbeschränkungen 
und Umlagerungen im Haushalt von konsumtiven 
in produktive und investive Ausgaben. Aber alles 
das zusammen ist ein Bezugsnetz, das nur in der 
Gesamtheit diese Wirkung verspricht. Ich glaube, 
man kann diesem Einwand, der der Öffentlichkeit 
schwer verständlich zu machen ist, am besten da-
durch begegnen, daß sich das Bundeswirtschafts-
ministerium bemüht, die Öffentlichkeit etwas inten-
siver darauf aufmerksam zu machen. Es sind Zu-
sammenhänge, die für mich auch vom agrarpoli-
tischen Bereich nicht uninteressant sind, und zwar 
deswegen, weil uns im Jahre 1967 die Konjunktur-
politik im agrarpolitischen Bereich verlassen hat. 
Aber es gibt noch etwas viel Interessanteres. Ich 
möchte mit diesem Zuge mitfahren, auf ihn auf-
steigen, meine Damen und Herren, und auch daran 
könnte man denken. Es muß nicht alles so direkt 
und so brutal ausgesprochen werden. Aber ich habe 
schon einen Platz in diesem Zuge abonniert, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und das entspricht auch der Meinung der Bundes-
regierung. Ich glaube, daß diese Formulierung auch 
bei den hartgesottenen Agrarpolitikern ein gewis-
ses vorsichtiges Verständnis findet. 

Dem Herrn Kollegen Professor Stein bin ich sehr 
dankbar dafür, daß er auf eine sehr wichtige Ko-
operation hingewiesen hat: die zwischen Industrie 
und Landwirtschaft. Es gibt diese Arbeitsgemein-
schaften, die eine sehr verdienstvolle Tätigkeit aus-
üben. Ich wäre dankbar, wenn sich der Berufsstand 
noch etwas stärker mit dieser Gemeinschaft befas-
sen würde. Es ist eine Symbiose, eine natürliche 
Verbindung, die niemand stören soll. Wir sehen ge-
rade jetzt angesichts eingeschränkter Kaufkraft zum 
erstenmal wachsendes Interessse gewisser Industrie-
bereiche für landwirtschaftliche Probleme. Das ist 
ein Nebenprodukt einer unangenehmen Entwick-
lung, aber ein wertvolles, positives Nebenprodukt, 
und wir sollten es gebrauchen. 

Herr Saxowski, Sie haben den Gesetzesvorschlag 
über die Mobilisierung des Bodens vorgetragen. Das 
ist eine der Möglichkeiten. Die Bundesregierung 
befaßt sich auf dem Pachtsektor bereits seit langer 
Zeit mit dieser Frage. Die Länder haben zum Teil 
Spezialprogramme. Wir sollten das nicht unterlas-
sen, sollten aber nicht glauben, daß damit allein 
die Seligkeit begründet werden könne. Das ist eines 
der Mittel, ein Mittel, das uns von der Landwirt-
schaft selbst vorgewiesen wird, weil sie es ja be-
treibt. Auf der anderen Seite wissen wir, daß neben 
der Bodenmobilisierung sehr asnpruchsvolle Inve-
stitionsanforderungen stehen, die gerade in der 
heutigen Ertragssituation eine gewisse Vorsicht ver-
langen. Ich bin aber durchaus der Meinung, man 
sollte diesem Gedanken nähertreten. 

Herr Reichmann hat gemeint, ich hätte zur Sozial-
politik in der Einbringungsrede nichts oder zum 
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mindestens nur Belangloses gesagt. Nun, ich will 
nicht mit der gleichen Münze zurückzahlen, Herr 
Reichmann; aber ich darf Ihnen empfehlen, im Bul-
letin nachzulesen, was ich dazu gesagt habe. Ich 
habe, glaube ich, sehr viel dazu gesagt, wenn auch 
etwas eingepackt, um nicht all die Geister wachzu-
rufen, die diesen Bestrebungen gar nicht so positiv 
gegenüberstehen. 

Ich habe z. B. gesagt, daß die Altershilfe längst 
ihre Funktion geändert hat. Sie hatte einmal eine 
sehr bedeutsame Übergabehilfefunktion, der sie mit 
große Erfolg gerecht geworden ist. Heute denken 
wir schon etwas weiter. Heute — und das hat sich 
in dem Entwurf der CDU/CSU-Fraktion niederge-
schlagen — verlangen wir von einer Altersversor-
gung eine wirkliche Altersversorgung. Ich bin da-
von überzeugt, daß vieles von der Existenzangst, 
die heute mit Recht als der Kern dieser Demonstra-
tionen und Kundgebungen herausgestellt worden 
ist, verschwinden wird, daß man vieles davon wird 
zum Verschwinden bringen können, wenn man aus 
der bisherigen Altersversorgung eine echte Alters-
versorgung macht, wie wir sie im Handwerk und in 
anderen Bereichen bereits haben. Ob der Weg ge-
gangen werden kann, das in einer eigenen Kasse 
mit den bisherigen Organisationen zu machen, be-
zweifle ich, und zwar deswegen, weil ich schlechte 
Erfahrungen mit schmaler Basis mache. Ich brauche 
das nicht im einzelnen vorzutragen. Ich weiß nicht, 
ob hier nicht eine große gemeinsame Solidarität 
herrschen sollte. Ich habe einmal als Abgeordneter 
und als Vorsitzender der Landesgruppe einen ent-
scheidenden Anteil nehmen können an der Alters-
versorgung des Handwerks, die ja aus einer ande-
ren Entstehungsgeschichte eingebaut ist in den gro-
ßen Bereich, zu dem wir auch erhebliche Beiträge 
leisten. Ich weiß nicht, ob man nicht solche Gedan-
ken anstellen kann. Das läßt sich in wenigen Sätzen 
und Worten nicht mehr ausführen. Aber ich bin 
mißtrauisch gegen kleine eigene Einrichtungen, die 
nicht eine wachsende, sondern eine degressive Basis. 
haben. Es gibt dann auch Prozentsätze und Relatio-
nen, die sich politisch schwer verteidigen lassen. 
Wenn ich die Gewinnermittlung angestellt habe, 
so habe ich damit auch etwas anderes zum Ausdruck 
bringen wollen. Wissen Sie, was ich haben möchte? 
Ich möchte die mithelfenden Arbeitskräfte im Fami-
lienbetrieb in einer ordentlichen Sozialversicherung 
sehen. Dort gehören sie mit ihren Kosten hinein, 
und dann schließt sich diese Überlegung. 

(Beifall hei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Frehsee, Sie haben recht, wenn Sie 
sagen, daß wir auf dem sozialpolitischen Sektor 
keine großen Fortschritte machen konnten, weil das 
Finanzproblem dazwischenliegt. Was haben wir 
denn gemacht? Und was haben wir in der Regie

-

rungskoalition machen müssen? Wir haben den 
Rentnern in der Krankenkasse Auflagen machen 
müssen, wir haben Wartezeiten verlängern müssen, 
wir haben Beiträge erhöhen müssen, alles um wie-
der auf eine Gerade zu kommen. Das war der Grund. 
Die Finanzfrage ist hier ja noch gar nicht angeschnit-
ten. Auf der einen Seite ist an dem Entwurf der 
CDU/CSU kritisiert worden, daß die finanzielle 

Seite nicht beachtet worden sei. Gleichzeitig erhe-
ben Sie die Forderung, nun erhebliche sozialpoliti-
sche Schritte zu tun. Wer würde sie lieber tun als 
ich, meine Damen und Herren? 

Der Beitrag des Herrn Bundeskanzlers ist ein Bei-
trag, den ich empfohlen habe, und er hat diesen 
Teil übernommen. Ich bitte noch einmal, den Part 
meiner Einbringungsrede dazu nachzulesen. 

Herr Frehsee, ich weiß, daß es gerade in der Zeit 
einer Rezession ein langer Weg vom Wunsch und 
von der Forderung bis zur Verwirklichung ist. 

Einige Bemerkungen zum Schluß. Sie haben mit 
Recht gefragt, warum der eingehenden und scho-
nungslosen Diagnose nicht schon gleich in der Ein-
bringungsrede die fertige Therapie gefolgt ist. Hier 
darf ich um Ihr Verständnis bitten. Die Analyse 
allein ist schon etwas. Zur Vorlage einer korrekten 
Analyse gehört auch ein gewisser Mut, und das 
kann sich, wenn sie fortgesetzt wird, zu einer Tat 
verdichten. Aber ohne Analyse kann es keine Thera-
pie geben. Die Analyse der Lage der Landwirt-
schaft war mehr oder weniger ein Problem der Zu-
sammenfassung unserer eigenen Auswertungen und 
der Interpretation neuzeitlicher agrarökonomischer 
Erkenntnisse. Die Konzipierung einer brauchbaren 
Therapie dagegen ist ein politisches, soziales und 
zutiefst menschliches Problem. Ein Berufsstand, der 
ohne sein Verschulden in großer Unruhe ist, läßt 
sich nicht von heute auf morgen beruhigen. Ich habe 
selbst schon Bedenken gegen die Einbringungsrede 
bekommen, weil ich die Schockwirkung gesehen 
habe; denn das hat wohl nicht nur positive, sondern 
auch andere Wirkungen. Aber ich glaubte nicht dar-
auf verzichten zu können, weil es ohne diese 
Schockwirkung einfach nicht geht. Eine solche Thera-
pie muß große menschliche Probleme bewältigen, 
deren Lösung um so größere Schwierigkeiten be-
reitet, als diese Probleme in einer Zeit gelöst wer-
den müssen, die nun einmal voller Ungeduld ist und 
die uns zweitens in einen sehr engen finanziellen 
Rahmen preßt. 

Mit der fortschreitenden Industrialisierung und 
Automatisierung auch der landwirtschaftlichen Pro-
duktion — das ist nicht eine Industrialisierung, die 
wir uns wünschen, sondern das ist eine Arbeitser-
leichterung, eine technische Anpassung, die wir 
brauchen — werden oft jahrtausendealte bäuerliche 
Wertvorstellungen und traditionelle Organisations-
formen der landwirtschaftlichen Produktion in Frage 
gestellt. Das gibt einen psychologischen und seeli-
schen Bruch, den wir mit aller Behutsamkeit in eine 
neue Wirklichkeit überführen müssen. Der berech-
tigte Ruf nach industriegleichen Einkommen und 
nach dem zum Leitbild erhobenen Sozialstatus einer 
arbeitsteiligen Gesellschaft läßt sich in der Land-
wirtschaft im wesentlichen nur durch eine Steige-
rung der Arbeitsproduktivität, und zwar durch Ver-
minderung des Arbeitsaufwandes und durch die 
Nutzbarmachung aller Möglichkeiten moderner Un-
ternehmensformen realisieren. Dabei bin ich etwas 
großzügiger als mein Freund und Kollege Ehnes. 
Ich bin immer der Meinung, daß die Rechtsform ein 
Mittel ist, nicht mehr und nicht weniger. Ich möchte 
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mich nicht an die Gesellschaftsformen AG usw. kle-
ben, das meine ich nicht, aber es gibt moderne For-
men der Gemeinschaft, oft der ganz leichten Koope-
ration, die wir mehr benützen sollten. Ich rede mit 
all diesen Vorstellungen nicht einem modernen 
Bauernlegen das Wort, ich bin im Gegenteil davon 
überzeigt, daß ein breit gestreutes bäuerliches Eigen

-

tum  bei gleichzeitiger Teilnahme der Landbevölke-
rung am wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt 
unter unseren strukturellen Verhältnissen eines über-
füllten und eng besiedelten Raumes am ehesten im 
Rahmen neuer Kooperationsformen innerhalb und 
zwischen den verschiedenen Ebenen, die von der 
Erzeugung zur Weiterverarbeitung und bis zum 
Verkauf, also bis zum Absatz reichen, gefunden 
werden kann. Verschließen wir doch unsere Augen 
nicht vor dieser Wirklichkeit! Sie umgibt uns ja 
schon und wird von der Jugend zum Teil schon be-
geistert aufgenommen. 

Ein rasch zunehmender Anteil auch unserer bäu-
erlichen Betriebe wird heute schon von den Inhabern 
neben einem außerbetrieblichen Hauptberuf bewirt-
schaftet, weil mit fortschreitender Mechanisierung 
die Arbeitskapazität der Betriebsinhaber Gott sei 
Dank rascher zunahm, als sich Möglichkeiten zur 
Aufstockung der Betriebe boten und sich auch in der 
Zukunft bieten werden. Diese Entwicklung wird, 
wie zahlreiche Beispiele in besonders fortgeschritte-
nen Ländern der westlichen Welt zeigen, weiter vor-
anschreiten und nicht ohne Rückwirkung auf die Be-
triebsorganisation im weitesten Sinne dieses Wor-
tes sein können. Spezialisierung, Inanspruchnahme 
fremder Dienstleistungen gegen Bezahlung, vertrag-
liche Regelungen mit Zulieferern und Weiterver-
arbeitern, kurzum die Bereitschaft zur Arbeitstei-
lung und zur Delegation der sich auch im Agrarbe-
reich zunehmend differenzierenden Funktion als 
Spezialisten lassen einen neuen landwirtschaftlichen 
Unternehmertyp entstehen, der sowohl in bezug auf 
sein Einkommen als auch auf seine soziale Sicherheit 
den Vergleich mit anderen Wirtschaftsbereichen 
nicht zu scheuen braucht und gleichwohl im länd-
lichen Raum seine gesellschaftspolitischen Funktio-
nen besser als heute zu erfüllen vermag. 

Eine entscheidende Voraussetzung dieser begrü-
ßenswerten und modernen Entwicklung — und hier 
zeigen sich die engen Wechselbeziehungen zwischen 
unseren agrarpolitischen Zielvorstellungen und der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik — ist freilich eine 
weitere konjunkturelle Aufwärtsentwicklung, vor 
allem in den Regionen, die bisher im Konjunktur-
schatten des Wirtschaftswunders gestanden haben 
und noch stehen. 

Von ganz entscheidender Bedeutung ist heute 
die Rationalisierung der Vermarktung — und das, 
Herr Dr. Schmidt, haben Sie mit Recht herausge-
stellt — der ganzen landwirtschaftlichen Produktion 
in einer Zeit des Überangebots. Bei den meisten 
landwirtschaftlichen Grundprodukten ist nicht mehr 
das Produzieren, sondern das Verkaufen der Ware 
das Problem Nr. 1. Hier hat die deutsche Landwirt-
schaft im zunehmend härter werdenden Wettbewerb 
um die europäischen und die außereuropäischen 
Märkte in der deutschen Ernährungsindustrie und 

im Deutschen Nahrungsmittelhandel potente und 
auch international leistungsfähige Verbündete und 
Alliierte, um deren Partnerschaft sie sich mehr als 
bisher bemühen sollte. 

Die Bundesregierung wird alles in ihrer Kraft 
Stehende tun, um durch eine Verbesserung der 
Markttransparenz, durch die erforderlichen Handels-
klassenregelungen sowie durch die Förderung von 
Erzeugergemeinschaften und zentralen Verwer-
tungs- und Absatzeinrichtungen in den wichtigsten 
Produktionsgebieten die Voraussetzungen für eine 
expansive Marktstrategie zu schaffen, um der kon-
zentrierten Nachfrage über die Vereinigungen, die 
auch die EWG vorsieht, ein konzentriertes und 
qualitativ hochstehendes Angebot entgegenzusetzen. 
Die Bundesregierung wird noch in diesem Jahr u. a. 
auf dem Obst- und auf dem Fleischgebiet Modell-
einrichtungen errichten helfen, um die Anziehungs-
kraft des Beispiels für diesen Gedanken wirksam 
zu machen und einzusetzen. 

Sie werden mir gewiß zugeben, daß die Pro-
grammierung einer in sich geschlossenen Therapie 
durch die im Grundgesetz geregelte Aufteilung der 
Kompetenzen zwischen Bund und Ländern nicht 
gerade erleichtert wird. Im Agrarbereich kommen 
neuerdings die vielseitigen und in ihrer Reichweite 
noch nicht im einzelnen absehbaren Zuständigkeiten 
der Brüsseler Organe als erschwerendes Faktum 
hinzu. Jede dieser Ebenen hat ihren eigenen zeit-
lichen und politischen Rhythmus. Ich brauche hier 
nicht zu betonen, daß sich das gewünschte Pro-
gramm und die Therapie der Haushaltswirklichkeit 
anzupassen haben. Bei den meisten Positionen be-
stehen rechtliche Bindungen, das wissen Sie selbst, 
und für neue Aufgaben bzw. Änderungen in der 
Zielsetzung gibt es zunächst keine nennenswerten 
zusätzlichen Mittel. Es konnte lediglich durch gegen-
seitige Deckungsfähigkeit eine bessere Ausnutzung 
erreicht werden, und ich bin dem Haushaltsausschuß 
sehr dankbar, der ausgerechnet am heutigen Tage 
zum erstenmal eine sehr großzügige Beweglichkeit 
beschlossen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Gleichzeitig hat er den Grundsatz aufgestellt 	ich 
glaube, das ist auch erstmals im Haushaltsausschuß 
geschehen, und das ist eine Leistung der Großen 
Koalition in diesem Haushaltsausschuß für die Land-
wirtschaftspolitik gewesen —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß die Beträge, die ja vom Parlament gewollt wer-
den, voll ausgeschöpft werden, Damit können zum 
erstenmal mit einer vernünftigen 'Aussicht auf Er-
folg auch neue Aufgaben in Angriff genommen wer-
den. 

Jede Agrarpolitik muß sich diesen Grundtat-
sachen unterwerfen. Es gibt aber keine Agrarpolitik, 
die allein und einzig aus der ökonomischen Logik 
entwickelt werden könnte. Idi gebe insoweit dem 
Kollegen Ertl recht. Sicherlich werden wir einmal 
auch daran gemessen werden, inwieweit wir neben 
rein wirtschaftlichen auch die gesellschaftlichen 
Funktionen der Landwirtschaft berücksichtigt haben. 
Die Landwirtschaft ist genausowenig wie andere 
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Bereiche in der Lage, ihre Probleme allein zu lösen. 
Sie ist heute mehr denn je darauf angewiesen, daß 
ihr die übrigen Glieder der Volkswirtschaft bei der 
Lösung ihrer Probleme aus gesellschaftspolitischer 
Verantwortung helfen. Dazu gehören alle Maßnah-
men der Infrastruktur, des Schulwesens, der Bil-
dungseinrichtungen und der regionalen Wirtschafts-
entwicklung. Damit wird deutlich, daß sich die 
Agrarpolitik nicht allein auf das Landwirtschafts-
ministerium stützen kann. Alle anderen Ressorts 
haben bei der Lösung der Agrarprobleme eine ent-
scheidende Mitverantwortung. 

Die Landwirtschaft hat freilich wertvolle Gegen-
leistungen zu bieten, die von der Ernährungssiche-
rung bis zur Erhaltung und Pflege des ländlichen 
Raumes reichen und sich darin keineswegs er-
schöpfen. Diese Bereitschaft der anderen Teile des 
Volksganzen zur Hilfe ist aber nur dann zu erwar-
ten, wenn deutlich wird, daß es sich um Hilfe zur 
Selbsthilfe handelt, die mit einer überzeugenden 
Zielsetzung verbunden ist und glaubwürdig auch zu 
einer entscheidenden Gesundung führen kann. 

In der Einbringungsrede wurde auch mit einer 
Reihe von Fehlurteilen aufgeräumt wie z. B. der 
viel umstrittenen Betriebsgrößenfrage. Es kann 
nicht Aufgabe der staatlichen Agrarpolitik sein, nur 
eine bestimmte Betriebsform zu fördern. Ich bin der 
Auffassung, daß allein die Einkommensmöglichkei-
ten in den jeweiligen Betrieben den entscheidenden 
Ansatzpunkt der verschiedenen Maßnahmen bilden 
können. Je nach der Ausgangssituation der Betriebe 
hinsichtlich ihrer Ausstattung mit Boden, Arbeit und 
Kapital gibt es objektiv verschiedene Wege, eine 
Einkommensverbesserung zu erreichen, über die 
relativ teure und schwierige Aufstockung, die Auf-
nahme von zusätzlicher Erwerbstätigkeit in außer-
landwirtschaftlichen Bereichen, nicht zuletzt aber 
durch die Verminderung der Kosten durch moderne 
Gemeinschaftsformen, die sich nicht nur auf eine 
gemeinsame Maschinenhaltung beschränken dür-
fen. Niemand will jemanden aus der Landwirtschaft 
oder aus der Beteiligung 

(Zurufe: Fleißarbeit!) 

seiner Flächen verdrängen. Im Gegenteil! Obwohl 
es in diesem Zusammenhang nicht geringe Markt-
probleme gibt, — -- 

(Zurufe: Geben Sie Ihre Rede doch zu Pro

-

tokoll!) 

– Nein, ich kann das nicht zu Protokoll geben. Ich 
habe den größten Teil schon gestrichen. Ich muß 
diese Ausführungen machen. Diese Geduld müssen 
Sie doch aufbringen; ich war so geduldig Ihnen ge-
genüber. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, selbstverständlich kann auch ein Minister eine 
Rede zu Protokoll geben. Das Haus ist großzügig. 

(Beifall.) 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Meine Damen und Herren, 
ich will es noch viel kürzer machen; ich sehe, die 
Ungeduld übersteigt alles. 

Ich möchte aber noch ein Problem deutlich anspre-
chen, ein. besonderes Phänomen, das hier einige 
Male apostrophiert worden ist, nämlich daß gerade 
auch größere Betriebe z. B. Schleswig-Holsteins und 
Niedersachsens, die aus der Gesindeverfassung un-
vorbereitet und sehr schnell auf die Mechanisie-
rungsphase umschalten mußten, in Schwierigkeiten 
geraten sind, ohne daß man Vorwürfe erheben 
könnte. Die Marktferne dieser Gebiete hat die Span-
nungen verschärft und hohe Verschuldungen zur 
Folge gehabt. Die Bundesregierung beobachtet diese 
Entwicklung mit großer Aufmerksamkeit und wird 
zusammen mi t  den zuständigen Ländern diese Fra-
gen vor allem auch wegen der Konsolidierung der 
Liquiditätsseite prüfen. 

Ich komme nun zum Schluß und darf zusammen-
fassen. Im Mittelpunkt unserer agrarpolitischen 
Überlegungen steht der Mensch mit seinen unver-

äußerlichen Rechten und nicht ein bestimmtes Be-
triebssystem. Ich werde dem Kabinett in wenigen 
Monaten ein geschlossenes System von Maßnahmen 
vorschlagen. In dieser Programmierung einer mittel-
fristigen. Agrarpolitik, an der bereits gearbeitet wird, 
wird solchen Maßnahmen der Vorrang eingeräumt 
werden, die sich in. der Vergangenheit als besonders 
wirkungsvoll erwiesen haben. Es gibt aber auch eine 
Reihe von neuen Maßnahmen und Akzenten, die uns 
vo n  der stürmischen Entwicklung abverlangt werden. 
Ich bitte Sie noch um einige Monate Geduld, um 
Ihren Rat und um Ihre Hilfe und um Konkretisierung 
all unserer Überlegungen im Haushalt. 

Der Haushaltsausschuß hat Ihnen ein Beispiel ge-
geben. Ich bitte, diesem Beispiel zu folgen. 

Ich darf Ihnen herzlich danken. für die Bereitschaft, 
einen Nachmittag für die Landwirtschaft zu disku-
tieren. Ich danke der Landwirtschaft, die es schwer 
hat, die uns ein Beispiel von Anpassung und von 
einer Berufstreue gegeben hat, das uns anspornen 
muß, diesem Beispiel durch eine entsprechende Ge-
genleistung gerecht zu werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird noch das Wort gewünscht? — Frau Ab-
geordnete Griesinger hat eine Rede zu Protokoll ge-
geben *) Das Haus ist damit einverstanden. 

(Beifall.) 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Ich schlage Ihnen vor, den Grünen Bericht auf 
Drucksache V/2540 an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — federführend — so-
wie an den Haushaltsausschuß — mitberatend und 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung — zu überweisen. 

Widerspruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich schlage Ihnen vor, den Entschließungsantrag auf 
Umdruck 364 an den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten, denjenigen auf Umdruck 
365 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 

*) Siehe Anlage 17 
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und Forsten sowie an den Haushaltsausschuß gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung zu überweisen, in gleicher 
Weise den Antrag auf Umdruck 366. — Widerspruch 
erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich komme nunmehr zu den Gesetzentwürfen. Ich 
schlage Ihnen folgende Überweisungen vor: 

Den Gesetzentwurf auf Drucksache V/2663 an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
— federführend — an den Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen — mitberatend — und an 
den Haushaltsausschuß — sowohl mitberatend als 
auch gemäß § 96 der Geschäftsordnung. — Wider-
spruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Den Gesetzentwurf auf Drucksache V/2655 an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten — federführend —, an den Ausschuß für Wirt-
schaft und Mittelstandsfragen — mitberatend — 
sowie an den Haushaltsausschuß — mitberatend und 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung. — Widerspruch 
erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Den Gesetzentwurf auf Drucksache V/2672 an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und. Forsten 
— federführend —, an den Haushaltsausschuß — 
mitberatend und gemäß § 96 der Geschäftsordnung. 
— Widerspruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Den Gesetzentwurf auf Drucksache V/2678 an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
— federführend , an den Ausschuß für Wirt-
schaft und Mittelstandsfragen — mitberatend — so-
wie an den Haushaltsausschuß — mitberatend und 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung. — Widerspruch 
erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän-
zung des Schiffsbankgesetzes 
— Drucksache V/2276 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen (15. Ausschuß) 
— Drucksache V/2562 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Regling 
(Erste Beratung 139. Sitzung) 

Ich danke dem Berichterstatter für seinen Schrift-
lichen Bericht und rufe in zweiter Beratung Art. 1, 
2, 3, Einleitung und Überschrift auf. — Das Wort 
wird nicht begehrt. Wer den aufgerufenen Bestim-
mungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe! — 
Es  ist so beschlossen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Ge-
setzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Ge-
genprobe! — Ich sehe keine Gegenstimme. Ent-
haltungen? — Keine Enthaltungen. Einstimmig an-
genommen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Titels IV der 
Gewerbeordnung 
— Drucksache V/2071 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirt-
schaft und Mittelstandsfragen (15. Ausschuß) 
— Drucksachen V/2577, zu V/2577 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Schmidhuber 
(Erste Beratung 121. Sitzung) 

Ich danke dem Berichterstatter für seinen Schrift-
lichen Bericht. Ich rufe in zweiter Beratung Art. 1 
bis 5, Einleitung und Überschrift auf. — Das Wort 
wird nicht begehrt. Wer den aufgerufenen Bestim-
mungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Es 
ist so beschlossen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz-
entwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Ich sehe keine Gegenstimmen. Enthal-
tungen? — Keine Enthaltungen. Einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsge-
setzes (7. Änderung) und des Gesetzes über 
das Luftfahrt-Bundesamt (1. Änderung) 
— Drucksache V/2296 — 

Schriftlicher Bericht des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 
— Drucksache V/2579 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Meister 
(Erste Beratung 139. Sitzung) 

Der Berichterstatter, der Abgeordnete Meister, 
wünscht das Wort zu einer kurzen Erklärung. 

Meister (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Entschuldigen Sie vielmals, daß 
ich Sie heute abend zu so später Stunde noch wenige 
Minuten aufhalten muß. Bei der Einbringung des 
Antrags Drucksache V/2296, der zur Beratung steht, 
war noch nicht zu übersehen, bis zu welchem Zeit-
punkt das Gesetz verkündet werden könne. Es kann 
nunmehr davon ausgegangen werden, daß die Ver-
kündung bis zum 1. Mai 1968 erfolgen wird. Da eine 
Frist von etwa vier Wochen zwischen Verkündung 
und Inkrafttreten für den Erlaß der gleichzeitig in 
Kraft zu setzenden Durchführungsverordnungen 
notwendig, aber auch ausreichend ist, wird als Zeit-
punkt des Inkrafttretens der 1. Juni 1968 vorgeschla-
gen. In Art. 5 der Vorlage ist also das Datum 
„1. Juni 1968" einzufügen. 
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Meister 
Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, diesem 

Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seinen Schriftlichen Be-
richt und für die Ergänzung und rufe in zweiter 
Beratung die Art. 1 bis 4 auf. Wer den aufgerufenen 
Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Es ist so beschlossen. 

Art. 5! — Der Antrag des Berichterstatters ist 
bekannt. Wer Art. 5 in dieser Fassung anzunehmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Es ist so beschlossen. 

Einleitung und Überschrift! — Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Es 
ist so beschlossen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung. 

— Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich von seinem Platz zu 
erheben. Ich sehe keine Gegenstimmen. — Ent-
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Holzstatistik 
— Drucksache V/2180 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache V/2598 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Röhner 

b) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(17. Ausschuß) 

— Drucksache V/2597 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Saxowski 

(Erste Beratung 129. Sitzung) 

Ich danke den Berichterstattern für ihre Berichte 
und rufe in zweiter Beratung die §§ 1 bis 8, Ein-
leitung und Überschrift auf. — Das Wort wird nicht 
begehrt. 

Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Es ist so beschlossen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung. 

— Eine Aussprache wird nicht gewünscht. 

Ich komme zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. Enthaltun-
gen? — Keine Enthaltungen. Einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbe-
ordnung 
— Drucksache V/2592 — 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 
Ich schlage vor, den Gesetzentwurf zu überweisen 
an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen als federführenden Ausschuß und an den 
Rechtsausschuß zur Mitberatung. — Widerspruch 
erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu den 
Protokollen Nr. 2, 3 und 5 und zur Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten 
— Drucksache V/2583 — 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 
Ich schlage vor Überweisung an den Rechtsausschuß 
als federführenden Ausschuß sowie an den Aus-
wärtigen Ausschuß und den Innenausschuß zur Mit-
beratung. — Widerspruch erfolgt nicht; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 22. Dezember 1966 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich über Soziale Sicherheit 
und zu der Vereinbarung vom 22. Dezem-
ber 1966 zur Durchführung des Abkommens 
— Drucksache V/2584 — 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 
Ich schlage Ihnen vor Überweisung an den Ausschuß 
für Sozialpolitik als federführenden Ausschuß sowie 
an den Ausschuß für Familien- und Jugendfragen zur 
Mitberatung. — Widerspruch erfolgt nicht; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Abwicklung der 
der landwirtschaftlichen Entschuldung 
— Drucksache V/2586 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 
Ich schlage Ihnen, vor, den Gesetzentwurf an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zu überweisen. — Widerspruch erfolgt nicht; es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung der Wirtschaftspläne des 
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ERP-Sondervermögens für das Rechnungsjahr 
1968 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 1968) 

Drucksache V/2625 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 
Ich schlage Ihnen vor Überweisung an den Aus-
schuß für das Bundesvermögen als federführenden 
Ausschuß sowie an den Haushaltsausschuß und an 
den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
zur Mitberatung. — Widerspruch erfolgt nicht; es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des ERP-Investitionshilfegesetzes 
— Drucksache V/2626 --- 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 
Ich schlage Ihnen vor Überweisung an den Ausschuß 
für das Bundesvermögen als federführenden Aus-
schuß sowie an den Haushaltsausschuß und den 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen zur 
Mitberatung. — Widerspruch erfolgt nicht; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Übersicht 18 des Rechtsaus-
schusses (12. Ausschuß) über die dem Deut-
schen Bundestag zugeleiteten Streitsachen 
vor dem Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache V/2563 — 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. --- 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Es ist einstimmig 
so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für das Bundesvermögen (23. Aus-
schuß) über den Antrag des Bundesministers 
der Finanzen 

betr. Veräußerung einer Teilfläche des ehe-
maligen Flugplatzes Köln-Ostheim an die 
Firma Dr. Madaus & Co. in Köln 
— Drucksachen V/2311, V/2602 —
Berichterstatter: Abgeordneter Strohmayr 

Ich danke dem Berichterstatter für seinen Schrift-
lichen Bericht. Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. Enthal-
tungen? — Keine Enthaltungen. Einstimmig ange-
nommen. 

ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für das Bundesvermögen (23. Aus-
schuß) über den Antrag des Bundesministers 
der Finanzen 

betr. Veräußerung einer Teilfläche des Grund-
stücks in Berlin-Moabit, Kruppstr. 2 bis 4, an 
das Land Berlin 

Drucksachen V/2462, V/2603 —
Berichterstatter: Abgeordneter Strohmayr 

Ich danke dem Berichterstatter für seinen Schrift-
lichen Bericht. Das Wort wird nicht begehrt. Wer 
dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. Ent-
haltungen? — Keine Enthaltungen. Einstimmig an-
genommen. 

Punkt 19 macht eine Debatte erforderlich und wird 
zurückgestellt. 

Ich rufe die Punkte 20 bis 26 auf. Es handelt sich 
um Berichte über EWG-Vorlagen: 

20. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (17. Ausschuß) über den von der Bun-
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften für eine Verordnung des 
Rats über den Beitrag des EAGFL zur Be-
hebung der in Italien im Jahre 1967 durch 
die afrikanische Schweinepest verursachten 
Schäden 
— Drucksachen V/2419, V/2588 —

Berichterstatter: Abgeordneter Bewerunge 

21. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (17. Ausschuß) über den von der Bun-
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften für eine Verordnung des 
Rats zur Abänderung und Ergänzung des Ar-
tikels 20 der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
über die Bedingungen für die Beteiligung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft 
— Drucksachen V/2459, V/2599 
Berichterstatter: Abgeorneter Knobloch 

22. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Gesundheitswesen (11. Aus-
schuß) über die von der Bundesregierung zur 
Unterrichtung vorgelegten Vorschläge der 
Kommision der Europäischen Gemeinschaften 
für 

a) eine dritte Richtlinie des Rats für die An-
gleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über Arzneispezialitäten 

b) eine Entschließung des Rats über die An-
gleichung der Rechtsvorschriften über 
Angleichung der Rechtsvorschriften über 
Arzneispezialitäten 

— Drucksache V/2446, V/2605 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Brenck 
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23. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Sozialpolitik (18. Ausschuß) über 
den von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der Kommission 
der EWG für eine Verordnung des Rats zur 
Änderung und Ergänzung der Verordnungen 
Nr. 3 und Nr. 4 über die soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer (Änderungen ver-
schiedener Anhänge) 
— Drucksachen V/2445, V/2609 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Kühn (Hildes-
heim) 

24. Beratung des Mündlichen Breichts des Innen-
ausschusses (6. Ausschuß) über den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften für eine Verordnung des Rats zur 
Festlegung des Statuts der Beamten der 
Europäischen Gemeinschaften und zur Ein-
führung von Sondermaßnahmen, die vor-
übergehend auf die Beamten der Kommission 
anwendbar sind 
— Drucksachen V/2272, V/2622 
Berichterstatter: Abgeordneter Schmitt-Vok-
kenhausen 

25. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (17. Ausschuß) über die von der  Bun-
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschläge der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats betreffend die Ver-
längerung der Verordnung Nr. 361/67/EWG 
für Getreide- und Reisverarbeitungserzeug-
nisse mit Ursprung in den assoziierten afrika-
nischen Staaten und Madagaskar oder in den 
überseeischen Ländern und Gebieten 

eine Verordnung des Rats über die Durch-
führungsbestimmungen zur Regelung der Ein-
fuhr von aus der Türkei stammenden und 
eingeführten Zitrusfrüchten 
— Drucksachen V/2455, V/2458, V/2624 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Blume 

26. Beratung des Schriftlichen Berichts des 
Finanzausschusses (14. Ausschuß) über die 
von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschläge der Kommission der 
EWG für eine Verordnung des Rats über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Rohtabak 

eine Verordnung des Rats über die anderen 
Verbrauchsteuern auf Tabakwaren als die 
Umsatzsteuer, sowie Entwurf einer Entschlie-
ßung des Rats betreffend die Verbrauch-
steuern auf Tabakwaren 

eine Verordnung des Rats über die staatlichen 
Handelsmonopole für Tabakwaren 

eine Verordnung des Rats betreffend die 
assoziierten afrikanischen Staaten und Mada

-

gaskar und die überseeischen Länder und 
Gebiete 
— Drucksachen V/2039, V/2611 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Krammig 

in Verbindung damit 

Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung über 
die von der Bunderegierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschläge der Kommission der 
EWG für eine Verordnung des Rats über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Rohtabak 

eine Verordnung des Rats über die anderen 
Verbrauchsteuern auf Tabakwaren als die 
Umsatzsteuer sowie Entwurf einer Entschlie-

ßung des Rats betreffend die Verbrauchsteu-
ern  aus Tabakwaren 

eine Verordnung des Rats über die staat-
lichen Handelsmonopole für Tabakwaren 

eine Verordnung des Rats betreffend die asso-
ziierten afrikanischen Staaten und Madagas-
kar und die überseeischen Länder und Ge-
biete 
– Drucksache V/2612 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Röhner 

Wünschen die Berichterstatter das Wort? — Das 
 ist nicht der Fall. Das Wort zur Aussprache wird 

nicht gewünscht. 

Ich komme zur Abstimmung über die Ausschuß-
anträge auf den Drucksachen V/2588, V/2599, V/2605, 
V/2609, V/2622, V/2624, V/2611. Zum Ausschußantrag 
auf Drucksache V/2611 liegt ein Bericht des Haus-
haltsausschusses gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
auf Drucksache V/2612 vor. Wer den aufgerufenen 
Drucksachen und den Ausschußanträgen zuzustim

-

men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegenstim-
men. Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Einstim-
mig beschlossen. 

Ich rufe Punkt 27 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des 
Finanzausschusses (14. Ausschuß) über den 
Antrag der Abgeordneten Reichmann, Dr. 
Rutschke, Jung, Mauk, Schultz (Gau-Bischofs-
heim), Freiherr von Gemmingen und der 
Fraktion der FDP betr. EWG-Marktordnung 
für Rohtabak 

— Drucksachen V/2175, V./2617 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Krammig 

Ich danke denn Berichterstatter für seinen Schrift-
lichen  Bericht. 

In Verbindung damit wird aufgerufen: 

Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung über 
den Antrag der Abgeordneten Reichmann, 
Dr. Rutschke, Jung, Mauk, Schultz (Gau- 
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Bischofsheim), Freiherr von Gemmingen und 
der Fraktion der FDP betr. EWG-Marktorga-
nisation für Rohtabak 
— Drucksache V/2618 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Röhner 

Ich danke dem Berichterstatter. Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer dem Ausschußantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Einstimmig an-
genommen. 

Ich rufe Punkt 28 auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des 
Finanzausschusses (14. Ausschuß) über den 
Antrag der Fraktion der FDP betr. Erhöhung 
der Brennrechte bei Kartoffeln 
— Drucksachen V/2193, V/2619 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Ahrens (Salz-
gitter) 

in Verbindung damit 

Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung über 
den Antrag der Fraktion der FDP betr. Erhö-
hung der Brennrechte bei Kartoffeln 
— Drucksache V/2620 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Windelen 

Ich danke dem Abgeordneten Ahrens (Salzgitter) 
für seinen Schriftlichen Bericht, auch dem Abgeord-
neten Windelen für den Bericht des Haushaltsaus-
schusses. Das Wort wird nicht begehrt. Wer dem 
Ausschußantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Zwei Gegenstimmen, 
aber keine Enthaltung. 

Ich rufe Punkt 29 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für das Bundesvermögen (23. Aus-
schuß) über den Bericht des Bundesschatz-
ministers über die Durchführung des ERP-
Investitionshilfegesetzes gemäß § 3 Abs. 2 
des ERP-Investitionshilfegesetzes vom 17. Ok-
tober 1967 (BGBl. I S. 989) 
— Drucksache V/2596 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Frerichs 

Abgeordneter Lange 

Ich danke den Berichterstattern für ihren Schrift-
lichen Bericht. Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. Keine Gegenstimmen. Enthaltun-
gen? — Keine Enthaltungen. Einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe Punkt 30 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des 
Finanzausschusses (14. Ausschuß) über die 
von der Bundesregierung beschlossene Ver-
ordnung zur Einschränkung der Begünstigung 

des § 27 des Zollgesetzes für den Luftfahr-
zeugbau 
— Drucksachen V/2474, V/2613 —
Berichterstatter: Abgeordneter Feuring 

Ich danke dem Berichterstatter für seinen Schrift-
lichen Bericht. Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Meine Damen und Herren, ich komme nunmehr zu 
den Zusatzpunkten. Ich rufe zuerst auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstandsfra-
gen (15. Ausschuß) über die von der Bundes-
regierung beschlossene Sechsunddreißigste 
Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1967 (Zollaussetzungen für Tee, 
Pilchards und Pfifferlinge) 
— Drucksachen V/2615, V/2644 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Preiß 

Ich danke dem Berichterstatter für seinen Schrift-
lichen Bericht. Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
der Verordnung im Sinne des Ausschusses zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegen-

stimmen. — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. 
Einstimmig beschlossen. 

Ich rufe den nächsten Zusatzpunkt auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen (15. Ausschuß) über die von der  Bun-
desregierung beschlossene Siebenunddrei-
ßigste Verordnung zur Änderung des Deut-
schen Zolltarifs 1967 (Zollkontingente für 
Pflaumen und Verschnittrotwein — 1968) 
— Drucksachen V/2616, V/2645 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Staratzke 

Ich danke dem Berichterstatter für seinen Schrift-
lichen Bericht. Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
dem Antrag des Ausschusses, der Verordnung zuzu-
stimmen, zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Keine Ent-
haltungen. Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe den weiteren Zusatzpunkt auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundes-
besoldungsgesetzes 
— Drucksache V/2378 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache V/2655 -- 

Berichterstatter: Abgeordneter Bremer 
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b) Schriftlicher Bericht des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 

— Drucksache V/2649 

Berichterstattter: Abgeordneter Hübner 

(Erste Beratung 146. Sitzung) 

Ich danke den Berichterstattern für ihre Berichte. 
Eine Ergänzung ist nicht notwendig. 

Ich rufe in zweiter Beratung auf die §§ 1 bis 3, 
Einleitung und Überschrift. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. Wer den aufgerufenen Bestimmungen 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Es ist 
so beschlossen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung 

Das Wort wird nicht begehrt. Wer dem Gesetzent-
wurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe.  — Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? - 
Keine Enthaltungen. Einstimmig angenommen. 

Damit, meine Damen und Herren, haben wir die 
heutige Tagesordnung erledigt. Ich berufe die 
nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf

-

morgen, Donnerstag, den 14. März, 9 Uhr. Die 
Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.12 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Dr. Achenbach * 15. 3. 
Dr. Aigner * 15. 3. 
Frau Albertz 13. 3. 
Dr. Apel * 15. 3. 
Arendt (Wattenscheid) * 15. 3. 
Dr. Artzinger ' 15. 3. 
Bading * 15. 3. 
Behrendt * 15. 3. 
Berendsen 16. 3. 
Bergmann * 15. 3. 
Dr. Birrenbach 15. 3. 
Dr. Brenck 15. 3. 
Buchstaller 15. 3. 
Dr. Burgbacher * 15. 3. 
Corterier * 15. 3. 
Deringer * 15. 3. 
Dichgans * 15. 3. 
Dr. Dittrich * 15. 3. 
Dröscher * 15. 3. 
Frau Dr. Elsner 6. 4. 
Frau Enseling 15. 3. 
Dr. Erhard 19. 3. 
Faller * 15. 3. 
Felder 15. 3. 
Fellermaier * 15. 3. 
Dr. Furler * 15. 3. 
Gerlach * 15. 3. 
Hahn (Bielefeld) * 15. 3. 
Hamacher 6. 4. 
Frau Dr. Heuser 16. 3. 
Illerhaus * 15. 3. 
Dr. Imle 16. 3. 
Jahn (Marburg) 13. 3. 
Dr. Jungmann 20. 3. 
Klinker * 15. 3. 
Dr. Kopf 15. 3. 
Kriedemann * 15. 3. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm. 31. 3. 
Kulawig * 15. 3. 
Kunze 1. 6. 
Frau Kurlbaum-Beyer 24. 3. 
Lautenschlager * 15. 3. 
Lemmer 6. 4. 
Lenz (Brühl) * 15. 3. 
Dr. Löhr * 15. 3. 
Dr. Lohmar 15. 3. 
Lücker (München) * 15. 3. 
Mauk * 15. 3. 
Memmel * 15. 3. 
Metzger * 15. 3. 
Michels 13. 3. 
Müller (Aachen-Land) * 15. 3. 
Richarts * 15. 3. 

Für die Teilnahme an einer Tagung des Europäischen 
Parlaments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Riedel (Frankfurt) * 15. 3. 
Dr. Schulz (Berlin) 23. 3. 
Springorum * 15. 3. 
Dr. Starke (Franken)*  15. 3. 
Stücklen 15. 3. 
Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell 6. 4. 
Weimer 16. 3. 
Frau Dr. Wex 13. 3. 
Wolf 15. 3. 
Wurbs 15. 3. 
Zebisch 13. 3. 
Zink 13. 3. 

Anlage 2 	 Umdruck 364 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur Aussprache über den Bericht der Bundesregie-
rung über die Lage der Landwirtschaft gemäß §§ 4 
und 5 des Landwirtschaftsgesetzes — Drucksache 
V/2540 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht: 

Bei den Beratungen im Ministerrat der EWG 

1. durch Anwendung der Revisionsklauseln zum 
nächstmöglichen Termin folgende Richt- bzw. 
Orientierungspreise sicherzustellen: 

DM 475,- je t Weizen 

DM 450,- je t Futtergetreide 

DM 280,- je dz Rinder (mit Interventions-
pflicht) 

DM 39,— je dz Milch/ab Hof 

2. eine beschleunigte Harmonisierung aller anderen 
Wirtschaftsbereiche, vor allem der Steuer-, Ver-
kehrs- und Sozialpolitik, zu fordern, um dadurch 
zugleich Wettbewerbsnachteile für die deutsche 
Landwirtschaft zu beseitigen. 

3. Maßnahmen vorzuschlagen, die entsprechend 
FDP-Anträgen von 1964 und 1965 die Verede-
lung in bäuerlichen Familienbetrieben fördern 
und eine Einengung ihrer Produktionschancen 
durch industrielle Massentierhaltungen verhin-
dern. 

4. dem Bundestag über die Ergebnisse der Verhand-
lungen zu Punkt 3 bis zum 30. 6. 1968 zu be-
richten. 

5. Einfluß auf die Verwendung der Mittel des Ga-
rantiefonds zu nehmen, um zu verhindern, daß 
die im EWG-Vertrag vereinbarte Präferenz miß-
achtet wird und Agrareinfuhren in die EWG 

über den Marktbedarf hinaus erfolgen. 
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6. Sicherzustellen, daß der rationell bewirtschaf-
tete bäuerliche Familienbetrieb, der zwei fami-
lieneigenen Arbeitskräften ein gewerbegleiches 
Einkommen sichert, Leitbild der nationalen und 
europäischen Agrarpolitik bleibt und nicht an 
Nutzfläche oder Viehbesatzzahlen ausgerichtet 
wird. 

Bonn, den 12. März 1968 

Ertl und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 365 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur Aussprache über den Bericht der Bundesregie-
rung über die Lage der Landwirtschaft gemäß §§ 4 
und 5 des Landwirtschaftsgesetzes — Drucksache 
V/2540 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht: 

Die Verpflichtungen aus dem EWG-Anpassungs-
gesetz durch folgende Maßnahmen zu erfüllen: 

1. 560 Mio DM Getreidepreisausgleich an die Ge-
treidebauern nach der Getreideanbaufläche zu 
verteilen; 

2. Verteilung von 200 Mio DM an die Grünland-
betriebe zum Ausgleich der ihnen entstandenen 
Einkommensverluste; 

3. 100 Mio DM zur Senkung der tragbaren Bela-
stung im Kapitaldienst aller agrarstruktureller 
Maßnahmen und um den Rückgang der land-
wirtschaftlichen Bodenpreise durch eine ange-
messene Grenze zu verhindern; 

4. analog zu den Lohn- und Einkommensleitlinien 
der gewerblich-industriellen Wirtschaft im Rah-
men der konzertierten Aktion Daten zur künf-
tigen Einkommensentwicklung in der Landwirt-
schaft bekanntzugeben; 

5. die Aufklärung der Öffentlichkeit über die Lage 
der Landwirtschaft durch folgende Informationen 
zu verbessern: 

a) laufende Berichterstattung über die Entwick-
lung der Erzeuger- und Verbraucherpreise 
durch wirksame Information; 

b) Aufteilung der für die Landwirtschaft im 
Bundeshaushalt aufgeführten Mittel in: 
EWG-Zahlungen, 
nationale Zahlungen 
und Förderungsmittel, die allgemeinen Zwek-
ken dienen. 

Bonn, den 12. März 1968 

Ertl und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 366 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU zur Beratung des Berichts der Bundesregierung 
über die Lage der Landwirtschaft gemäß § 4 des 
Landwirtschaftsgesetzes und der Maßnahmen der 
Bundesregierung gemäß Landwirtschaftsgesetz und 
EWG-Anpassungsgesetz — Drucksache V/2540 

 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. im Rahmen der im Ministerrat in Brüssel an-
stehenden Verhandlungen darauf hinzuwirken, 
daß 

a) aa) der Milcherzeugerrichtpreis von 41,2 Pf 
frei Molkerei erhalten bleibt, 

bb) eine Milchmarktordnung entsteht, die 
entweder die bewährten nationalen Re-
gelungen übernimmt oder an deren Stelle 
in der Zielsetzung gleichwirksame Ein-
richtungen vorsieht, 

cc) die Trinkmilchqualität durch Auffettung 
auf 3,5 % und Homogenisierung bei 
vollem Preisausgleich für die Landwirt-
schaft nachhaltig verbessert wird, 

b) bei der Erstellung der Marktordnung für 
Rindfleisch ein Orientierungspreis in Höhe 
von 2,80 DM pro kg angestrebt und durch 
entsprechende Interventionspflicht abgesichert 
wird. Dabei ist zum Schutze des einheimischen 
Fleischmarktes darauf zu achten, daß bei Im-
porten auch aus den EWG-Ländern die in 
Deutschland geltenden veterinär-polizeilichen 
Bestimmungen volle Anwendung finden, 

c) bei der vom 1. August 1968 fälligen Neu-
festsetzung des europäischen Getreidepreises 
für das Getreidepreisjahr 1969/1970 min-
destens das frühere Preisniveau wiederher

-

gestellt wird, 

d) zum Schutz der bäuerlichen Veredelungs-
produktion in Brüssel eine baldige Gesetzes-
initiative  erwirkt wird; 

2. durch bessere Koordinierung der allgemeinen 
Wirtschafts- und Strukturpolitik dafür zu sorgen, 
daß 

a) in Regionen, wo landwirtschaftliche Arbeits-
kräfte im Rahmen der Strukturänderung frei 
werden, zusätzlich notwendige Verdienstmög-
lichkeiten im außerlandwirtschaftlichen Be-
reich geschaffen werden, 

b) die volle Ausschöpfung der angesetzten Haus-
haltsmittel im Etat des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ge-
währleistet ist. Bei nicht voller Ausschöpfung 
einzelner Titel befinden der Haushalts-
ausschuß und der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten über die nähere 
Verwendung, 

c) bei der Fortentwicklung der Steuergesetz-
gebung und bei Maßnahmen der Finanz- 
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verwaltung angesichts der besonderen wirt-
schaftlichen Lage der Landwirtschaft darauf 
geachtet wird, daß keine zusätzlichen steuer-
lichen Belastungen entstehen; 

3. a) eine Novelle zum Gesetz über eine Alters-
hilfe für Landwirte vorzulegen mit dem Ziel, 
das Altersgeld auf 200 DM bzw. 135 DM 
anzuheben, 

b) eine ergänzende Richtlinie im Rahmen des 
Einzelplans 10 Kapitel 10 02 Titel 573 zu 
erlassen, wonach für Landwirte, die Beitrags-
zahler der Altersklasse sind, bei Betriebs-
aufgabe zur Aufstockung zum Zwecke der 
Strukturverbesserung in der Regel ab 60. 
Lebensjahr ein vorzeitiges Altersgeld in der 
Höhe von zusätzlich 100 DM gewährt wird. 

Bonn, den 13. März 1968 

Dr. Müller-Hermann und Fraktion 

Anlage 5 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Stooß (CDU/CSU) zu Punkt 4 der 
Tagesordnung. 

Zu zwei Themen möchte ich im Rahmen dieser 
Aussprache kurz Stellung nehmen: Das erste ist ein 
steuerpolitisches Problem. 

Die im Grünen Bericht angegebenen Grundsteuer-
leistungen der landwirtschaftlichen Betriebe weisen 
in den vergangenen Jahren kontinuierlich eine stei-
gende Tendenz aus. lm Wirtschaftsjahr 1966/67 hat-
ten sie einen Betrag von 443 Millionen DM gegen-
über 384 Millionen DM im Wirtschaftsjahr 1960/61 
erreicht. Sie stellen damit eine fühlbare Belastung 
insbesondere auch der kleineren land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebe dar. Einer weiteren Anhebung 
muß entschieden entgegengetreten werden. 

Die Herausstellung dieser Forderung im Rahmen 
der Erörterungen dieses Grünen Berichts erscheint 
um so notwendiger, als in letzter Zeit Verlautbarun-
gen bekanntgeworden sind, insbesondere auch 
Äußerungen des Herrn Bundesministers der Finan-
zen, nach denen zur Verstärkung der Investitions-
kraft der Gemeinden u. a. die Grundsteuer auf der 
Grundlage der neuen Einheitswerte angehoben wer-
den soll. Mit Genugtuung haben wir heute aus dem 
Munde des Herrn Landwirtschaftsministers vernom-
men, daß die Äußerungen des Herrn Finanzministers 
auf einem Mißverständnis beruhen. Jedenfalls stun-
den solche Bestrebungen im Widerspruch zu dem 
von der Bundesregierung beschlossenen Artikel 3 
Abs. 2 des Bewertungs-Änderungsgesetzes vom 
13. August 1965. Nach dieser Bestimmung sollte die 
neue Einheitsbewertung keine Erhöhung des Ge-
samtvolumens zur Folge haben. An diesem Beschluß 
müssen wir festhalten. Wir können uns über diese 
eindeutige Bestimmung um so weniger hinwegsetzen, 

als die Lage der Land- und Forstwirte eine stärkere 
Belastung mit Grundsteuern einfach nicht zuläßt. 

Ein zweites Problem betrifft die Verkehrspolitik. 
Bei der Erstellung der EWG-Agrarmarktordnungen 
und der damit verbundenen Vereinheitlichung der 
Preise ging man seinerzeit davon aus, daß die übri-
gen wettbewerbsbestimmenden Faktoren nachträg-
lich nicht mehr einseitig verändert würden. Leider 
ist dies jedoch durch die ungenügende Entwicklung 
der Politiken in diesem Bereich noch möglich, so 
z. B. im Bereich der Verkehrspolitik. So hätten auch 
die im verkehrspolitischen Programm der Bundes-
regierung vorgesehenen Belastungen des Straßen-
verkehrs eine einseitige Verteuerung der Transporte 
auf deutschem Hoheitsgebiet zur Folge. Hierdurch 
würde vor allem die Land- und Ernährungswirtschaft, 
auch auch die Forst- und Holzwirtschaft besonders 
betroffen, da der bestimmende Faktor für die Preise 
ihrer Erzeugnisse der durch die EWG-Marktordnun-
gen bestimmte Marktrahmen ist. 

Man hat bei der Landwirtschaft als erstem und 
bisher einzigem Wirtschaftszweig die Preise ohne 
Rücksicht auf die Kosten innerhalb der gesamten 
EWG vereinheitlicht. So ist der Gemeinsame Agrar-
markt für Getreide, Schweine, Eier, Geflügel, Ölsaa-
ten, Obst und Gemüse bereits vollendet, und er 
wird für Milch, Zucker und Rindfleisch in diesem 
Jahr noch verwirklicht. Einheitliche Preise bedingen 
jedoch auch einheitliche Wettbewerbsbedingungen. 
Es müßte daher das Ziel aller wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen sein, die entsprechenden Wettbewerbs-
bedingungen auszugleichen und keine neuen Wett-
bewerbsunterschiede entstehen zu lassen. 

Durch die vorgesehenen Transportverteuerungen 
jedoch würde nicht nur diese dringend erforderliche 
Angleichung verhindert, sondern eine zusätzliche 
Wettbewerbsverzerrung neu geschaffen, die die 
deutsche Land-, Forst-, Holz- und Ernährungswirt-
schaft in ihrer Wettbewerbsfähigkeit zu den übrigen 
EWG-Partnern einseitig verschlechtern würde. Dies 
kann am Beispiel der Getreidemarktordnung ver-
deutlicht werden, wodurch nämlich ungeachtet der 
nationalen Grenzen der gleichmäßige Abfluß von 
Getreide aus den Überschuß- in die Zuschußgebiete 
ermöglicht wird. Demgemäß richten sich die abgelei-
teten Preise nach den jeweiligen günstigsten Frach-
ten. 

Durch die vorgesehenen Belastungen der Lkw-
Transporte würden diese abgeleiteten Preise und da-
mit das System der EWG-Marktordnung auf deut-
schem Hoheitsgebiet unterlaufen. Hierdurch würde 
der Absatz des deutschen Getreides in den markt-
fernen Gebieten zu Lasten der staatlichen Interven-
tionen erschwert und der Auszahlungspreis für den 
Erzeuger vermindert, übrigens eine Feststellung, die 
unlängst auch beim Hearing in Berlin auf eine ent-
sprechende Fragestellung von einem der anwesen-
den Wissenschaftler in dieser Weise getroffen 
wurde. Die Verteuerung der Lkw-Transporte würde 
auch die derzeitige Wettbewerbssituation zwischen 
Lebendvieh- und Fleischversand zu Lasten des 
Fleischversands verändern und damit eine Entwick-
lung hemmen, die sich aus volkswirtschaftlichen, be- 
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triebswirtschaftlichen und hygienischen Gründen 
zwingend ergeben hat. 

Daher ist es dringend erforderlich, daß nach der 
Harmonisierung der Agrarpreise die übrigen wett-
bewerbsverzerrenden Faktoren vor allem auch im 
Verkehrsbereich angeglichen werden. Das heißt mit 
anderen Worten, daß auch seitens unserer Regie-
rung alles darangesetzt werden muß, damit wir sehr 
bald im EWG-Bereich ein einheitliches Verkehrs-
recht erhalten, das eine weitere Benachteiligung der 
deutschen Landwirtschaft ausschließt. 

Anlage 6 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Fritz (Welzheim) (CDU/CSU) zu 
Punkt 4 der Tagesordnung. 

Bis vor wenigen Jahren mußten wir in der Ernäh-
rungswirtschaft mit dem Mangel rechnen und waren 
daher nicht auf das Vorhandensein von erheblichen 
Überschüssen eingerichtet und nicht darauf vorbe-
reitet, diese einer Verwertung zuzuführen. Inzwi-
schen ist die Verwertung von Überschüssen zu einer 
zusätzlichen Aufgabe geworden. 

Bei der Betrachtung der Agrarfragen aus dieser 
Sicht möchte ich ein Problem anschneiden, das ein-
mal genau geprüft werden muß. Das ist das Pro-
blem der Mengensteuerung der agrarischen Produk-
tion, die nicht unbedingt mit einer Mengenbegren-
zung gleichbedeutend zu sein braucht. Man mag 
eine solche Regelung, die auf EWG-Ebene ange-
strebt werden muß, ansehen, wie man will. Die land-
wirtschaftliche Produktion in Zeiten des Überflusses 
sich selbst zu überlassen und die Menge über den 
Preis sich selbst steuern zu lassen, wäre m. E. un-
verantwortlich. Das würde nämlich bedeuten, daß 
dann, wenn die Menge zu groß wird und der Preis 
demzufolge erheblich absinkt, automatisch ein Teil 
der Produzenten ausscheidet. Wieviel an eingesetz-
tem Kapital und an gutem Willen dabei verloren 
und zugrunde geht und wieviel Vertrauen in unse-
ren Staat dabei zerstört würde, ist kaum zu ermes-
sen. Es wäre so, daß der Produzent mit dem meisten 
Geld und mit den stärksten Ellbogen sich behaupten 
und durchsetzen würde. Wir brauchen dann vorn 
sozialen Schutz des Schwächeren nicht mehr zu 
reden — was immerhin bisher auf unserem Pro-
gramm steht. Daß die Preise innerhalb der EWG 
für den Verbraucher nicht zu hoch werden, dafür 
gibt es die Einfuhrschleuse, und der bereits be-
stehende Mechanismus mit Schwellenpreis und 
Orientierungspreis würde dies alles in Ordnung 
halten. 

Eine Bremse für die Ü berproduktion könnte damit 
angebracht werden, daß bestimmte Kontingent-
mengen normal bezahlt werden, ein Überangebot 
jedoch mit einem Minderpreis abgesetzt werden 
müßte. Wenn die Eigenversorgung innerhalb der 
EWG einmal 100 % erreicht oder gar überschreitet, 
dann bleibt nur der Export, oder aber man muß die 

Menge steuern, wenn kein ruinöser Preiszusammen-
bruch erfolgen soll. 

Die Gefahr der Überproduktion kann eintreten bei 
Milch und Milcherzeugnissen — obwohl bei diesen 
Produkten die Ausfuhr in Entwicklungsländer am 
ehesten möglich wäre —, ferner bei Eiern, Geflügel, 
bei Schweinefleisch, eventuell auch bei Tafelobst. 
Auf alle Fälle muß man verhindern, daß auf den 
Gebieten, wo ein Teil der Bauern bereits Schwer-
punkterzeugungen aufgezogen und dafür erhebliche 
Geldmittel investiert hat, die Produktion sich so 
ausweitet, daß der Investitionserfolg der ersten auf-
gehoben oder gefährdet wird, wenn die letzten mit 
derselben Produktion beginnen. 

In welcher Weise diese Mengensteuerung ge-
schehen kann oder soll, ist durchaus offen und kann 
auf verschiedene Weise bewerkstelligt werden. Das 
müßte nicht unbedingt von Staats wegen geschehen, 
sondern das könnte eine Körperschaft des öffent-
lichen Rechts übernehmen. Diese Körperschaft könnte 
größere Betätigungsmöglichkeiten übernehmen und 
von derselben Einrichtung geführt werden, die den 
vorgeschlagenen Strukturfonds verwaltet. Von da 
aus könnte mit den vorhandenen Mitteln nicht nur 
Werbung betrieben, sondern es könnten auch 
Frachtzuschüsse gewährt werden, um eigene Über-
schüsse in anderen Ländern abzusetzen. Diese Kör-
perschaft könnte aber auch gleichzeitig Lizenzen 
oder Kontingentmengen vergeben an Erzeugerge-
meinschaften, an Genossenschaften, an Verarbeiter, 
— Möglichkeiten gäbe es deren genug. 

An der Spitze dieser Einrichtung, dieser Körper-
schaft müßte ein versierter Kaufmann stehen, nicht 
ein Verwaltungsmann, weil die Aufgaben von 
eminent wichtiger Bedeutung sind. Die Landwirt-
schaft kann zwar nicht mit Industriemaßstäben ge-
messen werden, was aber Verkauf auf dem Markt, 
Verhalten auf dem Markt anbetrifft, muß nicht min-
der genau beobachtet werden, was verkauft werden 
kann und wie verkauft werden kann, also in welcher 
Weise, in welcher Aufmachung, in welcher Verar-
beitung. 

Deshalb ist ein Einfluß auf die erzeugte Menge 
und auch auf die Qualität innerhalb der EWG not-
wendig. Selbst die Sorge, daß eine solche Maßnahme 
in den Partnerstaaten unter Umständen unterschied-
lich ausgelegt werden könnte und der Maßnahme 
auch Fehler anhaften, dürfte nicht dazu führen, 
alles einfach laufen zu lassen. 

Anlage 7 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Stein (Honrath) (CDU/CSU) zu 
Punkt 4 der Tagesordnung. 

Erlauben Sie mir einige Hinweise zu einem be-
sonderen Streitobjekt zwischen der Landwirtschaft 
und der Industrie. Es ist die Handelspolitik. In der 
Bundesrepublik befinden wir uns seit Kriegsende 
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in wirtschaftspolitischer Hinsicht in einem gewissen 
Zwiespalt: Die Bundesrepublik ist das zweitgrößte 
Industrieexportland der Welt. Umgekehrt war je-
doch die Bundesrepublik lange Zeit das zweitgrößte 
Agrarimportland der Welt. Auf Grund dieser struk-
turellen Situation unserer Wirtschaft entwickelte 
sich in unseren Diskussionen die handelspolitische 
Formel des „do ut des". Man glaubte, daß auf der 
einen Seite Agrargüter importiert werden müßten, 
um auf der anderen Seite Industriegüter exportieren 
zu können. 

Dieser handelspolitische Dualismus machte uns in 
den vergangenen Jahren oftmals schwer zu schaf-
fen. Durch die EWG, die im wesentlichen keine bila-
teralen Kontingentvereinbarungen auf dem Agrar-
sektor zuläßt, werden wir aus dieser Zwangssitua-
tion befreit. Durch die Entwicklung der EWG wird 
weiterhin unsere Agrarpolitik zwangsläufig mehr 
als bisher exportorientiert. Das ist ein ganz ent-
scheidender Pluspunkt für die EWG-Agrarpolitik, 
der auch seitens der Industrie anerkannt wird. Ent-
scheidend für das Funktionieren der EWG-Agrar-
politik bleiben jedoch die Preise. Aber wem sage ich 
das in diesem Kreise? Solange noch ein Importbedarf 
gegeben ist, kann man mit Hilfe der Marktordnun-
gen und vor allem mit Hilfe der Abschöpfungen 
marktregulierend eingreifen. 

Problematisch wird jedoch jetzt die EWG-Agrar-
politik dadurch, daß wir durch eine oftmals bedenk-
liche Preispolitik die Bedarfsdeckungsgrenze auf 
einzelnen wichtigen Agrarsektoren über die saisonal 
vertretbaren Überschüsse hinaus überschreiten. Ge-
rade in diesen Tagen wird uns ein Beispiel, das Sie 
ausführlich erörtert haben, bitter vor Augen geführt. 

Erlauben Sie, daß ich zum Thema EWG-Agrarpoli-
tik als Motor der EWG übergehe. Trotz ökonomi-
scher Bedenken haben wir in der allgemeinen Wirt-
schaft die Fortschritte der gemeinsamen Agrarpoli-
tik begrüßt. Maßgebend dafür waren vor allem die 
politischen Aspekte, die sich aus den Brüsseler Be-
schlüssen zwangsläufig ergaben. Nationale Souve-
ränitätsverzichte wurden auf dem Agrarsektor in 
einem großen Ausmaß zugunsten supranationaler 
Einigungen im Rahmen der EWG ausgesprochen. 
Das ist ein politisches Faktum allererster Ordnung. 
Wir glauben, daß erst dadurch die EWG die erfor-
derliche Konsolidierung erfuhr, um den nachfolgen-
den Krisen standhalten zu können. So erweist sich 
jetzt die gemeinsame europäische Agrarpolitik kei-
neswegs als Sprengstoff der Integration Europas, 
sondern vielmehr als Motor für die europäische 
Einigung. Das läßt uns über einige schwierige 
Punkte leichter hinwegsehen. 

Einer dieser Punkte ist, daß wir die dringende 
Bitte haben, die Anforderungen an den EWG-Agrar-
fonds nicht zu überziehen. Die steigende Agrarpro-
duktion innerhalb der EWG erfordert ständig neue 
finanzielle Aufwendungen über den EWG-Agrar-
fonds. Hier zeichnen sich längst Gefahren für unsere 
mittelfristige Finanzplanung ab. Wir müssen davon 
ausgehen, daß alle zusätzlichen Gelder, die von 
uns zur Finanzierung des EWG-Agrarfonds nach 
Brüssel abgeführt werden müssen, in der Bundes

-

republik bei der Finanzierung unserer eigenen, 
nationalen agrarpolitischen Maßnahmen fehlen. 
Dieser Situation können wir uns nicht irgendwie 
entziehen. Wir müssen deshalb zwangsläufig unsere 
Agrarpolitik neu orientieren, da wir an die Grenzen 
der preispolitischen Möglichkeiten gestoßen sind. 
Alle marktpolitischen Maßnahmen sollten bei die-
ser Sachlage, wie ich meine, in erster Linie auf die 
Möglichkeit der Absatz- und Exportsteigerung ab-
gestellt werden. 

Der von uns angestrebte Beitritt Großbritanniens 
zur EWG spielt natürlich in diese Zukunftsbetrachtung 
stark hinein. Unsere Agrarpreispolitik würde zwei-
fellos größere Bewegungsmöglichkeiten bei einem 
Beitritt Großbritanniens zur EWG erhalten. Unser 
Finanzierungsanteil für den EWG-Agrarfonds würde 
gesenkt werden können. Vor allem auch auf dem 
Milch-, Butter- und Getreidesektor kämen wir in 
eine günstigere Ausgangssituation. Deshalb sollten 
wir bei unseren Bemühungen um den Beitritt Groß-
britanniens zur EWG neben den allgemeinen poli-
tischen und wirtschaftlichen Argumenten auch un-
sere agrarpolitischen Interessen kräftig in die Waag-
schale werfen. 

Auf lange Sicht können wir überhaupt auf eine 
Verbesserung der Absatzsituation unserer Land-
wirtschaft rechnen. Voraussetzung dafür ist aller-
dings die weitere Entwicklung des gesamten Welt-
handels. Etwa ein Drittel des Welthandels umfaßt 
bekanntlich Agrarprodukte. Je mehr sich die Ent-
wicklungsländer entwickeln, je größer dort insbe-
sondere auch die Massenkaufkraft wird, um so stär-
ker wächst in diesen Ländern die Nachfrage nach 
Nahrungsmitteln an. Das Problem, das darin steckt, 
ist inzwischen als eine der wichtigsten Zukunfts-
fragen erkannt. 

Der Osthandel gibt uns hier ein instruktives Bei-
spiel: Die Osthandelsländer sind immer weniger in 
der Lage, Agrarprodukte zu exportieren, da sie 
diese Nahrungsmittel im eigenen Land selber brau-
chen. Jetzt gehen sogar viele Länder des Ostblocks 
dazu über, Nahrungsmittel aus den hochentwickel-
ten Industrieländern zu importieren. 

Bedauerlicherweise blieben die agrarpolitischen 
Vorstellungen der EWG in der Kennedy-Runde im 
Rahmen des GATT sozusagen im Vorfeld liegen. 
Die EWG hatte meines Erachtens ein gutes Ver-
handlungskonzept entwickelt. Es wurde ein neuer 
und brauchbarer Weg gewiesen. Die USA gingen 
allerdings darauf nicht ein. Trotz allem sollten wir 
an dem EWG-Konzept festhalten. 

Nun noch einige kurze Worte zur innerdeutschen 
Agrarpolitik. Ein Teil der landwirtschaftlichen Be-
völkerung muß zwangsläufig einen anderen Erwerb 
ergreifen. Diese Erkenntnis hat sich zum Glück 
heute schon in der Landwirtschaft weitgehend 
durchgesetzt. Es wird sich bei dem Berufswechsel 
nicht um eine Landflucht handeln. In erster Linie 
wird es darauf ankommen, durch eine Umschich-
tung innerhalb der Landwirtschaft in noch stärke-
rem Maße zum landwirtschaftlichen Nebenerwerbs

-

betrieb überzugehen. Mehr als bisher sollten wir 
uns der Problematik der Umschulungshilfen für 
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jüngere Menschen in der Landwirtschaft zuwenden. 
Für die älteren Menschen in der Landwirtschaft, 
denen keine Umschulung zugemutet werden kann, 
sollte eine noch bessere Altersversorgung im Rah-
men der gegebenen finanzpolitischen Möglichkeiten 
geboten werden. 

Aber nun ein offenes Wort zum Nervus rerum, 
zur wirtschaftlichen Lage der deutschen Landwirt-
schaft. Die Auswertung der bisherigen Grünen Be-
richte ergibt folgendes Bild. Die Verkaufserlöse 
haben sich in den Jahren 1950 bis 1966/67 von 9,4 
auf 27,3 Milliarden DM entwickelt, was einer Steige-
rung von 190% entspricht. Die Betriebsausgaben 
stiegen in der gleichen Zeit von 6,9 auf 19,4 Milliar-
den DM, also um 181%. Der Differenzbetrag zwi-
schen Verkaufserlösen und Betriebsausgaben er-
höhte sich somit von 1950 — wo er 2,4 Milliarden 
DM betrug — bis 1966/67 — wo er 7,8 Milliarden 
DM ausmachte um 225 %. Insgesamt gesehen 
ergibt sich somit für unsere Landwirtschaft kein 
überwältigend erfolgreiches, aber keineswegs ein 
so ungünstiges Bild, wie das oftmals behauptet 
wird. Selbstverständlich bleiben, wie ich vorhin 
sagte, Einkommensvergleiche immer problematisch. 
Vor allem kann man das Einkommen selbständiger 
Landwirte nur sehr bedingt mit dem Einkommen 
unselbständiger Arbeitnehmer vergleichen. Vorsicht 
sollten wir vor allem bei pauschalen Urteilen wal-
ten lassen. Wir können einfach keine Patentlösun-
gen von heute auf morgen erwarten. Derartige Pa-
tentlösungen gibt es beispielsweise auch nicht bei 
der Kohlepolitik. Das darf ich auch meinerseits 
nochmals mit aller Deutlichkeit aussprechen. 

Was den Grünen Plan 1968 angeht, so scheint er 
mir ein entscheidender Schritt nach vorwärts zu 
sein. Trotz aller Kritik, die berechtigterweise noch 
vorzubringen ist, sollten wir das anerkennen. Es 
kommt hinzu, daß die Agrarpolitik weiter versach-
licht werden konnte. Dieser mutige Weg der Bun-
desregierung muß entschlossen weiter beschritten 
werden. Dabei sollte der Landwirtschaft nicht nur 
als politische Pflichtübung, sondern aus innerer 
Überzeugung jede nur mögliche und finanzpolitisch 
vertretbare Hilfestellung geboten werden. Die Ge-
samtwirtschaft erhofft bekanntlich einen erfolg-
reichen neuen Start in diesen Frühling. Sie hat im 
allgemeinen Interesse den Wunsch, daß die Land-
wirtschaft dabei nicht zurückbleibt. 

Anlage 8 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Lemp (SPD) zu Punkt 4 der 
Tagesordnung. 

In den ländlichen Wahlkreisen finden laufend 
Protestkundgebungen statt. Wenn man das nicht ge-
rade selber verspürt, liest man es in der Zeitung 
oder sieht es im Fernsehen. Einigen Herren gefällt 
das ja nicht so sehr; ich denke an die Herren, deren 
Namen vornehmlich auf den Transparenten stehen. 

Vom Standpunkt der public relations aus kann 
man den Initiatoren solcher Schlepperdemonstratio-
nen nur gratulieren, denn wenn man das Resultat 
in Zeitungsanzeigenraum umrechnet oder in Werbe-
minuten beim Fernsehen, so kommt man zu der 
Ansicht, daß sich die Sache gelohnt hat. 

In einigen Kreisen unseres Bundesgebietes haben 
sich die Bauern etwas ganz Besonderes einfallen 
lassen. Sie verteilen kostenlose Agrargaben, als 
da sind: Kartoffeln in Säckchen verpackt, Eier, Äpfel 
usw. Diesen Gratisgaben sind Zettel beigelegt, auf 
denen zu lesen ist: „Liebe Hausfrau, ich bekomme 
für das Ihnen überreichte Produkt so und so viel, 
und was zahlen Sie als Verbraucher?" Das hat 
nicht nur dem Zuschauer gefallen, sondern es stand 
auch groß in der Presse, und damit wurde eben 
der Aufklärungseffekt multipliziert. Das ist eine 
Verbraucheraufklärung, die man ohne Einschrän-
kung als gekonnt bezeichnen darf, d. h. mit einem 
Minimum an Aufwand wird ein Höchstmaß an 
Effekt erzielt, Das nur als Anregung für die Herren 
Kollegen, die ja zum Teil in den bäuerlichen Ver-
bänden tätig sind und die vielleicht in ihren Orga-
nisationen dafür sorgen könnten, daß gleichzeitig 
mit den Protesten gegen etwas auch für etwas 
demonstriert wird. 

Dieses Beispiel der Bauern, die sich bemühen, die 
Hausfrauen aufzuklären, könnte man auf eine 
höhere Stufe übertragen, denn man fragt sich doch, 
weshalb die Hausfrauen zum Beispiel nicht unmit-
telbar auf bestimmte Marktbewegungen durch die 
Erzeugerverbände aufmerksam gemacht werden. 
Wenn man sich dann danach erkundigt, wie es mit 
einer besseren Aufklärung aussieht, wird einem ge-
sagt, daß es dafür eine ganze Anzahl von Regie-
rungs-Institutionen gibt. Es ist müßig, sie hier alle 
aufzuzählen, aber es ist bekannt, daß im Einzelplan 
10 für 1968 rund 15 Millionen DM für Aufklärung, 
Verbraucherberatung, allgemeine Absatzförderung 
und Ausfuhrwerbung zur Verfügung stehen. Dazu 
kommen noch eine Reihe sonstiger Zuschüsse aus 
allen möglichen sonstigen Positionen, von denen 
wir glauben, daß sie manchmal zweckentfremdet 
verwendet werden. Das ergibt sich auch aus der 
Drucksache V/2593, der Antwort des Herrn Staats-
sekretärs Diehl auf eine Kleine Anfrage der FDP: 
z. B. 5,2 Millionen für Öffentlichkeitsarbeit, für 
Schriftenreihen, die der Aufklärung dienen, so z. B. 
eine Illustrierte, die der Bundesminister für Ernäh-
rung herausgibt, deren Ausgabe Nr. 1 darauf schlie-
ßen läßt, daß an Fortsetzungen gedacht ist. Diese 
Illustrierte heißt fälschlicherweise „Ausblick". Sie 
gibt im wesentlichen nur Einblick in ein Ministe-
rium, dessen Chef von sich verbreiten läßt, daß er 
liebevoll Schlitzohr genannt wird. Vielleicht ent-
spricht es einer falschen Leseranalyse; denn solche 
Eigenschaften von Politikern werden vielleicht süd-
lich der Mainlinie höher honoriert als nördlich 
davon. Mit Verbraucheraufklärung hat das meiner 
Ansicht nach nichts zu tun. Bei mir kommt der Ver-
dacht politischer Propaganda auf. 

Wer heute eine Ausstellung wie die Anuga oder 
die Grüne Woche in Berlin besucht, der bekommt 
aus den konkurrierenden EWG-Ländern zentner-
weise Aufklärungsschriften und Broschüren in die 
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Hand gedrückt, die einen echten Aussagewert an 
Verbraucheraufklärung und Verbraucherwerbung 
beinhalten, jedoch ohne politische Aussage. Ich 
habe so das unwohle Gefühl, daß manche Leute 
meinen, wer in einem Ministerium mit der Vertei-
lung von Geldern für die Verbraucheraufklärung 
befaßt ist, müßte auch etwas von public relations 
verstehen. Das ist, glaube ich, nicht immer der Fall. 

Wie wäre es, Herr Minister — diese Frage darf 
ich mir erlauben —, wenn Sie sich mal an ausge-
sprochene Werbefachleute der Spitzenklasse, die 
mit dem Fingerspitzengefühl der modernen Wer-
bung behaftet sind, wenden würden? 

Aber weil ich gerade dabei bin, noch einige An-
regungen: Es ist ein ständiger Arger, daß der Han-
del bei Produkten, deren Angebot schwankt, diese 
Schwankungen nur mit größter Verzögerung weiter-
gibt. Wie wäre es, wenn Sie einmal im Deutschen 
Fernsehen einige Worte über den Skandal der 
derzeitigen Handelsspannen bei Eiern verlieren 
würden, die z. T. 100 % mehr als der Erzeugerpreis 
betragen? Ich glaube, jede Anstalt würde Ihnen 
dafür 2 Minuten Sendezeit einräumen. Das hätte 
den Vorteil, daß Ihr Etat mit keinem Pfennig Mehr-
belastung zu rechnen hätte und für die Verbrau-
cheraufklärung Sie sowohl den Bauern als auch der 
Hausfrau einen guten Dienst erwiesen. 

Zu dem entscheidenden Problem darf ich mir aus 
meiner begrenzten Sicht den Hinweis erlauben, daß 
man einen nur geringen Erfolg mit einer undifferen-
zierten Werbung erzielen kann, z. B. mit Anzeigen 
für deutschen Käse und deutschen Wein. Dazu eine 
letzte Anregung, Herr Minister: Wie wäre es, wenn 
Sie einen Ideenwettbewerb ausschreiben würden, 
um ein oder mehrere Zeichen für deutsche Marken-
ware zu finden? Sehen Sie, bei Karoline mit der But-
terblume denkt jeder an glückliche Kühe. Beim 
stilisierten Adler drängt sich die Vorstellung von 
einem Pleitegeier auf. 

Anlage 9 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Ravens (SPD) zu Punkt 4 der 
Tagesordnung. 

Neben vielen anderen Versäumnissen in der deut-
schen Agrarpolitik, die in der Vergangenheit zum 
Schaden der deutschen Landwirtschaft geführt ha-
ben, gehört auch, daß die Agrarpolitik lange Zeit 
nicht als Teil der allgemeinen Wirtschaftspolitik des 
Staates verstanden worden ist. Man hat sich einge-
bildet, man könne die Grundregeln der Wirtschaft, 
aus welchen Gründen auch immer, von der Land-
wirtschaft völlig fernhalten. Die jetzige Situation 
der Bauern und die Verbindung dieser Situation 
mit der wirtschaftlichen Entwicklung des vergan-
genen Jahres machen deutlich, wie stark die Ent-
wicklung in der Landwirtschaft von der Entwick-
lung in der Wirtschaft abhängig ist. Die allge-
meine Rezession des vergangenen Jahres hat sich 
auch auf die Landwirtschaft ausgewirkt. Es ist durch 
die schlechte konjunkturelle Lage des vergangenen 
Jahres die Abwanderung von Arbeitskräften aus 

der Landwirtschaft um fast ein Drittel gegenüber 1966 
im Jahre 1967 zurückgegangen, weil einfach keine 
Arbeitsplätze für den Abwanderungswilligen zur 
Verfügung gestanden haben. Zudem ist die Lage der 
deutschen Bauern erschwert worden dadurch, daß 
der Verbrauch an agrarischen Gütern in der Rezes-
sion nicht in dem erwarteten Maße gestiegen ist. 
Auch dadurch ist es am Markt zu weiteren Preis

-

verfällen bei den Veredelungsprodukten gekommen. 
Unzweifelhaft. hat darüber hinaus im vergangenen 
Jahr der notwendige europäische Beschluß zur Ge-
treidepreissenkung die wirtschaftliche Lage der 
Bauern verschlechtert. 

Es ist jedoch falsch, die wirtschaftlich angespannte 
Lage in der deutschen Landwirtschaft allein dem 
Konjunkturabschwung im letzten Jahre zuschreiben 
zu wollen, vielmehr haben sich gerade im Ab-
schwung die erheblichen strukturellen Mängel in der 
Landwirtschaft gezeigt, die einer verfehlten Agrar-
politik der Vergangenheit zu verdanken sind. Eine 
große deutsche Tageszeitung stellt heute zu Recht 
fest: Die Situation der Bauern heute „ist die Quit-
tung auf eine Mischung kurzsichtiger Verbands-
politik und zaghafter Agrarpolitik von Bundesregie-
rung und Bundestag in der Vergangenheit — um es 
einmal milde zu umschreiben". Gerade in der Wirt-
schaftspolitik aber zahlt es sich nicht aus, wie im 
letzten Jahr deutlich geworden ist, wenn man mit 
Unwahrhaftigkeit wirtschaftliche Illusionen weckt, 
die keiner auch beim besten Willen erfüllen kann. 
Deshalb sind der Bundesernährungsminister und 
die CDU/CSU-Fraktion schlecht beraten, wenn sie 
schon wieder — wie heute geschehen — unhaltbare 
Versprechungen abgeben. Soll das alte Spiel schon 
wieder losgehen? Die Bundesregierung und ihr 
Wirtschaftsminister Schiller haben sich im letzten 
Jahr tätkräftig der strukturellen Probleme der Berg-
arbeiter und des Bergbaues angenommen. Gleiches 
muß von der Bundesregierung und ihrem Ernäh-
rungsminister erwartet werden. Die sozialdemo-
kratische Bundestagsfraktion hat mit der Vorlage 
des Ersten Agrarstrukturgesetzes konkrete gesetz-
geberische Maßnahmen eingeleitet. Die Bundesre-
gierung und der Bundesernährungsminister werden 
aufgefordert, auf der Basis dieses Gesetzentwurfs 
einen Struktur- und Gesundungsplan für die deut-
sche Landwirtschaft zu erarbeiten. Strukturpolitik in 
der Landwirtschaft hat unter dem ökonomischen 
Gebot aller Strukturpolitik zu stehen. Es ist ökono-
misch nicht sinnvoll und zahlt sich wie jetzt sicht-
bar — nicht aus, Strukturen zu konservieren. Es 
kommt vielmehr darauf an, den Anpassungsprozeß 
zu steuern und sozial abzusichern. 

In diesem Zusammenhang ist zu verweisen auf 
die Möglichkeiten zur Strukturverbesserung in den 
ländlichen Gebieten ebenso durch regionale gezielte 
Schaffung von industriell-gewerblichen Arbeits-
plätzen, auf die Möglichkeiten der Agrarstruktur-
verbesserung auch durch gezielte Investitionshilfen 
und auf eine Verbesserung der Vermarktung land-
wirtschaftlicher Güter. 

Eindeutig ist aus der Vergangenheit und aus der 
jetzigen ökonomisch sicher nicht verzweifelten, aber 
politisch gefährlichen Situation der Bauern für jeder-
mann ablesbar, daß Agrarpreispolitik allein kein 
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Allheilmittel ist. Auch Preispolitik darf nicht dazu 
führen, daß Betriebe, die auf Dauer nicht in der 
Lage sind, ihren Besitzern ausreichend Einkommens-
sicherung zu gewähren, an ihrem kümmerlichen 
Leben erhalten bleiben. Andererseits jedoch muß die 
Agrarpreispolitik mithelfen, daß ausreichend große 
und gut geführte Landwirtschaftsbetriebe rentabel 
bewirtschaftet werden können. 

Eine ökonomisch sinnvolle Preispolitik darf kei-
nesfalls zu einer strukturellen Überproduktion land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse führen. Wenn diese 
Grundbedingung der Preispolitik eingehalten wird, 
dann kann nach menschlichem Ermessen nicht die 
fatale Lage entstehen, daß durch eine Agrarpreis-
politik die öffentlichen Haushalte über ein verant-
wortbares Maß hinaus belastet werden. Auf der 
anderen Seite hat das vergangene Jahr gezeigt, daß 
Überschüsse in der Landwirtschaft zu Preiszusam-
menbrüchen und damit zur Einkommensminderung 
der in der Landwirtschaft Tätigen führen. So gese-
hen liegt Überproduktion auch nicht im Sinne der 
Landwirtschaft. 

Aufgabe der Agrar- und Wirtschaftspolitik muß 
es darüber hinaus sein, die Spanne zwischen Erzeu-
ger- und Verbraucherpreisen wieder zu reduzieren. 
Hier kann das von der SPD vorgelegte Marktstruk-
turgesetz einen wesentlichen Beitrag leisten. 

Die Preispolitik der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft hat sich sicher auch zu orientieren an 
steigenden Produktionskosten. Dabei muß allerdings 
verlangt werden, daß alle Möglichkeiten der Ko

-

operations- und Betriebsformen genutzt werden, um 
Kostensenkungen in der Agrarerzeugung möglich 
zu machen. Die zunehmende internationale Ver-
flechtung unserer Wirtschaft inklusive  der  Land-
wirtschaft zwingt uns allerdings dazu, gleichzeitig 
bei allen Preisüberlegungen auch die Probleme des 
Welthandels zu berücksichtigen. Hier kommt es 
darauf an, zu einer gerechten Interessenabwägung 
zu gelangen. Primär ist es nicht eine Frage der Höhe 
der Agrareinfuhren, die im übrigen im vergangenen 
Jahr zurückgegangen sind, sondern eine Frage des 
Zeitpunktes der Einfuhren, um Marktstörungen zu 
vermeiden. 

Die Wirtschaftspolitik der Bundesrepublik im ver-
gangenen Jahr hat einen erheblichen Wandel in der 
deutschen Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik ein-
geleitet. Sie hat, wie die erfolgte Überwindung der 
Rezession gezeigt hat, bei allen an der Wirtschaft 
Beteiligten zu rationaler Entscheidung geführt. Das 
gleiche muß zum Wohl der Gesamtwirtschaft und 
zum Wohl der Landwirtschaft auch von der Agrar-
politik der Regierung der Großen Koalition gefor-
dert werden. 

Anlage 10 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Wächter (FDP) zu Punkt 4 der 
Tagesordnung. 

Im Rahmen der heutigen grünen Debatte möchte 
ich mich besonders mit den milchwirtschaftlichen 

Problemen aus der Sicht der Futterbaubetriebe be-
schäftigen, die leider in Ihren Ausführungen zum 
Grünen Bericht, Herr Minister, nur einen verhält-
nismäßig kleinen Raum einnehmen. Jeder weiß, 
daß im Durchschnitt aller landwirtschaftlichen Be-
triebe die Einnahmen aus der Milch mit 30 % den 
größten Anteil an den Gesamteinnahmen haben. 
Weiter ist jedem bekannt, daß gerade die Futter-
baubetriebe in Nordwestdeutschland im Grünen Be-
richt am schlechtesten abschneiden und bei diesen 
die Einnahmen aus der Milch je nach Betriebsgröße 
bei 50 bis 60 % und zum Teil noch darüber liegen. 

Sie sind, Herr Minister, bei der Behandlung des 
Überschußproblems in Ihrer Rede am 16. Februar 
zu einer fundamentalen Erkenntnis gekommen, und 
hier zitiere ich wörtlich: „Dieses Überschußproblem 
der EWG wurde bei der Unterzeichnung der Römi-
schen Verträge bewußt in Kauf genommen, ja es 
war geradezu der Preis der Expansionsmöglichkei-
ten, die dem gewerblichen und industriellen Sektor 
erwachsen und der Preis für die angestrebte poli-
tische Integration. Gerade das ist von mir in der 
Agradebatte am 15. Dezember in diesem Hohen 
Hause behauptet worden, als ich seinerzeit zu dem 
Milchthema sprach. Damals wurde mir das aber lei-
der nicht abgenommen. 

Aber immer wieder wird in der Öffentlichkeit 
mit Recht der Standpunkt vertreten, daß der Preis 
für die industriellen Expansionsmöglichkeiten und 
für die politische Integration nicht von der Land-
wirtschaft allein gezahlt werden könne. 

Wenn das auch Ihre Meinung ist, Herr Minister, 
dann frage ich Sie: Weshalb mußten gerade Sie der 
erste unter Ihren EWG-Kollegen sein, der die Forde-
rung nach der Kontingentierung der Milcherzeu-
gung erhob und die Thesen zur Anpassung der 
Milchproduktion zur Diskussion stellte? Gerade da-
mit haben Sie doch u. a. vor allem in den Futter-
baubetrieben die große und berechtigte Unruhe 
selbst hervorgerufen. Sie sind damit selbst die Ur-
sache der Kritik, die sich jetzt vordergründig auf 
Ihre Person niederschlägt. Ich muß schon sagen, 
daß Ihr französischer Kollege, Edgar Faure, sich 
weitblickender verhalten hat, der von Anfang an 
den französischen Bauern in der Milchmarktpolitik 
und in der Rindermarktordnung konkrete Zusagen 
gemacht hat, von denen er auch im EWG-Minister-
rat nicht abweicht. Daran partizipieren die deut-
schen Erzeuger wie bei der Festlegung des Rinder-
orientierungspreises in Luxemburg. 

Es muß doch gerade wie eine mit Dynamit gela-
dene Bombe unter den Grünlandbauern wirken, die 
in einzelnen Landkreisen weit über den Einheits-
wert hinaus verschuldet sind, zudem dann hohe 
Wasserlasten in der Erwartung auf sich genommen 
haben, später einmal über eine erhöhte Produk-
tion ihre Schulden vielleicht im Laufe einer Gene-
ration abarbeiten zu können, wenn Sie mit Ihren 
Kontingentierungsbestrebungen und Anpassungs-
möglichkeiten kommen und Ihr Kabinettskollege 
Strauß in der mittlerweile vom Kabinett verabschie-
deten Gemeindefinanzreform eine Erhöhung der 
Grundsteuern vorsieht. 
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Nun lassen Sie sich insbesondere oben bei uns 
an der Küste eigentlich nur zu den Wahlkämpfen 
sehen. Deswegen kennen Sie die Mentalität dieser 
Bauern nicht, die gegenüber ihren bayerischen Be-
rufskollegen allerhand besonnener und nicht so 
explosiv ist, so etwa wie in Rimpau bei Würzburg 
und neuerdings in Kasendorf in Oberfranken, wo 
der Direktor einer bayerischen Bauernschule Fest-
stellungen traf, die ich hier nicht näher zitieren 
möchte. Bei uns wird nicht so lebhaft diskutiert, 
aber der Groll gegen Sie sitzt ebenso tief und wirkt 
nachhaltiger. Sie haben beispielsweise im Land-
kreis Wesermünde nach einem Bericht der Nord-
seezeitung vom 17. 4. 1967 gesagt, das Ziel Ihrer 
Politik sei es, allen Bauern in den Grönlandgebie-
ten Überlebenschancen nach modernen Gesichts-
punkten zu geben, „das setzt aber Fleiß, Tüchtig-
keit und ein gehöriges Maß an Ausbildung vor-
aus". Im Landkreis Wesermarsch haben Sie nach 
einem Bericht der Kreiszeitung vom 1. Juni 1967 
den anwesenden Bauern gesagt: „Mehr arbeiten, 
besser arbeiten, länger arbeiten, fleißiger sein". 
Das bleibt bei den Bauern bis in ihr hohes Alter 
haften. Für unsere Bauern ist das Wort eines Bun-
desministers eine unumstößliche Tatsache, wenn sie 
ein- oder zweimal in ihrem Leben einen Minister 
hören. Diese Bauern haben doch gerade in dieser 
Hinsicht nicht die Erfahrung, die wir im Laufe un-
serer parlamentarischen Tätigkeit sammeln konn-
ten. 

Aber zurück zu dem Milchproblem. In der Agrar-
debatte am 15. November 1967 haben Sie, Herr 
Minister, auf .  ein geschlossenes Paket Ihrer Milch-
marktkonzeption hingewiesen, über das Sie vor 
den Verhandlungen in Brüssel nicht sprechen könn-
ten. Das haben wir Ihnen abgenommen. Bekannt 
waren uns nur Ihre Kontingentsforderungen und 
Ihre bekannten 16 Thesen. Als in Brüssel die Ver-
handlungen begannen und die Kommission prak-
tisch ihren alten Vorschlag mit der  Interventions-
pflicht und einem Interventionspreis von 7,05 DM 
und einer Magermilchstützung von 5,50 DM vorlegte, 
haben Sie diesen Vorschlag abgelehnt und zunächst 
ein gesamtes Milchkonzept von der Kommission 
verlangt. Damit haben Sie der Kommission den 
Schwarzen Peter zugeschoben. Da aber der Kommis-
sion Ihre Ansichten bekannt waren, hat sie einige 
dieser Ansichten und Thesen wie die Reduzierung 
des Richtpreises um 1 Pf, Kürzung der Magermilch

-

stützung um 0,5 Pf, zeitweise Aussetzung der Inter-
ventionspflicht für Butter und andere Probleme auf-
genommen. Darüber sich hier im einzelnen auszu-
lassen, würde zu weit führen. Der Ernährungsaus-
schuß hat heute morgen in einem ersten Informa-
tionsgespräch darüber diskutiert. 

Zunächst steht fest, daß die Senkung des Richt-
preises gegen einen einstimmigen Beschluß des 
Ministerrates vom 21. Juni 1966 verstößt. Es ergibt 
sich für uns die Frage, wie Sie sich speziell zu die-
sem Vorschlag verhalten werden. Die Öffentlichkeit 
und dieses Hohe Haus haben Anspruch darauf, dies 
am heutigen Tage von Ihnen zu erfahren, ebenso, 
wie Sie zu der Kürzung der Magerrnilchbeihilfe 
stehen. Würden beide Vorschläge verwirklicht wer- 

den, so bedeutete das immerhin für die deutsche 
Landwirtschaft einen Einnahmeausfall von rund 220 
Millionen DM. Nun hat Ihre Fraktion bekanntlich 
in Berlin — anscheinend unter dem Druck der Un-
ruhe auf dem Lande — sich für ein stärkeres Auf-
treten in Brüssel ausgesprochen und Sie — so meldet 
die Presse — aufgefordert, die Sicherung des Milch-
preises von 41,2 Pf und einen Rinderorientierungs-
preis von 280,— DM durchzusetzen. 

Für uns ergeben sich daraus zwei Fragen. — 
Erstens: Haben Sie dazu bereits die Zustimmung 
Ihres Koalitionspartners, der SPD? Deswegen die 
Frage, weil Sie sich bis heute noch nicht mit der SPD 
über die Verteilung der 560 Mio DM Getreide-
ausgleichszahlung von Brüssel einig sind. Zweitens: 
War bei dem Beschluß der CDU/CSU-Fraktion 
der Bundesfinanzminister zugegen? Wenn nein: 
ist von ihm mit Einwendung gerade auf Grund 
seiner Haushaltsrede zu rechnen? Der Bundes-
tag hat allerdings in seiner Gesamtheit bereits 
Erfahrungen mit Beschlüssen gemacht, die eine 
Aufforderung an den Bundeslandwirtschaftsminister 
wegen seiner Verhandlung in Brüssel beinhal-
tete. Der Bundestag hatte bekanntlich m. W. im 
Mai 1967 auf einen Antrag der FDP hin be-
schlossen, die Bundesregierung aufzufordern, die 
Zustimmung zur endgültigen Getreidepreissenkung 
zum 1. 7. 1967 davon abhängig zu machen, daß 
Frankreich von seiner besonderen Getreidepreis-
regeleng Abstand nehme. Dieser Beschluß ist vom 
Bundeslandwirtschaftsminister Höcherl — deswegen 
von dem Kollegen Dr. Effertz zur Rede gestellt — 
mit dem Bemerken vom Tisch gefegt worden, daß es 
in Brüssel immer darauf ankäme, sich über Kompro-
misse zu einigen. 

Ich will mich hier im Plenum nicht weiter über die 
neuen Vorschläge der EWG-Kommission, die gerade 
heute morgen im Ernährungsausschuß sehr ein

-

gehend wegen der EWG-Milchmarktordnung er-
örtert worden sind, äußern. Hier sind noch viele 
Fragen offen. Es ist nur zu hoffen, daß der vorläufig 
noch einheitliche, ablehnende Standpunkt des EWG-
Ministerrates wegen der Senkung des Richtpreises 
von 41,2 Pf auf 40,2 Pf und der Magermilchbeihilfe 
von 0,5 Pf irn Laufe der Beratungen keine Aufwei-
chung erfährt. Immerhin würde eine solche Sen-
kung der obenbezeichneten Preise bei uns in der 
Bundesrepublik nach meinen Berechnungen einen 
Einnahmeausfall für die deutsche Landwirtschaft 
von 220 Mio DM ausmachen. 

Wir Freien Demokraten haben hier im Plenum 
durch unsere drei Anträge: Erreichung des Richt-
preises, Exportförderung deutscher Milcherzeugnisse 
und nicht ersatzlose Streichung der alten deutschen 
Milchmarktordnung unsere Milchkonzeption für 
jedermann sichtbar als Fraktion im Laufe des letzten 
halben Jahres der Öffentlichkeit unterbreitet. Diese 
Milchkonzeption hat auch heute dieselbe Gültigkeit 
wie damals. Sie lautet: 

1. Beibehaltung des Richtpreises von 41,2 Pf ent-
sprechend dem einstimmigen Ministerrats-
beschluß vom 21. Juni 1966 und Berufung auf die 
Zusagen des Bundeslandwirtschaftsministers aus 
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dem Jahre 1966, bei Nichterreichung dieses Richt-
preises zusätzliche nationale Mittel zur Verfü-
gung zu stellen. 

2. Keine Kontingentierung der Milcherzeugung, 
weil diese im Widerspruch steht zu dem Leitbild 
des rationell wirtschaftenden Familienbetriebes 
und der Zielsetzung vieler agrarstruktureller 
Maßnahmen und vieler Einzelhilfen, vor allem 
in Futterbaubetrieben. 

3. Schnellstmögliche Verabschiedung einer neuen 
Trinkmilchpreisordnung auf nationaler Ebene 
unter Berücksichtigung der Zusagen, die den 
Erzeugern gegeben wurden, daß mit Einführung 
der Mehrwertsteuer ab 1. 1. 1968, aber spätestens 
ab 1. 4. 1968, eine Erhöhung des Trinkmilchprei-
ses um 3 Pf vorgenommen werden soll. Die er-
strebenswerte Aufwertung um 0,5 % Fett muß 
gesondert vergütet werden. 

4. Beibehaltung der Interventionspflicht für Butter 
auf der Preisbasis von 7,05 DM und Magermilch-
beihilfe in Höhe von 5,5 Pf/kg. Interventions-
pflicht für Magermilchpulver. 

5. Verstärkte Werbung für den Absatz von Milch-
erzeugnissen bei entsprechender Qualitätsverbes-
serung. 

6. Exportförderung deutscher Milcherzeugnisse bei 
maximal zulässigen Erstattungssätzen in Dritt-
ländern, speziell auch in Entwicklungsländern 
unter humanitären Gesichtspunkten. 

7. Aufwertung der Trinkmilch auf 3,5% Fett auf 
der EWG-Ebene. 

8. Aufwertung des Magermilchpulvers auf 6 % Fett 
durch Butter. 

9. Heraufsetzung des Interventionspreises für 
Schlachtrinder auf DM 280,— mit Interventions-
maßnahmen entsprechend dem Vorschlag der 
EWG-Kommission, also fakultative Intervention 
auf 98 % und obligatorische Intervention auf 
93 % unterhalb des Orientierungspreises. 

Dieses Milchkonzept der Freien Demokraten ent-
spricht den Erfordernissen der Milcherzeugung auch 
unter Berücksichtigung der Zielsetzung des Land-
wirtschaftsgesetzes und ist nach unserer Ansicht 
gegenüber dem ständig wachsenden Einkommen der 
Verbraucher zu verantworten. 

Die bislang von der Bundesregierung eingeleitete 
Verbilligungsaktion für Butter im Interesse sozialer 
Einrichtungen und anderer Empfänger wird von 
der FDP begrüßt. Sie sollte auch auf der EWG-
Ebene in verstärktem Maße nach unserer Ansicht 
fortgesetzt werden. 

Ihnen, Herr Bundeslandwirtschaftsminister, emp-
fehlen wir, gerade in der Milchwirtschaft die Initia-
tiven zu entwickeln, die wir im EWG-Ministerrat 
bei Ihrem französischen Kollegen Edgar Faure 
ständig feststellen können. Wir rufen Ihnen zu: 
„Höcherl, werde so hart wie Dein Kollege Edgar 
Faure!" 

Anlage 11 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Welslau (SPD) zu Punkt 4 der 
Tagesordnung. 

Der Herr Bundesminister hat angekündigt, daß 
im Rahmen der regionalen Wirtschaftspolitik regio-
nale Schwerpunktprogramme entwickelt werden sol-
len und daß in Zusammenarbeit mit einem Bundes-
land ein solches Projekt als Modell verwirklicht 
werden soll. Eine solche Maßnahme ist notwendiger 
denn je, zumal die durch die weitere betriebliche 
Entwicklung innerhalb der Landwirtschaft ausschei-
denden Arbeitskräfte im engen Einzugsbereich keine 
Arbeitsmöglichkeiten finden. Hier handelt es sich 
um ländliche Gebiete, die in ihrer allgemeinen Ent-
wicklung erheblich hinter dem Bundesdurchschnitt 
zurückgeblieben sind. Vor wertgleichen Lebensbe-
dingungen zwischen Stadt und Land kann hier 
nicht gesprochen werden. In diesem rein agrarisch-
ländlichen Bereich ist eine aktive Raumordungspoli-
tik dringend notwendig. Die Zusammenarbeit zwi-
schen Bund, Land und Gemeinde ist eine Vorausset-
zung für das Gelingen dieser großen Aufgabe. Den 
Gemeinden fällt hier durch ihre Planungshoheit eine 
besondere Verantwortung zu. Zur Stärkung der 
Leistungskraft der Landgemeinde ist die kommunale 
Neuordnung zu größeren Einheiten erforderlich. 

Voraussetzung für die Strukturverbesserung im 
ländlichen Raum ist eine enge Zusammenarbeit aller 
Beteiligten auf allen Ebenen unserer staatlichen Ver-
waltung. Das ist leichter gesagt als getan. Wenn 
wir als die im landwirtschaftlichen Bereich Tätigen 
erkannt haben, daß in der Zukunft weiterhin für 
viele kleine Betriebe keine ausreichende Existenz-
grundlage gegeben ist, sind wir verpflichtet, neue 
Einkommensmöglichkeiten zu schaffen. Im länd-
lichen Raum sind Schwerpunkte als Zentralorte zu 
entwickeln, an welchen gewerbliche und industrielle 
Unternehmungen angesiedelt werden können. Eine 
weitere bauliche Entwicklung am Zentralort sichert 
durch das beruflich unterschiedliche Angebot auch 
eine Ansiedlung von verschiedenen Gewerbezwei-
gen. Man sollte auch überlegen, daß die Ansiedlung 
von Heimatvertriebenen auf Nebenerwerbsstellen 
nicht gerade dort erfolgen sollte, wo Landangebote 
sich ergeben, sondern daß die Ansiedlung dieses 
Personenkreises an Zentralorten für die Zukunft 
eine bessere Lebensgrundlage bildet. Das Städte-
bauförderungsgesetz würde uns helfen, zentrale Orte 
im ländlichen Raum zu entwickeln. Zur Durchfüh-
rung der Schaffung zentraler Orte sind selbstver-
ständlich eine Reihe von Voraussetzungen erforder-
lich: die Verbesserung der Infrastruktur, die Anbin-
dung der Zentralorte an die bedeutsamen Verkehrs-
linien. Hier kann der Gemeindepfennig aus der 
Mineralölsteuer eine gute Verwendung finden. Dazu 
kommen Leistungssteigerung des ländlichen Bil-
dungswesens, Volksschule, weiterführende Schule, 
Berufsausbildungsschule. Gerade jetzt, wo in fast 
allen Ländern die gemeindliche Neuordnung an-
steht, sollte die wirtschaftliche Bedeutung eines 
Zentralortes für den ländlichen Raum gesehen wer- 
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den. Nur wenn wir den in seiner Existenz bedrohten 
kleinen Landwirten eine echte Chance neuer Ein-
kommensmöglichkeiten geben und die Chance, nicht 
nur als Hilfsarbeiter in der gewerblichen Industrie, 
sondern durch Möglichkeiten der Umschulung als 
Facharbeiter tätig zu sein, wird dieser bereit sein, 
landwirtschaftliche Flächen zu verpachten. Das von 
meiner Fraktion eingebrachte erste Agrarstruktur-
gesetz eröffnet diesen Weg. Durch die Bildung von 
wirtschaftlich leistungsfähigen Zentralorten mit 
wirklicher Schwerpunktbildung wird das Gefälle 
zwischen Stadt und Land abgebaut werden können 
und der ländliche Bereich so attraktiv gestaltet 
werden können, daß auch die nicht in der Land-
wirtschaft Tätigen ihren Wohnsitz in der Landge-
meinde behalten und somit die Voraussetzungen 
für eine Grundausstattung des ländlichen Lebens-
raumes geben. Nur in einem solchen Raum wird die 
Landwirtschaft sich leistungsmäßig und einkom-
menssteigernd fortentwickeln können und einen ent-
scheidenden Anteil innerhalb der Volkswirtschaft 
leisten. Das Thema der regionalen Schwerpunktbil-
dung sollte nun in die Tat umgesetzt werden. Bei 
allen finanziellen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Agrarstruktur sollte daher die Förderung der 
Zentralorte für die Lebenssicherung des gesamten 
ländlichen Raumes gesehen werden. Die Bereit-
schaft des Ministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten wird von uns tatkräftig unter-
stützt werden. 

Anlage 12 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. von Nordenskjöld (CDU/ 
CSU) zu Punkt 4 der Tagesordnung. 

Wenn man mancher Stimme aus der Praxis Glau-
ben schenken würde, so müßte man als verantwort-
licher Politiker dafür plädieren, die Hilfen zur Ver-
besserung der Agrarstruktur, die mit dem Lübke

-

Plan in der Mitte der fünfziger Jahre doch in erster 
Linie zugunsten der Landwirtschaft begannen, 
schleunigst zu beenden. Man schüttet das Kind mit 
dem Bade aus mit der Behauptung, die Agrarstruk-
turmaßnahmen hätten ihren Sinn im Zeichen der 
bei vielen landwirtschaftlichen Produkten drohen-
den Überproduktion im EWG-Raum verloren. Das 
Gegenteil ist der Fall. Die auch im Grünen Bericht 
1968 eindeutig ausgewiesene innere Disparität er-
fordert gerade eine klare Fortsetzung, wenn nicht 
gar Verstärkung gezielter agrarstruktureller Maß-
nahmen. Wie sollen die landwirtschaftlichen Be-
triebe schlechthin, vor allem aber in Problemgebie-
ten mit ihren qualitativen und quantitativen Män-
geln ohne strukturelle Hilfe fertig werden? 

Gerade die Unruhe der letzten Zeit in weiten Be-
reichen der landwirtschaftlichen Bevölkerung läßt 
erkennen, daß auch Betriebe mit bisher als ausrei-
chend und befriedigend beurteilter Struktur struk-
tureller Hilfe bedürfen. Wieviel mehr gilt das für 
Betriebe mit seit langem offenkundigen Struktur

-

mängeln! Hier gibt es nur dann eine Chance erfolg-
reicher Fortexistenz, wenn schnell und durchgrei-
fend geholfen wird. Das beweist die Tatsache, daß 
nach Beseitigung wesentlich struktureller Mängel 
vor allem durch Unkostensenkung das Einkommen 
landwirtschaftlicher Betriebe nachweislich bis zu 
einem Drittel, zum Teil darüber hinaus gesteigert 
werden konnte. 

Es ist daher zu begrüßen, wenn künftig die Mall-
nahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur als 
Aufgabe im Grundgesetz verankert werden. Es ist 
zu hoffen, daß die Erklärung zu Gemeinschaftsauf

-

gaben von Bund und Ländern den Effekt steigert 
und nicht hemmt. Je knapper die Mittel sind, um so 
notwendiger ist es ohne Zweifel, sie gezielt und 
noch genauer nach sicherer Planung einzusetzen. 
Der Begriff Gemeinschaft sollte wahrlich nicht bei 
der Zusammenarbeit von Bund und Ländern enden. 
Der Erfolg wird vielmehr um so größer sein, je 
mehr die Landwirtschaft selbst und ihre Betreuer 
aller Kategorien dabei ihr gewichtiges Wort mit-
reden können. Das nicht zuletzt, um den bekanntlich 
im Detail sitzenden Teufel rechtzeitig auszuschalten. 

Die bisher abgegrenzt geförderten Regionalpro-
gramme können für das künftig wünschenswerte 
Verfahren noch nicht ohne weiteres und absolutes 
Beispiel sein. Im Nordprogramm, im Küstenplan, im 
Emslandprogramm und im Aller-Oker-Leine-Plan 
wird aber z. B. deutlich, daß trotz der bisher aufge-
wandten Mittel noch umfangreiche Aufgaben zu 
erledigen sind, wenn ein tatsächlich für die einzel-
nen Betriebe wirksames Ergebnis erreicht werden 
soll. Es wäre bedauerlich, wenn hier wie anderwärts 
durch Nachlassen der Hilfen der bisherige Effekt in 
Frage gestellt würde. Je länger sich die Durchfüh-
rung solcher Programme hinzieht, um so prekärer 
wird die Lage der in diesen Räumen liegenden Be-
triebe. Ich kann mir einfach nicht vorstellen, daß wir 
eine weitere Verschlechterung der Lage und damit 
eine Verödung ganzer Landstriche durch Abwande-
rung der in ihnen lebenden Menschen hinnehmen 
wollen. Auch im Bereich der Agrarstrukturverbes-
serung kommen wir ohne eine gewisse Planung 
nicht aus. 

Die bisher übliche rein landwirtschaftliche Pla-
nung allein genügt heute in vielen Fällen für die 
Neuordnung des ländlichen Raumes nicht mehr. Je 
mehr es sich um agrarische Problemgebiete handelt, 
um so notwendiger ist vielmehr eine größere, zu-
sammenhängende Gebiete umfassende strukturelle 
Rahmenplanung. Denn gerade die Koordinierung 
landwirtschaftlicher Strukturverbesserungsmaßnah-
men mit Maßnahmen der regionalen Wirtschaftspoli-
tik, der Sozial-, Kultur- und Kommunalpolitik ist 
heute mehr denn je auch für den ländlichen Raum 
notwendig. 

Das Dorf ist hegte bekanntlich nicht mehr nur 
Lebensraum für ausschließlich landwirtschaftlich 
orientierte Bevölkerungsschichten. Daraus ergeben 
sich zwangsläufig Ansprüche auch anderer Bereiche 
der Wirtschaft und Verwaltung an den Raum. Sie 
müssen aber rechtzeitig und verbindlich nach Lage 
und Flächenumfang vorliegen. Nur so kann endlich 
erreicht werden, daß der Landwirtschaft nach Durch- 



8272 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 159. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. März 1968 

führung raumwirksamer Maßnahmen ein Täligkeits

-

feld verbleibt, das nicht schon wieder nach kurzer 
Zeit durch Anforderungen Dritter angegriffen, zer-
schnitten oder verändert wird. 

In weiten Gebieten kann auf das sogenannte klas-
sische Flurbereinigungsverfahren als durchgrei-
fendste und nachhaltigste Grundlage der Struktur-
verbesserung nicht verzichtet werden. Nach den 
neuen Richtlinien vom 14. 11. 67 werden als Gebiets

-

größe mindestens 2000 ha gefordert. Das ist zwar 
zur Bildung von Schwerpunkten zu vertreten. Man 
sollte aber die Genehmigung von Verfahren in klei-
neren Gebieten nicht etwa durch schlechtere Finan

-

zierung oder zeitliche Verzögerung erschweren. Wer 
selbst, wie ich, die Bereitschaft für Flurbereinigungs-
verfahren in den Dörfern geweckt hat, weiß, wie 
leicht durch wenige nicht einsichtige Menschen sol-
che Verfahren zum Schaden der anderen blockiert 
oder verzögert werden können. Wir sollten ange-
sichts der noch bereinigungsbedürftigen rund 10 Mil-
lionen ha LN alles zur Erleichterung und Beschleuni-
gung Mögliche tun. 

Aus diesem Grunde halte ich das im Jahre 1953 
erlassene Flurbereinigungsgesetz für überprüfungs-
bedürftig. Schon die Präambel, in der noch als 
Zweck der Flurbereinigung eine Erzeugungssiche-
rung vorgesehen ist, dürfte nicht mehr den Kern der 
heutigen Aufgabe treffen. Ich verkenne zwar nicht 
die Schwierigkeiten, die sich der Novellierung eines 
solchen Gesetzes entgegenstellen, halte aber im In-
teresse einer schnelleren Abwicklung der alten klas-
sischen Verfahren eine Änderung des Gesetzes in 
verschiedenen Punkten für notwendig. Man braucht 
dabei nur auf die früheren Beratungen in dem leider 
nicht mehr bestehenden Ausschuß zur Verbesse-
rung der Agrarstruktur im Bundesernährungsmini-
sterium zurückzugreifen. 

Die Möglichkeit, jetzt auch für den freiwilligen 
Landtausch in gewissem Umfange Förderungsmittel 
für Wirtschaftswegebau und sonstige Anlagen er-
halten zu können, werden sicher dieser schnell wir-
kenden Methode der Zusammenlegung von Wirt-
schaftsflächen zu größerem Erfolg verhelfen. Dabei 
halte ich es aber für notwendig, die Förderung auch 
bei Tausch von Pachtflächen anzuwenden. 

Wichtig erscheint mir auch, daß die Landmobili-
sierung im Rahmen der Flurbereinigung aller Ver-
fahrensarten stärker gefördert und zu tatsächlichen 
Ergebnissen gebracht wird. Bisher waren nennens-
werte Betriebsgrößenänderungen hierbei kaum zu 
erreichen, weil das Flurbereinigungsgesetz jeden 
Zwang in dieser Richtung ausschließt und die bis-
herigen Förderungen als Anreiz nicht ausreichten. 

Hier liegen Ansatzpunkte für die Agrarpolitik, bei 
denen. berücksichtigt werden sollte, daß häufig erst 
nach durchgeführter Bereinigung und Überwindung 
der Umstellungsschwierigkeiten der Wunsch nach 
Aufstockung effektiv wird. 

Die Bereitschaft und der objektive Spielraum, 
langfristige, wenn auch zinsverbilligte Kredite auf-
zunehmen, ist sicher gerade derzeitig nicht sonder-
lich groß. Ich bedauere daher, daß nach den neuen 
Richtlinien die Eigenleistung mindestens 25% bis 

30% betragen soll und damit eine Verschlechte

-

rung der bisherigen Finanzierung eingetreten ist. 

Die Landwirtschaft ist bekanntlich ein Transport-
gewerbe wider Willen, d. h. sie bedarf gerade im 
Zeitalter der modernen technischen Ausrüstung und 
der Motorisierung im besonderen Maße eines aus-
reichenden und tragfähigen Wegenetzes. Alle son-
stigen agrarstrukturellen Hilfen müssen ein Torso 
bleiben, wenn nicht insbesondere den wirtschafts-
schwachen Gemeinden bei dem Ausbau eines zweck-
mäßigen Wegenetzes geholfen wird. Dabei sollten 
wir allerdings peinlich darauf achten, daß statt 
Feldwegen keine Autobahnen gebaut werden. 

Wir kennen alle das noch harmlos klingende 
Wort von der Wasser-Hypothek in unseren Niede-
rungsgebieten. Dahinter verbirgt sich aber die harte 
Existenzfrage Tausender nicht nur fleißiger, son-
dern auch unternehmerisch begabter Bauernfami-
lien. Es handelt sich bei der Beseitigung dieser Was-
ser-Hypotheken um eine agrar-, ja infrastrukturelle 
Maßnahme ersten Ranges, deren Erledigung wir uns 
nicht entziehen dürfen. 

Ein besonders heikles Kapitel sind die notwen-
digen baulichen Maßnahmen in den landwirtschaft-
lichen Betrieben. Wenn wir nicht wollen, daß die 
westdeutsche Landwirtschaft künftig aus dem Markt 
für tierische Veredelungsprodukte als Anbieter ver-
schwindet, werden wir ihr gerade auf dem Gebiete 
der Schaffung rationeller und gewinnbringender 
Produktionseinheiten helfen müssen. Das geht hier-
zulande nicht ohne entsprechende Baumaßnahmen. 

Wir sollten uns dabei nicht scheuen, was die Bau-
kosten angeht, strenge, begrenzte Maßstäbe an-
zulegen und jeden unnötigen oder gar luxuriösen 
Aufwand unnachsichtig zu unterbinden. Auch dafür 
liegen praktikable Vorarbeiten vom früheren Bun-
desausschuß zur Verbesserung der Agrarstruktur, 
der Arbeitsgemeinschaft landwirtschaftliches Bau-
wesen u. a. vor. 

Das sollte gleichermaßen für alle Finanzierungs-
bereiche gelten, gleichviel, ob es sich um Maß-
nahmen im alten Gehöft oder am neuen Standort, 
um Investitionsbeihilfe nach Tit. 959 oder die Mittel 
aus Tit. 573 handelt. Zwischen beiden hat sich sehr 
nachteilig eine gewisse Konkurrenzlage herausge-
bildet, die insbesondere in den unterschiedlichen 
Anforderungen an Vermögensnachweis, Buchfüh-
rung etc. begründet ist. Das sollte korrigiert wer-
den. Wir tun den Bauern auf die Dauer keinen Ge-
fallen,  wenn sie die Verpflichtungen langfristiger 
Darlehen ohne entsprechende ökonomische Orien-
tierungshilfen auf sich nehmen. 

Es ist weiterhin zu erwägen, auch im Interesse 
sparsamer Mittelinanspruchnahme einen Unter-
schied zu machen zwischen der Förderung von 
viehlos wirtschaftenden Betrieben und solchen, die 
gerade auf Viehhaltung angewiesen sind und in-
folgedessen auch mehr umbauten Raum brauchen. 

Kurzum, alles, was zur Kosteneinsparung führen 
kann, muß ernsthaft verfolgt werden. Dazu können 
ortsnahe Standorte für neue Wirtschaftsgebäude, 
unter Umständen der Verzicht auf die Mitverlage- 
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rung des Wohnhauses, Gemeinschaftsställe ebenso 
beitragen wie die Anwendung neuzeitlicher Kon-
struktionen und Bauweisen und schließlich die Ver-
wendung möglichst preiswerten Materials. 

Zum Schluß möchte ich mir folgenden Hinweis 
erlauben. Es ist in allen Bereichen der Wirtschaft 
eine unumstößliche Tatsache, daß die Steigerung 
der Effizienz der menschlichen Arbeit nach Errei-
chung eines gewissen Grundstandards nur durch die 
höhere Ausstattung der Arbeitskraft mit Kapital 
möglich ist. Wir brauchen zum Vergleich oder als 
Beispiel nur die Industrie heranzuziehen oder auch, 
was uns hier schon beschäftigt hat, den Bergbau 
oder die Bundesbahn. Es ist ganz undenkbar, daß 
für die Landwirtschaft insoweit andere Gesetze gel-
ten. Die Landwirtschaft und dieses Hohe Haus 
wären gleichermaßen schlecht beraten, wenn Sie 
diese Erkenntnis vernachlässigten und nicht alles 
daran setzten, unter strenger Anwendung ökono-
mischer Verhaltensregeln die notwendige Kapital-
ausstattung der Landwirtschaft voranzutreiben und 
nach Möglichkeit auf dem jeweils optimalen Stand 
zu halten. 

In diesem Sinne beziehe ich die gesamte Inve-
stitionstätigkeit in der Landwirtschaft in den Be-
reich der Agrarstruktur ein, wie er im übrigen be-
kanntlich durch die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft in Brüssel definiert ist. Deswegen begrüße 
ich die vom Herrn Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hier vorgetragenen Ab-
sichten und die im Bericht über die Lage der Land

-

wirtschaft enthaltenen Grundsätze der Bundesregie-
rung zur intensiven Fortführung der Maßnahmen 
zur Verbesserung der Agrarstruktur. Ich kann 
allerdings nicht umhin, gewisse Zweifel anzumel-
den, ob die bisherigen finanziellen Vorstellungen 
für die Förderung der großen, damit gegebenen 
Aufgabe bereits gerecht werden können. 

Anlage 13 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. Siemer  (CDU/CSU) zu Punkt 4 
der Tagesordnung. 

Es ist der 13. Bericht, den uns die Bundesregie-
rung vorlegt. Ein Bericht, der — wie auch in ande-
ren Jahren — die Lage der Landwirtschaft an Hand 
der Ergebnisse des letzten abgeschlossenen Wirt-
schaftsjahres analysiert. Um mit dem Minister zu 
sprechen: „Mehr ein Akt der Geschichtsschreibung 
als ein Lage- und Situationsbericht von heute." Ich 
will damit nicht die Wertung der Analyse des Wirt-
schaftsjahres 1966/67 etwa herabsetzen. Aber stellen 
wir gegenüber: 

Das Jahr 1966/67 brachte erstmalig in einem 
Markt, in dem 80 % der Produktion den Preisen im 
EWG-Raum angeglichen sind, große Überschüsse. 

In der pflanzlichen Produktion ist eine nie dage-
wesene Rekordernte an Getreide festzustellen. 

Der von der Regierung vorgelegte 13. Bericht zeigt 
uns wiederum eine exakte Analyse des abgelaufe-
nen Wirtschaftsjahres 1966/67. Stellen wir diesem 
Akt der Geschichtsschreibung die heutige Lage und 
die jetzige Situation gegenüber. Ein Szenenwechsel 
hat stattgefunden. Erstmalig große Überschüsse in 
der eigenen Produktion, das erste Mal wird die 
Preisangleichung von 80-90 % der landwirtschaft-
lichen Produktion in der Gemeinschaft wirksam, 
erstmalig ein Preisverfall, wie er in all den 13 Jah-
ren nicht stattgefunden hat. 

Die Preisentwicklung in der pflanzlichen Produk-
tion: 

Getreidepreise 	 minus 11 
Speisekartoffeln 	 minus 30 
Gemüse           	 minus 10 
Obst                 	 minus 18 

Die Preisentwicklung in der tierischen Vered-
lungsproduktion: 

Schweine 	 minus 18 
Eier      	 minus 17 

Bei gedrückten Rinderpreisen sehen wir mit 
Sorge, wie die weißen Wellen der Milchproduktion 
hochschlagen, und befürchten, daß auch hier der von 
Brüssel angestrebte Richtpreis nicht gehalten wer-
den kann, ja schon jetzt nicht gehalten wird. 

Die Wogen der Erregung gehen hoch. Die Bauern 
und Landwirte fragen: Ist das die EWG? Sie ver-
mögen nicht zu beurteilen, welches die wahren Ur-
sachen dieser Entwicklung sind, und fragen pro-
testierend, wohin die Reise gehen soll. 

Es ist dankbar anzuerkennen, daß die Regierung 
in diesem Augenblick den Versuch unternimmt, ihre 
agrarpolitischen Absichten und Planungen klarzu-
legen, und wirtschaftliche Leitlinien für die zukünf-
tige Agrarpolitik aufzeichnet. Trotzdem, es muß ge-
sagt werden. Der große Leistungswettbewerb im 
gemeinsamen Markt hat erst begonnen. Noch wissen 
die Verantwortlichen in Brüssel nicht, wie sie der 
Überschüsse Herr werden wollen. Allein über den 
Preis   so sagt der Herr Landwirtschaftsminister — 
läßt sich in der Milchwirtschaft die Anpassung der 
Produktion an die Nachfrage nicht erzwingen. Es sei 
denn, wir wollten den Trend der Strukturverände-
rung so verschärfen, daß nachhaltige soziale Härten 
auftreten müssen, das gilt zuallererst für die dro-
henden Überschüsse in der Milchproduktion, das 
gilt aber auch in der tierischen Veredlungsproduk-
tion, dort wo die Produktion die Nachfrage über-
schritten hat. 

Zwei aktuellen agrarpolitischen Problemen wen-
det sich der Herr Minister in seiner Einführungsrede 
besonders zu, weil sie uns in den nächsten Wochen 
und Monaten intensiv beschäftigen werden. Das ist 
die Problematik der Milchpolitik und das Problem 
einer Verbesserung der Marktstruktur. 

Ich glaube, beide Probleme sind Marktstruktur-
probleme. Wenn man nicht nur über den Preis die 
Anpassung der Erzeugung an den Verbrauch be-
werkstelligen darf — und das trifft sicherlich für 
die auf Milchviehhaltung angewiesenen Betriebe zu, 
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die keine Ausweich-Alternativen haben, sich ander-
weitig ein ausreichendes Einkommen zu sichern —, 
muß man fragen nach dem dynamischen Entwick-
lungskonzept für diese Problematik. Ob Brüssel 
diese findet, werden uns die letzten Verhandlungen 
zeigen. 

In den 13 grünen Berichten sind die Grünland-
betriebe ständig das Schlußlicht in der Einkommens-
gestaltung der Landwirtschaft. Unser Landwirt-
schaftsministerium hat uns in der Öffentlichkeit Vor-
schläge unterbreitet. Die Regierung schlägt den Lin-
dern Schwerpunktprogramme vor. Fraglos müssen 
die Räume, in denen zusätzlich das Problem der Ar-
beitslosigkeit in den letzten Jahren eine markante 
Steigerung erfahren hat — und das ist vor allem der 
Raum zwischen Holland und der Elbe —, mit um-
fassenderen Maßnahmen bedacht werden, wenn nicht 
weiterhin dieses unterentwickelte Gebiet einer Ab-
wärtsentwicklung entgegengehen. soll. 

Die Grünlandbetriebe dieser Gebiete erreichen 
nicht einmal 60 % des Einkommensdurchschnittes. 
Ausnahmslos lassen alle bisherigen Analysen erken-
nen, daß der Einkommensabstand dieser Betriebe 
gegenüber anderen Betriebstypen und Betriebs-
strukturen sich ständig verschlechtert hat. Darum 
brauchen wir eine Gesamterschließung als Gemein-
schaftswerk von Bund und Land. 

Es muß durch eine Koordinierung aller raumwirk-
samen Maßnahmen die Verbesserung der landwirt-
schaftlichen Verhältnisse in diesen Problemgebieten 
erreicht werden. Ich begrüße es, wenn die Regierung 
dafür Regionalausschüsse vorschlägt, in denen Bund 
wie Land, Kommunalbehörden wie Industrie, Hand-
werks- und Landwirtschaftskammern, Fach- und 
Sonderbehörden des landwirtschaftlichen Berufs-
standes und auch der Gewerkschaften vertreten 
sind. 

Diese Förderungsmaßnahmen dürfen sich nicht nur 
beschränken auf die klassischen agrarpolitischen 
Ziele der Agrarstrukturverbesserung, nicht nur auf 
Landmobilisierung, sie müssen sich vor allem mit 
der Marktstrukturverbesserung auseinandersetzen, 
sie müssen Ausschau halten nach Verbesserung der 
Industrieansiedlung und auf Förderung der Infra-
struktur entscheidenden Wert legen. Hier müssen 
vor allen Dingen neue und bessere Möglichkeiten 
der Ausbildung und der Umschulung der heran-
wachsenden ländlichen Jugend durch Aufklärung 
und bessere Informatio n  gewährleistet sein. 

Darüber hinaus sind Sofortmaßnahmen notwendig, 
um die Sonderbelastungen, die aus der wasserwirt-
schaftlichen Struktur des Raumes entstanden sind 
und noch entstehen, den Betroffenen abzunehmen. 
Es ist unerträglich, wenn wir die Maßnahmen des 
kleinen Nachbarlandes Holland in diesen Niede-
rungsgebieten uns vor Augen führen und dann die 
zurückgebliebenen großen norddeutschen Gebiete, 
die in all den 12 Jahren überdurchschnittliche hohe 
Belastungen hatten und trotz größter Anstrengun-
gen. den Anschluß bisher nicht erreichen konnten, be-
trachten. Ohne Zusammenfassung aller Maßnahmen 
dürfte sich eine Gesundung dieser Räume nicht errei-
chen lassen. 

Der Herr Minister sprach als Sonderproblem außer 
der Milchpolitik die Verbesserung der Absatzstruk-
tur an. Sowohl die Milchpolitik wie auch die Ab-
satzstruktur sind ein Problem. Gerade das milch-
wirtschaftliche Einzugs- und Absatzsystem, das seine 
Bedeutung bis zum Augenblick hat und auch haben 
wird, kann im Augenblick des Überschusses 
einer modernen Vermarktung in einer Indu-
striegesellschaft nicht gerecht werden. Vielmehr 
müssen wir nach neuen Möglichkeiten suchen, um 
gerade auf dem milchwirtschaftlichen Produktions-
gebiet neue Vertriebs- und Absatzverhältnisse auf-
zubauen. Die Exportchancen oder noch besser die 
Verkaufsmöglichkeiten im großen Markt sind wahr-
zunehmen. Das ist ein neuer Beginn. Die alten 
klassischer: Exportländer landwirtschaftlicher P ro

-dukte sind uns voraus. Sie bauten ihre Exportmärkte 
auf, während wir in unserer Generation auf diesem 
Gebiet den Bedarf bisher nicht deckten. Die Über-
schußsituation des Augenblicks sollten wir dazu 
benutzen, aktiver, sowohl auf genossenschaftlicher 
wie auch privater Unternehmerseite, zu werden und 
unsere Anstrengungen zu verdoppeln. 

Von der Regierung und ihren Verwaltungsorga-
nen müssen wir fordern, daß alle gesetzgeberischen 
und verwaltungstechnischen Möglichkeiten ausge-
nutzt werden, um auch die Voraussetzungen für 
einen besseren, rationalisierteren Markt zu schaffen. 
Ich verweise in diesem Zusammenhang auf den 
Enquetebericht Nr. 1627 der V. Legislaturperiode 
vom 12. April v. J. Verwunderlich, daß die hier 
niedergelegten Vorschläge, die Ansätze zur gesetz-
lichen und verwaltungsmäßigen Änderung enthal-
ten, bisher ohne Resonanz geblieben sind. Es scheint 
mir notwendig, hier ein Wort dazu zu sagen, denn 
es sind immerhin 9 Forschungsinstitute der Land-
wirtschaft bemüht worden, um auf Beschluß des 
Bundestages vom 22. 1. 1965 eine eingehende Struk-
tur- und Preisenquete auf dem Markt land- und 
ernährungswirtschaftlicher Güter zu erstellen. Hier 
werden viele Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Effizienz des Produktions- und Vermarktungspro-
zesses ausführlich aufgezählt. Ich möchte dabei auch 
verweisen auf die neue Analyse über Agrarmärkte 
des niedersächsischen Raumes, die auf Veranlassung 
des Landwirtschaftsministers von Niedersachsen 
von] Institut für Agrarpolitik und Marktforschung 
der Universität Bonn erstellt wurde. 

Es sind viele Ansatzstellen vorhanden, die gesetz-
liche Regelungen notwendig machen. Viele den be-
stehenden Gesetzen zugrunde liegenden Zielvor-
stellungen sind aber unter den heutigen veränderten 
wirtschaftlichen Bedingungen auf den Märkten nicht 
mehr gegeben. Bereits in der Legislaturperiode 61/65 
ist der Versuch unternommen worden, gewisse Vor-
schriften bestehender Gesetzgebung zu ändern. Das 
gilt insbesondere für den Vieh- und Fleischmarkt, 
der ja nicht weniger als 43% der gesamten landwirt-
schaftlichen Markterlöse bestreitet. Eine der wich-
tigsten Voraussetzungen für einen funktionierenden 
Markt ist die Verbesserung der Markttransparenz. 
Das gilt für alle Märkte. Diese Markttransparenz 
hat sich in den letzten .Jahren auf den großen 
Schlacht-, Vieh- u nd  Fleischmärkten deutlich ver-
schlechtert. 
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Ich verweise hier auf die schon seit längerer Zeit 
von der Regierung vorbereiteten Referentenent-
würfe, bekannt unter dem Namen „Kreuznacher 
Entwurf". Ich möchte kurz zusammenfassen: Es geht 

1. um die Aufhebung des Schlachthausgesetzes 
von 1868, 

2. um den Wegfall des Gebührengesetzes von 
1933 mit den entsprechenden Verordnungen, 

3. um die schon erwähnte Novellierung des Vieh- 
und Fleischgesetzes (Kreuznacher Entwurf), 

4. und letztlich müssen wir uns auseinandersetzen 
mit den sehr unerfreulichen Nebenerscheinungen, 
die das von uns vor Jahren verabschiedete Vieh-
zählungsgesetz zeigt. 

Nicht zuletzt möchte ich darum bitten, daß — um 
einen geordneten, rationalisierten Markt auf dem 
Vieh- und Fleischsektor zu schaffen — das gesamte 
Veterinärwesen, das länderweise geordnet ist, einer 
zentralen Neuordnung zugeführt werden muß. 

Die Dringlichkeit all dieser gesetzlich notwen-
digen Änderungen möchte ich durch die Ankün-
digung unterstreichen, daß wir nunmehr entschlos-
sen sind, schon in nächster Zeit durch Anträge bzw. 
Einbringung von Gesetzesvorlagen hier Abhilfe zu 
schaffen. 

Abschließend möchte ich zum Marktstrukturpro-
blem sagen: Die Wandlung des Absatzmarktes zum 
Käufermarkt ist das Kriterium, das unsere Land-
wirtschaft zur Produktdifferenzierung, zur Produkt-
markierung zwingt und uns mit der Frage der Wer-
bung für unsere Produkte beschäftigen muß. Eine 
moderne Absatzwirtschaft faßt diese Fragen in der 
Anpassung an die technisch-ökonomischen Bedin-
gungen unserer hochentwickelten Industriegesell-
schaft mit dem Wort „Marketing" zusammen. Durch 
nichts hat diese Frage größere Bedeutung gewon-
nen als durch den Wandel unserer landwirtschaft-
lichen Produktion in eine Überschußproduktion, die 
wir vor Jahren noch nicht kannten. Sie zwingt heute 
allein aus nationaler Sicht zum Umdenken und zu 
neuem Handeln, die durch die Integration unserer 
Agrarmärkte in der Gemeinschaft die wichtigste 
aller Voraussetzungen darstellt. 

Anlage 14 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Klinker (CDU/CSU) zu Punkt 4 
der Tagesordnung. 

Im Grunde geht es in diesem Augenblick um eine 
wahrhaft erregende Auseinandersetzung zwischen 
den wirtschaftlichen Gegebenheiten und den 
menschlichen Notwendigkeiten. Würde es nur urn 
die Wirtschaft gehen, könnte auch in der Landwirt-
schaft die Entscheidung nicht schwerfallen. Sie ist 
sogar von ihr selbst in den vergangenen Jahren 
längst getroffen worden. Die Tendenz zum größeren 

Betrieb und zu einer entsprechenden Verringerung 
der Zahl der Arbeitskräfte ist ebenso eindeutig wie 
die Bereitschaft, durch über die einzelnen Betriebe 
hinausreichende, neue und moderne Absatz- und 
Verarbeitungsformen den veränderten Markterfor-
dernissen in der modernen Industriewirtschaft zu 
entsprechen. 

Schon aus diesem Grunde steht die seit langem 
zu hörende und auch heute in diesem Hohen Hause 
wiederkehrende Behauptung, die Landwirtschaft sei 
über die zukünftigen Tendenzen falsch oder zumin-
destens doch unzulänglich unterrichtet worden, im 
Widerspruch zu der Wirklichkeit. Die Landwirtschaft 
in  der Bundesrepublik hat es längst begriffen, daß 
sie einem unheimlichen Sog revolutionärer Anfor-
derungen ausgeliefert ist. Wenn sie trotzdem nur 
zögernd die Folgerungen daraus zieht, dann auch 
nur deshalb, weil ihr niemand mit letzter überzeu-
gender Klarheit sagen kann, wohin der Weg nun 
eigentlich gehen wird. Und seinen Hof kann man 
nur einmal verkaufen. Das ist doch das Problem, 
um das es geht. Darum auch trotz aller Befürchtun-
gen .Jahr um Jahr die großen Investitionen und der 
Arbeitsaufwand, der nirgendwo sonst in der Wirt-
schaft seinesgleichen hat. Man will Zeit gewinnen, 
um im richtigen Augenblick endgültig darüber ent-
scheiden zu können, ob der eigene Betrieb noch den 
Anforderungen der Zeit entspricht. Diesen Über

-

gang gilt es um der Menschen willen, die die Last 
der Unsicherheit zu tragen haben, so zu gestalten, 
daß es nicht zu falschen, voreiligen Entscheidungen 
kommt, die sich später möglicherweise als nicht not-
wendig erweisen. 

Sehen Sie bitte in diesem Zusammenhang auch 
die eigentliche Erklärung dafür, daß ausgerechnet 
jetzt die Bauern zu Zehntausenden für ihre Lage 
demonstrieren. Der Ruf nach derartigen Demonstra-
tionen wird schon seit .Jahren erhoben. Sie wissen 
das sehr genau. Aber daß er gerade jetzt befolgt 
wird, entspricht der unbestreitbaren Tatsache, daß 
die gegenwärtigen verheerenden Preisverhältnisse 
an den landwirtschaftlichen Märkten eine allge-
meine Ertragssituation haben entstehen lassen, die 
das Überleben-Können in dieser Übergangszeit 
ganz allgemein gefährdet. Wenn Sie die Ver-
hältnisse kennen würden, würden Sie auf den 
gegenwärtigen Demonstrationen viele Gesichter 
sehen, die bisher noch nie zu den Unzufriedenen 
gehörten. Darum machen es sich „aber auch dieje-
nigen zu leicht, die jetzt mehr oder weniger trium-
phierend meinen, die ganze Agrarpolitik 'sei falsch 
gewesen. Aber auch diejenigen machen es sich zu 
leicht, die nur mit der Tatsache der Überproduktion 
operieren. Diese Überproduktion ist doch auch nur 
die vorausgesagte Auswirkung der falschen Preis-
politik in der EWG. Man stelle so schnell wie mög-
lich wieder ein ausgewogeneres Preisverhältnis in 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft her, und 
man wird erleben, daß die gegenwärtige Existenz-
angst in unseren Dörfern sich sehr schnell wieder 
beruhigt. Darum bleibt die Forderung an die Bundes-
regierung, nach wie vor in der Preispolitik das ent-
scheidende Kernstück der Agrarpolitik zu sehen, ja, 
sogar das wichtigste, dem absoluter Vorrang ge-
bührt. 
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Zwei Folgerungen sind daraus abzuleiten. Die 
eine muß die unbedingte Anweisung an die deutsche 
Delegation sein, mit Nachdruck auf eine schnelle 
und ausreichennde Korrektur der gegenwärtigen 
Preise zu dringen. Das sollte um so eher möglich 
sein, als wir Deutschen uns darauf berufen können, 
die Produktionsentwicklung nach dem Getreidepreis-
beschluß richtig vorhergesagt zu haben. Der Ge-
treideanbau im EWG-Raum hielt sich in vertretbaren 
Ausmaßen, aber die Veredelungserzeugung über-
schwemmt die Märkte. Nur vernünftigere Preise 
können diese Verhältnisse wieder normalisieren. 

Die andere Folgerung, die die Bundesregierung 
und mit ihr dieses Hohe Haus ziehen müssen, ergibt 
sich aus der Notwendigkeit, die Auswirkungen der 
augenblicklichen, absolut unzureichenden Ertrags-
lage so schnell wie möglich spürbar zu mildern. 
Andernfalls wird auf den Dörfern mehr Unheil an-
gerichtet, als gegenüber den Menschen dort nach 
Lage der Dinge vertreten werden kann. Die Aus-
lese ist sowieso in vollem Gange und wird dadurch 
auch nicht verzögert werden. Aber es muß verhin-
dert werden, daß die Falschen getroffen werden, 
auf deren unternehmerische Tüchtigkeit unsere 
Volkswirtschaft nicht verzichten kann. Das überstei-
gerte Subventionsgerede hat leider völlig über-
deckt, welche grandiosen Unternehmerleistungen 
nach dem Kriege in der westdeutschen Landwirt-
schaft vollbracht worden sind. Sie verdienen wahr-
haftig allergrößten Respekt und auch weiterhin ein 
angemessenes agrarpolitisches Honorar. 

Die Strukturprobleme und die großen Anforde-
rungen der Technisierung und der Rationalisierung 
auch in der Zukunft werden selbstverständlich 
trotzdem bleiben. Aber sie sind ein ganz anderer 
Problemkreis als die durch die gegenwärtigen Preis-
verhältnisse heraufbeschworene Ertragskrise. Diese 
würde allerdings den gegenwärtigen Unmut mit 
Sicherheit nicht in diesem Ausmaß veranlaßt haben, 
wenn nicht die einschneidende Umstellung der ver-
gangenen Jahre den sorgfältig berechneten Kapital-
dienst der dafür notwendig gewordenen Schulden 
gefährden würde. Aber das ist auch der einzige 
Zusammenhang zwischen der gegenwärtigen Proble-
matik und den vergangenen zwanzig Jahren. Die 
jetzigen unzureichenden Erträge werfen, um es ein-
mal so auszudrücken, die ganze Kalkulation über 
den Haufen. Man stelle darum die Ertragsverhält-
nisse des Wirtschaftsjahres 1966/67 wieder her, ent-
weder über die Preise oder über die vielgelästerte 
und trotzdem ökonomisch außerordentlich wirkungs-
volle Gießkanne, und man wird es erleben, daß die 
auch von der Landwirtschaft selbst bejahte unum-
gängliche Anpassung an die betriebswirtschaftliche 
Entwicklung in der modernen Industriegesellschaft 
weitergehen wird. Alle Voraussetzungen dafür sind 
auf jeden Fall vorhanden. Würden die im Grünen 
Bericht ausgewiesenen Entwicklungstendenzen tat-
sächlich zur Kenntnis genommen, so würde diese 
ganze Auseinandersetzung heute auch gar nicht 
nötig sein. Auch die Landwirtschaft hat ebenso wie 
die übrige Wirtschaft mit den Pfunden gewuchert, 
die die Vertretung des Volkes ihnen allen anver-
traute. 

Dabei gibt es selbstverständlich auch in der Land-
wirtschaft, wie überall, große Leistungsunterschiede. 
Aber im Zeichen der EWG-Entwicklung haben die 
Vorteile und die Nachteile des Standorts in der 
Landwirtschaft die alles überragende Bedeutung 
angenommen. Der Tatbestand ist bekannt genug 
und bedarf nicht der Erörterung in dieser Debatte. 
Dennoch erscheint es mir angebracht, auch jetzt noch 
einmal ausdrücklich das Augenmerk auf die so ent-
standenen großen regionalen Unterschiede zu len-
ken. Sie dürften sogar schon größer geworden sein, 
als man es erwarten konnte, und es erscheint in 
der Tat durchaus sinnvoll, die weiteren agrarpoli-
tischen Entscheidungen auch unter diesem Aspekt 
zu bedenken. Dabei dürfte die schon früher einmal 
ausgesprochene Erwägung angebracht sein, ob sich 
nicht eine Möglichkeit dafür schaffen ließe, um den 
einzelnen Ländern die Entscheidung über die letzte 
Verwendung der Zuwendungen des Bundes an die 
Landwirtschaft zu überlassen. In der schleswig-hol-
steinischen Landwirtschaft ist der Wasserhaushalt 
aus naheliegenden Gründen eine sehr aufwendige 
Angelegenheit, und eine entsprechende Bundeszah-
lung würde schon ganz allgemein als ein beacht-
licher Versuch anerkannt werden, um die gegen-
wärtige Ertragsbeschränkung wenigstens zu mil-
dern. In den verschiedenen Bundesländern würden 
andere Ausgaben vordringlich sein. 

Lassen Sie mich zusammenfassend noch einmal 
sagen, daß nach meiner Meinung die heutige De-
batte in diesem Hohen Hause mißverstanden wird, 
wenn sie über die unmittelbare aktuelle Gegenwart 
hinausgeführt wird. Ihr direkter Sinn muß es viel-
mehr sein, zu klären, daß es der demonstrierenden 
Landwirtschaft in diesem Augenblick allein darum 
geht, auf die niederdrückenden und wirtschaftlich 
nicht zu verkraftenden Preiseinbußen als Folge der 
falschen EWG-Preispolitik hinzuweisen Alle an-
deren Probleme sind vor diesem Zusammenhang se-
kundär. Um so wichtiger aber muß das tatsächliche 
Problem genommen werden. Es stehen menschliche 
Ungerechtigkeiten auf dem Spiel, die niemand in 
diesem Hohen Hause im Ernste wollen kann. 

Anlage 15 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Glüsing (Dithmarschen) (CDU/ 
CSU) zu Punkt 4 der Tagesordnung. 

Im Rahmen dieser grünen Debatte auch ein Wort 
zur beabsichtigten Aktivierung des deutschen Ost-
handels. Vorweg aber eine grundsätzliche Berner-
kung. Ich spreche sicher im Sinne der überwältigen-
den Mehrheit der deutschen Landwirtschaft, wenn 
ich feststelle, daß auch wir Bauern das allergrößte 
Interesse daran haben, wenn unser Binnenmarkt 
und EWG-Markt so gut funktioniert, daß insgesamt 
gesehen eine steigende Massenkaufkraft vorhanden 
ist, damit möglichst viele Menschen auch die hoch-
wertigen Nahrungsmittel, die wir erzeugen, und 
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für einen guten Preis auch abkaufen können. Soweit 
gehen wir alle einig, mit allen Regierungsstellen. 

Wenn nun aber, vor allem im Auswärtigen Amt, 
Bestrebungen im Gange sind, praktisch als Vor-
läufer für eine aktive Ostpolitik den Osthandel auch 
stärker zu aktivieren, so scheiden sich hier unsere 
Auffassungen. Man soll doch bedenken, daß in 
diesen Staatshandelsländern es praktisch keine 
kalkulierbare, sondern höchstens kommandierte 
Preise gibt. Und wenn man nun noch beabsichtigt, 
eine gewisse Auflockerung der bestehenden EWG-
Agrarmarktordnungen anzustreben, dann wird das 
selbst für die noch gesunden Betriebe der euro-
päischen Landwirtschaft existenzgefährlich. 

Daher meine ebenso herzliche wie dringende Bitte 
an die Bundesregierung: Seien Sie mit diesen Be-
strebungen sehr zurückhaltend, und gefährden Sie 
nicht das mühsam Aufgebaute! 

Und nun noch ein Wort an die Adresse der Freien 
Demokraten: Sie, meine verehrten Kollegen, haben 
im Laufe dieser Stunden mutige Reden gehalten 
und einige Anträge gestellt, kluge Ratschläge an 
die Adresse der Bundesregierung gemacht, um nach 
Ihrer Auffassung die Lage der deutschen Landwirt-
schaft zu bessern. Dabei wurde ich daran erinnert, 
daß immer wieder draußen im Lande die Rede da-
von ist, daß einige meiner politischen Freunde mit 
doppelten Zungen redeten. Dazu kann ich nur sagen: 
ich habe hier vor mir ein Interview, welches der 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende Ihrer Partei 
neulich einer Tageszeitung gegeben hat, um einiges 
über seine vielen Besuche anläßlich der Leipziger 
Messe auszusagen. Herr Kollege Dorn meint danach 
klipp und klar, daß man praktisch um jeden Preis 
den Osthandel auch durch Agrareinfuhren weiter 
stärken sollte, selbst wenn schon ein Butterberg oder 
eine Milchschwemme vorhanden sei. Sehen Sie, 
meine Kollegen von der FDP, das ist meines Er-
achtens im wahrsten Sinne des Wortes Doppelzün-
gigkeit, zum mindesten innerhalb Ihrer Partei, und 
so gesehen sollten Sie nicht mit Steinen werfen, 
wenn Sie selber im Glashaus sitzen. 

Anlage 16 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. Rinderspacher (SPD) zu 
Punkt 4 der Tagesordnung. 

Unruhe und lautstarke Demonstrationen sind die 
Kennzeichen für die Lage unserer heutigen Land-
wirtschaft. Hier stocke ich schon! Gibt es d i e Land-
wirtschaft überhaupt? Wie kann man von d e r 
Landwirtschaft sprechen bei so schwer vergleich-
baren Betriebsarten: Groß-, Mittel-, Kleinbetrieben, 
Nebenerwerbs- und Zuerwerbsbetrieben, zur Monu-
kultur neigenden Spezialbetrieben mit hoher Kapi-
talausstattung und den meist unter Boden- und 
Kapitalmangel leidenden Vielsparten-Betrieben? 
Wie kann man von d e r Landwirtschaft reden bei 
solchen Unterschieden von Klima, Boden und Stand

-

ort, dem Gefälle von Norden nach Süden, den Un-
terschieden von Tiefebene, Tälern, Mittel- und Hoch-
gebirge, von Getreideanbau-, Hackfruchtbau- und 
Futterbetrieben, bei Stall- und Weidewirtschaft, bei 
Marktnähe und Ungunst des Standorts, bei land-
armen und landreichen Familienbetrieben, bei Aller-
weltsbetrieben und solchen mit Sonderkulturen, die 
auf kleinster Fläche ein lohnendes Einkommen er-
zielen? Nicht zuletzt sei der Unterschied in der Be-
triebsführung genannt, bei denen unterschiedliche 
Befähigung, Fachausbildung und teilweise völlig 
konträre soziale Ziel- und Wertvorstellungen das 
Betriebsergebnis entscheidend beeinflussen. 

In der Praxis ergibt die Mischung all dieser auf-
gezeigten Arten eine verwirrende Vielzahl von 
Strukturen und Typen, die es so unendlich schwie-
rig machen — vor allem für den meist kritisch Au-
ßenstehenden , ein einigermaßen einheitliches Bild 
von einem Wirtschaftszweig zu erhalten, der in sei-
nem berufsständischen Auftreten seit Jahren und 
vor allem in letzter Zeit sich so geschlossen gibt! 

Zwei wichtige Betriebsleitertypen möchte ich hier 
charakterisieren: Den mit einer „Erhaltungsmentali-
tät", d. h, mit dem Bestreben der Konservierung der 
überkommenen Betriebsführung, und den anspruchs-
vollen dynamischen Typ, der auf Steigerung des 
Einkommens bedacht ist, der stetig die Verbesse-
rung des materiellen und immateriellen Lebensstan-
dards anstrebt, kurz, der moderne Unternehmertyp. 
Der Unterschied ist sicherlich auch ein Generationen

-

problem, und bei der Überalterung unserer  land-
wirtschaftlichen Bevölkerung liegt es nahe, daß der 
erste Typ überwiegt. Sicherlich auch hier ist die 
reine Ausprägung des Typs nicht die Regel, die Mi-
schung vielmehr in allen Variationen anzutreffen. 

Zu all den aufgezeigten Differenzierungen des 
Wirtschaftszweiges Landwirtschaft müssen aber 
heute auch die Unterschiede der konkurrierenden 
Regionen des EWG-Raumes, in den wir integriert 
sind, berücksichtigt werden und die meist noch viel 
größeren Unterschiede zu den Ländern und Räumen, 
mit denen wir — oft sehr zum Arger der protestie-
renden Bauern und ihrer Funktionäre — Handel 
treiben, weil wir auf weltweite Wirtschaftsbeziehun-
gen angewiesen sind. In der Regel werden zwar 
extrem günstige klimatische und Bodenverhältnisse 
des außerdeutschen Raumes durch unser höheres 
Leistungspotential und größere Produktionselastizi-
tät und größere Marktnähe ausgeglichen, ohne aber 
ihre Wirksamkeit ganz zu verlieren. 

Der Bericht der Bundesregierung weist nach, daß 
in allen Betriebsgrößen, also auch im landarmen 
Kleinbetrieb, extrem gute und extrem schlechte 
Ergebnisse bzw. Einkommen erzielt werden. Damit 
ist bewiesen, daß Betriebe mit reichlicher Boden-
ausstattung allein noch keine Garantie für ein ge-
sundes Betriebsergebnis sind. Aus dieser Tatsache 
möchte ich drei Folgerungen ziehen: 

1. Wichtiger als die Betriebsgröße sind die natür-
lichen Produktionsbedingungen. Vor allem ist die 
unterschiedliche unternehmerische Leistung ent-
scheidend für die Einkommensbildung. 
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2. Die so lautstark geforderten „kostendecken-
den Preise" sind keine Allein-Hilfe für die Land-
wirtschaft, ganz abgesehen davon, daß sie bei struk-
tureller Überproduktion zu unerträglicher Budget-
belastung Eiihren. Sie brächten cien bisher schon gut  
verdienenden Betrieben aller Grüßen eine Differen-
zialrente und würden den Betrieben mil Struktur- 

3.

und Führungsmängeln nur wenig rind sicherlich nur 
vorübergehend helfen. Das Reichsnährstandsdenken 
sollte man sich allmählich abgewöhnen.  

4. Die Berufsaufgabe von Hunderttausenden, vor  
allem kleiner Bauern und in der Landwirtschaft  
Beschäftigter, ist eine jahrzehntealte Bewegung und  
ist international. Sie hat sich allerdings im letzten  
Jahr in Folge der Wirtschaftsrezession verlangsamt,  
ist aber latent so stark wie eh und je. Nicht finstere  
Mächte betreiben das Bauernlegen, sondern der  
Trend, ja der Zwang zur größeren Einheit ist auf  
gesellschaftspolitische und vor allem betriebs-
wirtschaftliche Zwangsläufigkeiten zurückzuführen.  
Einige dieser betriebswirtschaftlichen Zwänge  
möchte ich hier in Kürze aufzeigen.  

Jede moderne Wirtschaftsentwicklung bringt — 
auch in der Landwirtschaft!— eine dauernde Kosten-
verschiebung hin zu Material- und Anlagekosten,  
da kleinere Maschinen nun einmal selbst bei voll-
ständiger Auslastung höhere Stückkosten ver-
ursachen; sie begünstigt also den an Fläche und  
Kapital besser ausgestatteten Betrieb.  

Die Produktivitätssteigerung der menschlichen Ar-
beitskraft ist die Voraussetzung des wirtschaftlichen  
Fortschritts; deswegen nimmt der Anteil der mensch-
lichen Arbeitskraft dauernd a b. Damit verlieren das  
höhere Arbeitsethos und das größere Arbeitsvolu-
men des überkommenen Familienbetriebs als Son-
dervorteile immer mehr an Bedeutung. Die Belastung  
dieses Betriebes mit fixen Kosten, die durch das  
veränderte Verhältnis von Kapital- zu Arbeitskraft-
ausstattung entstehen, wird dank der ständig neuen  
und kostspieligeren technischen Entwicklung immer  
größer.  

Kein moderner Betrieb, gleich welcher Größe,  
kann heute auf teure Ausstattung, auf Saatgut, Dün-
gemittel, Schädlingsbekämpfungsmittel, Futtermittel,  
Kraftstoff usw. verzichten. Dazu kommen dauernd  
steigende Ansprüche an bauliche Ausstattung von  
Haus und Hof. Diese Kosten verlangen unbedingt  
Deckung, die um so zwingender und kritischer wird,  
je weniger Eigen- und je mehr Fremdkapital ein-
gesetzt ist. Der Kostenvorsprung des reinen Fami-
lienbetriebs mit seiner möglichen teilweise oder zeit-
weilig ganzen Einsparung des Familienlohnes wird  
dadurch immer geringer, umso mehr, als mit steigen-
den Lebensansprüchen der kalkulatorische Familien-
und Betriebsleiterlohn immer mehr zu echten Aus-

gabekosten werden.  

Und wie steht es mit der Konzentration der Nach-
frage im Absatzbereich für den Einzellandwirt? Er 
ist als Marktpartner genauso schwach wie der Tante-
Emma-Laden neben dem Supermarkt. Ohne Auslage-
rung der Absatzfunktion aus dem Einzelunterneh-
men ist die Marktstellung des einzelnen unerträg-
lich. Der Erzeuger-Verbraucher-Direktabsatz ist 

manchmal und bei einzelnen Produkten zwar mög-
lich, spielt aber gesamtwirtschaftlich nur eine unbe-
deutende Rolle. 

Zum Wesen der expandierendere Wirtschaft gehört 
eine dauernde Verbesserung der Kapitalausstattung. 

Die Beschaftung dieses Kapitals — vor allem bei  rücklaufigen  
Betriebsergebnissen — der lohnende  

Einsatz, Verzinsung und Amortisation ist wahr-
scheinlich die wichtigste und gleichzeitig schwierigste  
Aufgabe der Unternehmungsführung. Wer ihr nicht  
gewachsen ist, muß scheitern.  

Die Erzielung eines ausreichenden — in der dyna-
mischen Wirtschaft bedeutet das immer: eines stei-
genden — Einkommens erfordert eine dauernde 
Ausdehnung des Produktionsvolumens, was eine 
Aufstockung der Fläche oder des Kapitals bedeutet. 
Die Betriebsumstellung bleibt damit eine kon-
tinuierliche Aufgabe. Gründliche Ausbildung, 
dauernde Fortbildung und Marktorientierung sind 
dazu wiederum die Voraussetzungen. 

Der überbetriebliche Einsatz von Großmaschinen 
muß ergänzt werden durch zwischenbetriebliche 
Arbeitsteilung in ihren vielfältigen Formen. Diese 
ist auch notwendig, damit endlich die Landfrau von 
der Feld- und möglichst auch von der Hofarbeit be- 
freit wird. Im Interesse der biologischen Zukunft 
unserer Bauern ist diese Forderung unabdingbar. 

Kooperation in jeder Form wirkt sich aber letzt-
endlich nur kostensparend und gewinnfördernd aus, 
wenn gleichzeitig Arbeitskräfte freigesetzt werden. 
Diesen freigesetzten Arbeitskräften müssen außer-
landwirtschaftliche Berufschancen geboten werden, 
und zwar im ländlichen Raum, um dessen Entvölke-
rung zu verhindern. Über die Verbesserung der 
ländlichen Infrastruktur haben meine Freunde hier 
schon das Nötige gesagt. 

Der Familienbetrieb bisheriger Prägung wird 
durch all diese Maßnahmen laufend umstrukturiert, 
er wird zwangsläufig mit anderen Betrieben zum 
Verbundunternehmen oder er wird zum Neben-
erwerbsbetrieb. Durch Bindungen an Einkaufs- und 
Absatzorganisationen einer Genossenschaft oder 
eines Handelsunternehmens werden wiederum zahl-
reiche Unternehmerfunktionen des Einzelbetriebes 
abgegeben. 

Nebenerwerbsbetriebe und Zuerwerbsbetriebe 
haben in einem solchen Wirtschafts- und Betriebs-
system echte Chancen zur Nutzung der neuesten 
Produktionstechniken und ergänzen die klassische 
Form des Vollerwerbsbetriebes. 

Die notwendige inner- und außenbetriebliche Um-
strukturierung, die Sache der Landwirte selbst ist, 
enthebt den Staat nicht der Agrarförderung durch 
Sorge für eine ausgeglichene Sozial- und Wirt-
schaftsordnung auf dem Lande. Der lenkenden und 
fördernden Einwirkung des Staates im Bereich der 
Landwirtschaft konnte sich seit über 30 Jahren kein 
Staat entziehen; ich darf hinzufügen, daß alle Staa-
ten mit unterschiedlichen Methoden und unter-
schiedlichem Erfolg die Beseitigung der inneren und 
der äußeren Einkommensdisparität anstreben. Die 
freiheitliche Grundordnung muß bei dieser staat-
lichen Einwirkung keineswegs beeinträchtigt wer- 
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den, denn jeder betroffene Landwirt ist frei, die ge-
botenen Möglichkeiten zu ergreifen, sich einzuord-
nen oder auszuscheiden. Dadurch unterscheidet er 
sich grundsätzlich von seinen Kollegen in den öst-
lichen Diktaturen. Er bleibt frei in seiner selbst-
gewählten Bindung. 

Und noch eins: ein Allheilmittel, eine schnell-
wirkende Patentlösung können nur Scharlatane oder 
Volksverführer anbieten. Ein ganzer Katalog sich 
ergänzender und auch keineswegs allzeit gültiger 
Maßnahmen, bei denen ich finanzielle Hilfen des 
Staates durchaus einschließen will, müssen das Ziel 
verfolgen: die notwendigen Freisetzungen sozial er-
träglich und volkswirtschaftlich sinnvoll zu machen 
und den in der Landwirtschaft Verbleibenden ihre 
Aufgabe zu ermöglichen und zu erleichtern, nämlich 
in einer gesunden, sich dauernd ändernden und er-
weiternden Volkswirtschaft integriert, bei steigen-
dem Einkommen einen wesentlichen Anteil unserer 
Ernährung sicherzustellen. 

Anlage 17 

Schriftliche Erklärung 

der Abgeordneten Frau Griesinger (CDU/CSU) zu 
Punkt 4 der Tagesordung. 

Ich möchte zu einem Problem kurz Stellung neh-
men, das in steigendem Maße sowohl in der land-
wirtschaftlichen als auch in der übrigen Bevöl-
kerung viel Unruhe schafft. Es betrifft die ständig 
wachsende Differenz zwischen den Verkaufserlösen 
der Landwirtschaft, den „Erzeugerpreisen", und den 
Verbraucherausgaben für inländische Nahrungs-
mittel, den „Verbraucherpreisen". 

Im Grünen Bericht wird darauf hingewiesen, daß 
in dieser Differenz enthalten sind: die Kosten des 
Handels aller Stufen für die Erfassung, der Trans-
port und die Heranbringung der Erzeugnisse an 
die Verbraucher, die Kosten für Bearbeitung und 
Verarbeitung, Verpackung und Darbietung der Nah-
rungsmittel sowie die Gewinnspannen der hieran 
beteiligten Wirtschaftsbereiche. 

Es wird weiter ausgesagt, daß die ständige Aus-
weitung dieser Differenz die wachsenden An-
sprüche der Verbraucher an die Bereitstellung und 
Darbietung der Nahrungsmittel widerspiegele. 

Ein immer größer werdender Anteil der Ver-
braucherausgaben für die Nahrungsmittel fließt an 
die Verarbeitungsindustrie und den Handel. Er 
wuchs in den letzten 16 Jahren von 36 % auf 48 %. 
Bei den einzelnen Nahrungsmittelgruppen sind die 
Anteile zum Teil noch höher, so z. B. bei den 
Brotgetreideerzeugnissen, wo sie 75% betragen. 

Ein Beispiel möge dies verdeutlichen Der Weizen-
preis betrug 1957/58 42 Pf./kg, 1966/67 44 Pf./kg, 
der Weißbrotpreis dagegen 1957/58 1.10 DM/kg, 
1966/67 1,55 DM/kg (Erköhung von 4,8 "/o beim 
Erzeugerpreis und 47,6% beim Verbraucherpreis). 
Bei Roggenbrot stieg der Erzeugerpreis in 
diesem Zeitraum nicht, der Verbraucherpreis um 

60,3 %. — Wir sehen dabei, daß der Anteil der 
Landwirtschaft an diesen Endpreisen immer kleiner 
wird. Und der Satz wird verständlicher, den wir 
immer häufiger hören, daß der Landwirt auf dem 
Ernährungssektor mehr und mehr zum Rohstoff-

lieferanten werde. 

Zugleich  wird aber auch die landwirtschaftlicho 
Familie immer mehr auch zur „Verbraucherfamilie". 
Im Zusammenhang mit der Spezialisierung und 
Rationalisierung der bäuerlichen Betriebe nimmt. 
der Selbstversorgungsgrad rapide ab. Die Bäuerin 
kauft heute im Durchschnitt ihre Nahrungsmittel be-
reits zu 60 % im Laden. Sie wird mehr und mehr 
„Verbraucherin". Sie erlebt nun selbst, wie lang-
sam und schwerfällig sich die Schwankungen der 
Erzeugerpreise in den Verbraucherpreisen wider-
spiegeln odor sich oft dort auch gar nicht auswirken. 
Die  Frage nach dem „richtigen Preis" wird immer 
drängender. „Warum können wir für unsere Erzeug-
nisse nicht kostengerechte Preise erhalten, um nicht 
auf Subventionen des Staates angewiesen zu sein? 
Wie können wir uns gegen die Behauptungen weh-
ren, daß wir an den steigenden Lebensmittelpreisen 
schuld sind, wo wir doch augenblicklich weniger 
denn je für unsere Erzeugnisse erhalten?" Das sind 
die verzweifelten Fragen dieser Tage auf dem 
Lande. Und ähnlich lauten die Fragen in den 
Städten „Müssen wir die teurere inländische Ware 
kaufen, wo wir doch die ausländische Ware billiger 
bekommen können? Warum muß jedes Volk darauf 
bedacht sein, seine eigene landwirtschaftliche Er-
zeugung zu schützen und zu erhalten?". 

Wir alle sind darauf angewiesen, sehr geehrte 
Herren und Damen, ganz besonders in der Zeit. 
der größer werdenden Märkte und der drohenden 
Hungersituation in der Welt, daß wir eine mög-
lichst verständliche und objektive Aufklärung über 
das Marktgeschehen erhalten. Nur, wenn wir dieses 
„Marktgeschehen" begreifen lernen, können wir 
uns marktgerecht verhalten, seien wir Erzeuger, 
Verarbeitungsindustrie, Handel oder Verbraucher. 
Viele Institutionen bemühen sich seit Jahren sehr 
verdienstvoll darum, und wir haben ihnen an dieser 
Stelle unseren Dank zu sagen, seien es die Ver-
braucherzentralen, die vielen Frauenverbände, die 
AGV, die hier aufklärend und informierend wirken. 
Besonderer Dank sei an dieser Stelle aber auch den 
vom Ernährungsministerium gestützten Organen ge-
sagt, wie dem Bundesausschuß für volkswirtschaft-
liche Aufklärung mit seinen ausgezeichneten Infor-
mationsschriften, den Vereinen „Stadt und Land" mit 
ihren Begegnungstagungen und Besichtigungsfahr

-

ten und allen weiteren Stellen. Die „Woche des 
Verbrauchers" hat kürzlich gezeigt, wie nützlich 
es ist, gemeinsame Aktionen zu starten, um die 
Bevölkerung auf dies wichtigen Aufgaben hinzu-
weisen. 

Wir müssen jedoch mehr, als es bisher geschehen 
ist, die Ernährungs- und Verbraucherberatung in 
den ländlichen Raum ausdehnen. Die Probleme sind 
dort zum Teil anders als in der Stadt. Ich würde 
es deshalb sehr begrüßen, wenn dies e Beratung in 
enger Zusammenarbeit mit den gut bewährten 
Beratungsstellen der ländlichen Hauswirtschaft er- 
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folgen könnte. Der Deutsche Landfrauenverband 
hat bereits die Initiative ergriffen und seine Hilfe 
hierbei angeboten. 

Ich möchte Sie, sehr geehrter Herr Minister, herz-
lich bitten, dieses Angebot aufzugreifen. Es brau-
chen nicht immer fest angestellte Ernährungsbe-
raterinnen zu sein, die wir in unserem Land in 
noch viel zu geringer Zahl erst haben. Wir haben 
so viel gut bewährte andere Kräfte, denken wir 
nur an so manche verheiratete Landwirtschafts-
oder Hauswirtschaftslehrerin, die vielleicht gerne 
in ihrem Wohnbereich auf dem Lande gegen Hono-
rar Beratungsseminare oder -abende abhalten wür-
de für die ländliche Bevölkerung. Es bedürfte nur 
kurzer und nicht zu kostspieliger Sonderlehrgänge, 
um hier unkonventionell, aber dadurch vielleicht 
um so wirksamer Hilfe zu leisten. 

Wäre es zudem nicht auch eine gute Sache, wenn 
das Fernsehen und die übrigen Massenmedien sich in 
ansprechender Weise stärker um dieses so inter-
essanten „Marktgeschehens" und unserer Rolle in 
diesem Kräftespiel annehmen würden? Warum könnte 
z. B. nicht eine ähnliche Sendereihe wie die aus- 

gezeichnete Kurzsendung „Der siebte Sinn" zu-
gunsten von uns „Verbrauchern" geschaffen wer-
den? Nicht nur die Hausfrauen in Stadt und Land 
wären dankbar dafür. Es wäre zugleich ein guter 
Unterricht für unsere Jugend, die nicht zeitig genug 
auf unser modernes Wirtschaftsleben hin erzogen 
werden kann Sicher wäre es ein hilfreicher Bei-
trag auch zur besseren Verständigung zwischen 
den  Erzeugern, der Verarbeitungsindustrie, dem 
Handel und dem Verbraucher, der wir letztlich ja 
alle sind. Nur wenn dieses Verstehen der gegen-
seitigen Abhängigkeit und des gegenseitig auf sich 
Bezogenseins bei uns wächst, wird die Unruhe und 
das Unbehagen, das wir heute empfinden, geringer 
werden können. Ich meine, daß dies ein sehr 
aktueller und sehr politischer Auftrag an uns alle 
ist. 

Es ist mir deshalb zum Schluß ein Anliegen, 
Ihnen, sehr geehrter Herr Minister Höcherl, dafür 
zu danken, daß Sie gerade für diese Fragen so viel 
Verständnis aufbringen und alles daransetzen, eine 
gute und sinnvolle Aufklärungsarbeit zwischen die-
sen drei Wirtschaftspartnern zu betreiben. 
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